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ein Argument wird häufiger gegen die jetzt ge- 
forderte Verſtärkung unſerer Kriegsflotte geltend 
gemacht, als daß Deutſchland ein reiches Land 
geworden ſei, der deutſche Kaufmann unſeren 
Namen in allen Breiten zu Ehren gebracht und 
die deutſche Ware über alle Meere getragen habe, ohne 
daß wir eine große Flotte beſaßen. Iſt es bisher auf 
dieſe Weiſe gegangen, warum ſollte es nicht weiter 
gehen! Welche Veränderungen ſind insbeſondere ſeit 
zwei Jahren eingetreten, daß die damals für ausreichend 
erklärte Flotte auf einmal als zu klein erſcheint? Die 
ſo ſprechen, kennen vielleicht den äußeren Gang unſerer 
wirtſchaftlichen Entwickelung, ſicherlich aber nicht die 
Bedingungen, aus denen ſie erwuchs, und ſie ver— 
kennen deshalb auch die große Tragweite, welche die 
weltgeſchichtlichen Ereigniſſe der neueren und neueſten 
Zeit für uns beſitzen. 

Von jeher ſind volkswirtſchaftliche und ſtaatliche 
Entwickelung miteinander Hand in Hand gegangen, und 
beide ſtehen unter dem Geſetz des Fortſchreitens von 
engen zu weiten Räumen. So begann die Erhebung 
unſeres Volkes aus dem Elend und der Armut, in die 
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es das ſtaatenloſe Chaos des ausgehenden Mittelalters 
verſenkt hatte, mit der Ausbildung der größeren Terri— 
torialſtaaten, ſteigerte ſich zu einer kräftigeren und 
nachhaltigen Aufwärtsbewegung, als der deutſche Zoll— 
verein ins Leben trat, und eine faſt ſtürmiſche Reich— 
tumsentwickelung ſetzte mit der Begründung des Deutſchen 
Reiches ein. 

Ich muß es mir ebenſo verſagen, die neuerliche 
Steigerung der Leiſtungen auf allen Gebieten menſch— 
lichen Schaffens, die großartige Entfaltung der land— 
wirtſchaftlichen und induſtriellen Technik, die allgemeine 
Erhöhung der Lebenshaltung und Lebenskraft in unſerem 
Volke zu beſprechen, wie die Schatten, welche den Glanz 
dieſer Entwickelung begleiteten. Nur eine Seite der— 
ſelben bedarf hier einer näheren Betrachtung. 

Seit den fünfziger Jahren iſt, zunächſt langſam, 
dann ſeit den ſiebziger Jahren immer raſcher unſere 
Volkswirtſchaft über den geſicherten Boden der Heimat 
hinausgewachſen. Unſere Induſtrie verarbeitet ſeitdem 
in ſteigendem Maße fremde Mineralien und ſonſtige 
Rohſtoffe, und unſere Bevölkerung verbraucht immer 
mehr Nahrungs- und Genußmittel, die nicht auf deutſcher 
Erde gewachſen ſind. 

Gegenwärtig führen wir alljährlich im Werte von 
5½ Milliarden Mark Waren ein, exportieren deren 
für 4 Milliarden und decken die verbleibende Differenz 
aus dem Frachtgewinne unſerer Handelsflotte und aus 
den Erträgen der deutſchen Unternehmungen und Kapi— 
talien, die heute in allen Teilen der Erde thätig oder 
werbend angelegt ſind. 

Es wäre falſch, wollte man glauben, dieſe Ent— 


wickelung wäre unterblieben, wenn fih niemals jene 
ſchwere Konkurrenz eingeſtellt hätte, welche heute unſere 
Landwirtſchaft ſchädigt. Denn 1. tritt der größere Teil 
der Waren, die wir einführen, gar nicht in Wettbewerb 
mit den Erzeugniſſen unſerer Landwirtſchaft und 2. war 
Deutſchland ſchon vor der Zeit, als ſich die ruſſiſche 
und amerikaniſche Konkurrenz ruinös geltend machte, 
ein Getreide importierendes Land. Wir führen ſchon 
feit Anfang der fünfziger Jahre mehr Roggen und feit 
der erſten Hälfte der ſiebziger Jahre mehr Weizen ein, 
als wir an das Ausland abgeben. 

Das Anſchwellen des Außenhandels würde ohne die 
landwirtſchaftliche Preisdepreſſion langſamer erfolgt ſein; 
was aber den alten Zuſtand der annähernden wirtſchaft— 
lichen Selbſtgenügſamkeit unſeres Landes notwendig und 
unwiderruflich durchbrechen mußte, das war die raſche 
Zunahme unſerer Bevölkerung, die Steigerung ihrer 
Bedürfniſſe und die Entwickelung der Technik. Da— 
durch iſt Deutſchland in wenigen Jahrzehnten aus einem 
Staat von weſentlich binnenländiſchem Charakter zu 
einem echten Seeſtaat geworden. Die Eiſenbahnen 
haben das Binnenland der Küſte näher gerückt, alle 
Teile des Landes dem Welthandel als empfangende und 
gebende Glieder angeſchloſſen und ſo den kommerziellen 
Vorſprung großenteils ausgeglichen, den England durch 
ſeine wirtſchaftsgeographiſche Lage und den Aufbau 
ſeines Gebiets bisher vor uns gehabt hatte. Immer 
breiter wird der Strom von Waren, der im Binnenlande 
von und zu den Häfen flutet, und mehr als zwei Drittel 
unſeres Außenhandels bewegen ſich auf dem Meere. 
Sicherlich bieten nun Außenhandel und Seeſchiff— 


fahrt Deutſchlands ſehr erfreuliche Bilder nationaler 
Kraftentwickelung. Hamburg iſt zum größten Hafen 
des europäiſchen Feſtlandes geworden. Deutſchland hat 
die zweitgrößte Handelsflotte der Welt, unter deutſcher 
Flagge vollzieht ſich nicht bloß ein wachſender Teil unſeres 
einheimiſchen Verkehrs, ſondern auch desjenigen an den 
Küſten fremder Erdteile, wie Südamerika und Oſtaſien. 
Dank der Güte unſerer Produkte, der Gewandtheit und 
Redlichkeit unſerer Kaufleute, ſteht Deutſchland unter 
allen Einfuhrländern an erſter Stelle, ſelbſt vor Groß— 
britannien, in allen unſeren öſtlichen und nördlichen 
Nachbarländern: Oeſterreich-Ungarn, Rußland und 
Skandinavien, nicht minder in der Schweiz und den 
Niederlanden, an zweiter Stelle, nämlich nächſt Groß— 
britannien: in Italien, den Vereinigten Staaten, faſt 
allen ſüdamerikaniſchen Ländern, in Britiſch-Indien, an 
dritter, nächſt Großbritannien bezw. Frankreich und den 
Vereinigten Staaten: in Frankreich, England, Kanada, 
Auſtralien und Kapland. 

Aber die Vorausſetzung und die Grundlage ſolcher 
Kraftentfaltung unſerer Volkswirtſchaft nach außen hin 
bildete ein beſtimmtes Syſtem von handels- und macht⸗ 
politiſchen Beziehungen, eine beſtimmte Art der wirt— 
ſchaftlichen Arbeitsteilung unter den Völkern und Zonen, 
und in jeder dieſer Richtungen ſind neuerdings Ver— 
änderungen eingetreten, deren Bedeutung weit über den 
Intereſſenkreis des Seehandels und der Exportinduſtrie 
hinausgeht und große Entſchlüſſe fordert, wenn es uns 
gelingen ſoll, den errungenen Stand unſeres Reichtums 
und unſerer Kultur, unſere politiſche Stellung im Kreiſe 
der Nationen zu wahren. 


Das bis vor kurzem herrſchende, aber heute bereits 
ſtark erſchütterte und abgebröckelte Syſtem der Handels— 
politik kennzeichnet ſich durch den Gedanken, daß die 
Völker auf den friedlichen Austauſch der Produkte ihres 
Fleißes, auf gegenſeitige wirtſchaftliche Ergänzung an— 
gewieſen ſeien. Ich darf die Einflüſſe, die dieſes Syſtem 
ſchufen, raſch Ihrer Erinnerung zurückrufen. 

England öffnete in den vierziger Jahren ſeine hei— 
miſchen und kolonialen Märkte allen Völkern der Erde 
unter den gleichen Bedingungen wie ſeinen eigenen 
Unterthanen, und dies geſchah ſelbſtverſtändlich nicht 
irgend einer Theorie zuliebe, ſondern in der klaren Er— 
kenntnis, daß es unter den gegebenen Verhältniſſen 
damit ſein eigenes Intereſſe am wirkſamſten förderte. 
Denn in zwei Jahrhunderten wenig unterbrochener Han— 
dels- und Kolonialkriege hatte es, geſtützt auf ſeine Inſel— 
lage, unter Ausnützung und Schürung des Haſſes der 
europäiſchen Feſtlandsſtaaten gegeneinander, ſich zur 
unbeſtritten erſten Handels- und Kolonialmacht erhoben, 
ſeine Flagge in allen Erdteilen aufgerichtet und in dem 
großen Schlußakt jenes Eroberungszuges, in den Kriegen 
gegen Napoleon I., allen fremden Kriegs- und Handels- 
marinen einen furchtbaren Schlag verſetzt. Zerſtörte 
es doch in dieſer Zeit nicht weniger als 1110 Kriegs- 
ſchiffe, und reihte es mehr als 4000 Kauffahrteiſchiffe 
als gute Priſe ſeiner Handelsflotte ein. England hatte 
endlich ſeit dem letzten Viertel des 18. Jahrhunderts 
und während der Kontinentalſperre durch Ausbildung 
der Dampftechnik einen weiten induſtriellen Vorſprung 
vor allen Konkurrenten gewonnen. Unter ſolchen Ver- 
hältniſſen verlor die ältere exkluſive Handels-, Kolonial- 


und Schiffahrtsgeſetzgebung jeden Sinn, Englands Privat- 
unternehmungen bedurften keines ſtaatlichen Schutzes, 
jene Geſetze konnten durch den Widerſtand, den ſie her— 
vorriefen, höchſtens Schaden ſtiften, wie beſonders der 
Abfall der Vereinigten Staaten gelehrt hatte. England 
war für einige Zeit geſättigt mit Land und Reichtümern, 
und aus dem Gefühl der Sättigung, der unbeſtrittenen 
Seeherrſchaft und wirtſchaftlichen Ueberlegenheit erwuchs 
die Freihandelstheorie und -praxis. Das wichtigſte 
ſchien nun die ruhige Pflege des Außenhandels, der 
Ausbau und die Beſiedelung der Kolonien. Man ver— 
langte nach Frieden und friedlichem Warenaustauſch, 
weil dabei jetzt mehr zu gewinnen war. Es konnte der 
Gedanke in England Platz greifen und theoretiſche Aus— 
geſtaltung finden: aller Streit unter den Nationen, 
alles kollektive Ringen um Macht und Beſitz müſſe und 
könne dem Wettkampf der Einzelnen und der Unter— 
nehmungen weichen. 

Außerhalb Englands fand die Freihandelslehre, von 
Gelehrten und Ungelehrten in allen Zungen verkündet, 
die eifrigſten Anhänger unter den Landwirten. Denn 
mit der Entwickelung Englands zum reinen Induſtrie— 
ſtaat wurde es der Abſatzmarkt für Weizen und Futter— 
ſtoffe, Fleiſch und Wolle des europäiſchen Feſtlandes, 
ſowie für Baumwolle von Nordamerika, das bis Anfang 
der ſiebziger Jahre kein anderes großes Stapelprodukt 
lieferte. Die ungeſtörte Entwickelung dieſes gewinn— 
bringenden Austauſchverkehrs mit England war eine 
Forderung des landwirtſchaftlichen Klaſſenintereſſes. Es 
war ein Kompromiß zwiſchen den landwirtſchaftlichen 
Exporteuren und den unter dem engliſchen Mitbewerb 
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leidenden Induſtriellen, welcher die mäßigen, die Kon— 
kurrenz lediglich mildernden, aber keineswegs aus— 
ſchließenden induſtriellen Schutzzölle des deutſchen Zoll— 
vereins, ebenſo die mäßigen Schutzzölle der Vereinigten 
Staaten von 1846 ins Leben rief und ſie ſeit den 
ſechziger Jahren auf ganz Europa mit Einſchluß von 
Rußland übertrug. Die tropiſchen und ſubtropiſchen 
Gebiete der Erde glaubte man damals für alle Zeit 
dazu beſtimmt, von Europa mit Fabrikaten der Groß— 
induſtrie verſorgt zu werden (Fr. Liſt). So ſchien ein 
Glied genau ſich zum anderen zu fügen, die ruhige 
Wohlſtandsentwickelung aller Nationen geſichert. Alle 
Märkte ſtanden dem geſchickten und unternehmenden 
Fremdling mit geringen Erſchwerungen offen, dabei 
wurden die fremden Waren auf Grund der Meiſt— 
begünſtigungsklauſel überall auf gleichem Fuß, in Eng— 
land ganz wie die einheimiſchen behandelt. 

Der Freihandelsgedanke, die Vorſtellung, daß aller 
Handel auf beiderſeitigem Nutzen beruhe, konnte nicht 
ohne Bedeutung bleiben für die Beziehungen der Staaten 
zu einander überhaupt. Die Kreiſe, aus deren Inter— 
eſſe die Freihandelstheorie hervorgegangen war, die 
engliſchen Großinduſtriellen und Kaufleute, die ſeit 
der Parlamentsreform von 1832 die Herrſchaft in 
England führten, waren aufrichtige Friedensfreunde, 
denn jeder Krieg konnte ihren höchſt gewinnbringenden 
Handel lediglich ſtören. Eng berührte ſich jene Theorie 
mit dem Ideenkreis des politiſchen Liberalismus, ſeinen 
weltbürgerlichen Neigungen, ſeinem Glauben an das 
Selbſtbeſtimmungsrecht der Einzelnen wie der Völker. 

Es war eine Anerkennung dieſer Anſchauung, als 
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England im Jahre 1863 auf ſeine Schutzherrſchaft über 
die ioniſchen Inſeln verzichtete, weil die Bevölkerung 
den Anſchluß an Griechenland wünſchte. Mit der 
gleichen Anſchauung begründeten die liberalen Staats- 
männer ihren Rückzug aus den von ihnen annektierten 
Burenrepubliken im Jahre 1852 und aus der — nach 
Entdeckung der Diamantfelder wiederum annektierten — 
Transvaalrepublik im Jahre 1881; lange Zeit gefielen 
ſie ſich in der Rolle der Beſchützer aller aufſtreben— 
den kleinen Nationalitäten. Gewiß enthielt die Ver— 
kündigung ſolcher großmütigen Politik ſtets ein gut 
Teil cant — von den hochtönenden Reden, mit denen 
Canning den Abfall Englands von der heiligen Allianz 
und die Förderung der Revolution in den ſpaniſchen 
Kolonien verteidigte, bis zu den edlen Worten 
Chamberlains, die den Rückzug Englands aus dem 
Transvaal nach der Schlacht am Majuba Hill mit 
dem Hinweis auf das Selbſtbeſtimmungsrecht der 
holländiſchen Bauern rechtfertigten. Wie Canning 
ſeine wahren Abſichten aufdeckte, als er im Jahre 1824 
in einem Brief an Granville ſchrieb: „Spaniſch— 
Amerika iſt frei und wenn wir unſere Angelegenheiten 
nicht elend führen, ift es engliſch“ — fo hat unlängſt 
Lord Kimberley bekannt, daß Gladſtone ſich 1881 zur 
Nachgiebigkeit entſchloß, nicht weil ſich herausgeſtellt 
hatte, daß die Buren die Annexion verwarfen, ſondern 
weil man einen Aufſtand der Holländer in der Kap: 
kolonie und die Beteiligung des Oranjefreiſtaats am 
Kriege fürchtete. 

Aber ſchon in dem Gebrauch jener Phraſeologie 
lag eine gewiſſe Anerkennung der Macht, welche die 


liberale Auffaſſung von den internationalen Beziehungen 
in England — 1881 freilich nur noch in ſehr abge— 
ſchwächtem Maße — beſaß. Sie bewährte ihre Kraft 
namentlich in der Verleihung der faſt vollſtändigen 
politiſchen, auch handelspolitiſchen Autonomie an die 
großen, der gemäßigten Zone angehörigen Siedelungs— 
kolonien von Kanada, Auſtralien und Kapland. Man 
glaubte in der Zeit des freihändleriſchen Liberalismus, 
daß alle derartigen Kolonien allmählich dem Zuſtande 
der Vereinigten Staaten entgegenreiften, und es ſich 
darum handeln müſſe, die ſchließlich unvermeidliche 
Loslöſung vom Mutterlande möglichſt ſchmerzlos zu 
geſtalten. 

Wie jedoch der Satz von der Gleichberechtigung 
aller Nationalitäten niemals im Vereinigten Königreiche 
ſelbſt, d. h. gegenüber den Iren, praktiſche Geltung 
gewann, ſo beſchränkte er ſich im übrigen durchaus 
auf die weiße Raſſe. Darum widerſprach es auch nicht 
dem geltenden Syſtem, daß England in den Tropen 
ſeine Beſitzungen fortgeſetzt erweiterte, die Unterwerfung 
Oſtindiens in blutigen Kriegen vollendete, die Erſchließung 
Chinas erzwang und zahlreiche neue Etappen zur 
Sicherung des Weges nach Indien gewann. 

Mit den europäiſchen Mächten kam es dadurch nicht 
in Konflikt. Denn lange Zeit nach den napoleoniſchen 
Kriegen hatte England keinen Mitbewerber um kolo— 
nialen Beſitz ernſtlich mehr zu fürchten, mit Ausnahme 
der ſeit den Tagen Peters des Großen unaufhörlich 
vordringenden ruſſiſchen Macht. Es entſpricht der Auf: 
fafjung, welche die friedliche Grundſtimmung Englands 
aus dem Gefühl ſeiner ungeſtörten Vorherrſchaft und 


feines freien Pirſchrechts auf dem kolonialen Jagdgebiet 
der Erde ableitet, daß die engliſche Friedenspolitik gerade 
Rußland gegenüber verſagte. Rußland iſt der einzige 
Großſtaat von höherer Ziviliſation, mit dem England 
nach dem Pariſer Frieden noch Krieg geführt hat. Den 
konſequenten Wortführern der freihändleriſchen Kreiſe 
war der Krimkrieg freilich ein Greuel; bezeichnete ihn 
doch John Bright rundweg als Verbrechen. Der Ein— 
fluß dieſer Kreiſe ſtand auf der Höhe in den ſechziger 
und Anfang der ſiebziger Jahre, auf ihn war die Ver⸗ 
nachläſſigung der engliſchen Kriegsflotte ſeit jener Zeit 
zurückzuführen. Man konnte damals mit gutem Rechte 
glauben, die Aera der Handelskriege unter den Kultur: 
ſtaaten wäre für immer vorüber. 

Solange dieſer Glaube herrſchte, ſolange die Vor— 
ſtellung von der friedlichen Verkehrs- und Wirtſchafts⸗ 
gemeinſchaft der gleichberechtigten Völker für die Handels— 
und Machtpolitik der Großſtaaten Maß und Richtung 
zu geben ſchien, konnte man auch in Deutſchland den 
Beſitz einer ſtarken Flotte für ebenſo überflüſſig halten 
wie die ausſchließliche Beherrſchung überſeeiſcher Gebiete. 
Bis vor kurzem waren es denn auch weniger wirtſchaft— 
liche Intereſſenten, die in dieſer Eigenſchaft für den 
Erwerb von Kolonien eintraten, als Patrioten, welche 
den Verluſt von Hunderttauſenden deutſcher Auswanderer 
für unſer Volkstum beklagten. Sie dachten nicht in 
erſter Linie an geſicherte Rohſtoff- und Abſatzgebiete, 
ſondern an Siedelungskolonien zur Aufnahme unſeres 
Bevölkerungsüberſchuſſes. 

Die deutſche Kriegsflotte aber erſchien groß genug, 
wenn ſie uns in ſtand ſetzte, in wilden oder halbzivili⸗ 
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fierten Ländern unſere Angehörigen und Schiffe, in 
einem Streit mit unſeren Nachbarn die heimiſchen 
Küſten zu ſchützen und die Blockade zu erſchweren. 

Dies war der Standpunkt des Flottenplans von 
1873 und auch noch desjenigen von 1897. Die Mög— 
lichkeit eines Angriffs großer Mächte, zu deſſen Abwehr 
die Kraft unſeres Landheers nicht wenigſtens mittel— 
bar hätte eingeſetzt werden können, die Notwendig— 
keit, unter Umſtänden für die Wahrung deutſcher über— 
ſeeiſcher Intereſſen das Gewicht einer achtenswerten 
Seemacht mit in die Wagſchale werfen zu müſſen, kam 
nicht in Betracht. Es kann kaum wundernehmen, 
daß auch jetzt noch viele nicht zu dem Bewußtſein ge— 
kommen ſind, wie weit dieſer Standpunkt inzwiſchen 
durch die Ereigniſſe überholt worden iſt. 

Freilich ſchloß das alte Jahrhundert mit einer 
Friedenskonferenz, aber gerade ſie fiel in die Mitte 
zwiſchen zwei Kriege, die den inzwiſchen ſtattgefundenen 
Wechſel in der politiſchen Lage deutlich zu machen 
ſehr geeignet waren. Der amerikaniſch-ſpaniſche und 
der engliſch-transvaaliſche Krieg wurden und werden 
nicht, um irgend welche bedrohte Lebensintereſſen der 
angreifenden Nation zu wahren, nicht um großer idealer 
Ziele willen, nach Art der Kriege um Italiens und 
Deutſchlands Einheit geführt, auch handelt es ſich nicht 
lediglich um die Eroberung und Erſchließung halb— 
ziviliſierter Länder wie in den Kämpfen gegen Birma 
und China oder um den Erwerb menſchenleerer Ge— 
biete wie Floridas und der einſt mexikaniſchen Terri⸗ 
torien der Vereinigten Staaten. Durch jene Kriege 
wird Völkern europäiſcher Raſſe und Ziviliſation eine 
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fremde Herrſchaft aufgedrängt, und der Kampf um die 
Herrſchaft verquickt ſich aufs engſte mit demjenigen 
um ökonomiſche Vorteile und kapitaliſtiſche Expanſion. 
Es ſind echte Handelskriege nach Art derjenigen, die 
dem Zeitalter des Merkantilismus ihren blutigen 
Stempel aufdrückten und die holländiſche Kapkolonie 
und das franzöſiſche Kanada der engliſchen Herrſchaft 
unterwarfen. Die Reden von der Gleichberechtigung 
der Völker ſind heute verſtummt, unverhüllt wird das 
Recht des Stärkeren, die Beſtimmung der „angelſäch⸗ 
ſiſchen Raſſe“ verkündet, die Welt zu beherrſchen und 
auszubeuten, eine angeblich überlegene Kultur den 
anderen Völkern aufzudrängen. 

Wer noch zweifelte, ob uns dieſe Dinge berührten, 
dem konnten die Augen geöffnet werden durch die 
Schmach, die wir in Samoa über uns ergehen laſſen 
mußten — weil wir nur zu guten Grund zu der An- 
nahme hatten, unſeren Gegnern nicht gewachſen zu 
ſein — und nur mit Hilfe der tapfern Niederdeutſchen 
in Südafrika ſchließlich wieder ausgelöſcht werden 
konnte. — Das Wichtige an all dieſen Vorgängen iſt, 
daß ſie nicht lediglich als Aktion einiger heißblütiger 
Miniſter und Admirale erſcheinen, ſondern von einer 
mächtigen Volksbewegung getragen, den adäquaten Aus⸗ 
druck für ein neues Syſtem der Weltwirtſchaft und 
Weltpolitik bilden. 

Schon ſeit langem hatte ſich der Bruch mit dem 
alten Syſtem angebahnt; aber erſt jene Ereigniſſe haben 
den eingetretenen Wandel dem allgemeinen Bewußtſein 
nahe gebracht. Die neue Flottenvorlage iſt nichts anderes 
als die logiſche Konſequenz aus dem ohne unſer Zuthun 


1 


eingetretenen Wechſel der Weltlage. Welches ſind die 
Gründe dieſer Wandlung und was iſt ihr Inhalt? 

Manche ſchieben dem britiſchen Volke die alleinige 
Verantwortung zu — aus unbegreiflichen Urſachen wäre 
in ihm plötzlich die alte Ländergier und Beuteluſt wieder 
erwacht. Andere glauben entdeckt zu haben, der ver- 
ſtorbene Fürſt Bismarck und die deutſchen Agrarier 
trügen mit ihren Zollreformen von 1879—1885 daran 
Schuld, daß heute der Gedanke der friedlichen Verkehrs⸗ 
und Wirtſchaftsgemeinſchaft der Völker verblaßt ſei. 
So gewiß die Engländer ihre alte Beutepolitik wieder 
aufgenommen haben und die deutſchen Agrarier aus 
Freihändlern zu Schutzzöllnern geworden ſind, ſo wenig 
ift indeſſen die treibende Kraft des Wechſels in Eng- 
land oder Deutſchland zu ſuchen. 

Der Ausgangspunkt für die neue Phaſe der Welt⸗ 
wirtſchaft und Weltpolitik liegt in den Vereinigten 
Staaten und Rußland. Die Entwickelung dieſer 
Länder muß ich kurz berühren. 

Ueber einen ganzen Kontinent ſich erſtreckend, um- 
faßt jeder dieſer Staaten — nach Abrechnung ſeiner 
ausgedehnten Wüſten⸗ und Polargebiete — neun- bis 
zehnmal ſo viel anbaufähiges Land wie das Deutſche 
Reich. 

Lange Zeit war man gewohnt, dieſen großen Beſitz, 
über den ſich eine verhältnismäßig geringe Bevölke⸗ 
rung ausbreitete, eher als ein Moment der Schwäche 
denn der Stärke anzuſehen. Es war die moderne Ver⸗ 
kehrstechnik der Eiſenbahnen, Dampfſchiffe und Tele⸗ 
graphen, die in wenigen Jahrzehnten jene ausgedehnten 
Territorien zur Grundlage der erſtaunlichſten Kraft⸗ 
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entfaltung in wirtſchaftlicher und politiſcher Hinſicht 
gemacht und beide Staaten zum Range von wahren 
Weltmächten erhoben hat. In allen Teilen der zivili— 
ſierten Erde machte ſich die eingetretene Veränderung 
fühlbar. 

Indem die Eiſenbahnen die Entfernungen über— 
wanden, beſchleunigten ſie die Anſiedelung jener Länder, 
woben deren Bevölkerung in ein einziges Netz zuſammen, 
beſeitigten die Gefahr, daß örtliche Gegenſätze und Be— 
ſonderheiten entſtanden und erhalten blieben, und ſchufen 
ſo die ſichere Ausſicht auf die Entwickelung wirtſchaftlicher 
und politiſcher Körper, die mehrere Hundert Millionen 
Menſchen umfaſſen und durch die Kompaktheit ihres 
Beſitztums dem britiſchen Weltreich ſchon jetzt überlegen 
ſind. So verſchoben die Eiſenbahnen die Machtbilanz 
und erſchütterten die engliſche auf Seeherrſchaft be— 
gründete Vormachtſtellung. Der Eiſenbahnbau brachte 
die natürlichen Hilfsquellen des Bodens raſch zur Er— 
ſchließung, führte in kürzeſter Friſt zur Verdoppelung 
der landwirtſchaftlichen Anbauflächen, weiterhin zur 
Ueberſchüttung der mittel- und weſteuropäiſchen Märkte 

mit Getreide und Produkten der Viehzucht und zu der 
M ſchweren Kriſis, unter der unſere Landwirtſchaft feit 
| Ende der ſiebziger Jahre zu leiden hat. England hörte 
auf, der Abſatzmarkt für die mitteleuropäiſchen Boden⸗ 
erzeugniſſe zu ſein. Mit den landwirtſchaftlichen kamen 
die reichen mineraliſchen Bodenſchätze der Kontinental— 
reiche zur Hebung, auf beide geſtützt, entſtand raſch 
eine ſehr leiſtungsfähige Großinduſtrie. Aus der Ein— 
fügung der Machtmittel moderner Verkehrs- und In⸗ 
duſtrietechnik in den Mechanismus der Volkswirtſchaft 1 
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ergab ſich weiterhin eine tiefgreifende Veränderung in 
der ſozialen und politiſchen Struktur jener Länder und 
im Zuſammenhang damit ein Umſchlag ihrer bisherigen 
Handels- und Machtpolitik. Das Großkapital wurde 
zum führenden Element und ſein Intereſſe zum aus— 
ſchlaggebenden. 

Die politiſchen Ereigniſſe, welche zeitlich — auf den 
Anfang der ſechziger Jahre — zuſammenfallend, dieſen 
Wechſel herbeiführen oder einleiten, ſind in den Ver— 
einigten Staaten der Bürgerkrieg und die Aufhebung 
der Sklaverei, in Rußland die Emanzipation der leib- 
eigenen Bauern. 

Der nordamerikaniſche Bürgerkrieg iſt der Ent⸗ 
ſcheidungskampf um die Vorherrſchaft in der Union 
zwiſchen der bürgerlichen Geſellſchaft, welche die Getreide- 
region mit mittleren Landgütern und zahlreichen Städten 
bedeckt hatte, und den ariſtokratiſchen ſklavenumgebenen 
Beſitzern der Baumwollplantagen in den faſt ſtädteloſen 
Südſtaaten. Der Sieg des Nordens bringt den dortigen 
Bauern, der Kerntruppe in jenem Kriege, die Herrſchaft 
über das öffentliche Land, die Aufteilung desſelben in Heim— 
ſtätten, die dem bäuerlichen Anſiedler koſtenlos überwieſen 
werden. Der Siegespreis der Gewerbetreibenden des 
Nordens aber iſt der prohibitive Schutzzolltarif von 1864. 
Das Syſtem des Hochſchutzzolls iſt ſeitdem bis auf den 
heutigen Tag in Geltung geblieben und durch die Me 
Kinley- und Dingley-Geſetze von 1890 und 1897 unter 
dem Einfluß der allmächtigen Kapitaliſtenringe und In: 
duſtriekartelle — der eigentlichen Herrſcher in der nord— 
amerikaniſchen Republik — bis zu einer förmlichen Ge— 


waltpolitik gegen die fremde Konkurrenz alete worden. 
Handels- und Machtpolitik. II 
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Die feit Vernichtung der ſüdſtaatlichen Geſellſchaft der 
ariſtokratiſchen Führung entbehrende Bauernſchaft hat 
ſich als unfähig erwieſen trotz ihrer überwiegenden Zahl, 
ihre zweifellos freihändleriſch gerichteten Intereſſen in 
der amerikaniſchen Handelspolitik zur Geltung zu bringen. 

Mit Hilfe jener exkluſiven Politik und der großen 
natürlichen Schätze des Landes an Kohle, Eiſen, Kupfer, 
Edelmetallen, Baumwolle haben die Stapelinduſtrien 
der Vereinigten Staaten ſchnell den inneren Markt 
monopoliſiert. Heute ſind ſie bereits über dieſen Um⸗ 
kreis hinausgewachſen und fangen an, in bedeutendem 
Maße zu exportieren, wobei die enormen Einfuhrzölle 
als ebenſo hohe Ausfuhrprämien zur Geltung kommen. 
Das Expanſionsbedürfnis iſt um ſo ſtärker, als infolge 
der Vergebung des beſten Teils der öffentlichen Län- 
dereien und des Sinkens der Getreidepreiſe ſeit den 
achtziger Jahren die Beſiedelung des Weſtens eine Ver- 
langſamung erfahren hat. Eben daraus entſprang das 
Verlangen, die der Alleinherrſchaft der amerikaniſchen 
Induſtrie vorbehaltenen Märkte und Rohſtoffgebiete über 
die bisherigen Grenzen der Union hinaus zu erweitern. 

Gewiß ſprachen auch ſtarke Gründe der militäriſchen 
Abrundung und Sicherung für die ſchon ſeit 70 Jahren 
erwogene und durch zahlreiche Flibuſtierzüge vorbereitete 
Eroberung der ſpaniſchen Antillen, Gründe, die durch den 
Plan eines Kanals durch eine mittelamerikaniſche Land- 
enge noch an Gewicht gewannen. Aber den Ausſchlag 
gaben für die leitenden Staatsmänner doch wohl wirt- 
ſchaftspolitiſche Erwägungen im engeren Sinne. Jeden- 
falls übertreffen die wirtſchaftlichen Errungenſchaften des 
Krieges weitaus die ſtrategiſchen. Seit der Eroberung 
Cubas und Portoricos erſtreckt ſich das Herrſchaftsgebiet 


En se 


der Vereinigten Staaten in ununterbrochenem Zufan- 
menhange von den nördlichen Regionen des Sommer— 
weizens über die Zone des Mais- und des Baumwoll— 
baus bis in die reichſten Tropengebiete der Erde. 

Es gibt heute kaum einen induſtriellen Rohſtoff, 
kein Nahrungs- und Genußmittel, welches die große Re— 
publik mit ihren Dependenzen nicht auf eigenem Boden 
zu erzeugen im ſtande wäre. Sie gewinnt dadurch 
ein Maß von wirtſchaftlicher Unabhängigkeit, wie es 
kein anderer Staat der Welt beſitzt. Frei von dem 
Zwange, fremde Volkswirtſchaften zur Ergänzung der 
eigenen heranzuziehen, ſieht ſie doch die Völker aller 
Erdteile auf ihren Märkten erſcheinen, bemüht, an den 
Reichtümern ihres Bodens teilzunehmen. 

Schon aber dringt die wirtſchaftliche Herrſchaft der 
Nordamerikaner nach Mittel- und Südamerika vor. 
Wie einſt die amerikaniſchen Anſiedler Texas beſetzten, 
und als ſie zahlreich genug waren, ſich von Mexiko 
losſagten, ſo ſind heute die großkapitaliſtiſchen Unter— 
nehmungen das ſicher wirkende Mittel zur Unterwerfung 
fremder halbziviliſierter Länder. „Mexiko erhält ein 
von den Vereinigten Staaten aus geſchaffenes und ge- 
leitetes Eiſenbahnnetz. Die Panamaeiſenbahn, die trans: 
andiſchen Bahnen in Peru und vor allem der inter: 
ozeaniſche Kanal durch eine Landenge Mittelamerikas 
bilden ſtarke Fäden eines großen Verkehrsnetzes, längs 
deſſen Linien nach unabänderlichen Geſetzen der politiſche 
Einfluß nach allen Teilen Mittel- und Südamerikas 
ſeine Wege finden wird“ (Ratzel). Wo aber die politiſche 
Herrſchaft der Nordamerikaner Platz greift, da iſt das 
Ende der europäiſchen Wareneinfuhr nahe. Es ſind in 
erſter Linie England und in zweiter Deutſchland, die 
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bisher Südamerika mit Induſtriewaren verſorgen und 
deren Intereſſen durch die amerikaniſchen Pläne des: 
halb am meiſten bedroht erſcheinen. 

Wie ſich ferner in den Jahren 1846—1848 die 
Amerikaner durch einen Eroberungskrieg gegen Mexiko 
den Weg an das Weltmeer der Zukunft, an den Stillen 
Ozean gebahnt hatten, ſo gab ihnen der ſpaniſche Krieg 
von 1898 Gelegenheit, ihre ohnehin überaus ſtarke 
dortige Stellung durch Beſetzung der Inſel Guam und 
der Philippinen höchſt wirkſam auszubauen. 

Man täuſche ſich übrigens nicht! So eng ſich die 
gleichzeitig exkluſive und expanſive Politik der Vereinigten 
Staaten mit den Intereſſen des Großkapitals verknüpft, 
ſo ſehr iſt ſie von der allgemeinen Volksſtimmung ge— 
tragen; denn der amerikaniſchen Bevölkerung, dieſer 
Ausleſe der energiſchen Elemente von Irland, Deutſch— 
land und Großbritannien, hat die Neuheit der Verhält⸗ 
niſſe und die weite Ausdehnung ihres Thätigkeitsgebietes 
nicht bloß geiſtige Beweglichkeit und Schwungkraft ver— 
liehen; ihre großen und leicht errungenen Erfolge haben 
ſie auch gewöhnt, mit Geringſchätzung auf andere Völker 
herabzuſehen. Kein Volk iſt weniger geneigt, fremde 
Rechte und Intereſſen als gleichwertig anzuſehen. Die 
ganze Wirtſchaftsweiſe der Amerikaner iſt auf Groß— 
räumigkeit zugeſchnitten; es iſt nicht ihre Sache, mit 
Sorgfalt und Emſigkeit das Gewonnene zu nützen, in 
einem engen Daſein ihr Behagen zu finden. Großer 
Beſitz und weiter Ellbogenraum ſind ihr Lebenselement 
und ihre Lebensbedingung. 

Seitdem die Möglichkeit aufgehört hat, alle ſchiff— 
brüchigen Exiſtenzen, alle aufſtrebenden Kräfte immer 
wieder nach dem Weſten abzuſchieben, und ein zahl— 
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reiches Proletariat die amerikaniſchen Städte füllt, ift 
es den breiteſten Kreiſen zum Bewußtſein gekommen, 
daß es nicht die demokratiſchen Inſtitutionen, ſondern 
die unbeſetzten öffentlichen Ländereien waren, die bisher 
die amerikaniſche Geſellſchaft vor den Uebeln der alten 
Welt bewahrt hatten. So gering die Vereinigten Staaten 
nach europäiſchen Begriffen noch beſiedelt ſind, ſo ſtark 
empfindet man deshalb Auswanderung und Koloniſation, 
Förderung des induſtriellen und Kapitalexportes als 
nationales Bedürfnis. 

Die alte Eroberungsluſt des Koloniſtenvolkes aber 
iſt durch den jüngſten Sieg über einen ohnmächtigen 
Gegner mächtig geſteigert worden. 

„Der Herrſcherinſtinkt,“ ſo bemerkt ein guter ameri— 
kaniſcher Beobachter ), „der Inſtinkt zuzugreifen und 
zu unterwerfen und zu kontrollieren, iſt durch den Krieg 
angeſtachelt worden . . . Wir haben von einem Wein 
getrunken, an den wir wenig gewöhnt waren, und 
unſere Trunkenheit iſt um ſo vollſtändiger.“ 

So müſſen wir durchaus auf die Fortſetzung der 
amerikaniſchen Eroberungspolitik gefaßt ſein, ſie wird ſo 
lange fortdauern, bis Amerika auf gleichwertige Gegner 
ſtößt. Die alte Monroedoktrin, deren Kehrſeite in dem 
Verzicht auf jede außeramerikaniſche Politik der Union 
lag, iſt heute aufgegeben und zu der Formel: „Amerika 
den Amerikanern“ umgeprägt. Das heißt nichts anderes 
als: ganz Nord-, Mittel- und Südamerika den Ver- 
einigten Staaten, und Ausbreitung ihrer Herrſchaft 
über die Landgebiete des Stillen Ozeans. — 


1) Prof. Powers, Quarterly Journal of Economics, 1899, 
S. 371. 
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In Rußland beginnt die neue Zeit mit der Bauern— 
emanzipation im Jahre 1861. Sie war eine Konje- 
quenz der mit den Eiſenbahnen eindringenden Verkehrs— 
und Geldwirtſchaft. Hier kamen damit zunächſt die 
Intereſſenten des wachſenden Getreideexportes obenauf, 
und dies führte zu den freihändleriſchen Reformen des 
Zolltarifes von 1857 und 1867. Aber die Art und 
Weiſe, wie die Emanzipation durchgeführt wurde, hatte 
für einen großen Teil des ruſſiſchen Adels und der 
Bauern den wirtſchaftlichen Ruin zur Folge. Um fo 
ſtärker erſtrahlte der Glanz der ſich kräftig entwickelnden 
mittel- und ſüdruſſiſchen Induſtrie. Sie, ebenſo wie 
die amerikaniſche von vornherein in rieſenhaften Unter- 
nehmungen aufgebaut, faſt vollſtändig kartelliert, ver- 
mochte durch den nicht immer lauteren Einfluß des kon— 
zentrierten Kapitalbeſitzes trotz des überwältigend großen 
ihr entgegenſtehenden agrariſchen Intereſſes ſeit 1876 
einen Umſchwung zum induſtriellen Hochſchutzzoll und jene 
ununterbrochene Steigerung der Zolltarife herbeizuführen, 
welche 1891 ihren Höhepunkt erreichte. 

Ganz wie das Intereſſe der Großinduſtrie in Amerika 
ſich mit den panamerikaniſchen Ideen, ſo verknüpfte es 
ſich in Rußland mit den panſlaviſtiſchen. Auch dort iſt 
das Ideal „Rußland nicht nur ein Weltreich, ſondern 
eine Weltwirtſchaft für ſich, alle Zonen umfaſſend, alle 
Produkte der Erde hervorbringend, nach außen ab— 
geſchloſſen, nach innen ſelbſtgenügſam“. (Schulze: 
Gävernitz.) 

Die ruſſiſche Induſtrie iſt hauptſächlich wegen der ge— 
ringen Schulung ihrer Arbeiterſchaft auf freien Märkten 
nicht konkurrenzfähig. Sie braucht weite, geſchützte 
Märkte. Denn die Kaufkraft des heimiſchen Bauern 
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ift ſehr gering, und es erſcheint leichter, im Wege der 
politiſchen Eroberung, als mit Hilfe ſchwieriger Re— 
formen im Inneren erweiterten Abſatz zu finden. 

War das Vordringen des ruſſiſchen Staats nach dem 
Oſten und Süden Jahrhunderte hindurch ohne feſten Plan 
weſentlich dem Pelzjäger, Händler und Anſiedler gefolgt 
oder durch das Bedürfnis bedingt, gegen räuberiſche 
Nomadenſtämme beſſere Grenzen zu finden, ſo dient 
die neuere Eroberungsphaſe ſeit den achtziger Jahren 
jenen klar erkannten volkswirtſchaftlichen Zielen. Die 
Eroberung Turkeſtans brachte nicht bloß neue Märkte, 
ſondern zugleich die Möglichkeit, den wichtigſten Rohſtoff 
der Moskauer Induſtrie, die Baumwolle, im Lande zu 
gewinnen. Im benachbarten Perſien hat man ſich die 
wirtſchaftliche Herrſchaft geſichert. Die ſibiriſche Bahn, 
die Okkupation des nordöſtlichen Nebenlandes von China, 
der Mandſchurei, und der eisfreien Häfen von Talienwan 
und Port Arthur, das Eingreifen in Korea haben den 
Ruſſen überaus zukunftsreiche Gebiete erſchloſſen und 
eine höchſt ſtarke Machtſtellung am Stillen Ozean ver— 
ſchafft. Dort berührt Rußland den amerikaniſchen, 
aber auch den engliſchen und deutſchen Intereſſenkreis; 
denn unter allen europäiſchen Einfuhrhäuſern Chinas 
ſtehen die engliſchen und deutſchen in annähernd gleicher 
Stärke voran. — 

So ſind alſo im Oſten und Weſten der alten euro— 
päiſchen Kulturſtaaten zwei Weltreiche entſtanden, beide 
mit Eroberungen vordringend, beide darauf bedacht, 
ſich gegen die Zufuhr fremder Waren abzuſchließen, und 
doch beſtrebt und in der Lage, allen anderen ihre eigenen 
Erzeugniſſe zu liefern. 

Es iſt ein Wiederaufleben der merkantiliſtiſchen 
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Politik im größten Stile, an Kraft derjenigen des 
17. und 18. Jahrhunderts überlegen durch die Macht- 
mittel der modernen Technik und die ungeheuren Flächen, 
deren politiſche und wirtſchaftliche Beherrſchung hier— 
durch ermöglicht worden iſt. 

Vorgänge von ſolcher Tragweite für die Geſchichte 
der Menſchheit konnten nicht ohne Rückwirkung auf das 
politiſche Verhalten der anderen Kulturvölker bleiben. 
Am erfolgreichſten hat bisher Frankreich die notwen— 
digen Konſequenzen gezogen, indem es dem Vorbilde 
jener Länder folgte. 

Als Frankreich durch die deutſchen Siege gezwungen 
wurde, ſeinen ehrgeizigen Gelüſten auf Einmiſchung in 
die Angelegenheiten ſeiner europäiſchen Nachbarn zu 
entſagen, geſchah dies wahrlich zu ſeinem Heile. Denn 
gerade darin fand es Veranlaſſung zu einer überaus 
glänzenden Laufbahn über See. Ausgehend von ſeinem 
älteren Beſitz in Algier, hat es in wenigen Jahren ein 
großes und zukunftsſicheres Kolonialreich geſchaffen, das, 
unmittelbar vor ſeinen Thoren gelegen, von dem Golf 
von Tunis bis zum Kongo und vom Senegal bis in 
die Nähe des oberen Nil reicht. In Biſerta iſt ein 
neues Karthago entſtanden, eine Seefeſte erſten Ranges, 
welche die Machtverteilung im Mittelländiſchen Meer zu 
Ungunſten Englands und Italiens ſtark verſchoben hat. 

Gegenwärtig iſt man im Begriff, dieſe halb Afrika 
in zuſammenhängender Weiſe bedeckenden Beſitzungen 
durch eine bis zum Mittelpunkt des Reiches, dem Tſad— 
See reichende Eiſenbahn den ſtarken Poſitionen und 
Küſtenbahnen am Mittelmeere anzugliedern. Rechnet 
man die großen neuen Erwerbungen Frankreichs in 
Hinterindien und Madagaskar hinzu, fo wird man an- 
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erkennen müſſen, daß dieſes Land heute wieder eine 
Kolonialmacht erſten Ranges geworden iſt. Sein tro— 
piſcher Beſitz wird an Ausdehnung und Ergiebigkeit nur 
von dem britiſchen übertroffen. In Nordafrika, der 
einſtigen Kornkammer Roms, blühen aber auch die 
Anſiedelungen franzöſiſcher ſowie italieniſcher Getreide— 
und Weinbauern auf. Und dieſes ganze große fran— 
zöſiſche Reich, deſſen Geſamtausdehnung diejenige von 
Europa übertrifft, iſt der fremden Einfuhr ſo gut wie 
verſchloſſen. Der Handel mit den Kolonien iſt von 
jeher dem Mutterlande durch Zollmaßregeln reſerviert. 
Dafür läßt dies die meiſten landwirtſchaftlichen Pro— 
dukte der Kolonien, insbeſondere afrikaniſches Getreide, 
frei zu. Gerade dieſer koloniale Rückhalt ſetzte Frank— 
reich in ſtand, ſeine hochſchutzzöllneriſche Politik (ſeit 
1892) wieder aufzunehmen. Das franzöſiſche Reich 
nähert ſich wie Nordamerika und Rußland dem Ideale 
des geſchloſſenen Handelsſtaats. — 

Wenn die Expanſionspolitik Rußlands und Amerikas 
aus dem Gefühl überquellender Volkskraft und aus dem 
Eindruck der großartigen Entwickelungsmöglichkeiten er— 
wuchs, die ſeit Aufkommen der Eiſenbahnen ihr Land— 
beſitz in ſich ſchloß, wenn die franzöſiſche Kolonialpolitik 
weſentlich als Ausfluß des politiſchen Ehrgeizes dieſer 
ſich kaum noch vermehrenden Nation anzuſehen iſt, ſo 
war der Wechſel der engliſchen Politik von den 
Empfindungen einer ſinkenden oder doch ſtark gefähr— 
deten Größe getragen. England ſah ſeine bisherige 
Vormachtſtellung bedroht und damit die Vorausſetzungen 
hinfällig, von denen es bei der Durchführung ſeiner 
friedlichen und freihändleriſchen Politik ausgegangen war. 
Mitteleuropa, insbeſondere Deutſchland verwandelte 
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ſich aus dem Lieferanten von Fleiſch und Getreide in 
einen induſtriellen Konkurrenten, und man empfand 
deſſen Mitbewerb namentlich in den Kolonien als läſtig. 
Die an die Stelle von Mitteleuropa getretenen großen 
Rohſtoffgebiete der Vereinigten Staaten und Rußlands 
verſchloſſen ſich den fremden Waren. Entgegen allen 
Vermutungen entſtand eine leiſtungsfähige Induſtrie in 
den Tropen und Subtropen. Alle dieſe Wandlungen, 
vor allem aber die Entwickelung von England gleich— 
wertigen und überlegenen Mächten, — wobei ſelbſtver— 
ſtändlich auch die mit Mißgunſt beobachtete Einigung 
Deutſchlands in Betracht kam, — ließen die Mancheſter— 
doktrin und die friedlichen Neigungen in England raſch 
dahinſchwinden. 

Die entſcheidende Wendung der britiſchen Politik, 
der eigentliche Ausgangspunkt des britiſchen Imperialis— 
mus iſt, wie mir ſcheint, im amerikaniſchen Bürgerkrieg 
zu ſuchen. Längſt war die transatlantiſche Republik — 
jo ſchreibt der Biograph des Lord Beaconsfield!) — 
den Politikern ſelbſt der liberalen Partei als gefährlich 
ſtark und als Störung des Gleichgewichts der Mächte 
erſchienen. Als dann ihre Hoffnung auf den Zerfall 
der Union im Laufe des Krieges dahinſchwand, als die 
Südſtaaten trotz ihrer Förderung durch die britiſche 
Regierung und die in England erbauten Kaperſchiffe 
unterlagen, da erwachte die wohlbegründete Furcht vor 
der Rache und den Eroberungsgelüſten der Amerikaner. 
„Wir ſtehen am Vorabend ſehr großer Ereigniſſe,“ 
äußerte Disraeli im März 1865, „die Frage, die wir 


1) J. A. Froude, The Earl of Beaconsfield, 5h ed. London 
1891. 


e 


+ 


uns vorzulegen haben, ift, ob dieſes Land bereit ift, auf 
feine amerikanischen Beſitzungen und Kolonien zu ver- 
zichten oder ob es entſchloſſen ift, die Verbindung mit 
ihnen aufrecht zu halten.“ Sollten wir an den Koſten 
Anſtoß nehmen, ſo „mögen wir uns auf die Invaſion 
unſeres Landes und die Unterwerfung unſerer Leute vor— 
bereiten“. In der That iſt Englands Beſitz noch jetzt 
nirgendwo ſo ſtark gefährdet, wie in der unmittelbaren 
Nachbarſchaft der Union. In Britiſch-Weſtindien nicht 
weniger als in Kanada überwiegt der amerikaniſche 
Handel, und in beiden Gebieten wünſcht eine ſtarke Partei 
den wirtſchaftlichen und politiſchen Anſchluß an die Union. 


Ich werde nie vergeſſen, wie mir ein kanadiſcher Ge— 


ſchäftsmann in engliſcher Offiziersuniform auf einem 
Feſte beim Generalgouverneur zu Quebec dieſe Notwen— 
digkeit auseinanderſetzte. Die britiſche Antwort auf die 
Erneuerung und Erſtarkung der Union im Bürgerkriege 
war der Zuſammenſchluß der engliſchen Kolonien in 
Nordamerika zu einem einheitlichen politiſchen Körper, die 
Begründung des dominion of Canada im Jahre 1867 
und die Herſtellung der kanadiſchen Pacifiebahn, die 
durchaus unter ſtrategiſchen Geſichtspunkten angelegt, den 
ſtarken Kriegshafen von Halifax mit der neu befeſtigten 
Flottenſtation am Stillen Ozean (Esquimault) in Ber- 
bindung bringt und es geſtattet, in weniger als zwei 
Wochen Truppen von England nach der amerikaniſchen 
Weſtküſte zu befördern. Aber bald faßte man den 
größeren Plan, den geſchloſſenen Handelsgebieten und 
kriegeriſchen Mächten der Vereinigten Staaten und Ruß— 
lands einen Zoll- und Kriegsbund des britiſchen Reichs 
entgegenzuſtellen. Ohne auf Einzelheiten der imperia- 
liſtiſchen Bewegung in England einzugehen, will ich nur 
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erwähnen, daß Lord Beaconsfield ſchon im Jahre 1872 
ſein dahin gehendes Programm darlegte. Seit 40 Jah— 
ren, rief er aus, hat der Liberalismus alles an die 
Zerſetzung des britiſchen Reiches geſetzt. Die Kon— 
zeſſion der Selbſtregierung an die Kolonien durfte nur 
als Teil einer großen Politik der Reichskonſolidation 
gemacht, mußte ergänzt werden durch einen Reichs— 
zolltarif und ein gemeinſchaftliches Verteidigungs— 
ſyſtem. Im Jahre 1874 trat Disraeli an die Spitze 
des Staates, und nun begann die neue Aera, welche 
England einen enormen territorialen Zuwachs in Cypern, 
Aegypten, Oſt- und Südafrika verſchaffte, das Ueber— 
gewicht ſeiner Kriegsflotte wieder herſtellte und den 
Raſſenkrieg gegen die afrikaniſchen Holländer entfachte. 
Wurde die imperialiſtiſche Politik zunächſt vornehmlich 
von der konſervativen Partei gegen die Anhänger 
Gladſtones vertreten, ſo iſt ſie heute durchaus als 
Gemeingut der geſamten Nation anzuſehen, wie denn 
der Führer der Liberalen Lord Roſeberry bei Gelegen— 
heit des Jubiläums der Königin (1897) dagegen pro— 
teſtierte, daß die Reichsidee als Privileg von einer 
Partei beanſprucht würde. 

Gewiß begegnet der Plan des engeren wirtſchaft— 
lichen und politiſchen Zuſammenſchluſſes der über die 
ganze Erde zerſtreuten britiſchen Beſitzungen gewaltigen 
Schwierigkeiten. Aber dieſelben Mittel, welche das 
ruſſiſche und amerikaniſche Reich konſolidierten, der 
Dampf und noch mehr die Telegraphie, das großartige 
engliſche Kabelnetz, haben Großbritannien und Größer— 
britannien in Beziehungen gebracht, die man in den 
Tagen Cobdens und Brights nicht ahnen konnte; jedes 
Ereignis von öffentlichem Intereſſe iſt durch die Preſſe 
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faſt gleichzeitig in jeder bedeutenden Stadt in England 
und den Kolonien bekannt. So iſt das Gefühl der 
Zuſammengehörigkeit, das Bewußtſein von einem allen 
gemeinſamen Beſitz an Gütern der materiellen, geiſtigen, 
politiſchen Kultur mächtig belebt worden. Die Erfah— 
rungen im jetzigen Kriege machen es faſt wahrſcheinlich, 
daß es eher gelingen wird, die militäriſchen Konſequenzen 
aus dem erſtarkten Solidaritätsgefühl zu ziehen, als die 
ungemein divergierenden wirtſchaftlichen Intereſſen in 
einem Zollbund zu vereinigen. Es iſt bezeichnend, daß 
es wiederum der Gegenſatz zu den Vereinigten Staaten 
war, der den erſten Erfolg auf dieſem Gebiet herbei- 
führte. Die 1897 erfolgte Kündigung des engliſch— 
deutſchen und -belgiſchen Handelsvertrags und, damit 
zuſammenhängend, die Gewährung von Differenzial⸗ 
zöllen für England in Kanada iſt weſentlich als eine 
Kampfmaßregel der Kanadier gegen die Zollpolitik ihrer 
amerikaniſchen Nachbarn anzuſehen. Am eheſten dürfte 
es den Engländern in der Kapkolonie durch den jetzigen 
Krieg gelingen, ſich eine ähnlich bevorzugte Stellung 
wie in Kanada auszumachen. Vor allem aber hat die 
engliſche Regierung außerhalb der Siedelungskolonien, 
in allen tropiſchen Beſitzungen, namentlich in Oſtindien, 
völlig freie Hand. Schon jetzt wird die oſtindiſche Zoll- 
politik durchaus im einſeitig britiſchen Intereſſe gehand— 
habt, und man wird wohl nicht lange zu warten haben, 
bis den ſchon beſtehenden Sonderzöllen auf europäiſchen 
Prämienzucker in Indien eigentliche Vorzugszölle für 
das Herrſcherland folgen. 

Was dieſe Beſtrebungen für uns bedeuten, zeigt ſich 
darin, daß 1898 23,7%, faſt ein Viertel unſerer ſämtlichen 
Ausfuhren, nach England und engliſchen Kolonien ging. — 
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Und nun zu den mitteleuropäiſchen Staaten! Die 
gemeinſame Gefahr hat die drei größten unter ihnen 
zu einem politiſchen Bunde vereinigt. Aber die natio- 
nalen Verſchiedenheiten haben ſie bisher noch nicht be— 
greifen laſſen, daß heutzutage wirtſchaftliche und politiſche 
Intereſſen nicht mehr zu trennen ſind. Als zum erſten— 
mal die Entſtehung der neuen Weltreiche ſich durch die 
Maſſenimporte von Getreide und Vieh fühlbar machte, 
ſchwenkten die Landwirte aller Einfuhrländer in das 
ſchutzzöllneriſche Lager ab, und das Reſultat waren 
Agrarzölle und erhöhte Induſtriezölle, die freilich in 
Deutſchland — verglichen mit den ruſſiſchen und ameri— 
kaniſchen — als ſehr gelinde erſcheinen und deshalb 
den alten Traditionen des Zollvereins keineswegs zu— 
widerlaufen. 

Dabei erging es indeſſen den mitteleuropäiſchen 
Staaten wie im griechiſchen Mythos den gepanzerten 
Männern, welche aus den Drachenzähnen gegen Kadmos 
| emporwuchſen. Er warf einen Stein unter fie, und 
ſtatt gegen den gemeinſamen Gegner wandten ſie ſich 
gegeneinander. So erſchwerten jene Länder nicht bloß 
die Einfuhren aus Rußland oder Amerika, ſondern 
auch ihren gegenſeitigen Handelsverkehr. Die Erkennt— 
nis von der Verderblichkeit dieſes Zuſtandes führte dann 
zwar im Jahre 1892 zum Abſchluß der Handelsver— 
träge mit unſeren Bundesgenoſſen. Aber auf Grund 
i der beſtehenden Verträge und im Gefühl der wirtſchaft— 
lichen Schwäche gegenüber Nordamerika geſtanden wir 
dann ohne jede Gegenleiſtung dieſem Lande, deſſen 
Zölle durchſchnittlich 3½ mal jo hoch find wie die 
unſrigen, die gleichen Vorteile zu. Nach einem heftigen, 
beide Teile ſchädigenden Zollkriege wurde auch Rußland 
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die gleiche Stellung, hier freilich gegen gewiſſe Zu— 
geſtändniſſe, eingeräumt. 

So iſt unſere gegenwärtige Lage geworden: auf 
einem Territorium, kleiner als das des einen Staates 
Texas, eine Bevölkerung von faſt 60 Millionen Menſchen, 
mit einer Jahresvermehrung von mehr als 800 000 Köpfen, 
mit rieſenhaft entwickelter Exportinduſtrie und über— 
ſeeiſchem Handel — beider Gedeihen aufs äußerſte be— 
droht durch die Abſchließungs- und Eroberungspolitik 
der Weltreiche, bedroht aber zugleich viel höhere Inter— 
eſſen als die der Exportinduſtrie und des Handels. 

Die Weltreiche haben immer mehr die Quelle alles 
ſtofflichen Reichtums, die Erde, monopoliſiert. Daraus 
ergibt ſich für alle kleineren Staaten notwendig ein Zu— 
ſtand wachſender Abhängigkeit. Man hat mit Unrecht 
behauptet, daß im wirtſchaftlichen Verkehr der Völker 
die Abhängigkeit ſtets eine gegenſeitige ſei, daß immer 
gleiche Werte gegeneinander zum Austauſch kämen. 
Es gibt zwiſchen den Volkswirtſchaften wie unter den 
Privaten Ausbeutungs- und Unterthänigkeitsverhältniſſe. 

Allerdings werden die feinen Garne, die wir von 
England gegen unſere Gewebe, Kleider, Farbſtoffe, 
Lederwaren ꝛc. eintauſchen, im allgemeinen den gleichen 
Arbeitswert wie dieſe repräſentieren. 

Aber anders iſt das Verhältnis zu den Rohſtoff— 
ländern. Heute beſteht ja noch ein Ueberangebot von 
Weizen, Baumwolle, Kaffee zc. Aber die Erde De- 
völkert ſich raſch, jenes Ueberangebot wird in wenigen 
Jahrzehnten verſchwinden, die Bodenprodukte ſteigen im 
Preiſe und gewinnen einen Monopolwert. Der Zu— 
ſtand iſt dann, daß wir fremden Völkern in der Grund— 
rente ein arbeitsloſes Einkommen verſchaffen, alſo für 


unſere Waren geringere Arbeitswerte eintauſchen, mit 
unſerer Arbeit jenen tributär werden. Die Haupt⸗ 
gefahr indeſſen liegt darin, daß die Weltreiche immer 
mehr in die Lage kommen, uns durch ihre Handels— 
politik die Bedingungen unſerer Exiſtenz vorzuſchreiben. 
Je größer die Flächen, auf welche jene ihre Hand legen, 
um ſo zahlreicher die Bodenerzeugniſſe, die wir unter 
allen Umſtänden von ihnen beziehen müſſen, während 
ſie ohne unſere Induſtriewaren ſehr wohl auszukommen 
vermögen. 

Im Völkerverkehr kann aber heutzutage nur noch das— 
jenige Volk auf Behandlung als gleichberechtigte Nation 
rechnen, das in der Lage iſt, Gleiches mit Gleichem zu 
vergelten, und es würde allen Erfahrungen widerſprechen, 
wenn in den künftigen Handelsverträgen der Stärkere den 
Schwächeren ſein Uebergewicht nicht fühlen laſſen ſollte. 
Dies ſcheint mir ſchon heute unſer Verhältnis zu den 
Vereinigten Staaten zu kennzeichnen. Unter dem Drucke 
ihrer Handelspolitik iſt unſer Ausfuhrhandel dorthin 
durchaus ins Stocken geraten, während Nordamerika 
ſich gleichzeitig zum wichtigſten Importlande für uns 
erhob und ſeine Einfuhren im letzten Jahrzehnt um 
mehrere Hundert Millionen Mark (von 1889—1898 
um 560 Millionen Mark) ſteigerte. Dabei ertragen wir 
es, wenn die amerikaniſchen Zollbehörden eine unerhört 
ſchikanöſe und in unſerm eigenen Lande ihre Konſuln 
eine geradezu herriſche und herausfordernde Haltung 
gegenüber unſeren Kaufleuten und Fabrikanten an den 
Tag legen. Man beugt ſich, weil man fürchtet, trotz 
alledem von einem eigentlichen Zollkrieg mehr Schaden 
zu erleiden, als es abzuwenden gilt. Rußland gegen— 
über ſind wir vorläufig noch in einer etwas beſſeren 
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Lage, hauptſächlich wegen der geringeren Entwickelung 
ſeiner Induſtrie, der Notwendigkeit, den ruſſiſchen Roggen 
auf deutſchem Markte abzuſetzen, und dank unſerer Macht⸗ 
ſtellung an der ruſſiſchen Grenze. Man ſucht dort Kon- 
flikte zu vermeiden, ſolange man ſich in Aſien gebunden 
ſieht. Aus dieſen Gründen iſt es uns gelungen, in dem 
Handelsvertrage manche Vorteile auf dem ruſſiſchen 
Markt zu erreichen und unſere Exporte dorthin beträcht⸗ 
lich zu ſteigern. 

Aber wird die Blüte unſeres Exporthandels von 
Dauer ſein? Setzen wir den Fall, daß die ruſſiſche 
Induſtrie demnächſt, d. h. in vielleicht 10—20 Jahren, 
den inländiſchen Markt ebenſo in der Hauptſache zu be— 
friedigen vermag, wie heute die amerikaniſche, daß ferner 
die britiſchen Kolonien ſich unſeren Ausfuhren ebenſo 
verſchließen wie ſchon jetzt die franzöſiſchen, ſo werden 
große Zweige der deutſchen Induſtrie bei aller Tüchtig⸗ 
keit der Leiſtung überflüſſig werden; noch mehr, als es 
ſchon jetzt geſchieht, werden die Unternehmer ihre Werke 
über die Grenze ins Ausland verlegen, und immer mehr 
werden ihnen die Arbeiter folgen, da die Heimat ihnen 
kein Unterkommen zu gewähren vermag. 

Die wirtſchaftliche Ueberlegenheit, die das größere 
Territorium verleiht, muß mit der Zeit auch zur poli— 
tiſchen Uebermacht und Vorherrſchaft führen. Alles 
vorige iſt nur ein Ausdruck dafür, daß eroberungsluſtige 
große Reiche die kleinen ſchließlich ſich unterthänig zu 
machen im ſtande ſind, daß umgekehrt eine wirtſchaftliche 
Herrſchaft, die man lediglich durch Kapitalbeſitz und durch 
Exporte nach fremden Märkten hin ausübt, ohne gleich⸗ 
wertige politiſche Macht und Territorialherrſchaft auf 


thönernen Füßen ruht, daß über die Zukunft . gleich 
Handels- und Machtpolitik. II. 


begabten Völker der Raum entſcheidet, der ihrer ſelb— 
ſtändigen Entwickelung zur Verfügung ſteht. 

Deutſchland ſieht feine Zukunft an ein kleines Terri- 
torium gefeſſelt, und wenn dieſe Bedingungen ſich nicht 
ändern, wird die Stärke feiner politiſchen Stellung, da- 
mit die kräftige Eigenart ſeiner Kultur, die Bedeutung 
ſeines Volkstums für die Entwickelung der Menſchheit 
mit Sicherheit dahinſchwinden. 

Das Verhältnis zwiſchen den großen Rohſtoffländern 
und den kleinen hochinduſtriellen Staaten iſt heute ein 
ganz ähnliches wie einſt dasjenige zwiſchen den mittel- 
alterlichen Städten und Städtebünden nach Art der 
Hanſe zu den Nationalſtaaten, die am Ausgange des 
Mittelalters die Kräfte von Stadt und Land zu ge— 
meinſamen wirtſchaftlichen Aufgaben, zu Handels- und 
Kolonialkriegen zuſammenfaßten. Die Staaten trugen 
den Sieg davon und vernichteten die wirtſchaftliche 
Stellung der Städte. 

Ein neues Zeitalter des Merkantilismus iſt an⸗ 
gebrochen. Wieder wird mit Flotten und Heeren um 
wirtſchaftliche Vorteile gekämpft. Handelsneid und wirt⸗ 
ſchaftliche Eiferſucht ſind wiederum zu den mächtigſten 
Motiven der auswärtigen Politik geworden. 

Die großen völkerbefreienden Ideen, die einſt im 
meerbeherrſchenden England und in der großen trans— 
atlantiſchen Republik die beſten Männer bewegten und 
beide Länder zu viel bewunderten Vorbildern anderer 
Völker machten, drohen zu erſticken in der Gier zu 
herrſchen und zu unterwerfen. Dies: und jenſeit des 
Ozeans verkünden leitende Männer aller Parteien den 
Beruf der „Angelſachſen“, fremde Länder zu regieren; 
an die Stelle der vielgeſtalteten Herrlichkeit der Welt- 
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geſchichte wollen fie die öde Gleichförmigkeit engliſcher 
Sprache und Sitte ſetzen. Schon finden ſich die Theo— 
retiker, die den neuen Gedanken die ſyſtematiſche Faſſung 
geben: Die Idee von der friedlichen Verkehrsgemeinſchaft 
der gleichberechtigten Kulturvölker erſetzen ſie durch die 
Lehre von dem jedem Sittengeſetz entzogenen kollektiven 
Kampf ums Daſein. Moraliſche Verpflichtungen gibt's 
nur innerhalb der eigenen Volksgemeinſchaft. Der Fort⸗ 
ſchritt der Menſchheit verlangt, daß die Schwachen unter⸗ 
worfen und vernichtet werden. „Was thut's,“ ruft einer 
jener Gemütsmenſchen, „wenn Bur, Maori, Kaſtilianer 
eliminiert werden und aus dem Geſichtskreis verloren 
gehen? . . . Iſt es ein Verluſt, daß der Pterodaktylos 
verſchwunden iſt und die Natur den Maſtodon nicht 
zurückbringt? Nur wer die Erde zu einem ethnologiſchen 
Muſeum beſtimmt glaubt, kann die fortſchreitende Ver: 
drängung der niederen durch die höheren Menſchenraſſen 
bedauern. Es wäre unökonomiſch, jene erziehen zu 
wollen, weit leichter iſt's, ſie zu verdrängen.“ Dies 
ſind Worte eines bekannten Gelehrten und aus einem 
Journal „zur Beförderung ethiſcher Kenntnis und 
Praxis“, und ähnlich tönt es wieder aus der Preſſe 
und den Parlamenten. Die ſittliche Berechtigung zur 
Unterwerfung der nicht angelſächſiſchen Welt erblickt 
man in den eigenen unvergleichlichen Eigenſchaften und 
der Vortrefflichkeit der eigenen Inſtitutionen ). So ſehr 
ich die erſteren hochſchätze, ſo ſehr ich auch von der 
erziehlichen Kraft der letzteren überzeugt bin, ſo wenig 


1) Vergl. International Journal of Ethics, devoted to the 
advancement of ethical knowledge and practice, vol. X, S. 288. 
Philadelphia 1900: H. H. Powers, Cornell Univ. the ethics of 
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konnte ich doch auf Reiſen in England und Amerika ihre 
unbedingte Ueberlegenheit erkennen. Gibt's doch kein 
nordeuropäiſches Land, das ein größeres und verkomme— 
neres Lumpenproletariat beſäße als England, und kaum 
ein Land, in dem allgemeiner über korrupte Verwaltung 
geklagt würde, als Nordamerika. 

Man ſollte bei uns viel mehr, als es geſchieht, die 
ausländiſchen Schriften und Zeitungen leſen. Dann 
würde man auch wiſſen, daß gerade Deutſchland den 
Zorn und die Angriffsgelüſte ſeiner Rivalen erregt, weil 
es einerſeits eine große Lebenskraft an den Tag legt 
und im freien Konkurrenzkampf gute Fortſchritte macht, 
auf der anderen Seite aber durch die Schwäche ſeiner 
Rüſtung zur See frivole Angriffe beſonders ausſichts— 
reich erſcheinen läßt. 

Daß der Glaube an die „offenbare Beſtimmung“ 
zur Weltherrſchaft bei den Ruſſen nicht weniger als 
bei den „Angelſachſen“ verbreitet iſt, bedarf kaum der 
Erwähnung. 

Angeſichts dieſer Sachlage gibt es Leute, die uns 
raten, Friedenshymnen anzuſtimmen, und predigen, es 
gebe edlere Aufgaben, als Krieg zu führen und vorzu— 
bereiten. Dieſelben Leute oder andere raten uns, wir 
ſollten alle handelspolitiſchen Waffen niederlegen und 
zum vollen Freihandel übergehen. Ich möchte dieſen 
Männern empfehlen, die Reden zu leſen, die Salisbury 
und Chamberlain im engliſchen Parlament gehalten 
haben. 

„Man kann in dieſem Jammerthale nicht nackend 
gehen, man muß Geld in der Taſche haben, wenn man 
den Markt beſucht, und man muß die Gegner mit 
gleichen Waffen bekämpfen. Was nützte es, das 
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Schlachtfeld mit den Worten zu betreten: „Ich bin ein 
Quäker und kämpfe nicht, ich habe keine Rüſtung, ich 
habe keine Waffen“ — eine ſolche Politik iſt vielleicht 
großmütig, aber nicht praktiſch.“ (Salisbury.) 

Die Freihandelspolitik erſcheint als geradezu ana— 
chroniſtiſch in unſeren Tagen, da überall große geſchloſſene 
Wirtſchaftsgebiete entſtehen, und ſelbſt England beſtrebt 
iſt, ein ſolches aufzurichten. 

Die Forderungen der Freihändler richten ſich beſonders 
gegen die Agrarzölle. Nun, wie die letzte engliſche Agrar— 
enquete feſtſtellt, ſind unter dem Einfluß des frei ein— 
ſtrömenden Getreides in den Kornbaudiſtrikten Eng— 
lands weite Landſtrecken der Verödung anheimgefallen, 
beſonders ſolche von extremer Bodenbeſchaffenheit. Die 
ungünſtigen Thon-, die Sand- und Moorböden machen 
aber in Altpreußen 43% der Geſamtfläche aus, und 
faſt ganz Preußen iſt im Gegenſatz zu England als 
Kornbaudiſtrikt anzuſehen. Der Freihandel würde alſo 
die territoriale Baſis unſerer Volkswirtſchaft ſehr ſtark 
beſchneiden. Und doch iſt ſchon jetzt in der Kleinheit 
unſeres Territoriums der zentrale Grund für unſere 
gefährdete Lage zu erblicken. Und während in England 
die Kriſis dadurch gemildert werden konnte, daß die 
Landwirte den Preisdruck auf die großen verpachtenden 
Grundeigentümer abwälzten, würde in Deutſchland das 
Unglück in ſeiner ganzen Schwere die bäuerlichen 
Grundbeſitzer, die ja nicht Pächter, ſondern Eigentümer 
ſind, den beſten Teil unſeres Mittelſtandes, treffen. 
Eine ungeheure ſoziale Kriſis würde die wirtſchaftliche 
begleiten, unſere Induſtrie ihren ſichern inneren Markt 
vernichtet ſehen, mit der ſehr ungewiſſen Ausſicht, dafür 


Abſatz im Auslande zu gewinnen. Deutſchland hätte das 


vielbewunderte Vorbild, England, in der That erreicht; 
aber es wäre ihm nur gleichgekommen in Bezug auf 
ſeine Schwäche. Der Jungbrunnen unſerer Volkskraft 
wäre mit der Vernichtung unſerer Bauern verſchüttet, 
während doch das Kolonialreich, in dem England feinen 
Bauernſtand wieder erſtehen ſah, uns nach wie vor er— 
mangelte. Die oberſte Aufgabe iſt und bleibt es, die 
heimiſche Kraft intakt zu halten. 

Aber allerdings dürfen wir uns nicht auf bloße 
„Heimatspolitik“ beſchränken. So gewiß die weltwirt— 
ſchaftliche Entwickelung auf die Herſtellung in ſich be— 
friedigter, nach außen abgeſchloſſener Wirtſchaftsgebiete 
hindrängt, ſo wenig bildet dies auf abſehbare Zeit für 
Deutſchland ein mögliches Ideal. Der Abſchluß ſeines 
kleinen Territoriums vom Weltmarkt würde die Erdroſ— 
ſelung unſerer Induſtrie, die Verelendung breiteſter 
Volksſchichten und eine Verengung unſeres Volkslebens 
nach Art des chineſiſchen bedeuten. Die Frage, ob wir 
die Einfuhr durch eigene Produktion erſetzen könnten, iſt 
abſolut zu verneinen. Man ſtellt die Frage gewöhnlich 
nur für die mit unſerer Landwirtſchaft konkurrierenden 
Erzeugniſſe oder gar nur für das Brotgetreide. Aber 
das Brotgetreide macht noch nicht 7% der Einfuhr aus. 
Daß wir die tropiſchen Erzeugniſſe, die wir alljährlich 
im Werte von faſt 1 Milliarde Mark vom Auslande 
beziehen, ebenſowenig in Deutſchland herſtellen können, 
wie die Kupfererze, Braunkohlen, mineraliſchen Oele ꝛc., 
für die wir rund 400 Millionen Mark aufwenden, iſt 
klar; nicht minder, daß wir unſere Holzerzeugung, die 
übrigens gut rentiert, nicht verdoppeln können, um die 
Zahlung von ½ Milliarde an das Ausland zu ſparen, 
daß es äußerſt unwirtſchaftlich wäre, den Bezug von 
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Futtermitteln u. dergl. für 300 Millionen und von 
Düngemitteln für 60—70 Millionen Mark zu unter- 
laſſen. 

Iſt dies aber der Fall, jo müſſen wir auch expor— 
tieren, um jene Waren bezahlen zu können, und das ſetzt 
allerdings ein Preisniveau auch der Nahrungsmittel im 
Inlande voraus, welches ſich nicht allzu hoch über das— 
jenige der mit uns konkurrierenden Induſtrieländer 
erhebt. 

Der Zolltarif muß in Deutſchland nach unſerer 
Geſamtlage notwendig denſelben Charakter behalten, 
den er faſt ein Jahrhundert hindurch gehabt hat, den 
eines Ausgleiches zwiſchen induſtriellen und landwirt— 
ſchaftlichen Intereſſen. Wenn ſich daraus eine Preis— 
geſtaltung für die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe ergeben 
muß, welche nicht genügt, um in den ärmeren Gegenden 
auch in ungünſtigen Jahren die Produktionskoſten zu 
decken, ſo folgt daraus die Notwendigkeit, durch Maß— 
nahmen der inneren Politik den Betroffenen über die 
Zeit der Kriſis hinwegzuhelfen. 

Lediglich mit den Mitteln der Zoll- und der inneren 
Wirtſchaftspolitik ſind indeſſen die großen Fragen unſerer 
nationalen Exiſtenz nicht zu löſen. Liegt die Urſache 
der Gefährdung in der inneren Ausdehnung des hei— 
miſchen Gebietes, über das unſere Volkswirtſchaft weit 
hinausgewachſen iſt, ſo ergibt ſich die Notwendigkeit, durch 
Erweiterung ihrer territorialen Baſis unſere Stellung 
zu ſtärken. Der nächſte Gedanke ift: engerer Zuſammen— 
ſchluß mit den Nachbarländern, deren Schickſal dem 
unſrigen ganz ähnlich iſt. Nicht bloß in Deutſchland 
und Oeſterreich, ſondern auch in der Schweiz, Belgien 
und Holland iſt dieſer Gedanke von gewichtigen Stim— 


men ausgeſprochen worden. Muß auch ein eigentlicher 
Zollverein als ganz ausgeſchloſſen gelten, ſo würde doch 
ſchon die Einigung über gegenſeitige Sondervergünſti— 
gungen und die Gemeinſamkeit der Verhandlungen mit 
den außenſtehenden Ländern die Kraft aller Glieder 
eines ſolchen Zollbundes von 143 Millionen Menſchen 
(einſchließlich Italien) ungemein verſtärken. 

Aber es iſt bedenklich, die nationale Exiſtenz ledig— 
lich auf Bündniſſe zu ſtützen. Wollen wir unſere Ent— 
wickelung als einer ſelbſtändigen Nation ſicher ſtellen, 
ſo brauchen wir Erweiterung des eigenen Territoriums, 
brauchen wir Kolonien. Unſer jetziger Kolonialbeſitz 
bleibt weit an Ausdehnung und Wert hinter dem fran— 
zöſiſchen zurück, wenn er auch neben unfruchtbaren ſo 
ergiebige Strecken einſchließt, daß wir binnen kurzer 
Friſt in der Lage ſein werden, einen beträchtlichen Teil 
der tropiſchen Erzeugniſſe ſelbſt zu gewinnen, die wir 
brauchen, und dadurch unſere Abhängigkeit von den 
fremden Zufuhren abzuſchwächen. 

Aber noch gibt es bedeutende Landflächen, welche 
der politiſchen Herrſchaft der großen Weltreiche entzogen 
ſind; um die kaufmänniſche, kapitaliſtiſche und politiſche 
Beherrſchung dieſer Gebiete iſt ein heftiger Kampf ent— 
brannt. Und unſere Zukunft, unſer Wohlſtand, unſere 
kulturelle und politiſche Bedeutung hängt davon ab, in— 
wieweit es uns gelingt, dort entweder ſelbſt feſten Fuß 
zu faſſen oder zu verhindern, daß auch dieſe Gebiete zur 
Beute der ſchon übermächtigen Reiche werden. Dies 
Verlangen bedeutet nicht eine unruhige Eroberungs— 
politik, aber die Forderung, daß wir bei den großen 
Liquidationen, die noch bevorſtehen, bei allen großen 
Fragen und Wandlungen der Weltpolitik als gleich— 
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berechtigte Macht in Betracht gezogen und nicht zur Seite 
gedrängt werden. 

Die unabweisbare Vorausſetzung deffen ift eine 
weſentliche Verſtärkung unſerer Kriegsflotte. Sie ſoll 
uns in ſtand ſetzen, unſere Machtſtellung im Kreiſe der 
großen Völker zu erhalten, eine willkürliche Verletzung 
der deutſchen Rechte und ausgedehnten Intereſſen in 
denjenigen Gebieten zu verhindern, welche dem Bereich 
unſerer Landmacht entzogen ſind. Noch iſt uns an phy— 
ſiſcher, militäriſcher und kultureller Kraft keine andere 
Nation der Erde überlegen. Aber laſſen wir nur wenige 
Jahrzehnte unbenutzt dahinſtreichen, ſo werden wir ganz 
von ſelbſt zum Range eines Mittel- und Kleinſtaates 
herabſinken, der allen Mißhandlungen der Großen preis— 
gegeben iſt, ganz im Sinne der Theorie, welche von 
dem engliſchen Premierminiſter Salisbury, dem Kolo- 
nialminiſter Chamberlain und vielen anderen verkündigt 
worden iſt und den großen Staaten und Reichen das 
Recht vindiziert, die kleineren zum Weichen zu bringen. 

Kein anderes Mittel gibt es, uns vor Ueberfall und 
Krieg zu bewahren, die achtungsvolle Freundſchaft der 
großen Mächte zu gewinnen und zu erhalten, als die 
Organiſation der gewaltigen Kraft, die in unſerem Volke 
ruht, und ihre Anpaſſung an die neuen Aufgaben. 

Es ſcheint der Größe dieſer Aufgaben wenig an— 
gemeſſen, wenn die einzelnen und die Parteien die Ent: 
ſcheidung über ihre Stellungnahme an die Frage knüpfen, 
welche Vorteile ihre Klaſſe von dem Ausbau der Flotte 
habe. An der Erhaltung der Größe Deutſchlands haben 
alle das gleiche Intereſſe. Aber freilich läßt ſich, gerade 
weil dies der Fall iſt, auch für jede Klaſſe beſonders 
nachweiſen, welchen Schaden ſie durch Unterlaſſen der 


notwendigen Maßnahmen erleiden würde. Von der 
Induſtrie und ihren Arbeitern brauche ich kaum zu 
ſprechen; es zeugt von der ganzen Rückſtändigkeit der 
Anſchauungen, in denen heute noch die Mehrzahl der 
politiſch organiſierten Arbeiterſchaft erhalten wird, wenn 
ſie den ungeheuren Rüſtungen anderer Nationen zur 
See mit Wendungen begegnet, die dem Arſenal der 
Mancheſterleute aus den vierziger Jahren entnommen 
ſind, und wenn ſie glaubt, daß ſie an dem Gedeihen 
der Induſtrie ein geringeres Intereſſe habe als die 
Unternehmer. 

Die Hoffnung iſt durchaus geſcheitert, die man nament— 
lich auch in deutſchen Arbeiterkreiſen hegte, daß die fort— 
ſchreitende Demokratiſierung des Staats, daß insbeſon— 
dere die engliſchen Parlamentsreformen von 1867 und 
1885, welche die endgültige Entſcheidung über alle 
großen Fragen des nationalen Lebens in die Arbeiter— 
maffen verlegten, eine friedliche auswärtige Politik ver- 
bürgen würden. Die Wucht der imperialiſtiſchen Ideen 
und Eroberungsabſichten liegt gerade darin, daß ſie von 
der Maſſe der engliſch-amerikaniſchen Arbeiter getragen 
ſind. Nirgendwo iſt man heute von weltbürgerlichen Nei— 
gungen weiter entfernt als dort. Nirgendwo haben die 
Arbeiter eine lebendigere Vorſtellung von dem innigen 
Zuſammenhang, der zwiſchen Reichtum und politiſcher 
Macht, zwiſchen dem Wohlergehen des einzelnen, der 
Klaſſe und der Geſamtheit beſteht — dank der politiſchen 
Schulung, die ſie durch alteingewohnte geſellſchaftliche 
Bewegungsfreiheit und Teilnahme am öffentlichen Leben 
gewonnen haben. Die Erkenntnis, daß das Klaſſen— 
intereſſe ſelbſt ſeine Unterordnung unter die großen 
Aufgaben erfordert, die ſich aus der Erhaltung der 
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Gattung ergeben, dieſen Elementarſatz politiſcher Bil— 
dung möge — das iſt aufs innigſte zu wünſchen — die 

ra deutſche von der engliſchen und amerikanischen Arbeiter- 
ſchaft übernehmen. Andererſeits können aber die Ar- 
beiter hoffen, daß die Erweiterung des nationalen Ge— 
ſichtskreiſes durch die überſeeiſche Politik dazu beitragen 
werde, manche Ueberreſte zu beſeitigen, die aus einer 
kleinlichen und engen Zeit in unſer öffentliches Leben 
hineinragen. 

Wer das Ziel will, muß auch die Mittel wollen, und 
es iſt kein Zweifel, daß die Kraft der angelſächſiſchen 
Staatsweſen weſentlich aus dem weiten Spielraum er— 
wachſen iſt, welche der Entwickelung des einzelnen und 
der Klaſſen gelaſſen wurde. 

Was die Angehörigen des größten deutſchen Erwerbs- 


> zweiges, die Landwirte anlangt, jo würden fie durch die 
| Erſchütterung der Weltmachtſtellung Deutſchlands nicht 
weniger betroffen werden als die Induſtriellen. Viele von 


ihnen ſind an einer unſerer wichtigſten Exportinduſtrien, 
der Zuckerproduktion, unmittelbar beteiligt. Die kraft— 
volle Handelspolitik, welche ſie ſordern, kann nur ein 
Land bethätigen, deſſen Macht man fürchtet und auf 
deſſen Freundſchaft man Gewicht legt. Auch ſind die 
Landwirte ſchon durch ihr Klaſſenintereſſe genötigt, eine 
Politik der wirtſchaftlichen Unabhängigkeit zu vertreten. 
Von der Verwirklichung dieſes Zieles kann aber nur die 
Rede ſein, wenn wir unſeren Kolonialbeſitz erhalten und 
zu weiterer Entwickelung bringen. Solche Handels- und 
Kolonialpolitik ſetzt eine ſtarke Kriegsflotte voraus. 
Wenn endlich infolge eines lange dauernden See— 
und Kaperkrieges oder der feindlichen Handelspolitik der 
Weltreiche unſere Fabriken und Werkſtätten veröden, 
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jo verliert das Landvolk feine beiten Abſatzgebiete, die 
reife für Qualitätswaren gehen herunter, die für 
Maſſenerzeugniſſe werden darum nicht beſſer. Die Ab— 
wanderung vom Lande mag ſich etwas verringern, aber 
ſie geht nicht mehr in die deutſchen Städte, ſie geht auch 
nicht in deutſche Kolonien, ſondern ins Ausland, oder 
aber die Bevölkerungszunahme verſiegt ganz, weil das 
verarmte Land nicht mehr in der Lage iſt, eine wachſende 
Bevölkerung zu ernähren. 

Schon einmal iſt Deutſchlands Reichtum und Macht, 
iſt die Blüte ſeiner Städte und die Freiheit ſeines Land— 
volkes zu Grunde gegangen, weil es ſich unfähig er— 
wies, den entſtehenden Nationalſtaaten der Holländer 
und Engländer, der Franzoſen und der Spanier eine 
geſammelte Volkskraft zu Lande und auf dem Meere 
entgegenzuſtellen. Von dem alten Glanz des deutſchen 
Volkslebens blieb für Jahrhunderte kaum etwas anderes 
übrig als die hochragenden Dome und Rathäuſer unſerer 
Städte. Möchten ſie uns eine Mahnung ſein, den Kampf 
der Klaſſen zu vergeſſen, zuſammenzuſtehen gegen die 
Gefahren, die Deutſchland in dem nun angebrochenen 
Zeitalter bedrohen, dem Zeitalter der Weltreiche. Es 
handelt ſich um unſer aller, um unſerer Kinder, um 
Deutſchlands Zukunft. 
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Die Flottenverstärkung und unsere Finanzen. 


Uon 


Adolph Wagner. 


Urſprünglich Vortrag am 31. Januar 1900 in dem Cyklus der 
freien Vereinigung für Flottenvorträge in Berlin. Hier weſent⸗ 
lich erweitert. 
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Un der Frage der Flottenverſtärkung kommen als 
Erwägungs- und Entſcheidungsgründe politiſche, 

volkswirtſchaftliche und finanzielle Momente in 
“Betracht. Danach zerlegen wir die allgemeine Frage 
in folgende ſpezielle: 1. Sollen und müſſen 
wir die verlangte Flottenverſtärkung als notwendig an— 
erkennen? Das hängt von allgemeinen politiſchen und 
von volks- und weltwirtſchaftlichen Erwägungen ab. 
1. Dürfen wir dieſe Verſtärkung vornehmen? Das 
iſt nach volkswirtſchaftlichen Erwägungen zu entſcheiden. 
Endlich 3. können wir finanziell die erforderlichen 
materiellen Opfer für die verlangte Flottenverſtärkung 
bringen? Das iſt wieder mit nach volkswirtſchaftlichen 
und ſodann ſpeziell nach finanziellen Betrachtungen zu 
beantworten. Nur die finanzielle Seite der Frage ſoll 
uns im folgenden hier näher beſchäftigen. Auf die 
anderen Seiten gehen wir bloß in Kürze ein. 

Die erſte Frage des Sollens und Müſſens iſt unſeres 
Erachtens durchaus zu bejahen. In der heutigen Welt: 
lage und in der ſicher bevorftehenden weiteren Geftal- 
tung derſelben genügt eine noch ſo bedeutende Stärke 
unſerer Wehrmacht zu Lande nicht mehr, um uns die 
notwendige Sicherung nach außen und unſerer Volks— 
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wirtſchaft die geſicherte Erhaltung ihrer Lebensbedin⸗ 
gungen zu verbürgen. Ohne eine ſtarke Flotte, die auch 
der ſtärkſten feindlichen Seemacht und den etwaigen 
Koalitionen der mittleren Seemächte mit jener oder 
untereinander Achtung und Rückſicht auf uns aufnötigt, 
ſind wir trotz unſerer gewaltigen Landmacht in der 
Gegenwart einem Manne zu vergleichen, welcher nur 
einen Arm zu Verteidigung und Angriff frei brauchen 
kann. Ohne eine ſtarke Flotte iſt unſer Wert als Ver⸗ 
bündeter für fremde Mächte nur ein beſchränkter. Ohne 
eine ſtarke Flotte ſind wir gegen die eminenten Gefahren 
einer feindlichen Blockade, namentlich unſerer Nordſee⸗ 
häfen, mit allen ſchlimmen Wirkungen für unſeren Ein— 
und Ausfuhrhandel, für unſere Volksernährung und 
Arbeiterbeſchäftigung nicht genügend geſichert, iſt die 
erreichte und notwendig noch weiter zu entwickelnde 
Stellung der deutſchen Volkswirtſchaft als Glied der 
Weltwirtſchaft durchaus prekär. Ohne eine ſtarke Flotte 
iſt aber auch unſere nationale Ehre auf dem Erdenrund 
bei der großen Ausdehnung unſerer Intereſſenſphären 
nicht ſicher geſchützt. Dafür haben uns vollends die letzten 
beiden Jahre Belege genug gegeben. 

Müſſen und ſollen wir alſo eine bedeutende Flotten⸗ 
verſtärkung aus ſolchen politiſchen und allgemeinſten 
volkswirtſchaftlichen Gründen vornehmen, ſo könnten es 
nur zwingendſte andere volkswirtſchaftliche und finan- 
zielle Gründe ſein, welche uns gleichwohl zu einem 
„Nein!“ in betreff der Fragen des Dürfens und Könnens 
nötigten. Allein ſolche Gründe ſind glücklicherweiſe nicht 
vorhanden. Gewiß verlangt die Flottenverſtärkung und 
die dauernde Erhaltung einer ſtarken Kriegsflotte neben 
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unſerem großen Landheer bedeutende materielle, finan- 
zielle Opfer und Laſten. Aber wir ſind durchaus wirt— 
ſchaftlich und finanziell im ſtande, erſteres faſt ebenſo 
gut als die reichſten Länder, Völker und Staaten, 
letzteres ſelbſt beſſer als alle anderen, dieſe Opfer und 
Laſten zu tragen, und können das auch unbedingt recht— 
fertigen. 

Ausgaben für Heer und Flotte in dem einmal durch 
die Geſamtverhältniſſe des Staats- und Wirtſchafts— 
lebens gegebenen Umfange ſind die Vorausſetzungen für 
alles andere und gehen deshalb auch den Ausgaben für 
andere Zwecke vor. Erſt Sicherheit, Schutz und die 
erforderliche Macht dafür, dann weitere Pflege des 
Wohlſtands und der Kultur, die ohne jene Sicherung 
ohnehin keinen Beſtand haben. Das Verſäumnis, daß 
wir Deutſchen dieſe einfache politiſche und wirtſchaftliche 
Lebensregel jahrhundertelang ſo wenig befolgten, hat 
den ehemaligen Jammer unſerer politiſchen, wirtſchaft— 
lichen und Kulturverhältniſſe verſchuldet. Wir ſollten 
doch endlich aus der Geſchichte lernen. Die erforder— 
lichen Ausgaben für Heer und Flotte gehören eben ein— 
mal zu den notwendigen Speſen unſerer Volks— 
wirtſchaft, ſind die Folge gegebener Verhältniſſe, die 
wir hinnehmen müſſen. Es iſt ſo thöricht, darüber zu 
klagen, als wenn ein Land, welches verheerenden Ueber— 
ſchwemmungen an den Meeren und großen Flüſſen aus- 
geſetzt iſt, wie etwa Holland, über die Laſten ſeiner 
notwendigen Deichbauten jammern und daran immer 
„ſparen“ wollte. Es untergrübe damit nur die 
Sicherung nicht bloß ſeines Gedeihens, ſondern ſelbſt 


feiner Exiſtenz. Das Gleiche gilt von unſeren Aus: 
Handels- und Machtpolitik. II. 4 


gaben für die nationale Wehrkraft zu Waſſer und zu 
Lande. 

Damit iſt auch ſchon der verbreitete Einwand über 
die „Unproduktivität“ ſolcher Ausgaben widerlegt. Dieſe 
Ausgaben ſind volkswirtſchaftlich ſo wenig als politiſch 
„unproduktiv“, wenn auch nicht in der Weiſe direkt 
„rentabel“ wie etwa viele Ausgaben für Eiſenbahn— 
anlagen. Direkt und indirekt reproduzieren ſie auch 
wirtſchaftlich ihren Wert in ihren Geſamtwir— 
kungen für unſere Volkswirtſchaft und für unſer 
ganzes Volks- und Staatsleben. Sie ſchaffen uns 
die Bedingungen für eine geſicherte, gedeihliche wirt— 
ſchaftliche Thätigkeit überhaupt und für den beſſeren 
Erfolg dieſer Thätigkeit, im Inlande wie im weltwirt⸗ 
ſchaftlichen Getriebe. Es ſpukt hier in der ſchiefen 
Anſicht weiter Volkskreiſe über die „Unproduktivität“ 
von Heer und Flotte als Inſtitutionen und von den 
Ausgaben dafür als Finanz⸗ und Steuerlaſten immer 
noch die alte, oft widerlegte falſche Doktrin von der 
„Unproduktivität“ der immateriellen Arbeit und ins— 
beſondere der Staatsleiſtungen und der dafür verwen— 
deten Mittel. Alles was an Aufwand wirtſchaftlicher 
Mittel notwendig iſt, um die Lebensbedingungen einer 
Nation, ihres Staats, ihrer Volkswirtſchaft zu ſichern 
und dafür die erforderlichen Inſtitutionen zu ſchaffen 
und leiſtungsfähig zu erhalten, ift „produktiv“. Von 
Heer und Flotte gilt das bei uns in ganz beſonderem 
Maße. 

Damit ſind die geforderten Mittel auch für die 
Verſtärkung unſerer Kriegsflotte prinzipiell vom volks— 
wirtſchaftlichen Standpunkte aus völlig und ausreichend 
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gerechtfertigt. Es ift nicht notwendig und nicht einmal 
richtig, wenn man andere Argumente noch daneben oder 
gar ausſchließlich zu Hilfe nimmt. Daß „das Geld 
für die Schiffbauten und Schiffsausrüſtung im Lande 
bleibt“, iſt kein ausſchlaggebendes, iſt ein ſchiefes, daß 
„Arbeiter dabei und ſeitens der Marineverwaltung über— 
haupt in ſteigendem Maße beſchäftigt werden“, iſt ſogar 
ein falſches Argument. Denn nicht auf die Arbeiter— 
beſchäftigung als ſolche, ſondern auf das, was 
an Werten und Wertbildung ermöglichenden 
Bedingungen mit der Arbeiter- (und Kapital-) Be- 
ſchäftigung geſchaffen wird, kommt es an. Arbeiter und 
Kapitalien könnten und würden auch in anderen Produk— 
tionszweigen und für die Gewinnung anderer Produkte 
beſchäftigt werden. Die Marineverwendungen bewirken 
nur eine andere, als ſonſt eventuell eingetretene, Rich— 
tung der nationalen Arbeiter- und Kapitalbeſchäftigung. 
Aber ſie führen direkt und indirekt zur geſicherteren und 
größeren Leiſtungsfähigkeit unſerer ganzen Volkswirt⸗ 
ſchaft, darin „reproduzieren“ ſie ſich ihrem Wert nach, 
und deshalb dürfen wir ſie volkswirtſchaftlich betrachtet 
auch vornehmen. 

Wir dürfen dies aber auch hingeſehen auf unſeren 
im 19. Jahrhundert, zumal im letzten Menſchenalter, 
erreichten Volkswohlſtand, dieſen an und für ſich und 
mit demjenigen der früheren Zeit, aber auch mit dem- 
jenigen anderer, auch der volkswirtſchaftlich entwickeltſten, 
reichſten unter den mit uns politiſch und wirtſchaftlich 
konkurrierenden Völkern und Ländern verglichen, wie 
mit Großbritannien, Frankreich, Nordamerika, von den 
übrigen ganz zu ſchweigen. Dafür laſſen ſich eine Menge 


Thatſachen als Symptome angeben, die diefe Behaup— 
tung rechtfertigen, ohne daß man ſelbſt genaue Ziffern 
des Volkseinkommens und Vermögens zur Beweisführung 
heranzieht, wie es in der Frage wohl geſchehen iſt. 
Denn dieſe Daten, auch die neueſten und beſten, z. B. 
die der preußiſchen Einkommens- und Vermögensbeſteue— 
rung entnommenen, ſind doch zu lückenhaft, zu unſicher, 
verlangen zu viele Ergänzungen, bei welchem dem ſub— 
jektiven Ermeſſen ein zu großer Spielraum eingeräumt 
werden muß, um ſich als brauchbare Grundlage zu er— 
weiſen. Sind doch in Preußen volle zwei Drittel der 
Bevölkerung ſtaatseinkommenſteuerfrei, indem die Steuer— 
pflicht erſt mit 900 Mark Einkommen beginnt, und 
kommt man zu einigen Milliarden mehr oder weniger 
des preußiſchen Volkseinkommens, je nachdem man für 
dieſe ſteuerfreie Bevölkerung eine etwas höhere oder 
niedrigere Durchſchnittsziffer des Einkommens (bezw. 
Bedarfs) für den Kopf oder für die Familie annimmt. 
Ebenſo fehlen ſichere Anhaltspunkte, um für das amt— 
lich konſtatierte ſteuerpflichtige Einkommen der Volks— 
klaſſen mit über 900 Mark Einkommen die erforder— 
lichen Ergänzungen vorzunehmen, wenn ſtatt dieſes das 
wirkliche zur Ziffer gebracht werden ſoll. Denn das 
wirkliche Einkommen wird doch auch heute noch bei dem 
verbeſſerten Veranlagungsverfahren nicht vollſtändig er- 
faßt, auch ſind mancherlei Abzüge davon geſetzlich zur 
Bildung des ſteuerpflichtigen ſtatthaft und werden ge— 
macht. Nur aus einigen anderen deutſchen Ländern 
(Sachſen, Baden, Heſſen, Hamburg und anderen kleinen) 
laffen ſich für Deutſchland die preußiſchen Daten er- 
gänzen. Unmittelbar dieſe letzteren, wie vielfach ge— 
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ſchieht, nach Maßgabe der Bevölkerungsgröße auf das 
ganze Reich zu übertragen, hat mancherlei Bedenken. 
Man kommt ſo für Preußen auf Schätzungen von 
10—11—12 bis 15—16, für das Reich von 17—18— 
20 bis 24—25—26 Milliarden Mark Volkseinkommen, 
ohne daß man ſicher ſagen kann, ob die niedrigere oder 
die höhere Schätzung der Wirklichkeit mehr entſpricht. 
Aus anderen Ländern liegen uns aber noch weniger 
und noch unſicherere Schätzungen vor; ſo ſind z. B. die 
britiſchen nach der ganzen techniſchen Struktur der 
dortigen Einkommenſteuer vollends wenig ſicher, für 
Frankreich fehlen genügende Grundlagen von Schätzungen 
faſt ganz. Auch die Vermögensſchätzungen ſind völlig 
unzuverläſſig, die amtlichen preußiſchen auf Grund der 
Daten der Vermögens- (Ergänzungs-) Steuer nur ganz 
bedingt brauchbar für ſolche Zwecke. Aehnliches gilt 
von den Erbſchaftsſteuerdaten anderer Länder, Englands, 
Frankreichs, und von den meiſten ſonſtigen Materialien, 
welche man zur Schätzung des Nationalvermögens be— 
nutzt. So iſt es beſſer, einzugeſtehen, wir ſind mit den 
bisher vorhandenen ſtatiſtiſchen Daten nicht in der Lage, 
ſelbſt nur für einen einzelnen Zeitpunkt, die Gegen— 
wart, geſchweige, was für Vergleichungszwecke notwen— 
dig wäre, für länger zurück und für eine Reihe von 
Ländern einigermaßen korrekte und deshalb genauer 
vergleichbare Schätzungen für die Höhe von Volksein— 
kommen und Volksvermögen vorzunehmen. 

Allein für unſeren Zweck iſt das kein ſo großer 
Mangel. Eine Menge einzelner ſymptomatiſcher That- 
ſachen, Bevölkerungsbewegung, Lebensweiſe der ver- 
ſchiedenen Klaſſen, auch der unteren, darin erfolgte Ver— 
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änderungen, d. h. regelmäßig Verbeſſerungen, Spar: 
thätigkeit und Kapitalbildung der Nation, öffentliche 
Verwendungen aller Art geſtatten ſicher die Behauptung, 
daß gerade das deutſche Volk im 19. Jahrhundert ſeinen 
Wohlſtand ungemein gehoben hat und hinter keinem 
großen kontinentalen Volke, ſchwerlich auch hinter dem 
franzöſiſchen, mehr darin zurückſteht, auch dem britiſchen 
und nordamerikaniſchen viel näher gekommen iſt. Neben— 
bei bemerkt ſind Vergleichungen in ſolchen Dingen nicht 
unmittelbar zwiſchen großen Völkern und Ländern, 
welche immer mancherlei provinzenweiſe verſchiedene 
Wohlſtandsſtufen in ſich umfaſſen, und kleinen ſtatthaft, 
wenn letztere einen ungewöhnlich hohen oder niederen 
Entwickelungsſtand zeigen, daher z. B. nicht ohne weiteres 
zwiſchen Deutſchland und Holland oder Belgien. Nur 
einzelne der entwickeltſten unſerer Provinzen laſſen ſich 
mit ſolchen Ländern, die eben wirtſchaftlich doch nur 
die Bedeutung von Provinzen haben, wenn ſie auch 
ſelbſtändige Staaten darſtellen, direkt vergleichen. 

Im ganzen wird man nach Höhe und Wachstum 
unſeres Volkswohlſtandes die Frage, ob wir vermehrte 
Laſten, wie ſie die geplante Flottenverſtärkung erheiſcht, 
volkswirtſchaft lich für zuläſſig erklären dürfen, 
unbedenklich bejahen können. Man darf auch getroſt 
hinzufügen: auch im Vergleich mit anderen Ländern. 


II. 
Nun aber vollends in finanzieller Hinſicht! Nach 


dieſer Seite betrachtet, dürfen und können wir ſolche 
erhöhte Laſten für die Flotte an ſich und neben unſeren 
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anderen Finanzlaſten in Reich, Staaten, Verbänden und 
Gemeinden recht wohl tragen und in der That leichter, 
unbedenklicher als jedes andere große Volk und Staat, 
ſelbſt die reichſten, wie Großbritannien, nicht ausgenom— 
men. Denn wir haben weitaus die günſtigſte 
Finanzlage von allen mit uns konkurrierenden, für 
die Vergleichung in Betracht kommenden Staaten. 
Dies ergibt ſich mit Sicherheit aus einer ganzen 
Reihe in dieſem Punkte entſcheidender feſtſtehender That- 
ſachen. Wir haben ſo gut wie keine „unproduktive“, 
d. h. nicht durch Staatsaktivvermögen und deſſen Er— 
träge gedeckte Schulden, wir brauchen für Zins und 
Tilgung unſerer Schulden keinen Pfennig Steuern in 
Reich und Staaten — beide, wie notwendig, hier zu— 
ſammengefaßt — aufzubringen, während das Ausland 
ungeheure ältere „unproduktive“ Schulden faſt ganz aus 
ſeinen Steuern verzinſen muß. Wir haben trotz unſeres 
großen Heeresetats und des ſteigenden Flottenaufwands 
die günſtigſte Verteilung der großen Ausgabenkategorien, 
in ſtarkem Maße überwiegende Ausgaben für das große 
Gebiet der Zivilverwaltung. Wir haben eine viel gün- 
ſtigere Geſtaltung unſerer öffentlichen Einnahmen, indem 
dieſe zu bedeutendem Betrage aus Ueberſchüſſen älterer 
— Domänen, Forſten, Bergwerke u. dergl. m. — und 
neuerer Eigentumsobjekte im Beſitz des Staats — Staats— 
bahnen! — herrühren. So bezieht bei uns der Staat, 
ſtatt der Privaten anderswo, Grundrenten, Kapital: 
und Unternehmergewinne aus einem bedeutenden Teil 
des Nationalvermögens für ſich. Aus ſolchen Ueber— 
ſchüſſen zahlen wir nicht nur unſere ganzen Schuld— 
zinſen, ſondern darüber hinaus noch, im Effekt wenig— 


jtens, einen erheblichen Teil unſerer Ausgaben für die 
Wehrkraft, ſo daß dieſe nur zu einem Teil die Steuer 
belaſten und die Erträge der Beſteuerung großenteils für 
die Deckung der Zivilverwaltungskoſten verfügbar bleiben. 
Wir haben mit infolge aller dieſer Verhältniſſe trotz 
der neuerlichen ſtarken Vermehrung der Steuererträge 
immer noch ſo ziemlich die niedrigſte Geſamtbeſteuerung 
von den zu vergleichenden Hauptſtaaten, auch die relativ 
beſte Steuerverfaſſung, keine ſo übertriebene Belaſtung 
mit indirekten Steuern als das Ausland, meiſt niedrigere 
Steuer- und Zollſätze, eine weit beſſere Ausbildung 
unſerer direkten Steuern mit der berechtigten ſtärkeren 
Belaſtung der wohlhabenderen Bevölkerung. Dieſe oder 
jene paſſende Steuerart und Einrichtung (ſo eine ordent— 
liche Bier-, Tabak-, Erbſchaftsbeſteuerung) fehlt uns 
noch. Darin haben wir eben noch wenig in Anſpruch ge— 
nommene Reſervehilfsquellen. Und auch mit dieſen 
Lücken ſtellt unſere Reichs-, Staats- und Kommunal: 
beſteuerung etwas ſteuerpolitiſch und ſteuertechniſch er— 
heblich Vollkommeneres dar, als irgend ein anderes 
Land es beſitzt. 

Es würde zu weit führen, genau ziffermäßig mit 
einer Reihe von Staaten hier die ſtatiſtiſche Vergleichung 
in allen dieſen Punkten vorzunehmen ). Ich will mich 
vornehmlich darauf beſchränken, einige Daten zur Ver— 
gleichung von Preußen-Deutſchland und Frank— 
reich anzuführen. Aus manchen Gründen iſt dieſes 


) Ich habe das wiederholt in der Preſſe in den letzten 
Jahren gethan, beſonders in einer Artikelſerie in der „Zukunft“, 
Januar 1898. 
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Land doch für ſolche Vergleichung mit uns das wichtigſte. 
Auch in der Flottenfrage ſtehen wir ähnlich. Frankreich 
wie Deutſchland müſſen eine große koſtſpielige Land— 
armee halten, Frankreich hat aber trotzdem ſeit lange 
und in ſteigendem Maße auch ſeit 1871 ſeine Flotte 
verſtärkt und mehr Mittel darauf verwandt. Eine der 
franzöſiſchen Flotte allein wenigſtens einigermaßen eben— 
bürtige deutſche Kriegsflotte wird unſer Ziel ſein müſſen 
und auch ſein können. Wie viel mehr ſind wir aber 
finanziell dazu in der Lage, die hierfür erforderliche 
Laſt zu tragen, als Frankreich es iſt! Preußen repräſen— 
tiert ja allerdings nur etwas über 60% vom Deutſchen 
Reich (nach der Bevölkerungsgröße). Seine Finanzlage 
iſt auch, beſonders dank den finanziellen Folgen der 
Eiſenbahnverſtaatlichung, eine noch günſtigere als die— 
jenige der meiſten anderen deutſchen Staaten, nament- 
lich der Mittelſtaaten. Was von Preußen, gilt alſo 
nicht unbedingt vom ganzen Deutſchen Reich, aber doch 
immerhin einigermaßen. Die folgenden Daten beziehen 
ſich auf die letzten 1890er Jahre, auf Grund von zu— 
ſammenfaſſenden Berechnungen, welche ſo ziemlich den 
Durchſchnittszuſtand der neueſten Zeit darſtellen. Jahr 
für Jahr erfolgen aber natürlich einige Verſchiebungen 
der Verhältniſſe, ſo bei uns unter anderem beſonders 
infolge der Schwankungen der Staatsbahnüberſchüſſe, 
welche letzteren aber neuerdings faſt beſtändig günſtiger 
geworden ſind, dann infolge der meiſt ſtattfindenden 
weiteren Steigerungen der Ausgaben, namentlich derer 
für Heer und Flotte. Aber weſentliche Veränderungen 
der Zahlen werden doch erſt im Laufe der Jahre durch 
dieſe Momente bewirkt. 
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Die Ausgaben für die Kriegsmacht umfaſſen in den 
folgenden Zahlen die für Heer und Flotte zuſammen, 
ordentliche, fortdauernde und einmalige, außerordent: 
liche, einſchließlich aller betreffenden Penſionen (bei uns 
auch der auf dem Invalidenfonds laſtenden). In Frank— 
reich werden dieſe Penſionen (wie die Zivilpenſionen) 
formell zum Schuldetat gerechnet, von dem ſie hier ab— 
gezogen und zum Kriegsetat geſtellt worden ſind. Bei 
der Zivilverwaltung ſind nur die Nettoausgaben gemeint, 
aljo nach Abzug namentlich der Betriebs-, Verwaltungs- 
u. dergl. Koſten der Einnahmezweige, beſonders der 
privatwirtſchaftlichen. Eine Miteinrechnung dieſer Koſten 
ergäbe ganz unvergleichbare Daten, weil dieſe Einnahme— 
zweige ſo verſchieden in den einzelnen Staaten entwickelt 
ſind (Staatsbahnen). So ſtellen ſich denn in Preußen 
(inkl. Reichsquote): 


Millionen 0 auf den Kopf 
Ausgaben: Mark 10 Mark 
Wehrkraft. . 473 32,5 14,3 
Schuld 318 21,8 9,6 
Zivil (netto) . 666 45,7 20,1 
Summa 1457 100,0 44,0 
in Frankreich: 

Ausgaben: 
Wehrkraft. . 818 34,3 231,2 
Schuld . . 852 35,7 22,0 
Zivil (netto) . 792 30,0 18,5 
Summa 2462 100,0 61,7 


Man ſieht, wie viel niedriger auch heute noch die 
preußiſche Geſamtſtaatsausgabe (inkl. Reichsquote) als 
die franzöſiſche iſt, erſtere auf den Kopf noch nicht 
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drei Viertel der letzteren; wie in Frankreich mehr als 
ein Drittel der Ausgaben auf die (faſt ganz ohne 
Deckung aus Aktivvermögen exiſtierende), in Preußen 
nur ein Fünftel auf die (durchaus durch privatwirt⸗ 
ſchaftliche Ueberſchüſſe gedeckte) Schuld, trotzdem in 
Frankreich eine immer noch etwas größere Quote der 
Ausgaben auf die Wehrkraft fällt, als in Preußen, auf 
den Kopf ſogar faſt die Hälfte mehr; wie endlich eine 
weit ſtärkere Quote der Ausgaben für die allſeitig am 
wenigſten bemängelte Zivilverwaltung in Preußen als 
in Frankreich verwendet wird, auf den Kopf ſelbſt 
abſolut noch etwas mehr dort als hier. Selbſt eine 
weitere Vermehrung der Flottenausgaben, ſogar bis zu 
dem in dem amtlichen Plane in Ausſicht genommenen 
Maximum, würde die preußiſche Kopfquote für die Wehr- 
kraft nur um ca. 4 Mark ſteigern, womit ſie immer noch 
um ein Sechſtel hinter der jetzigen franzöſiſchen, die doch 
mittlerweile aber auch noch weſentlich zunehmen wird, 
zurückbliebe. 

Allein die preußiſche Finanzlage erſcheint noch weit 
günſtiger, wenn man nun die Deckungsmittel mit 
berückſichtigt und danach beide genannten Staaten ver- 
gleicht. Allerdings iſt die Reichsſchuld großenteils aus 
Anleihen für Heer- und Flottenzwecke erwachſen, betrug 
um die Zeit obiger Daten ſchon ca. 2½ Milliarden 
Mark, meiſt verzinslich, und erforderte ca. 76 Millionen 
Mark Jahresbedarf (ohne Tilgung). Aber immerhin ſtehen 
auch dieſer Schuld erhebliche nichtſteuerrechtliche Cinnah- 
men im Reichsetat gegenüber, z. B. im Etat für 1900 von 
den Reichsbahnen, dem Bankweſen (meiſt Reichsbank), der 
Reichsdruckerei über 38 Millionen Mark, die Hälfte des 
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Jahresbedarfs der Schuld, die andere Hälfte, was wir 
hier aber gar nicht einrechnen, ſondern nur erwähnen 
wollen, wird mehr als vollſtändig durch die Ueberſchüſſe 
der Reichspoſt- und Telegraphenverwaltung (45 Millionen 
Mark) gedeckt. Auch iſt zu berückſichtigen, daß ein be— 
deutender Teil der Kriegsinvalidenpenſionen auf dem 
Reichsinvalidenfonds laſtet (in 1899 27,9 Millionen, 
woneben freilich noch 63,6 Millionen ſonſtige Militär— 
und Marinepenſionen beſtehen) und daß etwa die Hälfte 
jener Summe aus den Zinſen des Aktivvermögens des 
Invalidenfonds (die andere Hälfte aus Kapitalzuſchuß 
des letzteren) herrührt, alſo auch nicht auf der Steuer 
liegt. Faßt man aber, wie unter unſeren deutſchen 
Verhältniſſen notwendig und zur Vergleichung mit an— 
deren Staaten in dieſen Dingen ganz unerläßlich, Reich 
und Staaten zuſammen, ſo muß man eben die Reichs— 
ſchuldlaſt, ſoweit fie nicht durch privatwirtſchaftliche und 
verwandte Einnahmen des Reichs ſelbſt gedeckt wird, 
zu den Staatsſchulden der Einzelſtaaten quotenweiſe 
ſchlagen. Dann erſcheint die Geſamtlage der deutſchen 
Staaten in Bezug auf Schulden um ein Weniges un— 
günſtiger, richtiger geſagt, ein bißchen weniger günſtig, 
als ohne dieſe Einbeziehung der Reichsſchuld. Aber 
ungemein günſtig an ſich und verglichen mit 
anderen Staaten, namentlich mit Frankreich, iſt 
die Sachlage immer noch. 

Denn die jährliche Laſt der Schuld wird bei uns 
eben durch die Ueberſchüſſe oder die Reinerträge der 
rentablen Eigentumsobjekte im Beſitz unſerer Staaten 
bei weitem gedeckt. Es bleiben nach der Verwendung 
dieſer Ueberſchüſſe hierfür noch ſehr erhebliche Beträge 
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zur Deckung anderer Staats- (und Reichs-) Ausgaben, 
daher namentlich derjenigen für Heer und Flotte. Nur 
ein Teil der letzteren und kein Pfennig der Schuldlaſt 
fallen alſo auf die Steuer, deren Hauptteil ſomit wirk— 
lich für die Deckung der Zivilverwaltungskoſten verfüg⸗ 
bar iſt und dafür thatſächlich nach dieſer Berechnungs— 
weiſe ſo verwendet wird. Ein wichtiger Umſtand, der 
dann, wie bemerkt, die Folge hat, daß unſere Gejamt- 
beſteuerung wieder an ſich und im Vergleich zu anderen 
Ländern, wie z. B. namentlich zu Frankreich, ſo mäßig 
gehalten werden kann. Geradezu einzig günſtig 
iſt in allen dieſen Beziehungen unſere deutſche 
verglichen mit der Finanzlage von anderen 
Ländern. Auch dies ſei an folgenden ſtatiſtiſchen 
Daten wiederum für Preußen und Frankreich genauer 
nachgewieſen. 


Preußen: . 
Schuldlaſt, jährlich inkl. Reichsquote e 


Die Reichseinnahmen aus privatwirtſchaftlichen Quellen 
(Reichsbahnen, Bankweſen, un zu 60% 
für Preußen gerechnet e 
Ueberſchuß der Eisenbahn verwaltung n 
Desgl. von Domänen, Forſten, Bergwerke 63 
Summe dieſer Einnahmen 570 


Davon verbleibt nach Abzug der Schuldlaſt von . . 318 
ein Reſtüberſchuß von e 
Rechnet man dieſen Betrag von der Aae Reichs: 

quote für die Wehrkraft ab mit EAR 


fo verbleibt von dieſer Ausgabe für Wehrkraft nur. 221 
noch anderweit zu decken, d. h. im weſentlichen aus 
Steuern. 


Alsdann ſtellt ſich der Ausgabeetat Preußens: 
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| Millionen j auf den Kopf 
ll Mark * Mark 
i E a ea a 0 0 0 

i für Wehrkraft. 221 24,9 6,7 

| für Zivilverwaltung (netto) 

N inkl. Reichsquote . 666 75,1 20,1 

I Summa 887 100,0 26,8 

| Dieſe Zahlen ſtellen annähernd die eigentliche 
i Steuerbelajtung Preußens für Reichs- und 
| Staatszwecke genannter Art dar. Doch ift das Ber- 


hältnis in Wirklichkeit noch etwas günſtiger, weil ver: 
ſchiedene nicht ſteuerrechtliche Einnahmen hier von den 
Steuern noch nicht abgezogen ſind. Auch ſind in den 
ſpäteren Etats und in der Wirklichkeit die Ergebniſſe 
der preußiſchen Betriebsverwaltungen noch günſtiger als 
nach obigen Zahlen geworden, z. B. im Etat für 1899 
der Ueberſchuß der Eiſenbahnverwaltung 526,8, für 
1900 532,2, derjenige der Domänen, Forſten, Berg- 
werke bezw. 74 und 79,1 Millionen Mark. 


Nach einer analogen Berechnung ſtellen ſich dieſe 
Verhältniſſe folgendermaßen für 


Frankreich: ne 
N Schuldaufwand jährlich (ohne Penſionen ) . . 852,0 
Davon gedeckt durch privatwirtſchaftliche Ueberſchüſſe 
I (namentlich Forſten, kleinen Betrag Staatsbahnen) 26,4 
* bleibt von dem Schuldaufwand weſentlich auf der 
14 ET EIER; 


1 Demnach ſtellt ſich der franzöſiſche Ausgabeetat, der 
hauptſächlich durch Steuern zu decken iſt, folgender— 
maßen: 
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Millionen o auf den Kopf 
Mark {> Mart 
für Staatsſchuld ... . 825,6 35,4 21,8 
Wehrkraflf 5180 34,3 21.2 
Zuſammen 1643,6 69,7 42,5 
für Zivilverwaltung (netto) . 792,0 30,3 18,5 
Summa 2435,6 100,0 61,0 


Frankreich muß alfo an 70% feiner Steuereinnahmen 
auf Schuld, Heer und Flotte, Preußen nur knapp ein 
Viertel, jenes 42,5 Mark auf den Kopf, 210,25 Mark 
auf die Familie (zu 5 Kopf, allerdings etwas hoch, ge— 
rechnet), Preußen nur 6,7 Mark auf den Kopf, nur 
33,5 Mark auf die Familie verwenden, bezw. in dieſem 
Maße jeder der beiden Staaten ſeine Bevölkerung für 
die genannten Zwecke beſteuern. Für die Zivilver— 
waltung kann Preußen ſo über drei Viertel, Frankreich 
nicht ein Drittel ſeiner Steuern verwenden. 

In dieſen Zahlen ergibt ſich das richtigſte 
Bild zu Zwecken der Vergleichung. 

Nicht ganz ebenſo, aber immerhin ähnlich geſtaltet 
ſich die Vergleichung zwiſchen den deutſchen und ſonſtigen 
Staaten, Großbritannien, Oeſterreich-Ungarn, Italien, 
auch einigermaßen Rußland und Nordamerika. Die 
ungewöhnlich große „unproduktive“ Schuld Frankreichs, 
der Mangel an bedeutenden privatwirtſchaftlichen Ein— 
nahmequellen desſelben, der große Aufwand für ein 
rieſiges Landheer neben dem Flottenaufwand läßt Frank— 
reichs Lage auch anderen Staaten gegenüber ungünſtiger 
erſcheinen und bedingt die ſchwere Beſteuerung. Aber 
ſie wird doch getragen und ohne viel Murren und für 
die großen nationalen Zwecke, für ſeine ja lange nicht 
ſo wie die unſere gefährdete Sicherheit und ſeine Macht— 
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ſtellung bringt Frankreich immer wieder neue finanzielle 
Opfer, in Anlehen wie Steuern. Das gereicht Land 
und Volk zur Ehre und ſollte uns beſchämen, die wir 
ſo unendlich weniger belaſtet ſind und doch bei jedem 
neuen Anſpruch an Opfer für unſere Wehrkraft in 
weibiſches Jammern und Klagen ausbrechen. 
Allerdings ſind ja bei uns ſeit der großen Zeit von 
1864—1871 die Ausgaben für Heer und Flotte, für 
Reichsſchuld, die Erträge der Reichsſteuern und zum Teil 
auch der Staatsſteuern ſtark geſtiegen, abſolut und voll— 
ends relativ. Aber zumal letzteres beweiſt hier nicht 
viel, weil eben die urſprünglichen Ausgaben und Steuer— 
erträge vielfach noch beſonders niedrig waren und ſo 
freilich jede Steigerung, prozentweiſe berechnet, 
groß erſcheint, auch im Vergleich mit den Verhältniſſen 
anderer Staaten, welche eben ſchon früher mit größeren 
Ausgabe- und Steuerzahlen rechneten. Wir mußten auch 
hier einfach lange Verſäumtes nachholen, wie in der 
Ausbildung unſerer Wehrverfaſſung, der Schaffung 
unſerer Flotte, auch auf manchem anderen Gebiete des 
Staatslebens in Reich und Staat, ſo nicht minder in 
der Entwickelung unſerer Beſteuerung, im Reiche nament- 
lich der Zölle und indirekten inneren Reichsſteuern, welche 
teils erſt zu ſchaffen, teils ergiebiger zu machen waren. 
Es iſt daher auch eine bewußte Täuſchung gewiſſer 
Parteien, wenn ſie auf das „rieſige Wachstum“ unſerer 
Reichs- und Staatsausgaben, der Reichsſchuld, der Ver- 
wendungen für Heer und Flotte, der Steuer- und Zoll— 
erträge hinweiſen, um ihre Anhänger „gruſeln“ zu 
machen und ihre unpatriotiſche und politiſch bedauerliche 
Ablehnung aller neuen Forderungen für die Macht— 


telung des Reichs mit ſolchem Hinweis zu begründen 
ſuchen. Auch hier ergibt eine objektive Betrachtung 
nichts Bedenkliches, und wiederum die Vergleichung mit 
anderen Staaten zeigt, daß wir eben nur mit ihnen 
Schritt gehalten oder, worauf es unvermeidlich ankam, 
ihnen auf gebotenen Bahnen der Entwickelung der 
Staatsausgaben für die nationale Machtſtellung und 
der Steuererträge zur Deckung dafür, worin ſie uns ſo 
lange voraus waren, nachgekommen ſind. Auch hier 
einige ſtatiſtiſche Daten über das Deutſche Reich und 
zur Vergleichung über Frankreich und Großbritannien. 
Deutſches Reich: 


Rechnung Etat 
187 1873 1899 

Fortdauernde Ausgaben: Millionen Mark 
„ 260,4 519,9 
„ 11,8 13,9 69,0 
Militär: und 8 22,3 49,1 91,6 


Zuſammen 278,8 323,4 680,5 
Einmalige Ausgaben: 


E 81 122,9 
E N ee A 40,1 64,7 
Summa Wehrkraft 317,0 366,6 868,1 
Reichsſchudd . a 0,5 0 75,8 
Haupteinnahmen (ein): 
se: 94.5 122,6 442,4 
Innere Verbrauchsſteuern. 7858 135,2 300,0 
Verkehrsſteuern 5,2 5,7 61,6 
Zuſammen We 173,3 263,5 804,0 
Poaberſchüſſee 14,1 9,0 44,6 
Eiſenbahnüberſchüſſe . 54 29 26,6 
Bankweſen — — 9,8 
Wehrkraftausgabe a. d. Kopf Mark u 8,8 15,7 
Reichsſteuern auf den Kopf Mark 4,8 6,3 14,6 
Handels- und Machtpolitik. II. 5 


Im Jahre 1872 wirkte der Krieg noch nach, das 
Jahr 1873 iſt als ein normaleres beſſer zum Ausgangs— 
punkt zu nehmen. Die Reichsſteuern erſcheinen hier 
mit dem Nettobetrage, nach Abzug der den Einzelſtaaten 
zukommenden Vergütungen für Erhebungskoſten und 
Anteilen. Allerdings iſt ſonach der Aufwand für die 
Wehrkraft zu Lande und zu Waſſer auf den Kopf be— 
rechnet um faſt das Doppelte, abſolut um erheblich 
mehr als das Doppelte, der Reichsſteuerertrag auf den 
Kopf um fait das 2½ fache zwiſchen 1873 und 1899 
gewachſen. Aber haben darunter wirklich, wie z. B. 
ſozialdemokratiſcherſeits oft behauptet wird, die Ver— 
wendungen für die Zivilausgaben, für eigentliche Kultur— 
zwecke ſo gelitten, war „dafür wirklich kein Geld da“? 
Nun, im Reiche ſelbſt war z. B. die fortdauernde Aus— 
gabe für die „Zivildepartements“ (Reichskanzler, Reichs- 
kanzlei, Reichsjuſtizverwaltung, Reichsamt des Innern, 
Auswärtiges Amt) 1872: 5,33, 1873: 6,22, 1899: 
68,0 Millionen Mark. Eine Verzehn- bis Zwölffachung. 
Und in den Einzelſtaaten, die vermeintlich bei dieſer 
Entwickelung der Dinge für „Kulturzwecke nichts übrig 
hatten“? Nun, in Preußen z. B. war der Etat der 
hauptſächlichen „Zivildepartements“ und der wichtigſten 
eigenen Einnahmezweige für 1868 (dem erſten Jahre, 
wo die neuen Provinzen ganz im Etat ſtanden und der 
Norddeutſche Bund ſeinen völlig eigenen Etat hatte) 
und für 1900 der folgende: 


Fort: 
dauernde 


Ein: 
malige 


Fort: 
dauernde 


Gin- 
malige 


“ep * * 
Juſtizminiſterium 


Inn. Miniſterium 
Geiſtl., Unterr.: 
Minifterium . 
Davon Elementar- 
unterricht u. dgl. 
Landwirtſchaftlich. 
Minifterium . 
Miniſterium f. Ge: 
werbe u. Handel 
Miniſterium f. öff. 
Arbeiten . 
Schuld, Zins . 
„ Tilgung u. 

anderes 

Schuld, Summe d. 
Ausgaben 
Direkte Steuern, 
Rohertrag. 
Indirekte, inkl. 
Reichsſteuerreſte, 
2 
Lotterie, rein. 
Domänen u. For⸗ 
ften, rein. 
Berg⸗, Hütten: u. 
Salinenweſ., rein 
Eiſenbahnangele⸗ 
genheiten, rein . 


46,6 


24,3 


18,0 


13,8 


Millionen Mart 


1,7 


0,5 


109,4 
69,1 


139,6 


83,3 
9,8 


53,8 


25,3 


532,5 


Ausgaben Ausgaben Ausgaben Ausgaben 
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Wegen Veränderungen der Reſſorts ſind die Daten 
für das landwirtſchaftliche Miniſterium (1868 ohne, 
ſpäter mit Verwaltung der Domänen und Forſten, doch 
ohne die Einnahmen daraus und die Betriebskoſten 
dafür, auch früher inkl. Geſtütsverwaltung), ferner die 
Daten für die ſpäter getrennten Miniſterien für Gewerbe, 
Handel und öffentliche Arbeiten, wo ſich auch noch 
andere Etatsveränderungen bemerklich machen, nicht 
genau vergleichbar. Die große Ausgabeſteigerung zeigt 
ſich aber überall, — am meiſten im Unterrichtsdeparte— 
ment. Die Bevölkerung Preußens ſtieg von Ende 1869 
bis 1895 von 24 auf 31,9, 1899 auf ca. 33,7 Mil⸗ 
lionen Kopf. 

In Frankreich zeigen ſich ſeit der Kriegsperiode 
im Allgemeinen Budget folgende Aenderungen einiger 
Hauptpoſten der Ausgaben und Einnahmen (1870 noch 
Friedensbudget): 


1870 1873 1899 
Millionen Franken 


s 440,0 649,5 


Flotte ET | f 303,6 
c 173,8 18 90,8 
Militärpenſionen . . ca. 50,0 ca. 62,0 140,4 
zuſ. Kriegsmacht (u. Rn 599,3 650,6 11843 
Schuldetat d 370,0 996,0 1034,0 
Hauptſteuern (roh) 
ne 3 — 580,6 
Zölle und nderfiener 8 — 628,0 
Geträntefteuern . . . . .- 248,4 — 481,9 
Monopole 260,0 — 438,9 
Andere innere Waben bern 73,4 — 55,6 
Enregiſtrement und Stempel 
(inkl. Erbſchaftsſteuer) . 426,4 — 711,6 
Summe dieſer Steuern 1522,9 — 2896,6 


— 


| 
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Auf d. Kopf f. Kriegsmacht in Mark 10,5 14,6 24,3 
Desgl. Schuld in Mark 7,8 22,4 21,6 
Desgl. Steuern in Mark. . 31,9 — 60,6 


Die Daten, welche zugleich einen guten Einblick in 
die ſchweren finanziellen Folgen des Kriegs von 1870/71 
für Frankreich geben, erweiſen, wie ſchon am Beginne 
der Periode die franzöſiſchen Ausgaben für Kriegsmacht 
und Schuld und die Belaſtung mit Steuern hoch und 
viel höher als in Deutſchland waren. Aber trotz des 
Verluſts von Elſaß-Lothringen, dem von der alten 
franzöſiſchen Staatsſchuld nichts aufgebürdet werden 
konnte, trotz der ungeheuren Vermehrung der Schuld 
durch den Krieg und trotz ſeiner faſt ſtabilen Bevölke— 
rung hat Frankreich für ſein Kriegsweſen zu Lande und 
zu Waſſer neue große Laſten auf ſich genommen. Gegen 
die Zeit vor dem Kriege haben ſich dieſe Laſten mehr 
als verdoppelt (unter Abrechnung der Ausgaben für 
den Kolonialdienſt ift die Kopfquote 1899: 22,5 Mark). 
Und dieſe Laſten wie die ſo geſtiegenen für die Schuld 
müſſen nun, wie bemerkt, faſt ganz durch Steuern von 
einer nur ebenſo großen Bevölkerung wie vordem — 
der Verluſt Elſaß⸗Lothringens ift kaum durch den Volfs- 
zuwachs ausgeglichen worden — aufgebracht werden. 
Die Steuererträge, welche außerdem noch die ebenfalls 
bedeutend gewachſenen Laſten der Zivilverwaltung bei— 
nahe allein mit decken müſſen, haben ſich auf den Kopf 
berechnet faſt verdoppelt, obwohl ſie anfangs, um 1870, 
ſchon recht hoch, viel höher als bei uns waren und 
nunmehr abſolut ſo ziemlich den höchſten Betrag in der 
Welt erreichen. Die Steigerung der Steuerbelaſtung 
für Staatszwecke ſeit dem Kriege iſt wiederum beinahe 
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dreimal (28,7 Mark auf den Kopf) jo hoch als die- 
jenige der Reichsſteuern im Deutſchen Reiche (1872 
bis 1899: 9,8, 1873—1899: 8,5 Mark) und bleibt 
hinter dieſer Proportion des Wachstums nicht viel zu— 
rück, wenn man zu der Vermehrung der Reichsſteuern 
die der Staatsſteuern, z. B. in Preußen, hinzurechnet. 
In Preußen ſtellte ſich unter Zuſammenrechnung der 
Reichs- und Staatsſteuern die Kopfbelaſtung 1868 auf 
13,55, 1898 auf 23,33 Mark, eine Steigerung in dieſen 
30 Jahren um 9,78 Mark oder 72,2 %, gegen eine 
Steigerung in Frankreich in den 30 Jahren von 1870 
bis 1899 um 28,7 Mark (alſo in der That auch faſt 
das Dreifache gegen Preußen) oder um 90% 1). Natür- 
lich, daß jede Vermehrung der Beſteuerung um ſo mehr 
ins Gewicht fällt, je größer die anfängliche Belaſtung 
ſchon iſt. Gerade hierin tritt wieder die günſtige Lage 
der Dinge in Deutſchland, verglichen mit Frankreich, 
hervor. Trotz alledem ſehen wir in Frankreich alle 
Parteien einmütig, wenn es neue Forderungen der Re— 
gierung für das Heer und namentlich neuerdings auch 
für die Flotte gilt, wie denn die Jahresausgaben und 
außerordentlichen Verwendungen für letztere beſonders 
ſtark geſtiegen ſind. Ja, was die Regierung fordert, 
wird gern noch erhöht. Darauf kann Frankreich ſtolz 
ſein! Wie traurig anders ſieht es in dieſem Punkte 
bei uns aus, wo die verbündeten Regierungen um jede 
noch ſo gerechtfertigte Forderung neuer und vermehrter 


) Nach den Tabellen in meiner Finanzwiſſenſchaft Bd. IV, 
1. Hälfte (1899), S. 62, woſelbſt für Preußen und für andere 
deutſche Staaten (Bayern, Sachſen, Württemberg) weitere ber: 
artige Berechnungen. 


alter Ausgaben für Heer und Flotte mit dem Reichs: 
tage feilſchen, mit großen einflußreichen Parteien im 
Lande kämpfen müſſen! 

Eine Vergleichung mit Großbritannien für einige 
Hauptſeiten der Finanzlage ergibt folgendes (nach Rech— 
nungsabſchluß): 


1871/72 1898/99 

Millionen Pfd. Sterl. 
„ 20,00 
Sole 990 24,07 
Zuſammen 25,76 44,07 

Staatsſchud .. . 26,84 25,24 

Haupteinnahmen (roh): 
Direkte Steuern . . . 11,41 20,42 
W 21,56 
Innere Acciſen 23,33 29,31 
Stempel u. dergl. 2529 7,70 
Erbſchaftsſteuer . . 5,21 11,47 
Summa Steuern 62,57 90,460 

Kriegsmacht auf den Kopf Mark 16,5 22,3 
Schuld desgl. Mark. . . 172 12,8 
Steuern desgl. Mark. . 40,1 46,0 


Die Koſten für Heer und Flotte haben ſich doch, 
trotz langjähriger Spartendenz auf dieſem Gebiete, 
abjolut um ca. 70 % geſteigert, nach dem Kopfbetrage 
allerdings nur um 35%. Aber man weiß auch, wie 
dieſe Spartendenzen ſich beim Heere ſchädlich erwieſen 
haben und wie jüngſt die Flottenausgaben raſch ge— 
ſtiegen find, fie betragen gegenwärtig ſchon im ordent- 
lichen Budget 3—4 Millionen Pfd. Sterl., auf den Kopf 
1½ —2 Mark mehr, und die Heeresausgaben find jüngſt 
auch bereits gewachſen und werden demnächſt ſicherlich 
noch erheblich größer, auch in Friedenszeit. Schon die 
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bisherigen Kopfbeträge für die Kriegsmacht zu Waſſer 
und zu Lande betragen in Großbritannien 42 % mehr 
als unſere deutſchen bisherigen. Die große britiſche 
Staatsſchuld, der wieder ſehr wenig privatwirtſchaftliche 
Deckungsmittel gegenüberſtehen, hat ſich zwar abſolut 
als Belaſtung des Budgets und relativ noch 1 
mehr als Kopfbelaſtung der Bevölkerung durch ihre Ver 

ringerung und Zinsreduktionen vermindert, aber ſie ift 
immer doch noch eine erhebliche Laſt, die zu derjenigen 
für Heer und Flotte als eine faſt ganz durch Steuern 
zu deckende hinzutritt. In Deutſchland ſteht dieſer Be— 
laſtung durch die Schuld in Großbritannien wiederum 
bei dem Charakter unſerer Staatsſchulden als faſt ganz 
Eiſenbahnſchulden, mit mehr als genügender Deckung 
der Zinſen u. ſ. w. durch die Reinerträge der Bahnen, 
nichts Analoges gegenüber. Die Steuern, die eben an— 
fangs ſchon ſehr hoch an ſich und auf den Kopf waren, 
haben ſich freilich nur um ca. 45 % abſolut, relativ 
auf den Kopf nur um ca. 15% vermehrt. Jetzt ſtehen 
auch hier weitere Steigerungen durch Erhöhung der 
Steuerſätze infolge des ſüdafrikaniſchen Krieges bevor. 
Im Unterſchied zu Frankreich zeigen Deutſchland und 
Großbritannien nicht ſo ſtarke Steigerungen der Kopf— 
beträge der Ausgaben und Steuererträge, weſentlich mit 
infolge ihrer ſtarken Volksvermehrung im letzten Menſchen— 
alter, während bei der beinahe ſtabil gewordenen Größe 
der franzöſiſchen Staatsbevölkerung faſt die nämliche 
Volkszahl jetzt eine ſo viel größere Maſſe Ausgaben 
und Steuern zu tragen hat. Freilich braucht Frankreich 
bei ſeinem beinahe fehlenden Geburtsüberſchuß auch viel 
weniger Mittel für die Auferziehung der neuen Gene— 
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ration anzuwenden, was wenigſtens in einer Hinſicht 
ein erleichterndes Moment iſt. 

So ergibt ſich in der That, daß Preußen, daß 
Deutſchland nach Reichs- und Staatsausgaben weit 
günſtiger daſteht als Frankreich und Großbritannien, 
als unſer wichtigſter politiſcher und unſer wichtigſter 
wirtſchaftlicher Konkurrent und daß die Steuerbelaſtungen 
bei uns viel geringer ſind. 

Allerdings weiſt man nun bei uns gern auf die 
Kommunallaſten, die Kommunalſteuern, für die 
Verbände (Provinzen, Bezirke, Kreiſe) und vollends für 
die Gemeinden hin. Namentlich die hohe und in ſo 
raſcher Steigerung begriffene Kommunalbeſteuerung wird 
nicht nur bei politiſchen Gegnern, ſondern auch bei 
politiſchen Freunden der Verwendungen für die Macht— 
ſtellung der Reichs öfters als die beſonders drückende 
Laſt bezeichnet. Auch in Preußen haben konſervative 
Politiker das wohl hervorgehoben, beſonders betonend, 
daß die direkten Steuern durch die Gemeindeſteuern in 
dieſer Form und durch die Gemeindezuſchläge zu den 
Staatsſteuern vor, aber auch noch nach der Miquelſchen 
Reform von 1893 und der Ueberlaſſung der großen 
Staatsertragsſteuern (Grund-, Gebäude-, Gewerbeſteuern) 
an die Gemeinden, ſo ſchwer drückten. 

Gewiß muß man ſchließlich alle Steuern für öffent— 
liche Zwecke, für Reich, Staat, Provinz, Kreis, Gemeinde 
(eventuell auch noch für ſpezielle Schulzwecke, Wege— 
zwecke u. dergl., für die Kirche, zuſammenrechnen, um 
die Geſamtbelaſtung feſtzuſtellen, und ſchließlich iſt es 
natürlich dieſe, welche an ſich und in Vergleichung mit 
früherer Zeit und mit anderen Ländern in Betracht 
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kommt. Auch die Form, in welcher die Steuern vor- 
nehmlich aufgelegt werden, z. B. bei uns in den Ge— 
meinden großenteils, vielfach faſt ausſchließlich als 
direkte Ertrags- und Einkommenſteuer, iſt dabei zu 
berückſichtigen. Genauer darauf hier ſtatiſtiſch einzu— 
gehen, müſſen wir uns verſagen ). Es genügt, nur 
Eines hervorzuheben. 

Mitunter ſollte man beinahe meinen, wir in Deutjch- 
land allein hätten neben den Reichs- und Staatslaſten 
und Steuern auch noch ſolche für Verbände und Ge— 
meinden zu tragen! Und doch iſt's im Auslande natür- 
lich ebenſo. Auch hier ſind die betreffenden Laſten und 
Steuern, in Großbritannien vollends nach ſeiner ganzen 
Verwaltungsorganiſation für die Lokalverwaltungen, in 
Frankreich für Departements und Gemeinden, in an— 
deren Ländern für die da beſtehenden Provinzial, Be- 
zirksverbände und Gemeinden ebenſo ſchwer, oft wieder— 
um erheblich ſchwerer als bei uns, ſind ſie gleichfalls 
in raſcher, zum Teil raſcherer Steigerung begriffen, als 
die eigenen Staatslaſten und Steuern und als die Kom— 
munallaſten und Steuern bei uns, werden ſie, wie 
namentlich in Großbritannien faſt ganz, in anderen 
Ländern wenigſtens auch zum erheblichen, häufig zum 
größeren Teil, durch direkte eigene Steuern oder Zuſchläge 
zu den direkten Staatsſteuern gedeckt. In Frankreich, 
Italien, Oeſterreich, auch in den ſüddeutſchen Staaten 


1) Auch dafür erlaube ich mir, mich auf die eingehenden Aus: 
führungen und ſtatiſtiſchen Tabellen und Daten im 3. u. 4. Bande 
meiner Finanzwiſſenſchaft zu beziehen, wo über Großbritannien, 
Frankreich, Preußen und die deutſchen Mittelſtaaten das erforder- 
liche Material zu finden iſt. 


Er 


find nur außer direkten erhebliche indirekte Verbrauchs: 
ſteuern (Oktroi, Acciſen, Thorſteuern) vorhanden, in 
Frankreich beſteht in über 1500 Gemeinden Oktroi, und 
Paris deckt ſeinen rieſigen Gemeindebedarf zu über vier 
Fünfteln aus dieſer Steuerquelle. Dagegen läßt ſich 
manches, dafür auch einiges ſagen. In Norddeutſchland 
ſind dieſe lokalen Verbrauchsſteuern — paſſende Objekte 
und Veranlagungs- und Erhebungsformen vorausgeſetzt — 
wohl zu ſehr zurückgedrängt worden, vielfach ganz ver- 
ſchwunden. Aber jedenfalls bilden doch auch ſie Steuer— 
laſten, die das Ausland eben mehr in dieſer Ein— 
richtung trägt. Zieht man alles zuſammen und ver— 
gleicht es unbefangen, ſo wird ſich ergeben, daß auch 
hier wieder Deutſchland in günſtigerer Lage als meiſt 
das Ausland iſt und bei fehlenden oder geringfügigen 
indirekten Gemeindeſteuern auch in einer für die unteren 
Klaſſen weniger bedenklichen Form die Gemeindeaus— 
gaben deckt. Wenn dieſe letzteren bei uns ſo beſonders 
ſtark zumal in vielen Städten neuerdings wachſen, ſo 
erklärt ſich das doch auch aus dem großen Aufſchwung 
unſeres Städteweſens, aus allgemeinen Verhältniſſen 
der Bevölkerungsbewegung, der wirtſchaftlichen Ent— 
wickelung und nicht zum wenigſten aus der Steigerung 
gerade vieler wirtſchaftlicher und Kulturausgaben, in 
unſeren Gemeinden (Schul-, Verkehrs-, Sanitätsweſen 
u. ſ. w.). Zum Beleg der Steuerbelaſtungen der Lokal— 
verwaltungen in Großbritannien nur die eine Ziffer, 
daß hier z. B. 1896 die weſentlich in Form der direkten 
erhobenen Steuern 53,5 Millionen Pfd. Sterl. oder 
über 1090 Millionen Mark betrugen, mehr als das 
2½ fache der direkten Staatsſteuern, woneben noch 
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7 Millionen Pfd. Sterl. gebührenartiger Abgaben (hie 
und da mit indirekten Steuern verbunden) in der Lokal⸗ 
verwaltung vorkamen. Auch im Auslande, ſpeziell in 
Großbritannien hat die Steuerbelaſtung der Lokalver— 
waltungen dazu geführt, daß erhebliche Anteile an 
Staatsſteuern (ſo an der einen Erbſchaftsſteuer ſelbſt, 
der probate duty), Zuſchläge zu anderen (Branntwein— 
und Bierſteuer), ganze Staatsſteuergattungen (die Lurus- 
ſteuern in Lizenzform) den Lokalverwaltungen zur Er: 
leichterung ihrer Finanzlage in neuerer Zeit überlaſſen 
worden ſind, ganz ähnlich wie bei uns. Unſere Klagen 
ſind alſo auch hier übertrieben oder ganz unbegründet, 
zumal wenn man daran denkt, was doch die Gemein— 
den und Verbände an Nutzen und Vorteilen aller Art 
ihren Beſteuerten gewähren. 


III. 


Auch eine andere Klage erweiſt ſich bei uns teils 
ebenſowenig richtig, teils doch wieder ſehr übertrieben. 
Es wird noch allenfalls eingeräumt, daß unſere in— 
direkten Steuern (Zölle, innere Verbrauchs-, auch Ber: 
kehrs⸗, Stempel- u. dergl. Steuern) allerdings im Ber- 
gleich zum Auslande und wiederum beſonders zu Frank— 
reich und Großbritannien niedriger ſeien, auch trotz der 
neueren ſtarken Entwickelung im Deutſchen Reiche, be— 
ſonders ſeit den Reformen von 1879 ff. Aber einmal 
befänden ſich unter unſeren indirekten Steuern einige 
beſonders bedenkliche, wie die Salzſteuer, der Getreide— 
zoll, der jetzt einen ſo erheblichen Ertrag liefere, der 
Petroleumzoll und wie einige andere Zölle auf wichtigere 


Verzehrungsgegenſtände, dann die innere Bier-, Brannt⸗ 
wein⸗, Zucker-, Tabakſteuer, jo daß die unteren, ſogenannten 
arbeitenden Klaſſen doch die vornehmlich belaſteten ſeien. 
Ferner ſeien aber eben unſere direkten Steuern ſo 
ſchwer und bilden die Hauptlaſt. 

Die erſte Behauptung in betreff der indirekten Steuern 
iſt ja nicht völlig unbegründet, aber die ganze Frage 
liegt eben doch anders und, eines ins andere gerechnet, 
alles miteinander verglichen, iſt die Sachlage doch auch 
hier bei uns günſtiger als meiſt im Auslande. Die 
zweite Behauptung aber, hinſichtlich der direkten Steuern, 
iſt teils völlig übertrieben, teils ſchwebt ſie wirklich in 
der Luft, wiederum namentlich bei einer Vergleichung 
unſerer und der ausländiſchen Verhältniſſe. Wir haben 
im ganzen immer noch eine weit ſchwächere Belaſtung 
für Reichs- und Staatszwecke (und vollends für die Ge— 
meinden) mit indirekten Verbrauchsſteuern (Zölle 
und innere zuſammengerechnet) als das für die Ver— 
gleichung zumeiſt in Betracht kommende Ausland, na- 
mentlich wieder als Frankreich und Großbritannien. 
Wir haben aber auch eine weit ſchwächere Belaſtung 
mit direkten Steuern (und verwandten, wozu 
namentlich die Erbſchaftsſteuer gehört), wenngleich 
unſere direkten (Staats- und Gemeinde-) Steuern relativ 
etwas mehr als unſere indirekten (Reichs-, Staats- und 
Gemeinde-) Steuern ausgebildet, richtiger noch aus— 


gedrückt, etwas weniger als die letzteren hinter den 


ausländiſchen in der Entwickelung zurückgeblieben ſind. 
Auch die Kopfbelaſtung mit direkten Steuern, zumal 
für den Staat, ſteht hinter derjenigen im Ausland meiſt 
ſehr zurück, erſcheint unter Berückſichtigung der geringeren 
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Belaſtung mit indirekten Steuern noch günſtiger, und 
die Verfaſſung unſerer direkten Steuern iſt faſt all- 
gemein und faſt durchaus weit beſſer als diejenige des 
Auslands, zumal in der neueren Zeit, ſo daß auch in 
dieſer Beziehung die Steuerbelaſtung erträglicher, weil 
beſſer, d. h. mehr auf die ſtärkeren Schultern, verteilt 
iſt. Nur in der bei uns mangelhaft entwickelten Erb— 
ſchaftsſteuer ſtehen wir in dieſer Hinſicht hinter dem 
Auslande zurück. 

Unſere indirekten Verbrauchsſteuern in Form 
von Zöllen (Einfuhrzöllen) und inneren Steuern ſind 
auch jetzt noch nach Höhe der Zoll- und Steuerſätze 
kaum in einem Falle bedenklich, vielfach niedriger als 
diejenigen des Auslands, namentlich wieder Frankreichs 
und Großbritanniens, ſo für Kolonialwaren, Kaffee (bei 
uns 40, in Frankreich 121% Mark für 100 Kilo), Thee, 
Tabak, Wein, Gewürze, Petroleum, Südfrüchte, für 
Zucker, Bier (wenigſtens in Norddeutſchland), Brannt- 
wein, auch für Salz (der einzige wichtigere Artikel, wo 
der deutſche Satz den franzöſiſchen etwas übertrifft, 
während auch die Salzſteuer, die allerdings in England 
ganz fehlt, in anderen Ländern, Oeſterreich, Italien 
höher iſt als bei uns). 

Allerdings haben wir die Zölle auf viele Konkurrenz— 
artikel unſerer heimiſchen Land- und Forſtwirtſchaft wieder 
ſtark erhöht oder neu eingeführt, aber aus zwingend— 
ſten agrarpolitiſchen, nicht finanzpolitiſchen Grün⸗ 
den und — nicht anders, mehrfach in niedrigeren 
Sätzen als andere Kontinentalländer in ähnlicher Lage, 
Frankreich, Italien voran. Unſer wichtigſter Getreide— 
zoll für Weizen und Roggen iſt praktiſch (nach den 


Handels- und Meiſtbegünſtigungsverträgen) 3 Mark, 
in Frankreich für Weizen 5,67, in Italien 6,48 Mark 
für 100 kg. Bei der Entwickelung der Einfuhrverhält— 
niſſe kommt es ſo, daß allerdings jetzt von unſerem 
Zollertrag ca. 38% aus Zöllen auf agrariſche Nahrungs: 
mittel herrühren (1895—1897 von 450 Millionen Mark 
im Durchſchnitt ca. 173 Millionen, wovon 143 Millionen 
auf Getreide u. dergl. kommen). Nach dem Einfluß auf 
die Preiſe der Objekte, auch auf das allgemeine Preis- 
niveau der inländiſchen Artikel (Getreide!) und nach 
den Konſumtionsverhältniſſen haben diefe Zölle eine 
nicht unerhebliche Belaſtung der unteren Klaſſen, der 
Arbeiter, der großen Volksmaſſe zur Folge, auch eine 
relativ (im Verhältnis zum Einkommen) ſchwerere als 
bei den wohlhabenderen und höheren Klaſſen. Durch 
Hinzutritt des Petroleumzolls, einiger anderen (Reis, 
Gewürze), der Steuer und des Zolls auf Salz, Tabak, 
Branntwein, vielleicht auch auf Bier und Zucker ſteigert 
ſich dieſe Belaſtung und auch das Mißverhältnis der— 
ſelben zwiſchen unteren und oberen Klaſſen noch. 
Aber andererſeits erfolgt auch eine gewiſſe Aus— 
gleichung in letzterer Hinſicht durch andere Zölle und 
Steuern, indirekte, Verkehrs-, direkte und zum Teil auch 
nach den Mehrkonſumtionen der oberen Klaſſen von 
gewiſſen zoll- und verbrauchsſteuerpflichtigen Artikeln. 
Da unſere neueren Perſonal- (Einkommen-, Vermögens- 
ſteuern), auch einzelne Ertragsſteuern — nach der Frei— 
laſſung kleinerer Einkünfte und Vermögen, nach ihrem 
meiſt degreſſiven Steuerfuß bei den Einkommenſteuern, 
nach den beſteuerten Objekten, die von den „arbeitenden 
Klaſſen“, zum Teil überhaupt von den unteren Klaſſen 
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nicht oder nur in geringem Grade beſeſſen werden (Grund— 
ſtücke, Gebäude, Gewerbebetriebe, Leihkapitalien) — 
dieſe Klaſſen überhaupt nicht oder viel mäßiger als die 
oberen belaſten, ſowohl was Staats- als was Gemeinde— 
ſteuern anlangt, ſo erfolgen vollends doch weitere er— 
hebliche Kompenſationen zwiſchen der Geſamtſteuer— 
belaſtung der unteren und oberen Klaſſen. Letztere 
tragen z. B. auch die Steuern auf Rechtsgeſchäfte u. ſ. w. 
(Stempel⸗, Börſenſteuern, Beſitzwechſelabgaben) doch 
weit überwiegend allein. Man mag aber, wie ich es 
thue, zugeben, daß die höheren Klaſſen doch im ganzen 
von allen Arten Steuern zuſammen im Verhältnis 
zu ihrem Einkommen noch mehr tragen ſollten als die 
unteren, — alſo eine reelle Progreſſion der Geſamt— 
beſteuerung zu erſtreben ſei, und daß es fraglich bleibt, 
ob wegen der Einwirkung der indirekten Verbrauchs— 
ſteuern (inkl. Zölle) die höheren Klaſſen immer wenig— 
ſtens voll in derſelben Proportion wie die unteren durch 
alle Steuern zuſammen getroffen werden. Bei einer 
richtigen „ſozialen“ Steuerpolitik wären daher gerade 
noch Steuern zu fordern, welche dieſe reelle Mehr— 
belaſtung der Klaſſen mit höherem, mit fundiertem Ein— 
kommen, mit leichten großen Gewinnen herbeiführten. 
Der Plan einer Reichserbſchaftsſteuer iſt mit aus ſolchem 
Geſichtspunkte entſprungen. 

Indeſſen muß doch nun auch hier anerkannt werden, 
daß wenn man ſelbſt von der fehlenden oder geringeren 
Belaſtung der unteren Klaſſen mit direkten, mit Ver⸗ 
kehrs⸗ u. dergl. Steuern abſieht, und nur die indirekten 
inneren und als Zoll erhobenen Verbrauchsſteuern be: 
rückſichtigt, die Lage wiederum im ganzen bei uns auch 
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für dieſe Klaſſen günſtiger iſt als meiſt im Auslande. 


Allerdings, England hat keine Getreide-, Vieh-, Fett⸗ 
warenzölle u. dergl. mehr, ſelbſt keine Zuckerſteuer noch 
Zoll, keinen Petroleumzoll, wie in unſeren jozialdemo- 
kratiſchen Verſammlungen und Blättern unſeren Arbei— 
tern immer vorgeführt wird. Aber es hat dafür auf 
die Maſſenartikel auch des Konſums der unteren Klaſſen, 
auf Spirituoſen, Bier, Tabak, Thee ganz un— 
geheure Steuer- und Zollſätze und erzielt rieſige Ein— 
nahmen aus der Belaſtung dieſer Artikel, hat durchweg 
viel höhere Steuer- und Zollſätze dafür und Erträge 
daraus als bei uns. Im ganzen wird dadurch doch 
auch wieder der „kleine Mann“ im Auslande in dieſer 
Form der „indirekten“ Steuer ſchwer und weit ſchwerer 
als bei uns belaſtet. Frankreich hat auf die genannten 
Artikel, dann auf Wein und Obſtwein, die Getränke 
des kleinen Mannes dort, auf Kaffee, Getreide und 
zahlreiche Zollartikel, auch noch auf einige inländiſche, 
ſehr hohe Steuern und Zölle gelegt und belaſtet nament— 
lich, neben den Getränken, den Tabak in ſeinem Monopol 
enorm. Die Erträge aus dieſen Steuern und Zöllen 
ſind daher wieder weit höher als bei uns im ganzen, 
abſolut wie vollends relativ auf den Kopf der Bevöl— 
kerung berechnet. Von Italien, Oeſterreich und anderen 
Staaten, auch von Rußland (Branntweinſteuer!), Nord— 
amerika gilt ähnliches. Auch hier zum Beweiſe nur 
einige deutſche, franzöſiſche und britiſche Vergleichsdaten 
(S. 83), zur Ergänzung der oben ſchon mitgeteilten ). 


1) Bei der Verſchiedenheit der Zoll- und Steuerverfaſſung 


der drei Staaten und bei dem Zuſammenhange eher den 
Handels- und Machtpolitik, II 
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Preußen hat gar keine ſelbſtändige innere Verbrauchs⸗ 
ſteuer des Staats mehr, die vier ſüddeutſchen Staaten 
Bayern, Württemberg, Baden, Elſaß⸗Lothringen haben 
jeder ihre eigene Bierſteuer, die drei letztgenannten auch 
ihre eigene Weinſteuer (die bisher auch in Heſſen beſtand, 
1891 proviſoriſch, 1899 definitiv beſeitigt iſt), Baden 


Zöllen und den inneren Verbrauchsſteuern, der aber in jedem 
Staate wieder verſchieden iſt, läßt ſich eine ganz korrekte ſtatiſtiſche 
Vergleichung nicht ſo einfach und völlig genau überhaupt nicht 
machen. Der Bundesſtaatscharakter des Reichs, die noch beſtehende 
Verſchiedenheit der Bierſteuer in der norddeutſchen Brauſteuer⸗ 
gemeinſchaft und in den vier ſüddeutſchen Staaten mit ihrer ſelb⸗ 
ſtändigen Bierſteuer, die Verteilung der in Stempelform erhobenen 
Abgaben zwiſchen Reich und Einzelſtaaten bietet weitere Schwierig⸗ 
keiten der Vergleichung. Monopole, wie die drei franzöſiſchen für 
Tabak, Zündhölzchen, Pulver kann man eigentlich nur nach dem 
Reinertrag mit einſtellen, da im Rohertrag der Wert des Produkts 
und die Fabrikationskoſten mit enthalten ſind, die nicht eigentlich 
„Steuer“ darſtellen und in Ländern mit anderer Beſteuerungs⸗ 
form dieſer Artikel nicht mit in der Finanzrechnung erſcheinen. 
Die Daten für das Deutſche Reich (aus dem Statiſt. Jahrb. 
Jahrg. 1899) geben den Durchſchnitt der Roherträge der Zölle und 
der inneren Steuern (dieſe mit Abzug der Rückvergütungen, inſo⸗ 
ferne „netto“) aus den Jahren 1896 und 1897, für die einzelnen 
Zoll⸗ und Verbrauchsſteuerartikel den Rohertrag des Zolls und 
den ſogenannten Nettoertrag der Steuer exkl. Zoll und exkl. 
Rückvergütung und zwar nach dem Durchſchnitt für 1897 und 
1898 bei den Zöllen, für 1896 und 1897 bezw. die Rechnungs⸗ 
jahre 1896/97 und 1897/98 bei den anderen Artikeln. Die Daten 
für Frankreich, Durchſchnitt 1896 und 1897, aus verſchiedenen 
amtlichen Berichten im Bulletin de statistique (Zeitſchr. d. franzöſ. 
Finanzminiſteriums), für Großbritannien für dieſelbe Zeit nach 
dem Statist. abstract, immer Roherträge (außer bloß Reinertrag 
bei franzöſ. Tabak⸗ und Zündhölzchenmonopol). Bei den fran- 
zöſiſchen Zöllen inkl. Schiffahrtsgebühren, ſtatiſt. Gebühr. 
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0 | 383,4 


439,2 
Inn. Verbrauds: 
R 309,5 910,8 558,7 
zuſammen 777,4 12942 | 997,9 
Stempel (Reih) . 60,1 | 154,7 152,0 
Enregiſtrement!) . — | a 
f Preußens Stempel | | | 
u. Gerichtskoſten 94,1 | — | 
Auf den Kopf Mark: 
> r 8,75 993 | 11,06 
Inn. Verbrauchs⸗ | 
ſteuern ) 6,53 23,9 14,06 
l zuſammen 15,8 33,52 25,12 
Stempel (Reich). 1518 4,01 3,83 
F Enregiſtrement . — | 6,72 — 
| Preußiſcher Stem: 
| ENE E 2,92 — | -v 
| zuſammen Stem: | 
or.. 4,05 10,73 3,83 


) Abzüglich der darin enthaltenen franzöſiſchen Erbſchafts⸗ 

und Schenkungsſteuer. 

* ) Anrechnung nur der norddeutſchen Vierſteuer auf die nord- 
deutſche Bevölkerung allein. 
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und Sachſen beſitzen noch eine eigene ſtaatliche Fleiſch— 
ſteuer. In dieſen Staaten, beſonders den ſüddeutſchen 
mit ihren hohen Bierſteuern, ſtellt ſich alſo die Belaſtung 
mit indirekten inneren Verbrauchsſteuern höher als im 
Reichsdurchſchnitt und als in Preußen. Die Staats— 
ſtempelabgaben, die darin mit enthaltene oder apart 
beſtehende Grundbeſitzwechſelabgabe ſind in den einzelnen 
deutſchen Staaten ziemlich verſchieden in Einrichtung, 
Höhe der Sätze und Ertrag, aber doch durchweg viel 
niedriger als in Frankreich und in anderen fremden 
Ländern. Die obigen Daten können daher doch zum 
Vergleich deutſcher mit franzöſiſchen und britiſchen Ver— 
hältniſſen dienen. Es zeigt ſich, daß die Geſamt— 
belaſtung bei uns mit Zöllen immer noch klei— 
ner, mit inneren Verbrauchsſteuern viel kleiner 
und ebenſo mit Verkehrsſteuern (Stempelabgaben, 
Gerichtskoſten u. dergl.) niedriger, beſonders als 
in Frankreich, iſt. Auch wenn man z. B. in Bayern 
die hohe Bierſteuer ſtatt der niedrigen norddeutſchen 
(5,90 ſtatt 0,75 Mark auf den Kopf Ertrag) mit ein- 
ſetzt, kommt die Kopfbelaſtung an inneren Verbrauchs— 
ſteuern in Bayern doch nur auf 11,68, an dieſen und 
Zöllen auf 20,43 Mark, d. h. jenes die Hälfte der 
franzöſiſchen, vier Fünftel der britiſchen, dieſes bezw. 
nur ca. fünf Achtel und ca. vier Fünftel davon. 

Eine Zergliederung der Erträge der Zölle und 
inneren indirekten Verbrauchsſteuern ergibt, dem oben 
Dargelegten gemäß, daß allerdings bei uns die Ein— 
nahmen aus Getreide- und anderen agrariſchen Zöllen, 
wenn dieſe auch einen Schutzzollcharakter haben, ſtark 
ins Gewicht fallen und, wie auch die Salzſteuer, der 


-p 


Petroleumzoll, das Bedenken bieten, wichtigere not- 
wendige Lebens- und Nahrungsmittel zu treffen, damit 
aber die unteren Klaſſen erheblich mit zu belaſten. Aber 
die Erträge der Hauptartikel des Zolls und der inneren 
Steuern in Frankreich und Großbritannien ſind doch 
wieder meiſt ſo außerordentlich viel größer als bei uns, 
infolge dortiger höherer Zoll- und Steuerſätze und 
anderer Konſumtionsverhältniſſe, daß in der That die 
ſchließlich entſcheidende Geſamtbelaſtung mit Zöllen und 
inneren Verbrauchsſteuern doch bei uns, wie obige Zahlen 
ergeben, fih jo viel niedriger herausſtellt. Die Ber- 
gleichung der wichtigeren Poſten in folgender Zuſammen⸗ 
ſtellung iſt immerhin lehrreich. Die anders zu beur— 
teilenden induſtriellen Zölle auf Halb- und Ganzfabrikate, 
deren Ertrag im einzelnen aber ſelten erheblicher iſt, 
ſchließen wir dabei aus, es werden alfo nur die (Roh— 
Erträge der Finanzzollartikel und der Zölle auf Agrar— 
produkte hier angegeben, und zwar nur der Hauptpoſten. 


K A A A 2 


| | 
Hauptartikel der Deutſches ; Großbritan⸗ 
Zolleinnahme Reich nei nien u. Irland 


| Millionen Mart 


Getreide u. f. w. || 141,5 53,5 | — 
Andere Agrar: 

produkte: 
Fleiſch u. ſ. w. 1 — undedeut. po 
Schmalz i — 
(Selfrüchte, fette * 

Oele) !) (5,7) (3,0) | 
Obſt, Samen x 3,0 unbedeut. | — 
Mühlenfabrikate, | | | 


Backwerk. || 3,0 a 


) Dieſe Rubrik gehört nur zum Teil hierher. 
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nien u. Irland 


Käſe 
Eier 
Pferde 


Rind⸗ u. Schaf⸗ 


vieh. 
Butter u. Margar. 
Weinbeeren, friſch 
Honig a 
Schweine und 
Spanferkel 
Hopfen 
Zuſammen and. 
1 
Tabak 8 
Zucker 
Speifeöle.. . 
Bau: u. Rubel 
S 
Heringe 
Wein 
Spirituojen . 
Ausſchl. fremde 
Kolonial⸗u dgl. 
Waren: 
Kaffee!) 
Thee 
Kakao. 
Gewürze 
Südfrüchte 
n 
Petroleum 
Zuſam. Kolonial⸗ 
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Bier 


— 


N 8 
> 2 vw oo 


` 


E SW vom 
Run 


| 


* 


or 
` 


x 


K SD 
DD to w o to 


— 
8 


Millionen Mark 


— orar 


— 
or 
2 


SSD S Ee 
r 


unbedeut 


3,0 
0,9 
1,9 


unbedeut. 


1479 | 


— [=] 
= 00 > 00 
Dom n 


= 


at 


~ 


[S 
Kea 
> 


Summe aller gen. 
Zollartikel. 


437,6 | 


2 
Aa 


D 


DN D 


— — dO 7 
ee 


`~ 


co 
S8 
10 


~ 


r 


3114 


1) Bei Großbritannien inkl. Cichorie, die hier ins Gewicht fällt. 


94,7 


| | 438,3 


Bei der Verſchiedenheit der Beſteuerungsverhältniſſe 
von Zucker, Tabak, Wein, Spirituoſen, Salz in den 
drei Ländern laſſen ſich die Daten der Zollerträge allein 
bei dieſen vier Artikeln nicht direkt vergleichen, ſondern 
nur in Verbindung mit den Erträgen der betreffenden 
inneren Steuern. 

Die inneren Verbrauchsſteuern, ohne die Zoll— 
einnahmen auf die gleichen Objekte, gaben folgende 
Erträge (ſ. Tabelle S. 88). 

Die weit mäßigere deutſche Beſteuerung nach Höhe 
der Erträge (und Steuerſätze) ergibt ſich hier deutlich, 
nach dem Umfang der beſteuerten Objekte auch Frank— 
reich gegenüber. Frankreich erhebt außer ſeinen koloſſalen 
Tabak- und Getränkeſteuern immer noch eine Anzahl 
anderer innerer Verbrauchsſteuern (die meiſtens erſt 
nach dem letzten Kriege eingeführt ſind, einige andere 
wurden bereits wieder beſeitigt). Aber die Verlegung 
des Schwergewichts der inneren Verbrauchsſteuern auch 
in Frankreich namentlich auf die Getränke, den 
Tabak und den Zucker, in Großbritannien auf erſtere 
(da hier der Tabak nur durch den Zoll getroffen 
wird), ift doch das beſonders Charakteriſtiſche und hat, 
weil auf dieſe Weiſe beſtimmte Konſumentenkreiſe ſo 
ganz überwiegend belaſtet werden, doch auch ihr Be— 
denkliches. Wir ſind bei uns nicht ſo einſeitig vor— 


gegangen. 

Vollſtändig ergibt ſich indeſſen erſt die Belaſtung 
der verſchiedenen Objekte in ihrer Verſchiedenheit in den 
drei Staaten, wenn man die Zölle und inneren Ver— 
brauchsſteuern auf den nämlichen Gegenſtand zuſammen⸗ 
rechnet. Dann zeigt ſich noch mehr die relativ viel 


Groß⸗ 


„ 82 N ſches 
A rg Frankreich!) britannien u. 
itie Irland 
6 * Millionen Mark 7 
or [froh 819,6 |\ en 
Tabat 12,5 rein 260,0 
1 [Wein 129,1 U 
* | — [Obſtw. 11,3 f 
Branntwein 143,1 220,0 | 330,5 
f Norbdeutfeht. 36,4 5 oe 
Bier \ Süddeutſchl. 53,4 19,5 3 
Zuſammen Getränke | 
(ohne Süddeutſchl.) 179,5 379,0 554,0 
Due: 93,4 127,3 — 
. | 47,7 83 || — 
Lichte, Stearinfäure k 6,8 | 
Oele (Speiſe—) — 1,6 | 
Eſſig u. Effigfäure . | — 2,3 
. | Í roh 23,5 3 
Zündhölzer . u rein 173 || 
Dynamit | 1,7 | 
Pulver | — 9,0 — 
ern Se | — 11,4 || 4,9 
Eijenbahnverfehr . | — 44,4 5,7 
Oeffentl. Fuhrwerte . — | 4,8 | — 
. (bei Stemp || | i 
Spielfarten | 1,5) 2,2 || ee) 
Gold: u. Silberſtemp. = 44 | —— 
Kleine Steuerſtempel — 9,2 — 
Sonſtiges | | 21,8 0,15 
Summe 333,1 roh 977,7 564,7 


) Bei Tabak und 
eingeſetzt. 


rein!) 911,9 


Zündhölzchen nur Reinertrag in den Summen 
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niedrigere Belaſtung in Deutſchland. Das erweiſt 
folgende Ueberſicht: 


Großbritan⸗ 
nien u. Irland 


| 
Zoll- und Deutſches a k 
ä : Frankrei 
Steuererträge Reich | 5 eich 


Millionen Mark 


. 63,9 | 260,0 | 229,0 
| | (rein) 
o 15,4 172,6 26,7 
(mit Obſtw.) 
Branntwein 149,4 220,4 | 418,4 
Bier(Norddeutichl.) 36,4 | 20,8 223,5 
Buf. Getränte 201,27 171858 dss 
SL a a 93,9 | 149,5 | — 
. 49,7 19,9 — 


Summe dieſ Artikel 408,7 843,2 897,6 


| Auf den Kopf Mark 


. e | 1,19 6,73 5,78 
R 0,28 4,47 | 0,67 
Branntwein | 2,78 5,71 10,57 
„ Norddeutſchl. 0,75 \ 8 E Bi 
Bier Süddeutſchl. 4.8 0,54 5,64 
Zuf. Ge-Morddtighl. 3,81 \ 70 [ AE 
tränke | Süddtſchl 7.74 j AETA 
Be in u; 1,75 3,87 | -- 
Salz TS 0,98 | 0,52 — 
8 Norddtſchl. F FESE 
Summe Süddtſchl. 11,61 j 21,84 22,66 


Die Belaſtung mit dieſen Abgaben ift alfo in Frant- 
reich und Großbritannien doppelt ſo hoch als ſelbſt 


1) Ohne die Staats⸗Weinſteuer in Württemberg, Baden und 
Elſaß⸗Lothringen. 


. 


in Süddeutſchland mit ſeiner hohen Bierſteuer — 
ein Verhältnis, das ſich auch durch Mitberückſichtigung 
der ſüddeutſchen Weinſteuern nur unerheblich ändert —, 
und über zweieinhalbmal ſo hoch als in Nord— 
deutſchland. Unter ſolchen Verhältniſſen kann man 
doch trotz Getreidezoll und Petroleumzoll u. a. m. in 
Deutſchland nicht über einen zu ſtarken Druck der in— 
direkten Steuern klagen. Das ergeben ſolche Ver— 
gleichungen, und auf die relative Lage kommt in ſolchen 
Fällen eben doch alles an. 

Daß auch die ſogenannten Verkehrsſteuern bei 
uns immer noch mäßig, meiſt niedriger als im Aus— 
lande ſind, iſt ebenſo gewiß und ergibt ſich beſonders 
Frankreich gegenüber aus den oben mitgeteilten Daten 
ebenfalls. Dieſe „Verkehrsſteuern“ ſind die meiſt in 
Stempelform, zum Teil auch als „Gerichtskoſten“ für 
Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, als Eintragungs— 
abgabe erhobenen Steuern, welche oft in der Praxis 
mit Gebühren für Amts- und Gerichtshandlungen im 
Intereſſe der Beteiligten verbunden ſind und von ſolchen 
ſich gewöhnlich ſtatiſtiſch und in den Erträgen dann 
nicht genau abtrennen laſſen. Im Deutſchen Reiche ge— 
hören von Reichsabgaben dahin namentlich die neueren 
Stempelabgaben für Wertpapiere des Börſenverkehrs 
(ſogenannte Emiſſionsſtempel), die Börſenumſatzabgaben, 
die Reichsſteuern auf Lotterieloſe (auch der ſtaatlichen 
Lotterien, jener unerfreulichſten Einrichtung des deutſchen 
Finanzweſens, die ſich leider neuerlich noch ausdehnt, 
wie in Thüringen, Heffen !), der Wechſelſtempel u. dergl. m. 
Dieſe Steuern ſind in Ertragsſteigerung begriffen, hängen 
aber im Ertrage natürlich ſtark von dem Gang der 
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Geſchäfte, der Bewegung der Konjunkturen ab, ſie ſind 
auch bereits in den Steuerſätzen erhöht worden und 
können wohl zum Teil weitere Erhöhungen erfahren. 
Im Auslande begegnen wir ihnen mehrfach ähnlich. 
Unter den Landesſteuern dieſer Art ſind die Abgaben 
(Stempel) von Vertragsurkunden beſonders wichtig, am 
ergiebigſten pflegt die Abgabe vom Beſitz-(Eigentums⸗) 
wechſel des Grundeigentums unter Lebenden zu läſtigem 
Titel (Kauf u. ſ. w.) zu ſein. Dieſe Abgabe iſt in den 
deutſchen Einzelſtaaten ſehr verſchieden hoch bemeſſen, 
von Bruchteilen eines Prozents bis zu 2½ “% (Baden), 
in Preußen ift fie 1. In Frankreich ift fie mit den 
lang beſtehenden Kriegszuſchlägen faſt 7% (6,875)! Mit 
angewandt auf den Beſitzwechſel des kleinen ländlichen 
Grundeigentums wird ſie hier leicht drückend für die 
Kleingrundbeſitzer, zumal bei ihr auf Verſchuldung und 
Belaſtung keine Rückſicht genommen wird. Mancherlei 
neuere und neueſte deutſche Staatsgeſetze, in Preußen 
und den Mittelſtaaten haben dieſes Steuergebiet re- 
formiert und dabei öfters durch Ausdehnung der Steuer— 
pflicht, Erhöhung der Sätze es fiskaliſch ergiebiger ge- 
macht, aber an den Fiskalismus einzelner auswärtigen 
Geſetzgebungen, vor allem wieder Frankreichs, auch 
Italiens, Oeſterreichs reichen wir doch — glücklicher⸗ 
weiſe — auch heute lange nicht heran, auch nicht in— 
begriffen die Reichsbörſenſteuern. Relativ ſind wir 
auch hier wiederum nicht entfernt ſo hoch belaſtet als 
in ſolchen anderen Staaten. Zu Klagen iſt inſofern 
wahrlich kein Grund bei uns. 


IV. 

Ebenſowenig ift dies aber der Fall bei den direkten 
Steuern, dieſe in dem üblichen engeren Sinne genom— 
men, vollends wenn man die ſehr verwandte, weil 
ähnlich wirkende Erbſchafts- (und Schenkungs-) Steuer 
mit hereinzieht und etwa auch noch die ſogenannten 
direkten Luxus- und derartige Steuern mit berückſichtigt, 
die bei uns meiſt fehlen, im Auslande, beſonders wieder 
in Frankreich, früher auch in England (wo ſie jetzt den 
Lokalverwaltungen überlaſſen find) wiederum mehrfach 
vorkommen. Dieſe direkten Steuern und die Erbſchafts— 
ſteuern ſind bisher im Deutſchen Reiche ausſchließlich 
Landesſteuern, beide immer noch in zu großer Ver— 
ſchiedenheit in den einzelnen Staaten, wenn auch die 
neuere Entwickelung die perſonale Einkommen- (und 
Vermögens-) Steuer mehr und mehr verbreitet und jetzt 
auch in einige Uebereinſtimmung in verſchiedenen Staaten 
(Preußen, Sachſen, Heſſen, Baden, Braunſchweig, einige 
kleinere) gebracht hat oder demnächſt bringen wird, wie 
vermutlich in Württemberg. Leider ſteht Bayern hier 
mit ſeinem veralteten, auch durch die neueſte „Reform“ 
(1899) nur etwas verbeſſerten Ertragsſteuerſyſtem noch 
immer abweichend da und Elſaß-Lothringen hat zwar die 
franzöſiſche direkte Beſteuerung bereits weſentlich verbeſſert 
und ergänzt, aber doch den Uebergang zur allgemeinen 
Einkommenſteuer bisher ſo wenig als Bayern und Württem— 
berg vollzogen ). Aber bei aller früheren wie noch heute 


1) Im 4. Bande meiner Finanzwiſſenſchaft, von dem die erſte 
Hälfte 1899 erſchienen iſt und die zweite im Laufe dieſes Jahres, 
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beſtehenden Verſchiedenheit der direkten Beſteuerung 
innerhalb des Deutſchen Reichs iſt doch die Thatſache 
unbeſtritten, daß wir auch auf dieſem Steuergebiete 
nicht nur in meiſt viel beſſeren, die Belaſtungen 
richtiger und gerechter verteilenden Steuerarten 
und Formen, ſondern auch in viel geringerer 
Höhe als im für Vergleichungen mit uns zumeiſt in 
Betracht kommenden Auslande die Bevölkerung mit 
dieſen Steuern für Staatszwecke belaſten. Nimmt 
man dazu noch die Belaſtung mit Erbſchaftsſteuern, 
ſo wird der Unterſchied der Belaſtung zwiſchen Deutſch— 
land und dem Auslande noch viel größer. Dies gilt 
im Vergleich zu Großbritannien, welches auch vornehm— 
lich in der — freilich von der deutſchen durchaus ab— 
weichenden — Form der Einkommenſteuer ſeine Bevöl— 
kerung für den Staat direkt beſteuert, als zu Frankreich, 
Italien, Oeſterreich und anderen Ländern mehr; wo die 
allgemeine Einkommenſteuer noch fehlt (Frankreich) oder 
erſt jüngſt eingeführt und noch ſchwach entwickelt iſt 
(Oeſterreich), oder nur für die nicht aus Realitäten 
fließenden Einkünfte beſteht (wie in mangelhafter Form 
und Funktion in Italien), — Länder, in denen das in 
Preußen 1893 vom Staate aufgegebene Ertragsſteuer— 
ſyſtem noch die alleinige oder die Hauptform oder wenig— 
ſtens eine noch wichtige Form der direkten Staatsſteuern 
neben anderen bildet. 


hoffe ich, folgen wird, habe ich verhältnismäßig eingehend die 
Beſteuerung der deutſchen Einzelſtaaten im 19. Jahrhundert und 
die gegenwärtige Geſtaltung dieſer Beſteuerung geſchildert und 
kritiſiert. Darauf erlaube ich mir zu verweilen, da ich hier ein- 
zelnes nicht bringen kann. 


Dieſe Thatſachen feien hier durch folgende ſtatiſtiſche 
Daten aus neueſten Etats (bei Großbritannien aus der 
Rechnung) für 1899 (für Preußen für 1900) belegt, 
wobei einmal Bayern, Italien und Oeſterreich mit her— 
beigezogen werden. 


Preußen) Bayern par 
Allgemeine Perſonalſteuern: Millionen Mark 
Einkommenſteuer (allgem.) . 159,00 — 41,72 
Vermögensſteuer . 33,00 — — 
r 00 41,72 
Ertragsſteuern: 
e e — 11,48 50,51 
Gudeſteu en — 6,33 58,68 
Weener 2,99 7,83 
Eiſenbahnabgate 0,53 — 63,19 
Kapitalrentenſteer — 4,90 á 
Spezielle Einkommenſteuer . —— 2,78 
Zuſammen Ertragsſteuern . 3,52 33,32 172,38 
Andere direkte Steuern . . . . 2,83 — 2,26 
— RR 33,32 216,36 
ODE > Aon Ag 9,00 2,30 ca. 21,00 
E aa a c 35,62 237,36 


) Bei Preußen: Vermögensſteuer die ſogenannte Ergänzungs— 
ſteuer, Steigerung gegen vorjährigen Etat 1899 bei der Ein⸗ 
kommenſteuer 14, der Ergänzungsſteuer 1 Million Mark. Unter 
der Rubrik „andere direkte Steuern“ diejenigen aus Hohenzollern, 
namentlich aber Einnahmen der direkten Steuerverwaltung und 
ſonſtige Nebeneinnahmen (inkl. Strafbeträge). Die Gewerbeſteuer: 
nur noch die dem Staat gebliebene aus dem Gewerbebetrieb im 
Umherziehen. 

) Bei Oeſterreich ift die Steuerverfaſſung, auch nach neuer- 
licher Einführung der allgemeinen Einkommenſteuer, von der der 
deutſchen Staaten abweichend, ſo daß dieſe Rubrizierung der 
Steuern nur ungefähr paßt. Erbſchaftsſteuerertrag Durchſchnitt 
für 1894 — 1896 (nach Schanz). 


a Defter- 
Preußen Bayern reich 


Auf den Kopf Mark 


Direkte Steueern 5,81 5,52 8,35 

Erbſchaftsſteuer 0,26 0,38 0,80 

„„ a RN EIER RE 6,07 5,90 9,15 
Groß⸗ 


Frankreich!) britannien Italien“) 
u. Irland ) 
Millionen Mark 


Einkommenſteuer (allgem.). — 368,0 — 
Grundſteuer 149,6 f 164 85,3 
Gebäudeſteuer f ; \ 82,2 7 
Thür: u. Fenfterfteuer . . 49,6 — — 
Gewerbeſteuer . . 105,2 — — 
Perſonal⸗ u. Wohnſteuer . 77,2 — — 
Steuer von bewegl. Ein⸗ 

fünften u. Vermögen 58,4 -- 229,0 
Aſſimilierte Taren . .. 29,4 — 5,1 
r 0,9 -= — 
Zuſammen ) J70, 416,6 390,7 
Erbſchaftsſteuer . . 1717 234,8 29,6 
ECV 0 650,9 420,3 

Auf den Kopf Mark 

Direkte Steuern . . 12,15 10,34 12,29 
Erbſchaftsſteber 4,44 5,81 0,93 
en ouad et BETA + ARD, 


) In Frankreich umfaßt die Grundſteuer die Gebäudeſteuer 
mit, woneben noch die Thür- und Fenſterſteuer als zweite Ge— 
bäudeſteuer beſteht. Die Steuer von beweglichen Werten, d. h. 
von den Zinſen und Dividenden gewiſſer Wertpapiere wird nicht 
zu den direkten gerechnet, gehört aber, als eine Art Kapitalrenten⸗ 
ſteuer, dazu. Die aſſimilierten Spezialtaxen ſind im weſentlichen 
direkte Spezialſteuern, darunter aber auch direkte Luxusſteuern 


at 


Dieje Zahlen zeigen, wie niedrig immer noch 
unſere direkten Staatsſteuern im Vergleich mit 
den ausländiſchen ſind, in Preußen und Bayern — 
und ähnlich in anderen deutſchen Staaten — nicht 
halb ſo hoch als in den vier anderen hier berückſich— 
tigten fremden Staaten. Nur ein größerer deutſcher 
Staat, Heſſen, hat mit ca. 10 Mark direkter Steuern 
auf den Kopf eine erheblich ſtärkere Belaſtung als Preußen 
und Bayern, hat aber durch ſeine jüngſten Reformen 
(1899) die Reduktion dieſes Satzes auf ca. 8 Mark in 
Ausſicht genommen. Sachſen hat 7 —8, Württem— 
berg gegen 8, Baden gegen 7 Mark direkte Staats— 
ſteuern auf den Kopf. Die Erbſchaftsſteuern in Deutſch— 


(darunter auf Pferde und Wagen 10,4 Millionen Mark). Die Erb⸗ 
ſchaftsſteuer inkl. Schenkungsſteuer (nach Ergebnis in 1898). 

2) In Großbritannien hat die Einkommenſteuer einen eventuell 
jährlich wechſelnden Steuerfuß, Satz in neueſter Zeit 8 Pence vom 
Pfund Sterling, d. i. 3¼ % (gleicher proportionaler Satz), bei 
Beginn der Steuerpflicht mit 160 Pfd. Sterl. und Ermäßigungen 
bis 500 Pfd. Die Grundſteuer der kleine Neft der alten Land- 
taxe, die Gebäudeſteuer eigentlich eine Wohnungsſteuer, wie die 
franzöſiſche Mobiliarſteuer. 

3) Die Lire hier zu 80 Pfennig gerechnet, nach neuerem Kurs 
etwas zu hoch. Die Steuer von den beweglichen Einkünften und 
Vermögen (ricchezza mobile) ift die direkte Steuer von allen 
Einkünften außer denen von Realitäten (Grundſtücken und Ge- 
bäuden). Von den ſogenannten Steuern vom Geſchäftsbetrieb iſt 
oben nur die auf die Güter der toten Hand eingeſetzt, bei den 
aſſimilierten Taxen; es würden eventuell auch andere zum Teil 
mit hierher gehören. 

4) Die großen franzöſiſchen und britiſchen Lizenzabgaben für 
Schankgewerbe u. dgl. würden eigentlich auch noch zu den direkten 
gehören, ſind aber hier nicht eingerechnet worden. 
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land find, von Elſaß⸗Lothringen, wo noch das franzöſiſche 
Recht, modifiziert, beſteht, und von den Hanſeſtädten 
mit neueren Reformen abgeſehen, in Deutſchland mini— 
mal neben den ausländiſchen in obigen Staaten, aber 
auch in anderen fremden Staaten höher !). 

Die Geſamtbelaſtung mit direkten und dieſen 
nahe verwandten Erbſchaftsſteuern iſt in Preußen 
und Bayern nicht halb ſo hoch als in dem armen, frei— 
lich ſteuerüberbürdeten und vollends mit direkten Steuern 
überlaſteten Italien, nur zwei Drittel ſo hoch als in 
dem ebenfalls ärmeren Oeſterreich, nicht viel mehr als 
ein Drittel ſo hoch als in Frankreich und Großbritannien 
und ſteigt auch in keinem deutſchen Mittelſtaate viel 
über die Hälfte der Kopfquote dieſer beiden Länder. 

So ergibt ſich doch auch hier eine relativ viel 
günſtigere Lage und viel niedrigere Belaſtung 
in Deutſchland mit direkten Steuern ebenſo wie mit 
allen anderen. Alles die Folge unſerer weit beſſeren 
geſamten Finanzlage, nach unſerer ganzen geſchichtlichen 
Entwickelung, unſerem alten und neuen Beſitz von privat— 
wirtſchaftlichen Einnahmequellen in Staatshänden, un— 
ſeren fehlenden „unproduktiven“ Schulden, — trotz 
unſeres „rieſigen“, d. h., unbefangen geſprochen, neben 
den zunächſt zu vergleichenden Budgets der anderen 
Großmächte, namentlich Frankreichs und Englands, doch 
immer noch ſehr mäßigen Heeres- und Marinebudgets. 
Das beweiſt aber eben, daß wir, finanziell betrachtet, 


1) S. G. Schanz, Art. Erbſchaftsſteuer im Handwörterb. d. 
Staatswiſſ., 2. Aufl., Bd. 3, S. 720. In ganz Deutſchland 
21,6 Millionen Mark oder 42 Pfennig auf den Kopf! 
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vor den neuen Marinelaſten uns gar nicht beſonders 
zu fürchten und zu ſcheuen brauchen. 
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Zum Schluß noch einige Ausführungen über die un— 
mittelbare konkrete Frage der „finanziellen Deckung“ 
des Bedarfs für die in Ausſicht genommene weitere Ver— 
ſtärkung unſerer Kriegsflotte, daher auch eine kurze Kritik 
des amtlichen Deckungsplans in der Flottenvorlage der 
verbündeten Regierungen ). 

Wenn man ſich von der Notwendigkeit einer ſtarken 
und raſchen weiteren Vermehrung unſerer Kriegsflotte 
aus allgemeinen politiſchen und ſpeziellen volkswirtſchaft⸗ 
lichen und weltwirtſchaftlichen Gründen, wie wir ſie 
oben entwickelten, überzeugt hat; wenn man die gewöhn— 
lichen Einwendungen, daß es ſich hier wieder um un— 
produktive Ausgaben handle, für hinfällig anſieht, da 
derartige, durch allgemein politiſche und wirtſchaftliche 
Verhältniſſe einmal bedingte Ausgaben in dem gebotenen 
Umfang eben gar nicht „unproduktiv“ ſind, nicht im 
politiſchen, aber auch nicht im richtig aufgefaßten wirt— 
ſchaftlichen Sinne, wie wir ebenfalls oben gezeigt haben; 
wenn man endlich den Einwand, Deutſchland ſei nicht 
reich und nicht finanziell ſtark genug, um neben einem 
ſtarken und Hunderte von Millionen jährlich koſtenden 


) Das Folgende im ganzen wörtlich nach zwei Artikeln von 
mir über „Flottenvorlage und Deckungsfrage“ in der Berliner 
Zeitung „Tägliche Rundſchau“ vom 8. und 9. Februar 1900, 
worin ich meine Ausführungen im Vortrage vom 31. Januar 
bereits im Druck zuſammengefaßt habe. 
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Heere auch noch eine ſtarke und teure Flotte halten zu 
können, durch den thatſächlich ſehr geſtiegenen deutſchen 
Volksreichtum und durch eine Vergleichung mit dem Aus— 
lande, ſelbſt mit den reichſten Ländern, als widerlegt 
anſieht — wie der Verfaſſer dieſes es thut und den 
Beweis dafür im Vorausgehenden geführt zu haben 
glaubt — ſo geht die „Flottenfrage“ ſchließlich in die 
Frage der „finanziellen Deckung“ des Bedarfs da— 
für auf. Es ſcheint uns, daß die öffentliche Meinung 
ſich bereits ſo weit geklärt hat, und die Haltung der 
maßgebenden Parteien, alſo ſo ziemlich aller, außer der 
ſtets verneinenden Sozialdemokratie und den glücklicher— 
weiſe impotenten Freiſinnigen Richterſcher Obſervanz, 
deutet das auch wohl an. Damit iſt ſchon viel ge— 
wonnen. Denn bei aller Bedeutung der Deckungsfrage 
iſt dieſe letztere doch gegenüber den anderen eine ſekun— 
däre, eine weſentlich techniſche, wenn auch prin— 
zipielle Momente hineinſpielen. Wir unterſcheiden da— 
bei die Anleihefrage und die Steuerfrage. 

Die erſtere anlangend, ſo ſoll nach dem amtlichen 
Plane der Bedarf für die Verſtärkung der Flotte bis 
1916 bezw. 1920 teils durch Anleihen, teils durch Mit— 
benutzung der ordentlichen Reichseinnahmen gedeckt wer— 
den, jo zwar, daß von 1901—1916 von den ſogenannten 
einmaligen Ausgaben 769,13 Millionen Mark (davon 
603,19 für Schiffbau und Armierung) durch Anleihen, 
1091,90 Millionen Mark (davon 996,51 für beſagten 


` gwed) durch ordentliche Einnahmen beſtritten wer- 


den, alſo vorausſetzungsweiſe durch die bisherigen Reichs— 
einnahmen, d. h. im weſentlichen durch die Reinerträge der 
Zölle, inneren Verbrauchsſteuern, ſogenannten Verkehrs— 
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ſteuern (Stempel), ſoweit notwendig mit Ergänzung 
durch die anderen Einnahmen des Reichshaushalts, da— 
her möglicherweiſe mit durch Matrikularbeiträge. Dieſe 
ordentlichen Reichseinnahmen hätten außerdem, wie bis— 
her, die ſogenannten fortdauernden Ausgaben zu decken, 
die nach dem Flottenplan von 90,06 Millionen Mark 
in 1900, 99,06 in 1901 ſtändig in ziemlich gleich— 
mäßiger Weiſe bis 1916 auf 211,46, bis 1920 auf 
231,83 Millionen Mark ſteigen würden. 

Die erſte Spezialfrage in der allgemeinen Deckungs— 
frage lautet dann: Sind Anleihen für derartige Zwecke 
überhaupt zuläſſig? Wenn ja, iſt ihr Umfang in dieſem 
Fall richtig beſtimmt? Ferner: Sind in betreff der An— 
leihen für die Marine nach der Natur dieſes Ver— 
wendungszweckes etwa beſondere Anforderungen, wenig— 
ſtens Wünſche zu ſtellen? 

Die Zuläſſigkeit iſt meines Erachtens hier zu be— 
jahen. Nicht nur, weil dies der bisherigen Reichs— 
finanzpolitik entſpricht, denn dieſe könnte ja eventuell 
angreifbar ſein, ſondern aus prinzipiellen Gründen der 
öffentlichen Kreditpolitik überhaupt und aus praktiſchen 
noch hinzutretenden noch weiter. Nicht bloß, wo es ſich, 
wie etwa bei Staatsbahnen, um die Schaffung oder 
Erwerbung rentabler Objekte handelt, ſondern auch, wo 
dauernde, mindeſtens für eine längere Reihe von Jahren 
dem Staats- und Wirtſchaftsleben zu gute kommende 
Verwendungen in Frage ſtehen — ich nenne ſie für 
die theoretiſche Auffaſſung Verwendungen für „ſtaats— 
wirtſchaftliche Kapitalanlagen“ — ſind Anleihen ſtatt 
ordentlicher Einnahmen als Deckungsmittel prinzipiell 
berechtigt. Dieſer Fall liegt hier durchaus vor. Es 


[i 
E 


S a 


erfolgt eine Kapitalinveſtierung“ in der Flotte, die 
den Handel und die Volkswirtſchaft dauernd leiſtungs— 
fähiger macht. Darin liegt auch die Produktivität ſolcher 
Verwendungen direkt begründet. Auch praktiſch ſpricht 
für die Mitbenutzung der Anleihe, daß die ordentlichen 
Reichseinnahmen ſo nicht ſofort in einer ſonſt möglichen— 
falls ſtörenden Weiſe zu ſtark für die Flotte in Anſpruch 
genommen werden. Eine mindeſtens zwiſchenzeitliche 
Mitbenutzung des Staatskredits hat hier berechtigter: 
maßen Erleichterungswirkungen für die ganzen Finanzen. 
Ein Schlagwort wie „eine Flotte auf Pump“ iſt ſomit 
völlig unangebracht. In einer Menge Fällen des Staats— 
lebens ift die Benutzung des Staatskredits ſtatthaft. 
Hier liegt ſolch ein Fall vor. 

Dem Umfang nach iſt die in dem amtlichen Plan 
in Ausſicht genommene Benutzung von Anleihen jeden— 
falls kaum als zu groß zu bemängeln. Sie erreicht 
im ganzen von 1901—1916 noch nicht drei Viertel 
aller einmaligen, nur drei Fünftel der für Schiffsbau 
und Armierung beſtimmten einmaligen Ausgaben. Es 
hätte meines Erachtens keine Bedenken, wenn es die 
Umſtände geböten, ſelbſt eine noch größere Quote auf 
die Anleihe anzuweiſen, zumal wenn eine regelmäßige 
größere Tilgung in Ausſicht genommen würde. Aber 
wenn man ohne durchſchlagende Bedenken ordentliche 
Einnahmen auch für dieſe einmaligen Ausgaben zu ver— 
wenden hat, ſo verdient das freilich den Vorzug. Und 
in dieſer Hinſicht würde eine Erhöhung der von dieſen 
Ausgaben durch ſolche Einnahmen zu deckenden Quote 
noch wünſchenswerter ſein, ohne darum in unſeren Ver— 
hältniſſen gerade notwendig zu erſcheinen. 
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| Um jo mehr wird man bei jeder Benutzung von 

| Anleihen für die Flottenſchaffung und Verſtärkung Rück— 

| ſicht auf die Natur der Verwendung in dieſem Fall 

| nehmen müſſen. Derjenige Teil der Flotte, welcher mit 

|| Hilfe von Anleihen beſchafft wird, ſtellt, volkswirtſchaft— 

N lich und finanziell aufgefaßt, gewiß ein „Aktivum“ dar, 

|! dem als „Paſſivum“ die Schuld (bezw. deren Zinſen 

im Budget) gegenüberſteht. Werden, wie es richtig ge— 

plant wird, die Erſatzbauten in Zukunft ganz auf das 
Ordinarium (die ordentlichen Einnahmen) genommen, 

ſo erhält ſich zwar der Wert dieſes „Aktivum“. Aber 

il immer bleibt das Paſſivum beſtehen, wonach z. B. nach 
amtlicher Berechnung jetzt, 1900, 12,54 Millionen Mark, 

| 1916 39,38, 1920 40,11 Millionen Mark zur Verzinſung 

f dieſer Marineanleihen erforderlich find, aljo dauernd das 

ji Ordinarium belaſten. Das ift eben nicht erwünſcht, 

Ki wenn auch nach Lage unſerer geſamten Reichs- und 
Staatsfinanzen nicht beſonders bedenklich. Beſſer wäre 
| es, wenn die Flotte als „reines Aktivum“, ohne das 
iit Gegenſtück eines Paſſivums, dereinſt figurierte. Dieſe 
| Erwägung ſpricht für ziemlich ſtarke regelmäßige Tilgung 
N ſolcher Marineſchulden. Auf die „Vergänglichkeit“ der 
ji Kriegsschiffe, auf ihre, von Unfällen und Kriegszerſtö— 
I rungen ganz abgeſehen, höchſtens 20—25jährige Dienit- 
fähigkeit, wie es geſchehen, braucht man zur Stützung 
dieſes Wunſches gar nicht einmal zu verweiſen. Denn 
durch die Erſatzbauten aus Mitteln des Ordinariums 
würde ja dieſem Uebelſtand Rechnung getragen. Aber 


| Anleihen überhaupt, vollends für nicht direkt rentable, 
| die Zinſen ficher und beſtändig deckende Verwendungen, 
f jollten allerdings und im letzteren Falle ſtärker getilgt 
| f 
j g 
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werden, damit die Zinſenlaſt, ſoweit das nicht etwa noch 
wirkſamer durch ſpätere Konverſion und Zinsreduktion 
geſchehen kann, ſich vermindert. 

Speziell deswegen Marineanleihen, etwa in Annui— 
tätenform oder dergleichen aufzunehmen, iſt deshalb noch 
nicht geboten und wegen der Bindung des Reichs in 
dieſen Formen, auch in betreff der jeweiligen Tilgung, 
einer Bindung, die ja unter Umſtänden ſchädlich, minde— 
ſtens läſtig werden kann, nicht zweckmäßig, auch dem 
richtigen neueren Syſtem der Rentenſchuld entgegen. 
Aber man könnte beſtimmte Tilgungsquoten der Marine— 
anleihen von vornherein mit ins Budget ſetzen, nicht zu 
kleine. Dadurch würde freilich das Ordinarium der Aus— 
gaben ſofort erhöht, aber ſeine Ermäßigung für ſpäter 
ſicher geſtellt. 

Immerhin möchte ich das nur zur Erwägung 
geben. Man kann nämlich freilich mit Recht einwenden, 
hier handle es ſich eben um die allgemeine Frage 
einer regelmäßigen ſtärkeren Tilgung der Reichsſchulden 
überhaupt und der Marineſchulden insbeſondere. Be— 
jahe man die Notwendigkeit, mindeſtens die Zweckmäßig— 
keit ſolchen Vorgehens, ſo ſei es doch nicht geboten, 
diefe Frage gerade mit dem neuen Flottenplan in Ber- 
bindung zu bringen. Das gebe ich zu. Jedoch wird 
man mit Recht auch wieder ſagen dürfen: es handelt 
ſich eben einmal darum, den Anfang zu machen, um 
zu einem feſten und wirkſameren Tilgungsſyſtem zu 
kommen. Und bei einem neuen Anlaß, wie dem jetzigen, 
erſcheint es darum immerhin angezeigt, mindeſtens zu 
erwägen, ob man nicht gerade jetzt einmal einer ſolchen 
Frage näher treten ſollte. Der Flottenplan ſelbſt ge— 
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wänne dabei, gewiſſe Bedenken verſchwänden, ohne daß 
die „Steuerfrage“ weſentlich ſchwieriger würde. 

Dieſe Steuerfrage anlangend, ſo ſoll der größere 
Teil der einmaligen Ausgaben für die Flottenverſtärkung, 
1901—1916 1091,90, gegen 769,13 Millionen Mark 
durch Anleihen, nach dem amtlichen Plane auf die 
ordentlichen Reichseinnahmen, d. h. im weſentlichen die 
aus Steuern, genommen werden. Dieſe Einnahmen 
hätten außerdem danach die ſtarke Erhöhung der fort— 
dauernden Ausgaben von 1900—1916 von 90,06 auf 
211,46 Millionen zu decken. Auf die Einführung neuer 
Steuern oder die Erhöhung der Sätze der bisherigen 
Steuern wird dabei nach dem Plane nicht gerechnet. 
Man erwartet, daß die bisherigen Reichseinnahmen in 
ihrer üblichen weiteren Vermehrung der Erträge mit 
ſteigender Bevölkerung, wachſendem Wohlſtand aus— 
reichen werden, um die neue Ausgabe für die Flotte 
mit zu decken. Dabei denkt man offenbar, die aus- 
reichende Entwickelung von den Zöllen und inneren Ver— 
brauchs- und Verkehrsſteuern zu bekommen, ohne zu 
einer immer mißlichen Steigerung der Matrikularbei— 
träge genötigt zu werden. Auch die unvermeidliche 
weitere Steigerung der ſonſtigen, auf die ordentlichen 
Einnahmen angewieſenen Reichsausgaben hat man bei 
dieſen Erwartungen mit berückſichtigt. An die unge— 
ſchickterweiſe in die Diskuſſion geworfene Eventualität 
einer Erhöhung der Getreidezölle wird vollends für 
dieſen Zweck von ſeiten der Regierung und der Flotten— 
freunde nirgends gedacht. 

Sind dieſe Erwartungen, mit den gegebenen Ouellen 
der ordentlichen Reichseinkünfte für das alles auszu— 
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reichen, berechtigt? Wenn ja, find nicht etwa aus an- 
deren Gründen doch noch neue Reichsſteuern mit in 
Ausſicht zu nehmen? Vielleicht gerade nach der Natur 
der Flottenausgaben für deren Deckung beſondere Arten 
von Steuern geboten oder doch zweckmäßig, etwa auch 
rechtlich als Deckungsmittel für die Flottenausgaben feſt— 
zulegen? Und alsdann welche Steuern? 

Dem amtlichen Flottenplan und allen denjenigen 
Stimmen, welche gleichfalls meinen, man könne mit 
den beſtehenden Einnahmen und deren weiter ſteigender 
Ergiebigkeit auskommen, ift ein übertriebener Optimis- 
mus vorgeworfen worden. So werde es nicht gehen, 
es würden, zumal bei ſonſt noch ſteigenden ordentlichen 
Reichsausgaben, doch neue Steuern oder höhere Sätze 
beſtehender erforderlich werden, meinen Gegner. 

Ich teile dieſe Befürchtungen nicht und halte, rein 
finanziell betrachtet, es ebenfalls für wahrſcheinlich, 
daß der Flottenplan ſich in der beabſichtigten Weiſe 
finanziell durchführen laſſe. Natürlich, wie immer 
in Zukunftsfragen, operiert man hier nur mit Mut⸗ 
maßungen. Wir wiſſen nicht ſicher, ob Bevölkerungs⸗ 
vermehrung, Entwickelung der Volkswirtſchaft und des 
Wohlſtands ſo wie bisher fortdauern werden, ob uns 
politiſche und wirtſchaftliche Ruhe gewahrt bleibt. Ganz 
ſo günſtig, wie gerade ſeit einigen Jahren, wird die 
Weiterentwickelung kaum beſtändig vor ſich gehen. Aber, 
von dem unberechenbaren Moment kriegeriſcher Ver— 
wickelungen abgeſehen, iſt doch kein Grund dazu da, 
anzunehmen, daß gerade im nächſten halben Menſchen— 
alter bis 1916/20 die Geſamtentwickelung der deutſchen 
Reichsfinanzen weſentlich weniger günſtig ſein werde 
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als im verfloſſenen, etwa feit 1879 — 1881, den Zeiten 
der Zoll- und Steuerreform. 

Der Rohertrag der Zölle ſtieg z. B. von 1881 bis 
1897 von 197 auf 472 Millionen Mark, von 4,38 auf 
8,75 Mark auf den Kopf, der Ertrag der Bierſteuer 
im norddeutſchen Brauſteuergebiet in derſelben Zeit von 
18,9 auf 37,4 Millionen Mark, von 0,55 auf 0,89 Mark 
auf den Kopf, der der reformierten Branntweinſteuer 
nach deren endgültiger Durchführung allerdings von 
1888/89 bis 1897/98 von 143,1, nach kleiner vorüber: 
gehender Steigerung, nur auf 149,9 Millionen Mark 
(netto, einſchließlich Zoll), oder war zuerſt 2,96, zuletzt 
2,77 Mark auf den Kopf. Der Nettoertrag der Steuer 
vom Tabak leinſchließlich Zölle) war 1882/86 im Durch— 
ſchnitt 38,5, 1897/98 64,6 Millionen Mark, auf den 
Kopf 0,84 und 1,19 (bisheriges Maximum). Die Salz: 
ſteuer (mit Zoll) gab netto 1881/86 im Durchſchnitt 
42, 1897 50,1 Millionen Mark, auf den Kopf iſt ſie 
faſt unveränderlich, zuerſt 0,92, jetzt 0,93 Mark. Der 
Ertrag der von Konjunkturen und Veränderungen De- 
ſonders abhängigen Zuckerſteuer (nebſt Zoll) war netto 
im Durchſchnitt 1882/86 47,2, 1897/98 100,9 Millionen 
Mark, bezw. auf den Kopf 1,04 und 1,86 Mark. Die 
Reichsſtempelabgaben für Wertpapiere, Schlußnoten, 
Rechnungen, Loſe ergaben 1882/87 im Durchſchnitt 
15,4, 1897/98 47,9 Millionen Mark, bezw. 0,33 und 
0,89 Mark auf den Kopf. Dazu ſind auch die anderen 
Reichsſteuern (Wechſelſtempel, Spielkartenſtempel) und 
ſonſtigen ordentlichen Reichseinnahmen (Poſtüberſchuß, 
Reichsbank, elſaß-lothringiſchen Bahnen u. a. m.) ge- 
ſtiegen. Freilich andererſeits auch ſtark die fortdauern— 


— —— — 


— 


— — 


den, zunächſt auf die ordentlichen Einnahmen ange— 
gewieſenen ſonſtigen Reichsausgaben für das Heer, wie 
für alles andere, beſonders auch für die Schuld. Die 
aus den Abrechnungen zwiſchen Reich und Einzelſtaaten 
ſich ergebenden Ueberweiſungen aus Reichsſteuern an die 
Staaten und die Matrikularbeiträge letzterer an das 
Reich gleichen ſich zwar im großen und ganzen aus, 
doch waren mehrmals wieder die Beiträge etwas höher. 
Werden mehr Ausgaben auf die ordentlichen Reichs— 
einnahmen gelegt, ſo werden ſich die Ueberweiſungen 
verringern können, die Matrikularbeiträge dann ſteigen 
müſſen. 

Indeſſen, alles betrachtet, iſt es, glaube ich, nicht 
nur zuläſſig, ſondern auch, rein finanziell ange— 
ſehen, nicht irgendwie unſolid oder leichtſinnig, mit 
dem Flottenplan anzunehmen, daß er ſich auf der 
Grundlage der heutigen Reichsſteuerverfaſſung und mit 
den beſtehenden Steuern und deren Sätzen durch— 
führen laſſe. 

Nun kommen aber auch hierbei und vollends, wenn 
dennoch neue Steuern oder höhere Sätze beſtehender 
notwendig werden ſollten und dann alſo die indirekten 
Steuern (Zölle und innere Verbrauchsſteuern) allein 
wieder herhalten würden — wie die Gegner ohne weiteres 
vorausſetzen — die Bedenken, die Einwände, die An— 
griffe. Die ſchroffen Gegner der Flottenverſtärkung, 
Sozialdemokraten und Freiſinnige des linken Flügels 
und tutti quanti erheben da ihre beſonderen Vorwürfe: 
die Koſten würden wieder den unteren Klaſſen in dieſer 
Steuerreform aufgebürdet. Das Rüſtzeug der Gegner— 
ſchaft der indirekten Steuern wird wieder verwendet. 
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Indeſſen, wie ſchon bemerkt, auch Flottenfreunde und 
keineswegs bloß doktrinäre Gegner der indirekten Steuern 
geben Bedenken gegen dieſe Art der Beſteuerung, teils 
überhaupt, teils in dem beſonderen Falle der Flotten— 
ausgaben zu. 

Wie es ſich nun mit der Richtigkeit und Tragweite 
dieſer Bedenken und Einwände verhält, haben wir oben 
geprüft. 

Die Hauptmomente faſſen wir noch einmal folgender— 
maßen zuſammen. Die ſchroffen Gegner der indirekten 
Steuern begehen wie gewöhnlich den Fehler, viel zu 
ſehr zu verallgemeinern, die Bedenken dieſer Steuern 
zu übertreiben, das verwickelte Problem, wie Zoll und 
Steuer auf Preiſe wirken, viel zu einfach ſchematiſch 
und abſtrakt zu löſen, die am beſten beweiſende That— 
ſache der relativen Notwendigkeit dieſer Steuern, näm- 
lich ihre allgemeine Verbreitung und ihr Vorwalten in 
allen Kulturſtaaten der Welt, den freieſten und un— 
freieſten, zu ignorieren. Ein erheblicher Teil der Zölle 
und inneren Verbrauchsſteuern trifft, auch wenn man 
ohne weiteres die volle Erhöhung des Preiſes annimmt, 
die unteren Klaſſen nicht, z. B. unſer Weinzoll, viele 
induſtrielle Zölle, Delikateſſenzölle, weil ſie die Ar— 
tikel nicht oder faſt nicht verzehren, oder wenig und 
ſchwächer als die höheren Klaſſen, weil ſie überhaupt 
und auch im Verhältnis zu ihrem Einkommen von den 
betreffenden Artikeln viel weniger als die Wohlhabenden 
konſumieren (3. B. die meiſten Kolonialwaren, fremde 
Fabrikate, auch Tabak, Zucker, zum Teil Bier). Aber 
andererſeits bleibt wohl wahr, daß andere Zölle und 
Steuern, ſoweit ſie den Preis erhöhen, den „kleinen 
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Mann“ nach ſeiner Konſumtion relativ, d. h. im Ver⸗ 
hältnis zu ſeinem Einkommen, höher belaſten 
(Salzſteuer, Branntweinſteuer, Getreidezoll, ge— 
wiſſe Fettwarenzölle, Petroleumzoll, zum Teil Bierſteuer). 
Hier beſtehen auch nach neueren ſtatiſtiſchen Unterſuchungen 
Profeſſor Neumanns gewiſſe Mehrbelaſtungen der unteren 
Klaſſen. Und die Annahme, daß der Preis ſich durch 
Zoll und Steuer verteuert, wenngleich nicht immer um 
ihren Betrag, iſt im ganzen hier auch wohl öfters richtig. 
Die Annahme gewiſſer Kreiſe, ſo mancher Politiker, die 
nur Gutes in den indirekten Steuern ſehen, dagegen, 
daß in ſolchem Falle z. B. die Arbeiter mittels Lohn- 
ſteigerung ſolche Verteuerung ihres Konſums auf ihre 
Arbeitgeber und eventuell weiter auf die Käufer und 
Konſumenten der Arbeitsprodukte überwälzen könnten 
und würden, iſt in dieſer Allgemeinheit vollends zu 
optimiſtiſch, im ganzen ſicherlich abzulehnen. Das läßt 
ſich unſchwer beweiſen. Eine etwaige aus ſonſtigen 


Gründen eintretende Lohnſteigerung mag dem Arbeiter 


die Tragung dieſer Steuerlaſt erleichtern, aber damit 
wird doch nicht die Lohnſteigerung als Folge der Steuer— 
überwälzung erwieſen. 

Alle dieſe Erwägungen laſſen es überhaupt für alle 
Staats- und Reichsausgaben richtig erſcheinen, dieje 
Wirkungen der indirekten Steuern durch die entgegen— 
geſetzten ſolcher direkten und ähnlicher Steuern auszu— 
gleichen, welche nun umgekehrt die höheren Klaſſen 


mehr belaſten, die unteren freilaſſen oder ſchwächer 


treffen. Das iſt noch nicht einmal die Forderung einer 
ſogenannten „ſozialen“ Steuerpolitik, ſondern ſchon der— 
jenigen, welche wenigſtens alle Klaſſen und Individuen 
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proportional gleich, insbejondere im Verhältnis zum 
| Einkommen durch die Geſamtheit der Steuern, belaſten 
1 will, was der leitende Grundſatz unſeres modernen 
Steuerrechts iſt. Eine „ſoziale“ — deswegen noch lange | 


1 nicht eine „ſozialiſtiſche“ — Steuerpolitik verlangte 
mehr: daß die Reicheren auch relativ, als Quote ihres 
Einkommens, an allen Arten Steuern mehr trügen, 

1 als die unteren Klaſſen. Die obige Forderung verlangt 

| nur, daß fie wenigſtens nicht weniger zahlen, wie es 

| jetzt der Fall fein kann und teilweiſe wohl ift. 

| Inſofern fordert auch eine gerechte und rationelle 

| deutſche Reichs- und Staatsſteuerpolitik, die hier nicht zu 

| trennen find, eine Verbindung ſolcher verſchiedenen 

| 
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Steuerarten und, gerade wenn die indirekten 
Steuererträge ſteigen, auch eine weitere Aus— 


| bildung der direkten und verwandten Steuern. 

| Das gilt aber wieder ganz allgemein, nicht nur für 

| beſtimmte Ausgabearten, wie jetzt z. B. für die Mus- 
| gaben für die Flotte. Gerade letztere „kommt nicht f 
einzelnen Berufen und Klaſſen allein“, ſondern der 
ganzen Bevölkerung, der ganzen Volkswirtſchaft zu gute. 
Man kann daher auch nicht eine beſondere „Zweck— 
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ſteuer“ für eine ſolche Einzelausgabe fordern, über— 


| 
| 
| 
| haupt nicht wieder zu dem früheren, mit Recht be- 
| jeitigten, weil innerlich falſchen Syſtem beſonderer 
| Zweckſteuern für einzelne Staatszwecke zurückkehren. Dies 
| würde der notwendigen Anerkennung der „Einheitlich— 


keit aller Staatszwecke“ widerſprechen, wie jüngſt mit 
Recht einer unſerer tüchtigſten Finanztheoretiker und 
Finanzpraktiker G. von Mayr in München in der „All— 
gemeinen Zeitung“ hervorgehoben hat. 


l 


— — 


— 111 — 


Nicht mit dem ſpeziellen Charakter der Flotten— 
ausgabe, ſondern nur mit den anzunehmenden all- 
gemeinen Wirkungen der verſchiedenen Steuer— 
arten iſt daher auch die Forderung einer Ergänzung 
unſerer Reichsſteuerverfaſſung mittels einer oder mehrerer, 
die wohlhabenderen Klaſſen allein oder ſtärker belaften- 
den Steuern zu begründen. 

Dabei muß freilich die oben ſchon hervorgehobene 
Thatſache wieder beachtet werden: daß nämlich ſchon in 
unſerer allerdings immer zuſammenfaſſenden Reichs— 
und Staats- und auch Kommunalſteuerverfaſſung die 
direkten Steuern der Einzelſtaaten ſtark ausgebildet ſind. 
In dieſen Steuern werden, wenigſtens teilweiſe, nament— 
lich in den neueren allgemeinen Einkommenſteuern mit 
ihrem etwas progreſſiven Steuerfuße (beſonders in 
Preußen, Sachſen, Baden, Heſſen u. a. m.), in den 
Vermögensſteuern (Preußen, Heſſen, Braunſchweig, dem— 
nächſt Baden), in den ſüddeutſchen Kapitalrenten- und 
ſpeziellen Einkommenſteuern (Bayern, Württemberg), in 
den Grund-, Gebäude-, Gewerbeſteuern teils die be— 
ſitzende Klaſſe und das fundierte Einkommen, teils die 
höheren Einkommen bereits nicht unerheblich mehr be— 
laſtet, als die unteren Klaſſen, die entweder von dieſen 
Steuern ganz oder großenteils frei ſind oder niedriger 
belegt werden. Auf dieſe Art erfolgt ſchon eine ziem— 
lich weitgehende Ausgleichung zwiſchen der etwaigen 
Mehrbelaſtung der unteren und Minderbelaſtung der 


höheren Klaſſen durch die Verbrauchsſteuern, worüber 


die einſeitigen Gegner letzterer hinwegſehen. Bayern 
mit ſeiner dreimal höheren Bierſteuer als Norddeutſch— 
land und ſeinem dennoch durchſchnittlich beſſeren und 


billigeren Bier zeigt auch, wie ſehr die Theſe von der 
„Verteuerung“ eines Objekts durch die Steuer der Modifi⸗ 
kation bedarf. Aber dennoch wird zuzugeben ſein, daß 
gerade auch bei unſeren im Ertrage ſo geſtiegenen 
Zöllen und Reichsverbrauchsſteuern eine beſondere ſtärkere 
Beſteuerung der Wohlhabenderen durch direkte oder ähn— 
liche Steuern doch noch zur Ausgleichung zu ver— 
langen und namentlich auch politiſch und taktiſch zweck— 
mäßig wäre. 

Wenn man beiſpielsweiſe ſieht, welche Waffen ſich 
die Sozialdemokratie im Kampfe gegen die beſtehende 
Volkswirtſchaft und Geſellſchaft und gegen unſeren Staat, 
den ſie nur den „Klaſſenſtaat“ nennt, aus unſerer 
Steuerverfaſſung und aus der Stellung der indirekten 
Verbrauchsſteuern darin ſchmiedet, wird man gerade den 
letztgenannten, den politiſchen und taktiſchen Ge— 
fichtspunft in der Frage der Ergänzung der indirekten 
Steuern durch direkte und dieſen ähnliche nicht unter— 
ſchätzen. In den großen „Volksverſammlungen“, welche 
z. B. die Sozialdemokratie am 7. Februar d. J. in Berlin 
zum Zweck von Demonſtrationen und Reſolutionen ihrer 
ja völlig von den Führern inſpirierten „Genoſſen“ gegen 
die Flottenbewilligung abhielt, ſpielte die Frage der 
indirekten Steuern eine Hauptrolle. So ſpeziell in der 
wohl größten dieſer Verſammlungen, der ich ſelbſt 
beiwohnte, in welcher der Abgeordnete Bebel die Rede 
hielt und in geſchickter Weiſe, wenn auch durchaus 
tendenziös und parteiiſch alles, was an wirklichen und 
ſcheinbaren Bedenken gegen diefe Steuern vom Intereſſen— 
geſichtspunkt der unteren Klaſſen angeführt werden kann, 
ſeinem völlig abhängigen Publikum möglichſt als un— 
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umſtößliche Wahrheit einzuimpfen ſuchte. Für mich, der 
ich unmittelbar vorher dieſe hier im weſentlichen nach 
dem Wortlaut abgedruckten Artikel geſchrieben hatte, war 
dies ein neuer Beweis dafür, daß die politiſche Taktik 
ebenſo als die — Gerechtigkeit gegen die unteren 
Klaſſen und als eine Steuerpolitik, welche dem richtig 
aufgefaßten modernen Steuergrundſatz der „Gleich— 
mäßigkeit“ wirklich entſpricht, eine ſolche Ergän— 
zung der indirekten durch andere Steuern zweck— 
mäßig, ja notwendig erſcheinen laſſen. 

Bekanntlich iſt das Reich kompetent, alle Arten 
Steuern, nicht nur indirekte, als Reichsſteuern einzu— 
führen. Aber die bisherige Entwickelung, wonach die 
direkten Steuern ausſchließlich Landesſteuern 
geblieben ſind, hat doch ihre guten Gründe, ſie findet 
in anderen Bundesſtaaten, Schweiz, Nordamerika, auch 
ihr Analogon. Die Einführung z. B. einer Reichsein— 
kommen- oder Reichsvermögensſteuer oder beider würde 
adminiſtrativ und ſteuertechniſch auf große Schwierig— 
keiten ſtoßen und zu ſchweren Konflikten mit den Landes— 
ſteuern führen. Hätten wir eine gleiche Verfaſſung der 
direkten Steuern in allen Einzelſtaaten, ſo könnte an 
Zuſchläge darauf für Reichszwecke gedacht oder, was 
weſentlich dasſelbe, es könnten die Matrikularbeiträge 
erhöht und in dieſen einzelnen Staaten durch Zuſchläge 
zu den direkten Steuern aufgebracht werden, womit die 
ſonſtigen Bedenken gegen die Matrikularbeiträge ſich 
verminderten. Aber die Verfaſſung der direkten Steuern 
iſt immer noch ſehr ungleich, Bayern, Württemberg, 
Elſaß⸗Lothringen haben immer noch keine allgemeine 


Einkommenſteuer, Bayern hat trotz neueſter N ein 
Handels- und Machtpolitik. II 
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unhaltbares altes Ertragsſteuerſyſtem. So kann man 
in dieſer Weiſe nicht vorgehen. 

Das iſt ein wichtiger nicht nur ſteuerpolitiſcher, 
ſondern auch ſteuertechniſcher Grund, an eine 
Reichserbſchaftsſteuer zu denken. Die Erbſchafts— 
ſteuern der Einzelſtaaten ſind, wie wir oben ſahen, 
noch wenig entwickelt, haben nur geringe Erträge, in 
ganz Deutſchland nur etwa 21 Millionen Mark (Preußen 
8—9 Millionen), faſt überall (außer in Elſaß-Lothringen, 
Hamburg, Lübeck) fehlt die Beſteuerung der direkten 
Linie, namentlich auch der Deſcendenten, die im Aus— 
lande faſt allgemein beſteht, ebenſo meiſt die der Ehe— 
gatten. Die Einführung einer Reichserbſchaftsſteuer 
ſtörte die Landesfinanzen daher wenig. Wenn dem 
Einzelſtaate ein Anteil an dem Ertrage gewährt würde, 
ginge es faſt ohne jede Störung ab. Ich halte die 
Vermögensſteuer für eine beſſere als die Erbſchafts— 
ſteuer, aber da man erſtere noch viel ſchwerer als 
Reichsſteuer bekommen möchte, kann die Erbſchaftsſteuer 
auch wohl gewählt werden. Eine ernſtliche Erwä— 
gung verdient die Sache gewiß. Und gerade die 
Flottenfreunde aus den Kreiſen der Wohlhabenden 
ſollten ſich ſympathiſch dazu verhalten. Auch dieſe 
Steuer wäre freilich nicht als Zweckſteuer für die 
Deckung der Flottenkoſten feſtzulegen, ſondern als Glied 
der Reichsſteuerverfaſſung einzurichten, ihr Ertrag flöſſe 
eben in die Reichskaſſe zur Deckung allgemeiner Aus— 
gaben. 

Man kann nun allerdings auch hier, wie in der Frage 
der Tilgung der Marineanleihen, einwenden: mit dem 
neuen Flottenplan als ſolchem hat die Ein— 
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führung einer Reichserbſchaftsſteuer nichts zu 
thun. Dieſe Einführung iſt, wenn überhaupt gerecht: 
fertigt, ſo ein allgemeines Poſtulat der Steuer— 
politik, gerade um die allgemeinen Wirkungen der 
indirekten Steuern nach unten zu durch eine ſolche 
Steuer mit Mehrbelaſtung nach oben zu auszugleichen. 
Das iſt richtig. Aber man kann auch hier wieder ſagen: 
es liegt eben jetzt ein neuer Anlaß vor, dieſem 
Gedanken näher zu treten, weil große neue Aus— 
gaben für die Flotte in Frage ſtehen und gedeckt werden 
müſſen. Taktiſch würde man den Gegnern wie geſagt 
eines ihrer Hauptagitationsmittel aus der Hand ſchlagen: 
ſie könnten dann vollends nicht mehr ſo einſeitig be— 
haupten, daß das Reich ſeine Ausgaben für Heer und 
Flotte nur durch indirekte Steuern auf die unteren 
Klaſſen decke. 

Eine Reichserbſchaftsſteuer !) müßte, um der hier 
vorſchwebenden Aufgabe zu entſprechen, dann freilich 
eine Einrichtung erhalten, durch welche ſie von den 


) Ich verzichte darauf, hier mich eingehend über die Ein- 
richtung und über die Einwendungen, welche der Gedanke und 
Plan der Reichserbſchaftsſteuer (teils als Erbſchaftsſteuer über— 
haupt, teils als Reichsſteuer) bisher gefunden haben, auszulaſſen, 
weil ich die prinzipielle Seite der Erbſchaftsſteuer genauer in 
meiner Finanzwiſſenſchaft (Bd. 2, 2. Aufl.), die Einrichtung, die 
neueren Reformen (England) und Reformpläne (Frankreich) eben- 
daſelbſt (Bd. 3 und dem Ergänzungsheft dazu) und den Plan 
einer Reichserbſchaftsſteuer jüngſt erft in einem Artikel der Ber- 
liner Wochenſchrift „Die Woche“ in Nr. 7 vom 17. Februar 1900 
behandelt habe. Auf dieſen Artikel beziehe ich mich ſpeziell. Siehe 
außerdem den Artikel Erbſchaftsſteuer von G. Schanz im Hand— 
wörterbuch d. Staatswiſſenſch., Bd. 3, 2. Aufl. 
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bisherigen deutſchen Erbſchaftsſteuern — die eigentlich 
nur Bruchſtücke einer rationellen ſolchen Steuer ſind — 
weſentlich abwiche, indeſſen eine Einrichtung, welche 
im Ausland ziemlich allgemein erreicht oder in wichtigen 
fremden Staaten ähnlich geplant iſt. 

Die Hauptſache wäre die Ausdehnung der Erb— 
ſchaftsſteuer auf die ganze direkte Linie, 
auch auf die Deſcen denten, Kinder und Enkel, 
dann auf Ehegatten, in niedrigſten Sätzen für die 
Deſcendenten, gleichen oder etwas höheren für Ehe— 
gatten, wiederum etwas höheren für Aſcendenten, mit 
angemeſſener weiterer Steigerung der Sätze mit der 
Entfernung der Verwandtſchaft, am höchſten (etwa 
10 %, wie ſchon im Auslande) bei den entfernteſten 
Verwandten und den nichtverwandten Erben. Dies in 
unſerer Geſetzgebung ſchon enthaltene Prinzip der Ab- 
ſtufung des Steuerfußes nach dem Verwandt— 
ſchaftsgrad wäre alſo nur durch Einbeziehung der 
nächſten Verwandten, nach allgemeinem ausländiſchen 
Vorgang, zu ergänzen. Dazu müßte aber noch als 
zweites Prinzip der Abſtufung, ein progreſſiver 
Steuerfuß nach der Höhe der (jehuldenfreien) 
Erbmaſſe (England), beſſer noch nach Höhe des 
Erbanteils kommen, ein in die britiſche Geſetzgebung 
durch Harcourt 1894 eingeführtes Prinzip (Steigerung 
des Fußes von 1—8 0%, auch für die direkte Linie, 
bei Erbſchaften von 100 Pfd. Sterl. an bis über 
1 Million Pfd. Sterl.). Bei angemeſſener Höhe des 
Fußes beider Steuerabſtufungen würde, ſelbſt bei ge— 
botener, ziemlich weiter Befreiung kleiner Erbſchaften 
(Erbanteile) auch in Deutſchland eine beträchtliche Ein— 
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nahme zu erzielen fein. Dem fiskaliſchen Intereſſe der 
Einzelſtaaten ließe ſich durch Beteiligung derſelben am 
Ertrage, wie ſchon bemerkt, genügend Rechnung tragen, 
ſo daß dieſe Staaten mehr als ihre bisherige gering— 
fügige Einnahme aus der Steuer für ſich erhielten. 
Rechtstechniſche Schwierigkeiten ſind mit der Einführung 
des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs zwar nicht fort— 
gefallen, aber kleiner geworden. Auch Verſchiedenheiten 
und Eigentümlichkeiten des Erbrechts ſtehen übrigens, 
wie Großbritannien zeigt, einer einheitlichen Erbſchafts— 
ſteuer nicht entgegen. Das britiſche Erbrecht hat ſehr 
verzwickte Rechtsſätze und iſt in England und Schott— 
land auch verſchieden. 

Eine ſtärkere Erbſchaftsſteuer mit Ausdehnung auf 
die direkte Linie, zumal die Deſcendenten und mit 
höheren, nach Erbanteil progreſſiven Sätzen, daher 
größerm Ertrag findet bisher in Deutſchland in der 
Bevölkerung, beſonders freilich in den wohlhabenderen 
Klaſſen, und in unſeren Parlamenten, wie meiſt auch 
noch bei den Regierungen (wo indeſſen die k. ſächſiſche 
jhon einen bezüglichen Entwurf ausgearbeitet hat, der 
leider im Landtage nicht durchgedrungen iſt) ziemlich 
ſcharfe Gegnerſchaft, aber mit Unrecht. Die Mitbe— 
ſteuerung der direkten Linie, auch der Kinder, iſt ſehr 
wohl zu begründen, beſteht im Ausland faſt allgemein, 
auch in germanischen Ländern. Ein „hſozialiſtiſches 
Projekt“ können nur die Vertreter des großen Privat— 
kapitalismus in ihrer Verblendung und ihrem Egois- 
mus in ſolcher Steuer ſehen, die ſich denn auch ſofort 
in ihrer Preſſe ſo äußerten. Das Vorhandenſein ſehr 
entwickelter, obigen Grundſätzen entſprechender, ertrags: 
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reicher Erbſchaftsſteuern im Auslande, voran im „privat— 
kapitaliſtiſchſten“ Lande der Welt, in Großbritannien, 
beweiſt die Thorheit und — die Eigennützigkeit ſolchen 
Einwands ſeitens unſerer reicheren Klaſſen. Ein Konflikt 
einer ſo ausgebildeten höheren Erbſchaftsſteuer ſpeziell 
in Preußen und in anderen deutſchen Staaten mit deren 
neueren Vermögensſteuer, wie behauptet worden, kann 
nicht zugegeben werden, zumal die Vermögensſteuer doch 
nur einen ſehr mäßigen Zuſchlag zur Einkommenſteuer, 
als laufende höhere Steuer auf das fundierte Einkommen, 
bildet, in Preußen nach dem Ertrag jetzt nur von 
wenig mehr als einem Fünftel, vordem auch kaum von 
einem Viertel, während die britiſche Erbſchaftsſteuer vom 
gegenwärtig nach dem Steuerfuß hohen Ertrag der 
Einkommenſteuer zwei Drittel beträgt. Selbſt hohe 
Steuerſätze auf die direkte Linie, auf die Kinder — 
und dieſe Sätze können auch in England bei ſehr großen 
Erbſchaften jetzt 8% erreichen und müßten auch bei 
uns wohl bis 6% ſteigen — ſtellen fih doch im Effekt 
keineswegs fo drückend heraus, weil fie eben im Normal: 
fall durchſchnittlich doch nur alle Generation 
einmal zu zahlen ſind, alſo z. B. für ein Jahr bei 
6% im ganzen nur ca. ½ % des Vermögens erreichen. 
So berechnet verlieren ſie auch ihren öfters beſonders 
bemängelten Charakter als „wahre“ („reelle“) Ver: 
mögensſteuer, weil ſie dann im Grunde doch nur als 
reelle Einkommenſteuer fungieren. Selbſt als reelle, 
in längeren Perioden fällige Vermögensſteuer aufge— 
faßt, erſcheinen ſie aber doch nur als Kompenſationen 
der indirekten Verbrauchsſteuern der „kleinen Leute“, — 
ſie werden im Grunde aus dem Teil des Vermögens 


———t—7r—ĩU &ðDe 


nn a 


— 119 — 


mit bezahlt, den die Wohlhabenderen infolge ihrer 
Minderbelaſtung durch indirekte Steuern bilden konnten. 
Selbſt wenn die Reichsſteuern in ihrer weiteren Ertrags— 
ſteigerung für alle neuen Flottenausgaben in dem ge— 
planten Umfang und für alle übrigen Reichsausgaben 
ausreichen, würde es an angemeſſenen Verwendungs— 
zwecken des Erbſchaftsſteuerertrags wahrlich nicht fehlen. 
Vor allem aber: dieſe Erbſchaftsſteuer würde zur 
Ausgleichung der umgekehrt progreſſiven Wir— 
kungen wichtiger indirekter Reichsſteuern 
(und Zölle) in wirtſchaftlich und finanziell 
richtiger und gerechter und politiſch ſehr 
wünſchenswerter Weiſe dienen. Das iſt für mich 
bei meinem Eintreten für diefe Steuer der ausſchlag— 
gebende Geſichtspunkt. 

Würde es ſich nur um die Frage handeln: brauchen 
wir neue Steuern (und Zölle) oder erhöhte Sätze be— 
ſtehender zur Deckung der zweckmäßig aus ordentlichen 
Reichseinnahmen zu beſtreitenden Ausgaben für die 
Flottenverſtärkung, ſo könnte man antworten: nicht 
unbedingt, wenigſtens zunächſt nicht. Alſo ließe ſich die 
Entſcheidung der Frage jedenfalls vertagen. Brauchten 
wir alsbald für dieſe Ausgaben neue oder erhöhte 
Steuern, ſo könnte zunächſt auch an mancherlei anderes, 
und, wie ich zugebe, noch vor einer Reichserbſchafts— 
ſteuer, gedacht werden, an Pläne, wie ſie auch auf— 
getaucht ſind, die Stempelabgaben des Reichs, die 
Börſenſteuern, die Reichsſteuer auf die Loſe der Landes— 
lotterien zu erhöhen, einzelne „nicht geſperrte“ Zölle 
luxusſteuerartigen Charakters, vielleicht auch die und 
jene innere indirekte Steuer ähnlichen Charakters eben— 
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falls zu erhöhen oder neu einzuführen, wenn von ſolchen 
„Luxusſteuern“ in dieſer wie in jeder Form auch finan— 
ziell nicht viel zu erwarten iſt und ſie zudem doch 
immer nur willkürlich einen einzelnen „Luxuskonſum“ 
herausgreifen. Direkte innere Luxusſteuern hätten als 
Reichsſteuern doch ähnliche Bedenken wie andere direkte 
Steuern und brächten gleichfalls nicht viel ein. Aber 
alle ſolche Steuern, auch die davon finanziell allein 
wohl etwas wichtigeren, wie Erhöhung der Sätze der 
Reichsſtempelabgaben, löſen die wichtigere Aufgabe, 
Ausgleichsobjekte gegen die indirekten inneren 
Verbrauchsſteuern und Zölle zu bilden, teils über— 
haupt nicht, teils nicht genügend. Das gilt doch auch 
von der, in gewiſſen Ländern populären, auch bereits 
mehrfach ventilierten Erhöhung der Börſenſteuern, die 
ich ſonſt ebenfalls für zuläſſig hielte. 

Handelte es ſich um die Beſchaffung bedeutender 
neuer Steuererträge, was ja nicht der Fall iſt, ſo würden 
ſonſt die Finanzzölle und einzelne der großen inneren 
indirekten Reichsſteuern, wiederum rein finanziell 
betrachtet, bei der bisherigen Niedrigkeit ihrer Sätze 
(Kaffeezoll, norddeutſche Bierſteuer, Tabakzoll und 
Steuer) gewiß ohne zu große Bedenken erhöht werden 
können. Aber das allgemeine Bedenken, die Reichs— 
ausgaben ſo einſeitig durch die Erträge ſolcher Steuern 
decken zu laſſen, bliebe doch beſtehen und würde ſogar 
noch verſtärkt. Ginge man trotzdem ſo vor, ſo wäre 
vollends erſt recht eine Steuer mit gegen die Wir— 
kungen der indirekten Steuern ausgleichender Wir— 
kung zu verlangen. Der § 8 des Flottengeſetzes vom 
10. April 1898 hat nun aber die „Erhöhung oder Ver— 
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mehrung der indirekten, den Maſſenverbrauch belaſtenden 
Reichsſteuern“ als eventuelles Deckungsmittel eines einen 
gewiſſen Betrag überſteigenden Mehrbedarfs für die 
Marine unterſagt, — einer jener bedenklichen legislativen 
Monologe, die ja nicht bindend ſind und durch ein neues 
Geſetz wieder beſeitigt werden können, ohnehin nicht die 
Vermehrung ſolcher Steuern für andere Reichsausgaben 
ausſchließen. Aber immerhin iſt es wahrſcheinlich, daß 
maßgebende Parteien im Reichstage an jenem § 8 auch 
für die neuen Flottenausgaben feſthalten. Und würde 
das ſelbſt wider Erwarten nicht geſchehen und man, ſo 
unwahrſcheinlich es im Augenblick iſt, ſogar an Er— 
höhung der norddeutſchen Bierſteuer und der Zölle 
und Steuern für Tabak gehen, um die ordentlichen 
Reichseinnahmen zu vermehren, ſo würde abermals 
aus den von mir dargelegten Gründen eine 
Reichsſteuer mit der Wirkung einer ſtärkeren 
Belaſtung der wohlhabenden Klaſſen ein um ſo 
dringlicheres Bedürfnis werden. Da aber aus 
Rückſicht auf die Landesſteuerverfaſſungen und auf die 
adminiſtrativen Schwierigkeiten einer Reichseinkommen— 
oder Reichsvermögensſteuer oder beider zuſammen eine 
derartige direkte Reichsſteuer, mag ſie auch ſteuerpolitiſch 
und ſteuertechniſch den Vorzug verdienen, noch viel mehr 
Widerſtand und Schwierigkeiten finden würde, — bleibt 
eben der Plan der Reichserbſchaftsſteuer be— 


rechtigt. 


Freilich ſind auch dieſem Plane, außer den oben 
erwähnten prinzipiellen und ſonſtigen praktiſchen Ein— 
wendungen noch ähnliche wie den Plänen zu Reichs— 
einkommen- und Vermögensſteuern begegnet. Auch 


diefe Steuer ift als ein „Einbruch in die Landesſteuer— 
rechte“ bezeichnet, materiell als unvereinbar mit 
den beſtehenden direkten und Erbſchaftsſteuern der Einzel— 
ſtaaten, formell — auch im Unterſchied zu den bis— 
herigen Reichsverkehrsſteuern — wegen der dann not— 
wendigen Reichskontrolle über die Landesverwaltungs— 
verhältniſſe, auch wenn dieſe Steuern, wie die bisherigen 
Reichsſteuern und Zölle, von den Behörden der Einzel— 
ſtaaten veranlagt und erhoben würden, ebenfalls als 
ſehr ſtörend für die Einzelſtaaten und als Eingriff der 
Reichsfinanzgewalt in ein wichtiges Gebiet der partiku— 
laren Beſteuerung hingeſtellt und aus dieſen Grün— 
den verworfen worden — ſo von einer aner— 
kannten Autorität in derartigen Fragen wie Profeſſor 
G. v. Mayr in München ). Und ohne Zweifel liegen 
in dieſen Verhältniſſen mit die wichtigſten Bedenken, 
auch meines Erachtens ſchwerer wiegende als die oben 
erwähnten. 

Aber doch glaube ich: nicht ausſchlaggebende! 
Die Partikularſtaaten und ihre Finanzen und Steuer— 
verfaſſungen müſſen ſich eben allmählich den Bedin— 
gungen, wie ſie der Reichsverband einmal mit 
ſich führt, fügen. Wenn Preußen das in ſo vielen 
Dingen gethan, können es wahrlich die anderen Staaten 
auch, — auch Bayern, das ſeine Verfaſſung der direkten 
Steuern bald von allen Staaten im Reiche allein in 
veralteten und unzweckmäßigen Formen gelaſſen hat, 
das wie die drei anderen ſüddeutſchen Staaten dank 


) Siehe deſſen im Druck vorliegenden vortrefflichen Vortrag 
„Flotte und Finanzen. Die Deckungsfrage“, Tübingen 1900, 
beſonders S. 15 ff. 


dem Privileg feiner eigenen Bierſteuer eine finanziell 
ſo vorteilhafte Stellung einnimmt. Ohne Beziehung 
ſtehen eben Reichs- und Landesſteuern nicht. Schwer— 
wiegende Intereſſen aber, die in erſter Linie das 
Reich zu vertreten hat, verlangen, daß auf eine 
Geſamt-Steuerverfaſſung im Reiche und den 
Staaten hingearbeitet wird, welche den Angriffen von 
links, auch von ſozialdemokratiſcher Seite, in ihrer Aus— 
geſtaltung der indirekten Steuern als Hauptdeckungs— 
mittel der Reichsausgaben nicht ſo viel — Vorwände, 
aber doch auch wirklich ſchwache Seiten und berechtigte 
Bedenken bietet, wie die beſtehende. Aus dieſem für 
mich in der Frage entſcheidenden Grunde vertrete ich 
die Reichserbſchaftsſteuer und glaube doch, daß die 
gewiß vom adminiſtrativen, ſteuertechniſchen und einzel— 
ſtaatlichen Standpunkte aus vorhandenen Schwierigkeiten 
und Bedenken ſich überwinden laſſen, — wenn man 
nur ernſtlich will. Das Reich gerade als erſter 


Vertreter der deutſchen nationalen, ſozialen und wirt— 
ſchaftlichen Geſamtintereſſen hat Intereſſe und Pflicht, 
möglichſt die Laſten auf die ſtärkſten Schultern 
legt. Dagegen verſtößt die ausſchließlich indirekte Be— 
ſteuerung im Reiche, — mindeſtens ſo lange, als nicht 
die Matrikularbeiträge abſichtlich erhöht und in den 
Einzelſtaaten durch angemeſſene direkte Steuern gedeckt 
werden. Das herbeizuführen iſt aber ſicher ſtaatsrecht— 
lich, ſteuertechniſch und adminiſtrativ ſchwieriger noch 
bei der Verſchiedenheit der Landesſteuerverfaſſungen, 
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dafür zu ſorgen, daß die Geſamtſteuerverfaſſung 
deren ſtarkem Partikularismus auf dieſem Gebiete, als 

die Einführung einer Reichserbſchaftsſteuer. 


1 * 


Gleichwohl — ich möchte in dieſem Punkte nicht 
mißverſtanden werden — zu einer unerläßlichen Be— 
dingung für die Bewilligung der Flottenverſtärkung 
darf meines Erachtens die Forderung, daß eine Reichs— 
erbſchaftsſteuer eingeführt werde, nicht gemacht werden, 
ebenſowenig, als die Einführung einer anderen Steuer 
und auch — als die Nichteinführung bezw. Nichtver— 
mehrung gewiſſer Steuern, wie der im § 8 des Flotten- 
geſetzes von 1898 genannten, ein Satz, den ich daher 
wohl als Direktive billigen, aber als zwingendes Recht 
nicht vertreten kann. Die Verſtärkung der Flotte 
iſt durch zwingendſte politiſche und volkswirt— 
ſchaftliche Gründe geboten. Sie iſt auch mit den 
beſtehenden Finanz- und Steuereinrichtungen durchführ— 
bar. Aber richtig und höchſt erwünſcht wäre es 
gleichwohl, in dieſer Richtung der Reichserbſchafts— 
ſteuer oder einer ähnlich wirkenden Steuer vor— 
zugehen, — auch um der Flottenfrage willen, um den 
Gegnern einen ihrer beliebteſten Einwände zu entziehen. 
„Mittragen müſſen unvermeidlich die unteren Klaſſen 
an den Staats- und Reichskoſten, aber relativ mehr 
ſollten ſie nicht tragen. Und auch ein ſolcher Anſchein 
ſollte vermieden werden. Umgekehrt müßten die wohl— 
habenderen Klaſſen ihren gebührenden Anteil Laſten 
tragen und — begehren, ihn zu tragen, eine Ehre 
darin finden. Noblesse oblige, ſollte es auch hier 
heißen.“ Ganz anders lauteten leider die Preßſtimmen 
im Dienſte der reichen induſtriellen Unternehmer, ſobald 
Projekte wie die Reichserbſchaftsſteuer und ähnliche auf— 
tauchten. Das wirkt begreiflicherweiſe verbitternd und 
iſt von der Sozialdemokratie ſofort gegen die Flotten— 
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pläne geltend gemacht worden. Patriotiſche und von 
Pflichtbewußtſein erfüllte Anhänger der Flottenverſtär⸗ 
kung unter den Beſitzenden, Wohlhabenden, vollends 
den Reichen, gar den durch das heutige Erwerbsleben 
Begünſtigten, den Rahm da Abſchöpfenden, vielleicht 
direkt und indirekt von den Flottenbauten noch beſondere 
Vorteile als Lieferanten, Fabrikanten Ziehenden, über— 
haupt Großinduſtrielle, Großkaufleute, Großbankiers 
und Intereſſenten der „haute banque“, freilich aber auch 
alle wahren Ariſtokraten des Großgrundbeſitzes — dieſe 
ſelbſt trotz der agrariſchen Kriſis — ſollten mit For— 
derungen wie einer Reichserbſchaftsſteuer einmal vor— 
angehen! Sähe man dergleichen mehr, ſtatt zu er— 
leben, wie ſeinerzeit das preußiſche Herrenhaus zuerſt 
die im Abgeordnetenhauſe beſchloſſene Erhöhung des 
Einkommenſteuerfußes von 3 auf 4% (der erſt bei 
100000 Mark Einkommen annähernd erreicht wird!) 
ablehnte, ſtatt zu hören, wie aus den Kreiſen der Grok- 
grundbeſitzer und Großinduſtriellen heraus bereits wieder 
Klagen über die ſchärfere Einſchätzung zur Einkommen— 
ſteuer und über die ganze Vermögensſteuer erſchallen — 
uneingedenk der ſchmachvollen Vorkommniſſe bei der 
früheren preußiſchen Einkommenſteuer, wo die reicheren 
Leute oft nicht die Hälfte, kaum ein Drittel ihres ſteuer— 
pflichtigen Einkommens verſteuerten (Bochum!) — nun, 
mancher wüſten Agitation der Sozialdemokratie würde 


doch der Boden etwas entzogen und manche notwendige, 


aber freilich Geld koſtende Einrichtung des Reichs für 
des deutſchen Volkes Ehre, Schutz und Macht fände 
nicht ſo unverſtändigen und gehäſſigen Widerſtand, wie 
jetzt ſo oft. — — 
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Alles, was in diefen Ausführungen darzulegen und 
zu begründen verſucht wurde, möchte ich auch hier wieder, 
wie ich es in ähnlichen Fällen ſchon mehrfach gethan 
habe, in den Worten eines jüngeren Fachgenoſſen und 
Kollegen, des Herrn Dr. v. Wenckſtern, zuſammenfaſſen, 
die ich durch keine beſſeren zu erſetzen weiß, ſie ſcheinen 
mir eine treffliche Formulierung unſerer Aufgabe zu geben: 
Es iſt für unſer deutſches Volk eine Lebensfrage, 
einen größeren Teil ſeiner materiellen Kraft 
in Macht zu verwandeln. Unſere finanzielle und 
wirtſchaftliche Kraft iſt ſo groß, daß das ohne irgend 
entſcheidende Bedenken gethan werden kann, und die 
Weltverhältniſſe liegen ſo, daß es gethan werden muß, — 
wie einſt zu Land, jo heute zur See, um im 20. Jahr- 
hundert zu erhalten und zu ſichern und weiter zu ent— 
wickeln, was uns das 19. Jahrhundert in ſo wunder— 
barer Weiſe gebracht hat: die politiſche Wiedergeburt 
unſerer Nation, die Wiedererrichtung des Deutſchen 
Reiches, die wirtſchaftliche Weltſtellung unter den erſten 
Völkern der Erde. Zeigen wir Enkel, daß wir aus der 
Geſchichte etwas gelernt haben, und bringen wir end— 
lich ohne Murren im Frieden die Opfer, die uns allein 
das Errungene ſichern, Opfer, die immer noch viel 
kleiner ſind, als andere große Völker ſie auch tragen, 
Laſten, die wir wahrlich, reich geworden, auch ebenſo 
gut tragen können, als irgend ein anderes Volk. Aber 
übernehmen dann auch einmal die höheren, wohlhaben— 
deren Klaſſen in den allein für ſie paſſenden Steuern 
ihren richtigen Laſtenanteil im Gefühl patriotiſcher 
Pflicht. — 


Die Entwickelung 
und Bedeutung der deutschen Reederei. 


Uon 


Dr. Ernst von Balle, 


ao. §. Professor der Staatswissenschaften an der Universität Berlin. 


I. 


m die Wende des 18. zum 19. Jahrhundert 
war die Oſtſee der Tummelplatz der kleinen, 
ſeetüchtigen, hölzernen Segelſchiffe, in deren 
Bau zahlreiche, über die geſamte Oſtſeeküſte 
verſtreute Schiffszimmereien ſo Ausgezeichnetes 
leiſteten, daß ſie auch vom Auslande mit Aufträgen 
bedacht wurden. 

Ein flotter Ausfuhrhandel von Getreide, Holz, Flachs 
und Wolle über Memel, Königsberg, Danzig, Stettin 
und über (das allerdings bis 1815 noch ſchwediſche) 
Stralſund und ein entſprechendes Einfuhrgeſchäft in 
Kolonialwaren, Eiſen und Geweben waren die Grund— 
lage, eine lebhafte Seeſchiffahrt die Trägerin reichen 
Geſchäftsverkehrs. In Stettin, Danzig und Königs— 
berg liefen zuſammen in jenen Jahren durchſchnitt— 
lich wohl 4000 Schiffe ein, überwiegend von England 
her, doch auch von Frankreich und dem Norden. In 
Hamburg verkehrten damals mehr als 2000 Schiffe 
im Jahr, und nach Peuchet ſoll es deren 400 beſeſſen 
haben. Weſtphalen ſchreibt 1806 über Hamburgs 
Handel am Ausgang des 18. Jahrhunderts: „Hamburgs 


Flagge wehte im Roten Meer, am Ganges und in 
Handels: und Machtpolitik. II. 9 
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China, ſie wehte in den Gewäſſern von Mexiko und 
Peru, in Nordamerika, in den holländiſchen und fran— 
zöſiſchen Beſitzungen von Oſt- und Weſtindien.“ 

Die Oſtſeereederei blühte, ſie ſtellte den eigentlichen 
Kern des geſamten deutſchen Reedereigewerbes dar und 
verfügte über reichlich zwei Drittel des Schiffsraums 
der Küſtenſtaaten. In einer Arbeit über die „Ent— 
wickelung der deutſchen Reederei“ berechnet Peters für 
1805 allein den Raumgehalt der 328 preußiſchen Oft- 
ſeeſchiffe auf 128000 Regiſtertonnen. Dazu kommen 
439 Schiffe von Stralſund und 400—500 an der Oft- 
küſte des däniſchen Schleswig-Holſtein mit 84700 Re⸗ 
giſtertonnen; nimmt man den Schiffsbeſtand Mecklen— 
burgs und Lübecks mit etwa 30000 Regiſtertonnen 
an, ſo ergibt ſich an den heutigen deutſchen Oſtſee— 
küſten ein Schiffsraumgehalt von faſt einer Viertel- 
million Tonnen, gegenüber etwa 100000 Regiſtertonnen 
der Nordſeereederei. 

Mit dem Jahre 1805 war aber der Höhepunkt der 
Reederei auch erreicht, wenn nicht bereits überſchritten. 

Die Elbblockade lenkte 1804 allen Verkehr von Ham- 
burg in die däniſchen Häfen. Die Kontinentalſperre 
begann 1806 ihre lähmende Wirkung in verhängnis- 
vollſter Weiſe zu üben. Durch Beſchlagnahme ſeiner 
Schiffe erlitt z. B. Königsberg derartig ſchwere Ver: 
luſte, daß ſeine Flotte, die 1807 noch, allerdings mit 
Einſchluß der Küſtenfahrer, 980 Schiffe zählte, 1808 
auf 51 Schiffe zuſammengeſchrumpft war. Hiervon hat 
ſich die einſt blühende Königsberger Reederei 
nie wieder erholen können. Und in ähnlicher Weiſe 
ging das geſamte deutſche Reedereigewerbe unheimlich 
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raſch zurück. Durch Scheinverkäufe der heimiſchen Schiffe 
an eine neutrale Flagge mögen die Beſtände ſtärker 
gelichtet erſcheinen, als es den wirklichen Eigentums— 
verhältniſſen entſprach; auch traten vorübergehende Ver— 
ſchiebungen ein, indem manche Reedereibetriebe in klei— 
neren, weniger gefährdeten, namentlich pommerſchen 
Häfen ihre Zuflucht ſuchten. Doch laſſen die Vergleiche 
deutlich erkennen, wie furchtbar dieſe Zeit die Reederei 
mitgenommen hat. Die Geſamttonnage erſcheint 1815, 
alſo in der Zeit des begonnenen Wiederaufſchwungs, 
gegenüber 1805 um ein Drittel zuſammengeſchrumpft. 
Ganz Preußen verfügte nur über 115700 Regiſtertonnen, 
gegenüber 168 700 Regiſtertonnen vor 10 Jahren. Im 
weſentlichen müſſen gerade die größeren Reedereien, 
die über bedeutende Parks an großen Seeſchiffen ver— 
fügten, getroffen worden ſein, denn die Zahl der 
Schiffe erſcheint nicht fo ſtark vermindert wie der Naume 
gehalt. 

Auch nach der Wiederherſtellung des Friedens war 
ein erheblicher Aufſchwung zunächſt aus äußeren und 
inneren Gründen nicht wohl möglich. Das Land war 
verarmt und das Reich zerfallen. Nicht allein, daß ein 
verwickeltes Binnenzollſyſtem das Zu- und Abſtrömen 
der Waren nach der See hin noch auf Jahre hinaus 
unterband, die einzelnen Küſtenſtaaten hemmten ihre 
Schiffahrt durch reſtriktive Maßregeln gegenſeitig. In— 


folge des langwierigen Stockens des Reedereigewerbes 


waren Mannſchaft und Schiffe zum großen Teil ſee— 
untüchtig geworden. Dazu kam, daß eine Bundesflagge 
nicht beſtand, die nach außen eine wirkſame Intereſſen⸗ 
vertretung geſtattet hätte. So litt man ebenſowohl von 
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den Uebergriffen der Barbaresken, welche noch in den 
dreißiger Jahren der hanſiſchen und preußiſchen Schiff— 
fahrt gefährlich wurden — erſchienen doch ſogar ge— 
legentlich die Seeräuber unweit der Elbemündungen und 
veranlaßten die Reeder, ſich mangels deutſcher nach eng— 
liſcher und holländiſcher Hilfe umzuſehen — wie unter 
dem Feſſeldruck der allgemein geübten Prohibitionspolitik 
in Handel und Verkehr. 

Eine Erweiterung der Schiffahrt war allerdings durch 
die Loslöſung der portugieſiſchen und ſpaniſchen Kolo— 
nien in Amerika von ihren Mutterländern eingetreten, 
mit welchen ebenſowohl wie mit den Vereinigten Staaten 
nunmehr ein freier Verkehr möglich wurde. Die eng— 
liſchen Navigationsakten aber hemmten in den erſten 
Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts, wie ſeit 150 Jahren, 
eine erhebliche Entfaltung des eigenen Verkehrs mit 
Großbritannien und ſeinen Kolonien auf das empfind— 
lichſte. 


IL 


Nun begann fih der Umſchwung in der Weltwirt— 
ſchaft und im Weltverkehr anzubahnen, durch den natur— 
gemäß die abgelegenere Oſtſee mehr und mehr in den 
Hintergrund geſchoben werden ſollte. 

Die Enge des Binnenmeeres, deſſen Häfen und Ein— 
fahrt durchſchnittlich 412 Monate im Jahre zugefroren 
waren, die Gefahren des Skagerrak und Kattegat, die 
damit in Zuſammenhang ſtehenden hohen Aſſekuranz⸗ 
gebühren für die Oſtſeefahrer, die ſchwere Belaſtung 
durch den Sundzoll hielten eine weitere Entfaltung der 
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baltiſchen Reederei Hintan. Durch die aufkommende 
Herrſchaft der Dampfſchiffahrt wurde ihr Schickſal end— 
gültig entſchieden. 

Trotz alledem aber war die Oſtſeereederei bis 
über die Mitte des Jahrhunderts hinaus der Nordſee— 
reederei an Umfang nicht unweſentlich überlegen. 
1830 entfielen von der Geſamttonnage der deutſchen 
Reederei 64,5% (178 400 Regiſtertonnen) auf die Oft- 
jee, 35,5% (98 000 Regiſtertonnen) auf die Nordſee, 
1850 immer noch 58,4% (311 800 Regiſtertonnen) auf 
erſtere und 41,6 % (222200 Regiſtertonnen) auf letztere. 
1898 dagegen gehörten nur noch 14,5% (316700 Brutto: 
regiſtertonnen) der Oſtſee, hingegen 85,5 % (1872800 
Bruttoregiſtertonnen) der Nordſee. 

Die Entwickelung der Reederei an der deutſchen 
Nordſeeküſte war in den erſten Jahrzehnten des Jahr— 
hunderts eben eine nicht gerade ſehr günſtige geweſen. 
Sie hatte bislang ganz unter dem Zeichen des über— 
wiegenden Einfluſſes des ſchiffahrtgewaltigen Eng— 
land geſtanden, deſſen Vorherrſchaft ſich darin zeigt, 
daß von den am Ende der dreißiger Jahre in Hamburg 
einlaufenden Schiffen genau 50 9% die engliſche Flagge 
führten; während die hamburgiſche Flagge nur 22 9% 
deckte und an den übrigen 28 9% noch außerdeutſche, 
ſpeziell die amerikaniſche und die ſkandinaviſchen Flaggen 
ſtark beteiligt waren. 

Zur Zeit der beginnenden Dampfſchiffahrt hat 
dann weder die deutſche Reederei noch der deutſche 
Schiffbau einen Aufſchwung genommen, ſondern im 
Gegenteil einen verhältnismäßigen Rückgang erfahren, 
da England durch die Beherrſchung der modernen Technik 


nachdrücklicher als je zuvor in den Vordergrund zu treten 
vermochte. 

Es dauerte lange, ehe man in Deutſchland eine 
nennenswerte Dampferflotte beſchaffte, und auch dieſe 
war der Herkunft nach faſt ausſchließlich ein Erzeugnis 
engliſcher Schiffswerften. Erſt in den ſiebziger Jahren 
entſtanden in Deutſchland umfangreichere Werften für 
den Bau eiſerner Dampf- und Segelſchiffe. 

Unter den in allen deutſchen Häfen verkehrenden 
Schiffen war die deutſche Flagge noch 1873 der Schiffs— 
zahl nach nur mit 62%, der Tonnage nach mit 46 % 
beteiligt; erſt 1898, ein Vierteljahrhundert ſpäter, deckte 
ſie auch die größere Hälfte (54%) der Tonnage und 
war der Schiffszahl nach mit 75 % beteiligt. Im See- 
verkehr des Nordſeegebiets machte die Beteiligung der 
deutſchen Flagge zu Anfang der ſiebziger Jahre etwa 
49%, in der Oſtſee 41,5 % aus, in den neunziger 
Jahren aber 55 bezw. 48 o. 

Der Anſtoß zu einer freieren Entwickelung der deut— 
ſchen Reederei kam bis zur Begründung des Nord— 
deutſchen Bundes bezw. des Deutſchen Reichs im 
weſentlichen von außen. Nicht ſelbſt erzielte Vorteile 
erweiterten ihren Aktionsradius, ſondern ſie vermochte 
nur aus der veränderten Schiffahrtspolitik, die andere 
Länder im eigenen Intereſſe einzuführen für gut be— 
fanden, einigen Nutzen zu ziehen. Wie vorher der 
Abfall und die Eröffnung einzelner Kolonien, ſo ſind ſeit 
dem zweiten Viertel des 19. Jahrhunderts der Abſchluß 
von Schiffahrts- und Handelsverträgen mit Nord- und 
Südamerika, die allmähliche Beſeitigung der Barbaresken— 
gefahr nach der Beſetzung Algiers durch Frankreich, die 


Aufhebung der engliſchen Navigationsakten, die freiere 
Schiffahrtspolitik Hollands, die Erleichterungen in Frank— 
reich, die Erſchließung Oſtaſiens, an welcher die Hanſe— 
ſtädte allerdings völlig erſt nach Begründung des Nord— 
deutſchen Bundes teilnehmen konnten, da man bis dahin 
in Japan ihrer Flagge den Zutritt verwehrte, den deut— 
ſchen Reedern zu gute gekommen. 

Andererſeits führte die aufſteigende Entwickelung der 
inneren Wirtſchaft und des Verkehrs im Zuſammenhang 
mit der Verdichtung des Eiſenbahnnetzes, die wachſende 
Expanſion des deutſchen Außenhandels in Einfuhr und 
Ausfuhr, der zunehmende Kapitalreichtum und die ge— 
ſteigerte Unternehmungsluſt im Lande, daneben die raſch 
zunehmende Auswanderung aus ganz Mitteleuropa ſeit 
Ende der vierziger Jahre Schritt für Schritt zur Aus— 
dehnung des Schiffahrtsverkehrs in den deutſchen Plätzen; 
und allmählich begründete ſich hierauf eine wachſende 
Unternehmungsthätigkeit im heimiſchen Reedereigewerbe. 

Mißlingenden Verſuchen folgten günſtige Reſultate. 
Immerhin war bis Ende der ſechziger Jahre mit Aus— 
nahme der zwei großen Nordamerika-Linien, der Ham— 
burg⸗Amerikaniſchen Packetfahrt-Aktiengeſellſchaft und des 
Norddeutſchen Lloyd zu Bremen, die Einrichtung großer 
überſeeiſcher Reedereibetriebe nicht gelungen. Eine ein— 
zige größere Privatreederei, Sloman, unterhielt ſeit 
Ende der zwanziger Jahre in Hamburg mehrere über— 
ſeeiſche Linien. Jene beiden hatten namentlich durch 
die Entwickelung des Paſſagier- und Auswandererver— 
kehrs nach Nordamerika ihren Betrieb regelmäßig aus- 
zugeſtalten und allmählich auf eine feſte Grundlage zu 
ſtellen vermocht. Die im Auswandererdienſt bejchäf- 
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tigten Schiffe fanden zunächſt vielfach keine genügende 
Rückfracht und mußten demgemäß auf die Suche nach 
ſolcher gehen. So nahmen ſie alsbald die Fahrten nach 
Mittelamerika, Weſtindien und Südamerika auf. Dar: 
aus ergaben ſich dann neue Verſuche, dieſe Fahrten zu 
einem feſtgeordneten Dienſt auszugeſtalten. 


III. 


Wenn auch bereits 1816 das erſte Dampfſchiff auf 
der Weſer erſchienen war und ſeit 1839 im Hamburger 
Reedereiverzeichnis regelmäßig ein aus England erwor— 
bener Dampfer gebucht ſtand, ſo hatte die Hamburg⸗ 
Amerika⸗Linie ihren Betrieb 1847 doch ausſchließlich 
mit drei Segelſchiffen eröffnet, und ſolche Segelſchiffe 
mit 300—500 Regiſtertonnen Raumgehalt waren noch 
für Jahre der Typus im deutſch-amerikaniſchen Verkehr 
geblieben. Angeſichts der Konkurrenz der engliſchen 
Dampfſchiffreedereien aber gab der 1857 gegründete 
Norddeutſche Lloyd ſogleich vier große Schraubendampfer 
in England in Bau; ſeitdem verdrängten dann die 
Dampfer auch in der Hamburger Reederei die Segler, 
die zur Amerikafahrt durchſchnittlich 42 Tage hinaus 
und 30 Tage zurück brauchten und ſomit nur drei Reiſen 
im Jahre ausführen konnten, ſehr bald aus ihrer führen⸗ 
den Stellung. 

Hatten fih 1850 unter den 286 Schiffen Hambur- 
giſchen Heimathafens mit über 62000 Regiſtertonnen 


Raumgehalt erſt 9 Dampfer mit 2800 Regiſtertonnen 


befunden, ſo waren unter den 483 Schiffen mit 
140 000 Regiſtertonnen des Jahres 1860 bereits 
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17 Dampfer mit 10000 Regiſtertonnen und unter den 
473 Schiffen mit 191000 Regiſtertonnen des Jahres 
1870 37 Dampfer mit 32000 Regiſtertonnen vertreten; 
ähnlich in Bremen, wo 1870 neben 254 Seglern mit 
130000 Regiſtertonnen 27 Dampfer mit 41500 Re: 
giftertonnen vertreten waren. — 1898 waren in Ham- 
burg 377 Dampfſchiffe mit 514950 Regiftertonnen neben 
300 Segelſchiffen mit 200500 Regiſtertonnen und in 
Bremen 259 Dampfer mit 287230 Regiſtertonnen 
neben 240 Seglern und Fahrzeugen mit 200 000 Re— 
giſtertonnen beheimatet. 

Aber nur in dieſen Plätzen und außerdem noch in 
Lübeck und Stettin hatte fih vor 1870 der Dampfſchiffs⸗ 
betrieb der Segelſchiffahrt in beſchränktem Umfang 
als Bewerber zur Seite geſtellt; in Mecklenburg und 
Oldenburg, alſo in bedeutenden Provinzen der deutſchen 
Reederei, wurden ſelbſt 1871 nur knapp 700 bezw. 
30 Regiſtertonnen Dampfſchiffstonnen neben 101000 
bezw. 45000 Seglertonnen gezählt. 

Von den 750000—800 000 Regiſtertonnen der 
deutſchen Reederei im Jahre 1860 entfielen wenig über 
30000 und von den 1000000 Regiſtertonnen des 
Jahres 1870 gegen 90000 auf die Dampfſchiffe. 

In der geſamten deutſchen Handelsflotte ſtieg die 
Zahl der Dampfer in der Zeit von 1873—1899, für 
welche genau vergleichbare Daten vorliegen, nach der 
Reichsſtatiſtik auf der Grundlage des neuen Vermeſſungs— 
verfahrens von 1895 berechnet, von 216 mit 110 100 
Regiſtertonnen auf 1223 mit 1038 400 Regiſtertonnen, 
während die der Segler von 4311 mit 826200 Regiſter⸗ 
tonnen auf 2318 mit 556 200 Regiſtertonnen zurückging. 
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1873 machten die Dampfer der Tonnage nach 
12 % und 1899 65 % aus. 

Der Transportleiſtungs fähigkeit — eine 
Dampfertonne — drei Segelſchiffstonnen geſetzt — nach 
entwickelte ſich die Beteiligung der Dampfer an der ge— 
ſamten Handelsflotte in dieſer Zeit von 29% auf 85%. 


TV. 


Die ganze große Entwickelung nun, ſpeziell in den 
Hanſeſtädten, hat ſich aber keineswegs vollkommen glatt 
und ohne innere Schwierigkeiten vollzogen, wie es etwa 
aus einer Betrachtung der wachſenden Zahlen der 
Handelsflotten erſcheinen könnte. Die Geſchichte der 
Reederei in einzelnen Städten, ſelbſt bei den aufitreben: 
den beiden Hamburger und Bremer Aktienreedereien, 
die eine Reihe der charakteriſtiſchen Züge der Geſamt— 
entwickelung wiederſpiegeln, bietet neben zunächſt guten, 
ſpäter glänzenden Erfolgen zeitweilig auch das Bild 
großer Enttäuſchungen und ſchwerer Rückſchläge, ſchroff— 
ſter Kämpfe gegen die Konkurrenz anderer deutſcher und 
fremdländiſcher Linien, ſchwerer Verluſte und kritiſcher 
Jahre. Auch innere Mängel in der Verwaltung haben 
bald hier, bald da große Gefahren gebracht und lange 
nachhaltige Folgeerſcheinungen gezeitigt. — Zumal in 
den Zeiten der großen Kriſis zu Ende der fünfziger 
Jahre, dann während der gefährdeten Seefahrt zur Zeit 
des amerikaniſchen Bürgerkriegs, während des Krieges 
von 1870 und wiederum in der wirtſchaftlichen De— 
preſſion um die Mitte der ſiebziger Jahre kam man 
allgemein in eine überaus bedrängte Situation. 
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Andererſeits entſtanden in den aufſtrebenden Perioden 
zu Anfang der ſiebziger und der achtziger Jahre bis— 
weilen einzelne Unternehmungen zwecks Aufnahme der 
Konkurrenz, welche ſich in der Folgezeit nicht zu halten 
vermochten. Zweimal, im Konkurrenzkampf mit der 
Adler⸗Linie nach Mitte der ſiebziger und mit der Carr- 
Linie in den achtziger Jahren, hat ſelbſt die Hamburg- 
Amerika⸗Linie die Grundfeſten ihres Daſeins erſchüttert 
geſehen. 

Dennoch iſt es hier wie in anderen kritiſchen Fällen 
dank dem Unternehmungsgeiſte der hanſiſchen Reeder 
ſtets gelungen, über die ſchlimmen Zeiten der Unter— 
bilanzen hinwegzukommen und den Betrieb auf eine 
immer breitere, ſicherere Grundlage zu ſtellen. Und die 
unterbietende Konkurrenz wurde entweder durch früh— 
zeitigen Aufkauf oder durch Steigerung der eigenen 
Leiſtungsfähigkeit und einen nachdrücklichen Kampf, der 
bei heimiſchen Reedereien meiſt mit Amalgamierung 
oder Aufſaugung endigte, oder durch vertragliche Tarif— 
regelung und Verkehrsverteilung in geſunde Schranken 
gebannt. 

Schon früh hatte man ſich durch tüchtige Leiſtungen 
die Poſtbeförderung für eine Reihe von Ländern zu 
ſichern gewußt; 1866 und 1868 hatten die Hamburger 
und die Bremer Linie nacheinander mit mehr als je 
einem halben Dutzend damals für vollkommen geltender 
Dampfer den wöchentlichen Paſſagierverkehr mit New 
Jork aufgenommmen. Schritt für Schritt waren in den 
folgenden Jahren unter ſtetiger Vermehrung des Dampf- 
ſchiffsparks neue regelmäßige Fahrten nach Baltimore, 
nach New Orleans, nach Havanna hinzugefügt worden. 
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Vor allem aber ſtieg inzwiſchen im Jahre 1867, 
das die Gründung des Norddeutſchen Bundes brachte, 
endlich auch die eine deutſche Flagge an allen Maſten 
empor, und die fremden Nationen ſahen nunmehr in 
ſtolzer Einheit verkörpert, was vorher, auf verſchiedene 
Flaggen verteilt, nur allzu winzig erſchienen war. Die 


bald darauf folgenden Siegesthaten von 1870, die 


Gründung des Reiches dienten dazu, dem neuen Banner 
Achtung und Ehre zu erwerben und die alten preußi— 
ſchen, verbunden mit den alten Hanſeatenfarben ver— 
liehen der deutſchen Schiffahrt das Sicherheitsgefühl 
einer feſten Stütze in Krieg und Frieden. 


V. 


Schuf jo die politiſche Konftellation der deutſchen 
Reederei auf den Meeren draußen eine ganz andere 
Stellung, ſo verſtanden es die deutſchen Reeder anderer— 
ſeits, ſich die Fortſchritte im techniſchen Betrieb all— 
mählich zu eigen zu machen. 

Die verbeſſerte Technik der Schiffs- und Maſchinen— 
konſtruktion ermöglichte die Schaffung größerer, leiſtungs— 
fähigerer Schiffstypen. Der 1867 von der „Hammonia“ 
für die Ueberfahrt von Southampton nach New York 
geſchaffene Rekord von 9½ Tagen wurde mehr und 
mehr zu einem Durchſchnittsmaße. Geſteigerte Ge— 
ſchwindigkeiten und verbilligter Betrieb, namentlich die 
Kohlenerſparnis, die es ermöglichte, daß die Schiffe mit 
der im Heimatshafen eingenommenen Kohle ſelbſt für 
die weſtindiſche Reiſe ausreichten und das teure, zeit— 
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raubende Bunkern in der Fremde vermindert wurde, 
förderte die Reederei ungemein. 

Die durch den Eiſenbahnverkehr überall geweckten 
Anſprüche auf Schnelligkeit, Pünktlichkeit, Regelmäßig⸗ 
keit und Bequemlichkeit in der Beförderung begegneten 
ſich mit den techniſchen Vervollkommnungsmöglichkeiten 
zur See, und die heimiſche Reederei vermochte an dieſem 
Fortſchritt nicht nur durch den Ankauf ausländiſcher 
Schiffe teilzunehmen, ſondern die günſtige Entwickelung 
der deutſchen Werften ſetzte ſie nach und nach in die 
Lage, Neubauten, Umbauten und Reparaturen jeder Art 
unter ihren eigenen Augen, in nächſter Nähe des Heimat— 
hafens ausführen zu laſſen. 

Ein beſonders wichtiges Moment war ferner die 
allmähliche Ausbreitung des unterſeeiſchen Kabelnetzes 
durch alle Meere, die den an den entfernteſten Plätzen 
befindlichen Schiffen eine augenblickliche Verbindung mit 
dem Heimathafen ſowie jedem anderen Hafen, und dem 
Reeder eine ſofortige Ueberſicht über den geſamten 
Frachtenmarkt und Paſſagierverkehr in aller Herren 
Länder geſtattet hat. So wurde z. B. die Anwendung 
der Bodmerei faſt vollkommen unnötig, gleichzeitig auch 
die Finanzgebarung des Schiffahrtsverkehrs verändert, 
und die Möglichkeit einer einheitlich geleiteten und doch 
individuell ſich anpaſſenden Organiſation ausgedehnteſter 
Großbetriebe für den Seetransport in allen Schiffahrts- 
ländern begründet. Leider hielt man ſich von der Be— 
teiligung am Ausbau des überſeeiſchen Kabelnetzes aller— 
dings lange fern, obgleich Werner Siemens die erſten 
Kabel fabriziert hatte. 

Die fortſchreitende Technik des Waſſer- und Tief⸗ 


baues ermöglichte ferner eine mit der Steigerung der 
Verkehrsintenſität Schritt haltende oder ihr gar voraus- 
eilende und die Wege ebnende Verbeſſerung der Fahr— 
ſtraßen, Hafen- und Dockanlagen, was ſpeziell Deutſch— 
lands einſt ſchwer zugänglichen Küſten für die Ver— 
tiefung der Ströme und Strommündungen erheblich 
zu ſtatten kam. Denn heutzutage kann man an jedem 
Flußlaufe wohl zugängliche erſtklaſſige Häfen ſchaffen, 
ſo daß fortan lediglich das wirtſchaftliche Bedürfnis und 
nicht mehr die natürliche Lage der Reederei die Schiffs— 
typen diktiert. 

Die Förderung der Kenntnis der Meereswege und 
der Strömungen, die Einführung ſtändig verbeſſerter 
nautiſcher Inſtrumente und die gleichfalls durch die 
Fortſchritte der Technik ermöglichte beſſere Betonnung 
und Befeuerung der Küſten verringerten im Verein mit 
der wachſenden Größe und Feſtigkeit der Schiffe die 
relativen Gefahren der Fahrt, das Riſiko der Havarie 
und damit auch die Höhe der Verſicherungsprämien 
weſentlich. 

All dieſe Momente wirkten mit den übrigen tech— 
niſchen Fortſchritten dahin zuſammen, um für die welt— 
wirtſchaftliche Entwickelung, für die Befriedigung des 
entſtehenden und zunehmenden Bedürfniſſes nach einem 
regelmäßigen Bezuge von Maſſengütern über die Erde 
hin das geeignete Verkehrsinſtrument zu ſchaffen. Welt: 
verkehr und Ozeanreederei wurden auf eine ganz neue 
Grundlage geſtellt, und entſprechend änderte ſich die 
Betriebsgeſtaltung hinſichtlich der Unternehmungsformen, 
der Eigentumsverhältniſſe, der Kapitalsgröße, der Schiffs— 
zahl und Schiffsräume von Grund aus. 
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Zu Anfang und bis Mitte des Jahrhunderts fpielte 
die Reederei keineswegs ſtets die Rolle eines ſelbſtän— 
digen Gewerbes. An kleinen Plätzen, wo mehr flüſſiges 
Kapital, als Gelegenheit, es in Handel und Gewerbe 
anzulegen, vorhanden war, beſchäftigte man ſich aller— 
dings mit ihr um ihrer ſelbſt willen. In den größeren 
Seeſtädten aber bildete ſie meiſt nur einen Teil des 
Betriebes eines Handlungshauſes. „Man findet ſelten 
einen Mann,“ ſchreibt v. Heß, „der auf ſeine alleinigen 
Koſten das mißliche Werk wagt, ein Schiff bauen und 
ausrüſten zu laffen, um den Vorteil der Fracht unver- 
wickelt mit anderen einzunehmen. . . . Oft baut einer 
das Schiff auf ſeine Koſten, teilt es in ſo viel Parten 
als er will und verkauft dieſe Parten einzeln öffentlich 
an die Meiſtbietenden. . .. Daher kam es, daß die 
meiſten Kaufleute Schiffsparten an fih brachten, wo- 
durch der Frachtlohn für ihre eigenen, ins Ausland ver: 
führten Waren ihnen im ganzen wieder zufloß und der 
Gewinn davon in der Stadt blieb; viel zuträglicher, 
als wenn ſie auf fremdem Holze handeln müßten.“ — 
Dieſe alten kleinen Unternehmungen der Reeder mit 
einzelnen oder einigen Schiffen ſind an Bedeutung un— 
abläſſig gegenüber den ſich mehrenden großen, regel— 
mäßigen Reedereibetrieben zurückgegangen. Angeſichts 
der ſteigenden Mengen notwendigen Kapitals wählten 
letztere dann mehr und mehr als Form die Aftien- 
geſellſchaft. 

Neben den alten Reedereien, die die Schiffahrt ſchon 
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infolge der ſchwankenden Witterungsverhältniſſe und 
Reiſedauern in mehr oder weniger unregelmäßigen 
Zwiſchenräumen betrieben und vielfach auch ihre Schiffe 
je nach Bedürfnis bald nach dieſer, bald nach jener 
Gegend fahren ließen, nahm die Einrichtung feſter 
Linien, deren Schiffe zu beſtimmten Zeitpunkten ab— 
fahren und die eine oder mehrere beſtimmte Verkehrs— 
richtungen ausſchließlich betreiben, ſtändig zu; wie denn 
ja auch die einzelnen Märkte der verſchiedenen Länder 
immer mehr zu feſten Abnehmern beſtimmter Mengen 
von Rohprodukten und Fabrikaten in überſehbarer Zeit— 
folge wurden. 

Die Zahl der von den einzelnen Unternehmungen 
beſchäftigten Schiffe wächſt ſtetig, da ſie ihre Betriebe 
durch Vermehrung der Fahrten intenſiv und durch Her— 
einbeziehung neuer Verkehrsgebiete extenſiv ausgeſtalten; 
und die dauernd ſteigende Gütermenge, die bewältigt 
werden will, gibt daneben die Möglichkeit, durch eine 
Vergrößerung der Schiffsräume den Betrieb billiger zu 
geſtalten. — 

Gleich nach dem Kriege von 1870 ſetzt ein großer 
Aufſchwung ein. Zahlreiche Linien werden eingerichtet. 

1872 thut der Norddeutſche Lloyd einen großen 
Schritt vorwärts, indem er zwei wöchentliche Expeditionen 
von Bremen nach New York neben einer einmaligen 
nach Baltimore einrichtet. Alsbald dehnt er ſeine Fahrt 
nach Südamerika aus. 

Da inzwiſchen, 1871, auch durch die Begründung 
der Hamburg-Südamerikaniſchen Dampfſchiffahrts-Geſell⸗ 
ſchaft mit zunächſt drei kleineren Dampfern, zu denen 
1875 fünf größere hinzukamen, eine regelmäßige Ver— 
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bindung von Hamburg aus nach der Oſtküſte, und durch 
die 1872/73 erfolgte Begründung der deutſchen Dampf— 
ſchiffahrtsgeſellſchaft „Kosmos“ eine ſolche nach der 
Weſtküſte gelungen iſt, ſo beſitzt Deutſchland bereits 
Mitte der ſiebziger Jahre neben den älteren Unter— 
nehmungen einiger Privatreeder drei regelmäßige Ver— 
bindungen nach Südamerika, den ſeit langem wohl— 
gepflegten, fruchtbaren Gefilden hanſeatiſcher Unter- 
nehmungsluſt. — Die Hamburg -Amerika-Linie hat 
Anfang der ſiebziger Jahre zur Nordamerikafahrt eine 
weſtindiſche Linie und die Fahrt zwiſchen überſeeiſchen 
Plätzen hinzugefügt. 1871 iſt andererſeits die Deutſche 
Dampfſchiffsreederei (Kingſin-Linie) für die Fahrt nach 
Oſtaſien begründet, woſelbſt bereits vorher in der Küſten— 
ſchiffahrt deutſche Schiffe ſtändig beſchäftigt waren. 
Trotz aller Rückſchläge in der folgenden ſchweren 
Wirtſchaftskriſis ſchreitet die Entwickelung der Reedereien 
ins Große und, gemäß dem Geſetze der Arbeitsteilung, 
ins Spezielle fort. Eine Spezialiſierung nach den ver— 
ſchiedenen Zwecken des Gütertransports, der Auswan— 
dererbeförderung, des Poſtſchiffs- und Kajütspaſſagier⸗ 
verkehrs erweiſt ſich als die nächſte Notwendigkeit. — 
Mehr und mehr unterſcheiden ſich ſeit Anfang der 
achtziger Jahre die wachſenden transatlantiſchen Typen 
von den kleinen Fahrzeugen für die europäiſche Fahrt, 
die in ihrer Bauart aber ebenfalls den jeweiligen Zwecken 
der einzelnen Routen, für die ſie beſtimmt ſind, an— 
gepaßt werden. So entſtehen die mittleren gemiſchten 
Fracht⸗ und Paſſagierdampfer für den Dienſt zwiſchen 
den Oſtſeehäfen und Finnland, die Poſtdampfer für 
Skandinavien, die Frachtſchiffe für das Mittelmeer ac. 
Handels- und Machtpolitit. II. 10 
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Im allgemeinen aber bleibt man für die europäiſche 
Fahrt noch länger bei den alten Typen und Gewohn— 
heiten ſtehen. Mittlere Betriebe dienen zur Bewältigung 
des Verkehrs in den einzelnen Richtungen. Abgeſehen 
von der faſt ganz in deutſchen Händen befindlichen 
Küſtenſchiffahrt, befindet ſich die europäiſche Fahrt er— 
heblich länger und in größerem Umfange als der über— 
ſeeiſche Schiffsverkehr in den Händen außerdeutſcher 
Unternehmer. — 

Nach Mitte der achtziger Jahre ſetzt die zweite große 
Periode des Aufſchwunges der Reederei und der Ein— 
richtung größerer Linien ein. 

In der amerikaniſchen Fahrt tritt das Bedürfnis 
nach Einführung des Expreßdienſtes mit vollendet kon— 
ſtruierten, ganz vorwiegend für die Perſonenbeförderung 
beſtimmten, erft einſchraubigen, dann Doppelſchrauben⸗ 
ſchnelldampfern von über 5000 Regiſtertonnen Raum⸗ 
gehalt immer entſchiedener zu Tage. Bisher hatten die 
Dampfer ein Maximum von 12—13 Seemeilen in der 
Stunde erreicht. Die Fortſchritte im Maſchinenbau ge— 
ſtatten eine ſtändige Vergrößerung der Geſchwindigkeit, 
die bald von 16—17 auf 19 Seemeilen wuchs. Gleich: 
zeitig wächſt auch der Raumgehalt der Frachtdampfer in 
einem früher nicht für möglich gehaltenen Maße. 

Auf dieſem Gebiete liegt die großartigſte Entwicke— 
lung und hier wachſen jene Rieſenunternehmungen empor, 
die in einem einzelnen Betriebe mehr an Güter- und 
zaſſagiertransporten und Seemeilenzahl im Jahre leiſten 
können, als 50 Jahre zuvor die geſamte deutſche Reederei. 
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VII. 


Die Hamburg⸗Amerika⸗Linie und der Norddeutſche 
Lloyd, die drei Viertel der deutſchen Dampfertonnage 
kontrollierten, waren inzwiſchen in die erſte Reihe der 
großen internationalen Ozeantransportgeſellſchaften ein- 
gerückt. Die 20 Dampfer der erſteren konnten ſich 1881 
rühmen, auf rund 100 Reiſen über 1 Million Seemeilen 
zurückgelegt zu haben, und der Norddeutſche Lloyd ver— 
kündete bei ſeinem 25. Jubelfeſt im folgenden Jahre, 
daß feine 36 Dampfer eine Strecke 73mal fo lang wie 
der Erdumfang durchmeſſen hätten. 

Der Aufſchwung wurde alsbald beſonders durch die 
wirkſam ausgenutzte weltwirtſchaftliche Konjunktur und 
durch die Einführung der Reichsſubventionen für den 
Poſtdampferdienſt gefördert. Erſtere leitete zur Begrün— 
dung einer weiteren Anzahl von größeren Dampfſchiff— 
fahrtsgeſellſchaften und zur Einführung zahlreicher neuer 
Linien, letztere zur Aufnahme des Betriebs auf bisher 
gar nicht oder wenig befahrenen Linien im großen 
Stile. 

Durch die Subventionsgeſetze von 1885 und 1888, 
denen bald darauf, 1893, ein Nachtragsvertrag folgte, 
wurde der Norddeutſche Lloyd beſtimmt, eine Dampf— 
ſchiffsverbindung durchs Mittelmeer nach Ceylon, Nieder— 
ländiſch-Indien und China nebſt Anſchlüſſen nach Japan 
in vierwöchiger Wiederkehr, ferner in achtwöchigem Mb- 
ſtande die Anſchlußfahrten nach Deutſch-Neu-Guinea auf⸗ 
zunehmen und einen vierwöchentlichen auſtraliſchen Turnus 
zu ſchaffen; nebenher förderten Vergütungen belgiſcher— 
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ſeits für das regelmäßige Anlaufen von Antwerpen das 
Unternehmen. Gleichfalls wurde die ſtaatliche Subvention 
nunmehr der 1890 begründeten deutſchen Oſtafrika— 
Linie zwecks Herſtellung einer guten Verbindung mit 
den deutſchen Kolonien zu teil. Aus rein privater 
Initiative find andererſeits in Hamburg die Deutſch— 
Auſtraliſche Dampfſchiffahrts-Geſellſchaft, die Deutſche 
Levante-, die Woermann-Linie hervorgegangen. 

In Bremen traten zu den in günſtiger Entwickelung 
begriffenen älteren Geſellſchaften „Neptun“ und „Hanſa“, 
welch letztere die Oſtindienfahrt vornehmlich pflegte, gegen 
Ende der achtziger Jahre „Argo“, „Triton“, „Viſurgis“ 
und „Rickmers“ u. ſ. w. hinzu. — Langſam mehrte ſich 
in den Hanſaſtädten wie in den anderen deutſchen 
Hafenplätzen die Zahl der den europäiſchen Verkehr 
regelmäßig beſorgenden Dampfſchiffahrtsgeſellſchaften. 

Einzelne Gründungen von Dampfſchiffahrtsgeſell— 
ſchaften zwar wurden nach kurzem oder längerem Be— 
ſtehen von anderen Unternehmungen aufgeſogen, ſo die 
Hamburger Hanſa-Linie von der Hamburg-Amerika— 
Linie, die Pacific-Linie von „Kosmos“ und die Kingſin— 
Linie wiederum in der allerneueſten Zeit unter Beteili— 
gung des Lloyd von der Hamburg-Amerika-Linie, die 
auch mit dem Reeder Sloman einen Teil des Betriebs 
gemeinſam führt, während ſich die eine kurze Zeit be— 
ſtehende Kalkutta-Linie nicht zu halten vermochte und 
andererſeits der Norddeutſche Lloyd ſich veranlaßt ſah, 
ſeine engliſche Fahrt neuerdings aufzugeben und ſeine 
Schiffe an die Geſellſchaft „Argo“ zu verkaufen. 1899 
hat der Lloyd zwei ausländiſche Linien, die Scottish 
Oriental Co. und die Holtſche East India Ocean Steam- 
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ship Co., für den Betrieb der oſtaſiatiſchen Küſtenfahrt 
aufgeſogen. 

Schließlich ſpielt eine beſondere Rolle unter den 
Aktienbetrieben die im Anſchluß an den Standard Oil 
Trust begründete Tankdampferlinie der Deutſch-Ameri— 
kaniſchen Petroleum-Geſellſchaft, die von dem deutſchen 
Zweig jenes Unternehmens kontrolliert wird. 

Neben dieſen in jeder Beziehung ſich ausdehnenden 
Geſellſchaften find eine Reihe von größeren Privat- 
reedereibetrieben von Bedeutung, ſo die Hamburger 
Linien von Sloman und de Freitas, die nament- 
lich mit dem Mittelmeer, ſeit alters aber auch mit 
einzelnen Teilen von Amerika Verbindungen unter— 
halten, wie ſich überhaupt in der europäiſchen Fahrt, 
der allgemeinen Frachtfahrt nach verſchiedenen über— 
ſeeiſchen Plätzen und der überſeeiſchen Küſtenſchiffahrt 
immerhin noch eine große Anzahl von Privatreedereien 
gehalten hat. — Auch hier indes dringt der Geſellſchafts— 
betrieb vor. In Flensburg, Lübeck und Stettin, ſowie 
an anderen Plätzen ſind Geſellſchaften für allgemeine 
Frachtfahrt entſtanden; ſelbſt im Gebiet der Segel— 
ſchiffsreederei nimmt neben den alten Unternehmungs— 
formen, der privaten und Partenreederei, der geſell— 
ſchaftliche Großbetrieb heute zu. Hier ſind ſeit den 
achtziger Jahren große Stahlſchiffe mit bis zu fünf Maſten 
und maſchinellen Einrichtungen zur Bedienung der Segel 
eingeführt, die infolge großer Leiſtungsfähigkeit und 
billigen Betriebes neue günſtige Ausſichten für die über— 
ſeeiſche Fahrt eröffneten. Der ſchönſte Typ iſt der 
moderne Rieſenſegler „Potoſi“ der Hamburger Reeders 
Laeisz, der gemeinſam mit einer Reihe anderer 
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ſolcher Schiffe nach der Weſtküſte von Südamerika 
verkehrt. 

Im übrigen aber ging die Segelſchiffahrt ſtändig zu— 
rück. Auf dem Vordringen der Dampfſchiffahrt und der 
Dampfſchiffsreederei beruht die günſtige Geſtaltung, welche 
die Reederei der Hanſeſtädte angenommen hat, während 
aus jener und ihren Vorbedingungen, ſowie den Folge— 
erſcheinungen, die ſie erzeugt, der teils relative, teils 
abſolute Rückgang der Reedereien der kleineren Nordſee— 
häfen und der Oſtſeehäfen ſich erklärt. Noch heute z. B. 
ſieht man im Hafen von Danzig einzelne hölzerne Segel— 
ſchiffe des alten Typus unthätig verwittern, die hier, 
im Prozeß langſamen Verfalles angeſichts der gewaltig 
aufſtrebenden, modernſt eingerichteten Schichauſchen 
und Kaiſerlichen Eiſenſchiffswerften, ein bezeichnendes 
Bild des Dahinſchwindens der alten Betriebsweiſe in 
der Schiffahrt und des Unterganges der alten, einſt ſo 
ſtolzen Danziger Segelflotte bieten. 

In neueſter Zeit hat ſich die Tendenz der Ausbil— 
dung zum Großbetrieb ſogar auf die Fluß- und Küſten⸗ 
ſchiffahrt ausgedehnt; mit der Entſtehung des See— 
ſchleppſchiffverkehrs, der in großen Schleppzügen Maſſen— 
güter von Hafen zu Hafen befördert, rückt das letzte 
Stündlein des Kleinbetriebs ein ganz erhebliches Stück 
näher. Einzelne Häuſer und Geſellſchaften errichten 
große Schleppſchiffahrtsunternehmungen mit Filialen 
und Agenturen an zahlreichen Plätzen, nicht nur 
Deutſchlands, ſondern auch Skandinaviens, Rußlands 
und im Weſten und bekommen das ganze Geſchäft in 
die Hand. 


So findet ſich überall dasſelbe Bild. Hie und da 
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werden auch in Zukunft einzelne kleine Unternehmen 
für Dampf- und Segelſchiffahrt beſtehen bleiben, der 
Großverkehr aber auf allen Gebieten geht naturnotwendig 
infolge der Verkehrserforderniſſe der heutigen Zeit auf 
die mächtigen, großkapitaliſtiſch betriebenen, zentraliſierten 
Unternehmungen über. 

Der Betrieb, verglichen mit dem alten, arbeitet mit 
vollſtändig anderen Faktoren. Der frühere Holzſegler 
mit 200—500 Regiſtertonnen Raumgehalt im Preiſe 
von vielleicht 20000 —50 000 Mart ift heute verdrängt 
durch das große Segelſchiff von 2000 und 3000 und 
mehr Regiſtertonnen, wenn nicht durch das große ſtählerne 
Dampfſchiff von 4000 — 5000, ja bis 13 000 und noch 
mehr Regiſtertonnen, das ein Objekt von mehreren Mil- 
lionen ausmacht, während der große Schnelldampfer 
von 15 000 und mehr Regiſtertonnen Raumgehalt über 
10—12 Millionen koſtet. 

Die Gütermenge, welche ſolch ein Schiff laden kann, 
heranzuziehen und ſchnell fortzuſchaffen, bedarf es eines 
vielgeſtaltigen kaufmänniſchen und techniſchen Apparates. 
Während letzterer meiſt durch den Staat oder beſondere 
Quai- und Lagerhausgeſellſchaften geliefert wird, läßt 
ſich erſterer um ſo wirkſamer ausgeſtalten, je größer 
und ſpezialiſierter man den Betrieb entwickeln kann. 
All die Vorteile, die im konzentrierten kaufmänniſchen 
Unternehmen daheim und in den an fremden Plätzen an— 
gelegten Paſſagierdienſt- und Frachtkontoren und Agen— 
turen in dieſer Richtung erwachſen, mehren ſich durch 
die zwiſchen Reedereigeſellſchaften und anderen Transport— 
geſellſchaften in Flußſchiffahrt und Eiſenbahn einerſeits, 
ſowie den vielgeſtaltigen Groß- und Rieſenfabrikbetrieben 
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der verſchiedenen Länder andererſeits fih herausbilden— 
den ſtabilen Beziehungen und Vereinbarungen. 

Es entwickeln ſich naturgemäß Unternehmungen, die 
das Netz ihrer Linien über die ganze bewohnte Erde hin 
auszudehnen beſtrebt ſind; ſie verſuchen das ſchon im 
Intereſſe ihrer gewaltigen Kapitalien, die, einſeitig ver— 
wandt, durch politiſche oder wirtſchaftliche Depreſſionen 
in einem einzelnen Lande nur allzu leicht bedenklich 
gefährdet werden könnten. 


VIII. 


Ueber die moderne Geſtaltung der deutſchen Reederei 
geben die nachfolgenden Angaben Auskunft. 

Die deutſche Handelsflotte verfügte am Anfang 
des Jahres 1899 über 3541 Schiffe mit 1 639 652 
Regiſtertonnen netto, und zwar über 1223 Dampfſchiffe 
mit 1038400 Regiſtertonnen und 2318 Segelſchiffe 
mit 601161 Regiſtertonnen Raumgehalt. Das be: 
deutet eine Verdoppelung der Dampfertonnage binnen 
der letzten 10 Jahre (ſie betrug Anfang 1890 nur 
531400 Regiſtertonnen) und eine Fortdauer in dem 
Rückgange der Seglertonnage, die Ende der ſiebziger 
Jahre mit 926 800 Regiſtertonnen netto ihren höchſten 
Stand erreicht hatte, ſeitdem langſam zurückwich und 
in den letzten 10 Jahren wiederum um 10% zurück— 
gegangen iſt. 

Die Transportleiſtungs fähigkeit der geſamten 
deutſchen Handelsflotte, die den beſten Vergleichsmaßſtab 
liefert — eine Dampfertonne gleich 3 Segelſchiffstonnen 
geſetzt —, hat innerhalb des Jahrzehntes 1870—1880 
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um etwa 1s Million Regiftertonnen, von 1,1 auf 1,43 
Millionen, in dem Jahrzehnte 1880—1890 bereits um 
über ¾ Million Regiſtertonnen, in dem letztvergangenen 
Jahrzehnte gar um faſt das Doppelte, von 2 auf 
4 Millionen, zugenommen. 

Die Entwickelung der deutſchen Handelsflotte in dem 
letzten Jahrzehnte überflügelte relativ diejenige ſämt— 
licher anderen Völker. Die Welthandelsflotte wuchs an 
Transportleiſtungsfähigkeit um ein Drittel, die Flotte 
der deutſchen Reederei um zwei Drittel, und der Anteil 
Deutſchlands an der Welthandelsflotte hat ſich im letzten 
Jahrzehnte um mehr als 1%, im letzten Vierteljahr: 
hundert um faſt 3 / erhöht, während z. B. der Anteil 
der engliſchen Reederei, mit ihrer allerdings noch ſechs— 
bis ſiebenfachen abſoluten Ueberlegenheit, langſam zurück— 
weicht. 

Die Durchſchnittsgröße der deutſchen Schiffe mit 
regelmäßiger Beſatzung betrug Anfang 1899 für einen 
Dampfer 1371 Regiſtertonnen, für einen Segler 258 Ne- 
giſtertonnen. 

Mit ſeinem Beſitz von 22 Dampfern von je mehr 
als 10 000 Nettoregiſtertonnen ſchreitet Deutſchland 
allen Reedereiländern der Welt voran. 

An Beſatzung waren am 1. Januar 1899 vor— 
handen auf Segelſchiffen 13 550, auf Schleppſchiffen 
485, auf Dampfſchiffen 29 111, insgeſamt 43 146 


Mann. 
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Nach dem Regiſter des Germaniſchen Lloyd, das 
im allgemeinen Schiffe von 50 Bruttoregiſtertonnen an, 
nur mit vereinzelten Ausnahmen kleinere aufnimmt, gab 
es 1899 an Deutſchlands Küſten 690 Segelſchiffsreede— 
reien, 252 Dampfſchiffsreedereien, einſchließlich der Fiſch— 
dampferreedereien und 32 Reedereien mit gemiſchtem 
Dampf- und Segelſchiffsbeſtande. Ihr geſamter Schiffs⸗ 
beſitz — insgeſamt 2543 Schiffe — verteilt ſich der 
Zahl nach faſt gleichmäßig je zur Hälfte auf die Gruppen 
der Segler und der Dampfer. Man hatte 1899 regi- 
ſtriert: 1107 Segler nebſt 168 Seeleichtern und Schlepp— 
kähnen, 35 Pachten und 8 Amtsſchiffen einerſeits und 
1157 Dampfer nebſt 46 Fiſchdampfern, 1 Yacht und 
19 Amtsbarkaſſen andererſeits. (Die Schiffe unter 
50 Tonnen gibt die Reichsſtatiſtik auf 1483 an, darunter 
1437 Segelſchiffe.) 

Gliedert man die Betriebe nach Größenklaſſen, ſo 
ergibt ſich ein Bild, deſſen Züge ſich mit den Beob— 
achtungen in anderen deutſchen Gewerben decken. Die 
Kleinbetriebe ſtehen der Zahl nach zu den Großbetrieben 
in einem umgekehrten Verhältnis, wie der Leiſtung 
nach. Die Zahl und Tonnage der den wenigen Groß— 
betrieben gehörigen Schiffe iſt nämlich ſo bedeutend, 
daß ſie der Geſamtheit der kleinen Reedereien beinahe 
das Gleichgewicht halten. Da die mittleren Klaſſen 
gering beſetzt ſind, ſo ergibt ſich ein das ganze Ge— 
werbe beſtimmender polarer Gegenſatz von Groß- und 
Kleinunternehmen. — Zwiſchen der Segelreederei und 
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der Dampfſchiffsreederei beſtehen allerdings beträchtliche, 
das Geſamtbild in Einzelteilen modifizierende Ab— 
weichungen. 

Die 974 Reedereien verteilen ſich auf die elf Größen— 
klaſſen von 1, 2, 3, 4, 5, 6—10, 11—20, 21—30, 
31—40, 41—50 und mehr als 50 Schiffen der Zahl 
der Betriebe nach derart, daß die unterſte Größen— 
klaſſe 70%, alſo mehr als doppelt jo viel Betriebe 
umfaßt als ſämtliche übrigen, daß auf die Klaſſen bis 
zu fünf Schiffen über neun Zehntel und auf die Klaſſen 
bis zu zehn Schiffen 96 7 ¼ ſämtlicher Betriebe ent- 
fallen. 

Umgekehrt iſt das Bild, wenn man den Schiffs— 
beſitz der Reeder in den verſchiedenen Klaſſen mitein— 
ander vergleicht. Während in dieſem Falle auf die Klaſſe 
mit je einem Schiff nur ein reichliches Viertel, auf dieſe 
und die folgenden Klaſſen bis zu 5 Schiffen insgeſamt 
nur die Hälfte aller Schiffe entfällt, verfügen die mehr 
als 5 Schiffe beſitzenden Gruppen, die nur ein Zehntel 
der Reedereibetriebe ausmachen, über die andere Hälfte 
der Schiffe. 

Noch ſchärfer ſpitzen ſich ſchließlich die Gegenſätze 
zwiſchen Betriebszahl und Betriebsumfang der einzelnen 
Klaſſen zu, wenn man den Schiffsraumbeſitz betrachtet. 
Dann ergibt ſich, daß die ſieben Zehntel aller Reedereien 
mit je einem Schiff nur ein Zwanzigſtel der Geſamt— 
tonnage kontrollieren, der Norddeutſche Lloyd und die 
Hamburg⸗Amerika⸗Linie allein dagegen über etwa 23 % 
der Geſamttonnage verfügen; die Betriebsintenfität ift 
hier 400 —500mal ſo ſtark wie in der unterſten Gruppe, 
Dieſe beiden Reedereien umfaſſen alſo 1899 faſt ein 


Viertel der geſamten regiſtrierten Schiffsräume. Die 
Klaſſen der mittleren Reedereien von 6—20 Schiffen 
gebieten über etwa ein Zehntel ſämtlicher Reedereien, 
darunter beſonders die großen Segelſchiffsbetriebe; ſie 
beanſpruchen faſt vier Zehntel der geſamten Nettoton— 


Bild für den Schiffsbeſitz: 

Von den 974 Reedereien verfügen drei Viertel nur 
über weniger als je 500 Nettoregiſtertonnen. Nur bei 
3 0% der Reedereien umgekehrt überſteigen die Geſamt— 
ſchiffsräume je 10000 Tonnen; auf den Reedereibetrieb 
von 500—10 000 Tonnen kommen 21,6%. Das Aus- 
einanderſtreben der Betriebsgrößen von einem mäßigen 
Mittelumfange hinweg, zeigt die Verteilung der Ton— 


nage. 
Nach der Raumgröße! geordnet, ergibt ſich folgendes | 
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nagen auf die einzelnen Stufen in noch ſchärferer Zu— 
ſpitzung. Die drei Viertel der geſamten Reedereien, 
welche 500 Tonnen noch nicht erreichen, beanſpruchen 
von der Geſamttonnage von 1714221 Tonnen netto 
nur 3,8%; ja, auf die 88,4% der Reedereien, deren 
Schiffsräume nicht 2500 Tonnen überſteigen, kommen 
nur 12,6% der Tonnage. 

Für den großen Seehandel Deutſchlands kommen 
natürlich meiſt erſt die Reedereien von 2500 und 5000 
Tonnen und mehr in Betracht. Während ſich bei den 
Gruppen bis zu je 2500 Regiſtertonnen Schiffsbeſitz 
Zahl und Tonnageanteil wie 7: 1 verhielten, ift hier 
das Verhältnis umgekehrt 1: 7,5. 


1) Soweit die Tonnage genau regiſtriert ift. Die hie und 
da fehlenden Angaben für einzelne, meiſt kleinere Schiffe können 
aber an dem Geſamtergebnis nichts ändern. 


l 
i 
i 
i 


Am ausgeprägteſten ift der Gegenſatz zwiſchen 
Betriebsanzahl und Betriebsumfang bei den großen 
Reedereien mit je über 50 000 Regiſtertonnen netto. 
5 Reedereien, 0,5% ſämtlicher Betriebe, haben über 
ein Drittel der Nettotonnage in ihrem Beſitz, oder 
wenn man die 9 Reedereien der Klaſſe von 25 000 
bis 50000 Nettotonnen noch hinzunimmt, ſo ſtellen 
1,4% der deutſchen Reeder etwas über die Hälfte der 
geſamten Reedereitonnage, — in abſoluten Zahlen: 
14 von den 974 deutſchen Reedereien beanſpruchen 
von den faſt 1¾ Millionen Regiſtertonnen nahezu 
Iro Millionen Tonnen! 

Dieſen Charakter des Auseinanderſtrebens der Be— 
triebsformen nach Zahl und Umfang vom Mittelbetrieb 
hinweg verdankt die Reederei beſonders dem Dampf— 
ſchiffsbetriebe. 

Vier Fünftel aller Dampferreedereien, die bis zu 
5 Schiffen beſitzen, kontrollieren nur 13% der 
Dampfertonnage; die mittleren Betriebe, welche ein 
Siebentel aller Betriebe ausmachen, beſitzen immerhin 
etwa ebenſoviel Tonnage wie die 3 ½¼ % der Betriebe 
in den Klaſſen von 21—50 Schiffen (26—28 9%). Die 
Hamburg-Amerika⸗Linie und der Norddeutſche Lloyd 
aber, die daneben noch einen nicht unbedeutenden Park 
verſchiedenartiger Hilfsſchiffe beſitzen, ſtellen allein mit 
ihrem Seedampfertonnengehalt dieſe Unternehmungen 
alle in den Schatten; ihnen gehört ein Drittel der ge— 
ſamten Dampfertonnage; ebenſoviel wie 94% aller 
Dampferreedereien, das ſind alle mit einem Beſitz bis 
zu 15 Schiffen, beſitzen. — Die Schiffsräume der beiden 
Rieſenunternehmungen ſind durchſchnittlich 5— 6mal fo 


groß wie bei den Mittelbetrieben, 11mal jo groß wie 
bei den Kleinbetrieben. 

6% der Reedereien, das heißt diejenigen mit 
mehr als 10 000 Regiſtertonnen, umfaſſen drei Viertel 
aller Dampfertonnage; die Schiffsräume ihrer ein— 
zelnen Dampfer überſteigen ſämtlich im Durchſchnitt 
1000 Regiſtertonnen, in der oberſten Klaſſe fogar 
2600 Regiſtertonnen. — 

Da die Dampfſchiffsreederei nun dem Raumgehalt 
nach zwei Drittel, der Leiſtungsfähigkeit nach ſogar ſechs 
Siebentel der Geſamtſchiffsreederei ausmacht, ſo beſtimmt 
das Größenverhältnis ihrer Betriebe im weſentlichen 
dasjenige der Betriebe in der Geſamtreederei. Immer— 
hin bewirkt der abweichende Charakter der Segelreederei 
hie und da einige Einſchränkungen und Verſchiebungen 
in den Detailzügen des Bildes. 

Gewiß konzentriert ſich auch in der Segelreederei 
die Mehrzahl aller Betriebe auf die Einſchiffsklaſſe, die 
über vier Fünftel der Segelreedereien umfaßt, ja faſt 
95 /% aller dieſer Reedereien gehören den Klaſſen von 
1—5 Schiffen an, aber anders als bei der Dampf— 
ſchiffsreederei entfällt auch ein größerer Bruchteil der 
Tonnage, nämlich 11 ½ 9%, allein auf die unterſte 
Klaſſe und gar 48%, aljo faſt die Hälfte, auf die 
Reedereien bis zu 5 Schiffen. Die Kleinbetriebe ſpielen 
alſo in der Segelreederei eine weſentlich andere, be— 
deutungsvollere Rolle als bei dem Dampferbetrieb, wie 
denn andererſeits ganz große Betriebe mit mehr als 
20—30 Segelſchiffen nicht exiſtieren. 

Im allgemeinen, wenn auch in geringerem Grade 
als bei den Dampfſchiffsreedereien, wiederholt ſich bei 


den Segelbetrieben die Erſcheinung, daß fo groß die 
Zahl der Betriebe iſt, die auf eine Klaſſe entfällt, ſo 
gering der Tonnengehalt, über den der einzelne ver— 
fügt. Das Geſamtergebnis ſtellt ſich auch hier dar 
als ein Rückgang der Bedeutung der zahlloſen Klein— 
betriebe gegenüber der auf immer weniger Unterneh— 
mungen ſich konzentrierenden Rieſenbetriebsform. 

Die letzt gedachte Erſcheinung iſt nach all dem Ge— 
ſagten ganz natürlich; die ſelbſtverſtändliche Ergänzung 
zu der Thatſache fortſchreitender Maſſengüterbewegung 
in beſtimmten Richtungen, wie ſchon oben ausgeführt 
worden!). 


X. 

Die finanziellen Grundlagen für die Ent— 
faltung des deutſchen Reedereigewerbes haben natur— 
gemäß eine ſtändige Erweiterung erfahren. 

Wenn auch keine abgeſchloſſene Darſtellung der 
Kapitalkraft aller Unternehmungen möglich iſt, ſo ge— 
ſtatten doch die in der Denkſchrift über „die Steigerung 
der deutſchen Seeintereſſen von 1896—1898” zuſammen⸗ 
getragenen Daten über die hauptſächlichen Reederei— 
aktiengeſellſchaften einen Ueberblick über die Entwickelung 
nach dieſer Richtung hin. 

Die Kapitalanlagen im großen überſeeiſchen Dampf— 
ſchiffahrtsbetriebe wuchſen z. B. in Hamburg zwiſchen 


1) Die genauen Aufſtellungen in Tabellenform werden im 
Nauticus: Jahrbuch der deutſchen Seeintereſſen, 2. Jahrgang, 
Berlin 1900, beigebracht. 
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1886 und Ende 1899 von 29 ½ Millionen auf 
106 Millionen Mark Aktien und von rund 10 Millionen 
auf 21% Millionen Mark Prioritäten, in Bremen 
aber von etwa 35 Millionen auf 116% Millionen Mark 
Aktien und von 27 Millionen auf 44 Millionen Mark 
Prioritäten an. Das in der Hamburger und Bremer 
Reederei um das Jahr 1900 angelegte Aktienkapital 
hat einen Kurswert von fait ½ Milliarde Mark, 
und dabei ſind die großen erſtklaſſigen Reedereifirmen, 
die nicht Aktiengeſellſchaften find, wie Laeisz, Sloman, 
de Freitas, Wencke, Woermann x. in Hamburg, 
die über weitere 100 Millionen verfügen, und eine An— 
zahl Bremer Reedereien nicht eingerechnet. Inzwiſchen 
hat die Hamburg-Amerika⸗Linie eine Erhöhung ihres 
Kapitals um weitere 15 Millionen Mark beſchloſſen. 

Dieſe gewaltigen Summen ſtecken überwiegend im 
Schiffspark der betreffenden Reedereien, der am An— 
fang des Jahres 1900, einſchließlich der in den Bau 
gegebenen Schiffe, einen Anſchaffungswert von faſt 
% Milliarde Mark verkörperte. Für die Neubeſchaffung 
der Schiffe der geſamten deutſchen Handelsflotte würde 
ſich ein Betrag von ½ Milliarden Mark angeſichts 
der in den letzten Jahren eingetretenen Preisſteigerungen 
kaum als ausreichend erweiſen. In ihrem jetzigen Zu— 
ſtand (Anfang 1900) hat die deutſche Handelsflotte 
einen Buchwert von über ½ Milliarde Mark; vier 
Fünftel davon entfallen auf die Dampfer, der Reſt 
ganz überwiegend auf die ſtählernen, nur zum ganz ge— 
ringen Teil auf die letzten hölzernen Segelſchiffe. 

Der Durchſchnittswert einer Dampferbruttotonne 
der deutſchen Dampfer über 100 Tons iſt Anfang 1899 
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mit etwa 220 Mark, der der Tonne eines eiſernen 
Seglers auf etwa 150 Mark, der eines hölzernen Seglers 
auf 30 Mark veranſchlagt. 

Ueber die angelegten Kapitalien und die erzielten 
Ergebniſſe der Unternehmungen ein erſchöpfendes Bild 
für alle Größenklaſſen zu liefern, iſt bei dem bisher vor— 
liegenden Material kaum möglich. Bekannt ſind in den 
letzten Jahren die Klagen der kleinen Schiffer namentlich 
in der Küſtenſchiffahrt geworden, die zeitweilig in der 
Konkurrenz fremder Flaggen diejenigen Gründe ihres 
wirtſchaftlichen Rückganges erblicken wollten, welche in 
Wahrheit auf wirtſchaftlich-techniſcher Grundlage De- 
ruhen. Zahlenangaben liegen nicht vor. Auch für 
die mittleren Betriebe der Auslandsfahrer ſind, da ſie 
gleichfalls meiſtens Privatunternehmungen oder offene 
Handelsgeſellſchaften ſind, die Ergebniſſe ſchwer zu 
überblicken. Für die großen Unternehmungen, ins— 
beſondere Aktiengeſellſchaften, iſt eine Reihe von Ergeb— 
niſſen zugängig. Immerhin laſſen ſich für Hamburg 
und Bremen auch für eine Anzahl der übrigen Größen— 
klaſſen einige Feſtſtellungen beibringen. 

50 Reedereien, welche Ende 1899 an dieſen beiden 
Plätzen beſtanden und über eine Bruttotonnage von 
1473200 Regiſtertonnen im Werte von 380 Millionen 
Mark verfügten, verteilten ſich der Zahl nach auf die 
Schiffszahlenklaſſen bis zu 5000 Bruttotonnen mit 48%, 
auf die von 5000 —10 000 mit 14%, auf die nächſt 


höheren bis zu 25000 bezw. 50000 Tonnen mit 10 


und 14%, auf die zwiſchen 50000 und 100000 Tonnen 
mit 8%, während 3 Reedereien, d. h. 6%, über mehr 


als 100000 Regiſtertonnen brutto verfügten. 
Handels- und Machtpolitik. II. 11 


Faſt genau umgekehrt ſtellt ſich auch hier die pro- 
zentuale Verteilung dar, wenn man den Betriebsumfang 
zu Grunde legt. Dann entfallen kaum mehr als je 
4—5% auf die drei Klaſſen bis hinauf zu 25000 Re- 
giſtertonnen; — faf 17% auf die Gruppe zwiſchen 
25000 und 50000 Regiſtertonnen: die Deutſche Le— 
vante⸗Linie, die Woermann-Linie, de Freitas u. Cie., 
Deutſch-Amerikaniſche Petroleum-Geſellſchaft, Dampf- 
ſchiff-Geſellſchaft „Argo“, Deutſche Oſtafrika⸗Linie, 
Dampfſchiff⸗Geſellſchaft „Neptun“; — 25% auf die 
Reedereien zwiſchen 50000 und 100000 Regiſterton— 
nen: Deutſche Reederei-Geſellſchaft „Hanſa“, Deutſche 
Dampfſchiff⸗Geſellſchaft „Kosmos“, Rob. M. Sloman 
jun., Deutſch-Auſtraliſche Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft; 
— und genau die Hälfte auf die drei Reedereien mit 
mehr als 100 000 Regiſtertonnen: die Hamburg-Amerika⸗ 
Linie, den Norddeutſchen Lloyd, die Hamburg-Süd⸗ 
amerikaniſche Dampfſchiffahrts-Geſellſchaft. 

Dem Werte ihrer Flotte nach betrachtet, dominieren 
die Großbetriebe noch ſtärker. Der Buchwert der Schiffe 
der drei größten Reedereien hat Ende 1899 222 ½ Mil- 
lionen Mark betragen (der Zuwachs in den letzten 
beiden Jahren betrug hier allein 77 Millionen), er 
macht heut faſt drei Fünftel der geſamten in den Ham— 
burger und Bremer Schiffen ſteckenden 380 Millionen 
Mark aus. (Der Wert der ganzen in Frage kommenden 
Handelsflotte hatte ſich Ende 1897 bei einem Geſamt⸗ 
tonnengehalt von 1220641 Bruttoregiſtertonnen auf 
251% Millionen und Ende 1898 bei 1291658 Brutto⸗ 
regiſtertonnen auf 301 Millionen Mark belaufen.) 
Was die Leiſtungen angeht, jo liegen die Ueber- 


Tonnage und Wert der hamburgiſchen und bremiſchen Schiffe 


nach Größenklaſſen der Reedereien). 


3 Betriebe mit über 100 000 Reg.⸗T. 
4 „ von 50 100 000 
7 5— 50000 
5 
7 


25000 

> 10000 

VI. 24 „ unter 5000 
VII. 1899 nicht mehr vorhanden . 


Summe 


u 


) Genaue Tabelle in Nauticus a. a. O. 


564 462 
226 837 
191 762 


Ende 1897 


1000 Mk. 


33 895 
33 380 
67 679 | 
32 948 
37 444 
99 051 


5 950 
5 895 


144 895 | 


11.000 | 


16 355 | 
11220183 | 251370 


Ende 1898 


625 203 
286 629 
220 536 
71 036 
40 566 
40 416 
7272 


1291 658 


1000 Mk. 


172 430 
53 800 
45 150 
12 705 

8 650 
7200 


1.060 | 


300 995 


Ende 1899 


B.R.T. 


785 392 
| 318357 
244 278 
| 49420 
55 867 


1473 178 


69 864 


1000 Mk. 


222 500 
64 380 
52 660 
18 520 
10 785 
11185 


380 030 
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ſichten für die acht größten Reedereien, ſieben ham- 
burgiſche und den Bremer „Norddeutſchen Lloyd“ vor 
(ſiehe Tabelle S. 165). 

Dieſe Ende 1898 mit einem Aktienkapital von 
145,7 Millionen Mark und einem Prioritätenkapital 
von 52,8 Millionen Mark arbeitenden Geſellſchaften, 
welche damals über 238 Schiffe mit 1074500 Brutto⸗ 
regiſtertonnen verfügten, ließen weit über 1000 Reiſen 
ausführen. Insgeſamt wurden auf dieſen Reiſen gegen 
11 Millionen Seemeilen zurückgelegt. Fünf von ihnen 
pflegten den Paſſagierdienſt und beförderten über 
½ Million Paſſagiere. Sieben beförderten Gütermengen 
im Geſamtumfang von 5846000 cbm. 

Die Erträge des Betriebsjahres beliefen ſich auf 
gegen 40 Millionen Mark. 

Insgeſamt beſchäftigten die acht Geſellſchaften an 
Bord und an Land über 20000 Angeſtellte, ungezählt 
mehrere Tauſend auf Quaianlagen ſtaatlich angeſtellte 
und von ihnen verwendete Perſonen. Mit Ausnahme 
der Hamburg-Amerika-Linie und des Norddeutſchen Lloyd 
beſitzen die Schiffahrtsgeſellſchaften keine eigenen Löſch— 
und Ladeplätze, Magazine und Reparaturwerkſtätten in 
Deutſchland, ſondern bedienen ſich der in Regie befind— 
lichen öffentlichen Anlagen. 

Fünf der Linien geben ihren Aufwand an Proviant zc. 
mit rund 19% Millionen Mark an. 

Mit welchem Erfolge die Kapitalien im Groß— 
reedereibetriebe arbeiten, zeigt eine Zuſammenſtellung für 
die zwölf größten Hamburger Reedereien für das Jahr— 
zehnt 1886/96, das allerdings eine Reihe ſehr ſchlechter 
Jahre für die deutſche Reederei aufweiſt, in der Denk— 


* | i f i 2 
Kapital — | ee | | Bejörderte | | | I| HA | fr % 
| i I E IS s 
1 | nal è = See⸗ Gs l 3 d 
Qinie | | 8 t S 2. | meilen Umſätze Erträge 2 E F 
| | i 2 2 | I} | 23 — 4 
A FRECHE Dr. DR | = || Per = | | Be 8 
| Aktien Prioritäten | fonen Güter | | | | 2 | 4 
L 1 II 1 u I 
| Ende 1898 I | | | | x 
Hamburg » Amerikas ı) 6) BR A 
. 50 000000 | 13 125000 || 73 || 382449 365 74661 2388610 3510 59643000 || 14205830 || 15 148 3008500 N 
*Hamburg-Siüd« 2) 7) | -ò i 
ameritan. D.⸗G. 7500000 | 3600000 || 27 96204 100 12819 512834123461 — 1200000 || 254521001374 4 
»Deutſch⸗Auſtral. 3) 9) | | 
lie „G. . || 6000000 | 2000000 || 20 91417 25 — 323 000 650 O00 8900009 || 500 000 850 000 || 562 4 
| »Deutſche D.⸗G. | 10) N | er p 
| Kosmos. . . » 11000000 | 1525000 || 25 90009 || 58 516 271289 1260 0 — 2731600 — 1175 © 
Deutſche Oſtafrika- | | Nr 
Linie . || 500000 | — 12 30980 25| 5520| 88800 || 40 — 914800|| — 658 
Deutſche Levante- | » 2) || | r 
S e de L 2 200 000 500000 || 14 28826 | 61 — 247732 500000] 3306500 578 000 781500 || 600 | a 
»Deutſche D.⸗Reed. | Frachtdampfer in 7 
| von 1899 a — 6 8650 | unregelmäßiger Fahrt — 722 200 235 700 226300 || 90 7 
h Í 5. 1 ... 
| Norddeutſch. Lloyd. || 60000000 | 82051500 || 61 || 346104 | 161 963 | 1983482 ||322361 — 14239957 || 8820660 |f j 
| | | 
| k 
! Dieſe Schiffahrtsgeſellſchaften haben keine eigenen Löſch⸗ und Ladeplätze, ſondern benutzen die in ſtaatlicher Regie befindlichen a 
Quaianlagen, wo 3500 Perſonen thätig find; auch verfügen dieſelben nicht über eigene Reparaturwerkſtätten oder Magazine, wodurch die P 
| geringe Sai der bei ihnen beſchäftigten Perſonen erklärlich ift. Rat 
| J Verteilte Dividende. F 
| Erhöht inzwiſchen auf ) 80000000, 2) 11250000, 3) 6750000. $) 3100000, 5) 80000000, 6) 13 500 000, 7) 3750000, $) 550000; 


| herabgeſeht inzwiſchen auf ) 1700000, 10) 1000000. 3 
| ) Umſatz allein in Bremen an Proviant und Kohlen. 57 
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ſchrift über „die Seeintereſſen des Deutſchen Reichs“ 
(1897), und eine entſprechende Ergänzung für die letzten 
drei Jahre 1897/99. 

In dieſen zwölf Unternehmungen war innerhalb der 
erſteren Periode, wenn man die in jedem Jahr vorhan: 
denen Kapitalien ſowie entſprechend die Erträge addiert 
und zu einer Geſamtſumme vereinigt, ein Betrag von im 
ganzen 627 Millionen Mark Aktien und 246 Mil- 
lionen Mark Prioritäten ertragsberechtigt thätig. Hierauf 
wurden in dieſer Zeit eine Geſamtdividende von faſt 
28 Millionen Mark und ein Prioritätenzins von 
9% Millionen Mark verteilt. Wie ungleich die Re— 
ſultate bei den einzelnen Unternehmungen waren, geht 
daraus hervor, daß bei einigen Geſellſchaften auch er— 
hebliche Verluſte an Kapitalien — 9½ Millionen — 
beſonders zwiſchen 1893 und 1896 angegeben werden. 


XI. 


Ein Bild von der weltumfaſſenden Ausdehnung der 
deutſchen Reederei liefert die Zuſammenſtellung ihrer 
wichtigſten regelmäßigen Linien: 

Abgeſehen von der kleinen Fahrt zwiſchen den deutſchen Küſten⸗ 
plätzen, den äußerſt zahlreichen Bäderreiſen und der ganzen Oft- 
ſeeſchiffahrt und der nordeuropäiſchen Fahrt iſt die Verkehrsſtraße 
zwiſchen den deutſchen Nordſeehäfen und England am dichteſten 
befahren. 

Zwiſchen Hamburg, Bremen und Kiel einerſeits und Grimsby, 
Harwich, Hull, Leith, London, New Caſtle und Weſt-Hartlepool 
andererſeits verkehren deutſche Dampfer wöchentlich 32mal. 

Die ſonſtige Europafahrt ift überwiegend in die großen durd: 
gehenden interkontinentalen Linien der deutſchen Schiffe ein- 
gegliedert. 


x 


v 
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Liſſabon wird von den Dampfern der Sloman-Reederei, der 
Portugieſiſch-oldenburgiſchen deutſchen Reederei, der Deutſchen Oft- 
afrika⸗Linie, der Kosmos-⸗Linie, der Hamburg-Amerika⸗Linie und 
des Norddeutſchen Lloyd 13mal monatlich angelaufen. 

Des letzteren Dampfer verkehren ferner zwiſchen Genua, Neapel 
und Gibraltar 3 — Amal monatlich, die der Hamburg-Amerika⸗Linie 
und der Deutſchen Oſtafrika-Linie zwiſchen (Genua) Neapel und 
Port Said 3- und 2mal monatlich. Außerdem betreibt die Reederei 
de Freitas eine Linie zwiſchen Hamburg und der Adria. 

Die Fahrt nach den griechiſchen und türkiſchen Häfen in 
Europa, Aſien und Afrika pflegt die Deutſche Levante-Linie mit 
drei Linien und die Reederei von Gläfcke und Hennings. 

In der aſiatiſchen Fahrt ſind hauptſächlich der Norddeutſche 
Lloyd und die Hamburg-Amerika⸗Linie vertreten, welche gemein- 
ſchaftlich die vom Reiche ſubventionierte Poſtdampferlinie und 
daneben eine Frachtdampferlinie nach Oſtaſien betreiben. Auf 
der Reichspoſtdampferlinie findet alle 14 Tage eine Expedition, 
und zwar abwechſelnd von Hamburg und von Bremerhaven aus, 
ſtatt. Die Frachtdampferlinie entſendet Zmal im Monat einen 
Dampfer nach Oſtaſien, jedoch werden neuerdings daneben nicht 
ſelten Extradampfer eingeſtellt, um den wachſenden Andrang von 
Gütern zu bewältigen. Die von den Dampfern in Oſtaſien haupt⸗ 
ſächlich angelaufenen Häfen ſind Penang, Singapore, Hongkong, 
Shanghai, Yokohama und Hiogo, ſowie der deutſche Hafen Tſingtau⸗ 
Kiautſchou. Der Lloyd unterhält außerdem Anſchlußfahrten von 
Hinterindien nach den Niederländiſch⸗oſtindiſchen Inſeln und den 
chineſiſchen Vertragshäfen, ſowie von Singapore über Batavia und 
Macas ſowie nach Neu-Guinea. Zwiſchen Shanghai und Tientſin 
verkehren auch die Dampfer der Apenrader Reederei von Jebſen 
allwöchentlich. — Die Hamburg-Amerika⸗Linie hat neuerdings in 
Gemeinſchaft mit der Firma Rob. M. Sloman & Co. und einer 
engliſchen Reederei auch eine Dampfſchiffsverbindung von New 
Vork nach Oſtaſien eingerichtet. 

Nach Auſtralien unterhält der Norddeutſche Lloyd die ſub— 
ventionierte Poſtdampferlinie mit monatlichen Expeditionen nach 
Freemantle, Adelaide, Melbourne und Sydney. Ferner verkehren 
dort monatlich 2mal die Dampfer der Deutſch-Auſtraliſchen 
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Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft, die jedoch ihre Route um Südafrika 
(Kapſtadt) herum nehmen, Algoabai anlaufen und entweder nach 
Melbourne und Sydney oder nach Freemantle und Adelaide be- 
ſtimmt ſind; im letzteren Falle ſetzt der Dampfer alsbald ſeine 
Reiſe nach Batavia und Soerabaja fort. 

Nach Afrika unterhält die Woermann⸗Linie nach Marokko, 
der Weſtküſte Liberia, Goldküſte, Togo, Largos, Kamerun vier 
Fahrten monatlich und eine fünfte ſchließlich nach Deutſch-Süd⸗ 
weſtafrika, Swakopmund, Lüderitz⸗Bucht bis Kapſtadt. Die Olden⸗ 
burgiſch⸗portugieſiſche Reedereigeſellſchaft ſendet Imal im Monat 
einen Dampfer nach Marokko. 

Nach der Oſtküſte Afrikas laufen 2mal im Monat die Reihs- 
poſtdampfer der ſubventionierten Deutſch-Oſtafrika-Linie über 
Liſſabon und Neapel nach Dar⸗es⸗Salaam und weiter bis Mozam⸗ 
bique, Delagoabai und Natal. Zweiglinien beſtehen nach Tanga 
und Beira und von Oſtafrika nach Bombay hinüber. O'Swald & Cie. 
laſſen ſtändig einen Dampfer zwiſchen Hamburg und Sanſibar 
wechſeln. 

Die wichtigſte Fahrt für die deutſche Reederei iſt aber ſeit 

Jahren die amerikaniſche Reiſe. 
7 Von Bremerhaven bezw. Cuxhaven aus ſchicken der Nord: 
deutſche Lloyd und die Hamburg-Amerika⸗Linie allwöchentlich je 
einen Schnelldampfer in 6—Ttägiger Fahrt über Southampton, 
Cherbourg nach New York. In 12tägiger Reife fahren ferner alle 
Wochen ein Dampfer des Lloyd von Bremerhaven und einer von 
der Hamburg⸗Amerika⸗Linie von Hamburg über Southampton 
bezw. Boulogne:jur-Mer und Plymouth nach New York; ein 
zweiter Dampfer der letzteren Geſellſchaft verkehrt außerdem all- 
wöchentlich zwiſchen Hamburg und New York direkt, während fie 
von Stettin vier Dampfer im Vierteljahr nach drüben abgehen läßt. 

Mit dem Lloyd zuſammen unterhält die Hamburg-Amerika⸗ 
Linie überdies einen einmaligen Schnelldampferverkehr in der 
Woche zwiſchen Genua und New York. Außerdem hat fie neuer: 
dings eine eigene, für die Beförderung von Fracht und Zwiſchen⸗ 
deckspaſſagieren beſtimmte Dampfſchiffsverbindung Genua⸗New York 
eingerichtet. Von Bremerhaven bezw. Hamburg aus finden nach 
Baltimore allwöchentlich Fahrten ſowohl ſeitens des Lloyd wie 
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der Hamburg-Amerika-Linie ſtatt, die desgleichen nach Boſton, 
nach Philadelphia, nach Montreal und New Orleans fünf bis 
ſechs Dampfer im Monat entſendet. Zwiſchen Bremerhaven und 
Galveſton läßt ferner der Lloyd allmonatlich zwei Dampfer ver⸗ 
kehren. 

Von nicht zu unterſchätzender Bedeutung iſt die Tankdampfer⸗ 
linie der Deutſch⸗amerikaniſchen Petroleumgeſellſchaft zwiſchen den 
Vereinigten Staaten und Hamburg. 

In der weſtindiſchen Fahrt von Hamburg nach Veracruz, 
Havana, Colon, Livingſtone, Aux Cayes, Progreß veranſtaltet die 
Hamburger Geſellſchaft den Monat acht Reiſen. 

Nach Nordbraſilien, Cearà Park, Manaos, bereitet fie eine 
neue regelmäßige Linie vor. Es verkehren bisher mit dem ſüd⸗ 
licheren Teile von Braſilien von Hamburg bezw. Bremerhaven 
aus über Lifjabon bis Rio de Janeiro und Santos Amal im 
Monat die Dampfer der Hamburg-Südamerikaniſchen Linie und 
2mal die des Lloyd. 

Nach Argentinien und Uruguay — Buenos Aires — veran- 
ſtaltet die erſtere Geſellſchaft ebenfalls vier, der Lloyd zwei bis 
drei Fahrten jeden Monat, Außerdem betreibt die deutſche Dampfer— 
geſellſchaft Hanſa von Bremerhaven aus eine monatliche Linie 
nach Montevideo, Buenos Aires bis Roſario, die Kosmos⸗Linie 
ſchickt zwei Dampfer vierteljährlich nach Montevideo und die 
Hamburg-Amerika-Linie läßt von Genua aus alle Monate eine 
Reiſe nach dem La Plata ausführen. 

Die Weſtküſte von Südamerika wird regelmäßig mal im 
Monat von Hamburg aus durch die Kosmos⸗Linie und ferner auch 
von den Schiffen der Reederei Laeisz befahren. 

Nimmt man zu all dieſen regelmäßig betriebenen Linien die 
mehr oder weniger regelmäßigen Fahrten der bedeutenden übrigen 
Reedereien, die überſeeiſchen Küſtenfahrten, die namentlich in 
Oſtaſien zwiſchen New York und Oſtaſien und zwiſchen Nord- und 
Südamerika ſich immer weiter entfalten, ferner die Gelegenheits— 
fahrten, wie z. B. auch die Orient-, Nordlandsreiſen und die 
Reiſen um die ganze Welt, ſo ergibt ſich ein befriedigendes Bild 
von der Unternehmungsluſt und der Betriebſamkeit der deutſchen 
Großreederei. 


Es wäre unmöglich, die Bedeutung des Aufſchwungs 
der deutſchen Reederei für die deutſchen Seeintereſſen 
und überhaupt die geſamte wirtſchaftliche Entfaltung 
des Landes zu überſchätzen. Sie liegt auf dem Gebiete 
aller mit dem Schiffahrtsbetrieb zuſammenhängenden 
Bethätigungen. 

1. Nur auf eine ſtarke deutſche Reederei hin konnte 
ſich der deutſche Schiffbau entwickeln und ſeine heutige 
Leiſtungsfähigkeit erreichen, nur Hand in Hand mit 
ihrer Fortentwickelung vermag er zu höheren Stufen 
emporzuklimmen. Dadurch profitierten die Eiſen- und 
Metallgewerbe, die Maſchinen- und die Holzinduftrie- 

2. Der deutſche Reeder iſt darauf bedacht, ſeine 
Schiffe in heimiſchen Häfen zu reparieren und neu 
auszuſtatten. Es iſt ein erheblicher Unterſchied, ob 
es deutſche Reedereien ſind, welche die Aus rüſt ung 
und Verproviantierung der in den deutſchen Häfen 
verkehrenden Schiffe zu beſorgen haben oder ausländiſche 
Unternehmer, die natürlich ihr heimiſches Getreide und 
Fleiſch, Konſerven und Delikateſſen, Bier und Wein 
und ſonſtigen Proviant, ihre Textilgewerbe, Tiſchler, 
Tapezierer ꝛc. bei dem Bezug von Proviant und Aus⸗ 
rüſtungsgegenſtänden ſtets bevorzugen werden. 

3. Es macht auf alle Fälle einen großen, ja viel— 
leicht überwiegenden Teil des Gewinnes aus dem 
Außenhandel aus, wenn die Nation ihre Waren auf 
eigenen Schiffen empfangen und verſenden kann. 200 
bis 300 Millionen Frachteinnahmen ſind der deut⸗ 
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ſchen Reederei in den letzten Jahren allein jährlich zu— 
gefloſſen und haben dazu beigetragen, die ſogenannte 
paſſive Handelsbilanz auszugleichen. 

4. Weiterhin bedeutet das Schiff, das in den aus— 
ländiſchen Häfen häufig oder regelmäßig erſcheint, eine 
ſtändige Verſtärkung des Anſehens und des Ein— 
flußbereiches der ſchiffahrenden Nation. Als Brücke 
zwiſchen dem Heimatland und der Fremde, als 
ſchwimmende Ausſtellung des deutſchen Ge— 
werbefleißes, gerade in den letzten Jahren immer 
mehr als Wahrzeichen des deutſchen gewerblichen Auf— 
ſchwunges und der techniſchen Fortſchritte hat das 
deutſche Handelsſchiff in allen Zonen auf die Entwickelung 
der materiellen Verkehrs- und Handelsbeziehungen einen 
überaus günſtigen Einfluß zu gewinnen vermocht. Als 
unendlich fruchtbar haben ſich die Summen erwieſen, 
welche von Reichs wegen zur Ausdehnung der Poſt— 
dampferlinien fortſchreitend verwandt ſind, weil das 
Schiff den Handels- und Perſonenverkehr mit ſich zieht 
und erweitert. 

5. Doch auch abgeſehen von dieſem allgemeinen 
Nutzen erwächſt dem Außenhandel dadurch, daß die 
deutſche Reederei in ſteigendem Maße ſeine Dienſte be— 
ſorgt, ein dreifacher Vorteil: Die deutſche Reederei fixiert 
erſtens die Frachten in Uebereinſtimmung und im 
Intereſſe der einzelnen ex- und importierenden Gewerbe— 
zweige. Während auswärtige Reeder unter Umſtänden 
ein Intereſſe daran bezeugt haben, die Produkte des 
eigenen Landes zu bevorzugen, hat der deutſche Reeder 
ſich ſtets bereit gefunden, den Bedürfniſſen der einzelnen 
Induſtrien entſprechend und Hand in Hand mit der 
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Eiſenbahnverwaltung die Tarife feſtzuſetzen, Durchgangs— 
| frachten und Transporterleichterungen zu gewähren. Im 
fi nationalen Schiffahrtskartell beſtimmt das Geſamtinter— 
| effe mit, und in dem internationalen Reedereiverband 
| kommt die deutſche Stimme entſprechend zur Geltung. — 
| Zweitens ift der Kaufmann durch die heimische Reederei 
in den Stand geſetzt, ſich der Konjunkturen beſſer | 
zu bedienen, eine größere Beſchleunigung der Bezüge, 
der An: und Abladung zu erreichen, gleichfalls ohne 
| gewärtigen zu müſſen, daß anderen Ländern günſtigere 
| Bedingungen gewährt werden, oder daß Zahl, Reihen: 
| folge und Zeitpunkt der Fahrten nicht den jeweiligen 
| Bedürfniſſen entſprechen. — Drittens werden die Linien 
j gerade jo eingerichtet, die Expeditionen in ſolcher f 
| Reihenfolge und nach den Orten ausgeführt, wie es der 
heimiſche Handel erwarten kann. Umladung und Zwiſchen— 
| ſpeſen werden erſpart. 
6. Dieſelben Vorteile genießt andererſeits der deutſche 
Kaufmann im Auslande, welcher bei der Linie 
eigener Nationalität nicht die Nivalitätsgelüfte fremder 
Nationen zu befürchten hat, vielmehr auch als Agent 
und Vertreter der deutſchen Linie an zahlreichen Plätzen 
| eine nutzbringende Beſchäftigung findet. 
1 Seit einer Reihe von Jahrhunderten hatten andere 
ji Nationen erfannt, wie groß die Summe von Vorteilen i 
ift, die ihrer Wirtſchaft aus der Verſtärkung und Er- 
weiterung ihrer heimiſchen Reedereiintereſſen erwachſen. 
Hiernach hatten ſie ihre Schiffahrtspolitik eingerichtet 
und erhebliche Erfolge zu erzielen vermocht. 
Vorausſetzung für ein dauerndes Blühen und Ge— 
deihen der Reederei war nur von jeher die Möglichkeit 
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eines ſtarken Schutzes durch eine mächtige und leiſtungs— 
fähige Kriegsmarine. Mit letzterer trat die Reederei 
in eine fruchtbare Wechſelwirkung, und gemeinſam dienten 
ſie dazu, die Macht und das Anſehen und den Wohl— 
ſtand des Heimatlandes zu heben. 

7. Gegen 45000 Seeleute finden auf deutſchen 
Schiffen einen nutzbringenden Erwerb, während ſie zu— 
gleich eine wertvolle Vorbildung für den Dienſt in der 
Kaiſerlichen Marine empfangen. Von jeher gilt die 
Handelsflotte als unumgänglich notwendiges Reſervoir 
von Erſatzkräften für die Kriegsmarine. 

Heute aber haben ſich die Beziehungen zwiſchen 
beiden in der Hinſicht geändert, daß die Seeleute nach 
Ableiſtung ihrer Dienſtpflicht wohlgeſchult wieder in 
die Handelsmarine zurückkehren. Auch inſofern iſt ein 
Wandel infolge der Entwickelung des gepanzerten Kriegs— 
ſchiffs zu einem ganz beſondern Typ und der Einführung 
des modernen Artilleriematerials eingetreten, als zur 
direkten Kriegführung eine Heranziehung von Handels— 
ſchiffen nicht mehr wie früher möglich iſt. Wohl aber 
werden die großen Dampfer in neuer Form der Kriegs— 
marine zu gute kommen: als Hilfskreuzer zur Auf— 
klärung, als Truppentransportſchiffe, als Kohlenreſerve— 
ſchiffe, als Materialmagazinſchiffe und ſchwimmende 
Reparaturſchiffe. Und ſo ſteht es auf allen Gebieten, 
die Beziehungen zwiſchen Handels- und Kriegsflotte 
nehmen mehrfach verſchiedene Formen an; dem Weſen 
nach bleiben ſie die gleichen der notwendigen, gegen— 
ſeitigen Ergänzung im gegebenen Zeitpunkt. 

Ob das Schiff der Flagge, die Flagge dem Schiff 
folgt, das find in der Theorie unfruchtbare Doktorfragen, 
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die die Praxis nach Bedarf verſchieden löſt. Beider be— 
darf unſer Volk, um ſie gegebenenfalls vorſchicken zu 
können, denn auch in Zukunft werden dieſe Beziehungen 
nicht aufhören. Weder einer ſtändig erſtarkenden Reederei, 
noch einer mächtigen und wachſenden Kriegsflotte wird 
Deutſchland für die Beſorgung ſeines maritimen Ver— 
kehrsdienſtes auf der großen Hochſtraße des Erdballs 
entbehren können. — Möge es im 20. Jahrhundert ſein 
Banner ſtolz auf allen Meeren wehen laſſen, „der Deut— 
ſchen glückhafft Schiff!“ 
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nter den Erdteilen nimmt Aſien eine ganz be: 
ſondere Stellung ein. Es iſt der älteſte Erd— 
teil, in dem die Wiege der Menſchheit wahr— 
ſcheinlich geſtanden hat; es iſt der größte Erdteil, 
der faſt ein Drittel der feſten Oberfläche der 
Erde umfaßt, und es iſt aus beiden Gründen auch 
der bevölkertſte Erdteil, der mehr als die Hälfte aller 
Einwohner der Erde birgt. Während in den Jahr— 
hunderten des Altertums und des Mittelalters dieſer 
älteſte, größte und bevölkertſte Erdteil — mit Aus— 
nahme ſeiner weſtlichen Teile, die im weſentlichen zu 
dem alten Kulturbecken des Mittelmeeres gehören — 
nur in höchſt lockerer Verbindung mit Europa ſtand 
und Aſiens entfernteſten Gebiete gar ſo unbekannt 
waren, daß der phantaſtiſch-märchenhafte Schimmer von 
Kathai, wie Marco Polo China, und von Zipangu, 
wie er Japan genannt hat, nicht in letzter Linie mit- 
wirkte, Kolumbus zu ſeinen mutigen Entdeckerfahrten 
anzuſpornen, ſo gibt es im Gegenſatz zu dieſen Zeiten, 
wo noch der Handel Aſiens in den Händen der Araber 


und Perſer lag, wo leichter ein Aſiat auf europe 
Handels- und Machtpolitik. II. 


— 178 — 


als ein Europäer auf aſiatiſchem Boden zu erblicken 
war, heute kaum ein Volk in Europa, das nicht be— 
trächtliche Handelsintereſſen in Aſien hat und mehr als 
die Hälfte dieſes größten Kontinents unterſteht heute 
der Herrſchaft europäiſcher Großmächte. So nimmt 
England im Süden Aſiens, von den Grenzen Perſiens 
bis zu den Grenzen Chinas, das fruchtbare, teilweiſe 
übervölkerte, in der tropiſchen Zone liegende Gebiet 
des Kaiſerreichs Indien ein, das ein Achtel des aſiati— 
ſchen Erdteils ausmacht und deſſen gar ein Drittel der 
ganzen Einwohnerſchaft Aſiens bildende raſſenfremde 
Stämme vom weitentfernten Mutterlande nur unter 
beſtändigen Kämpfen und nie ſchwindenden Sorgen in 
Ruhe gehalten werden. Nur getrennt durch die viel— 
umſtrittene Gebirgswelt von Afghaniſtan und den Pamirn 
ſchließt ſich daran der aſiatiſche Machtbereich Rußlands, 
der heute von der weiten europäiſchen Grenze aus, über 
die er um die Mitte unſeres 19. Jahrhunderts that- 
ſächlich noch kaum hinausreichte, über den größten Teil 
Mittel- und Nordaſiens ſich dehnt, ein zuſammenhängen— 
des gewaltiges Gebiet, das etwa zwei Fünftel des größten 
Erdteils, mehr als dreimal ſo viel, wie das Kaiſerreich 
Indien, umfaßt, auf dieſer weiten, an unfruchtbaren 
Oeden und ſchwerdurchdringlichen Wäldern reichen, in 
die Polarzone hineinreichenden Fläche aber nur 
13% Millionen Menſchen, noch nicht ein Sechzigſtel 
der Geſamtbevölkerung Aſiens, noch nicht ein Zwanzigſtel 
des dreifach kleineren Indien, trägt und erſt vom eng 
mit ihm zuſammenhängenden Mutterlande Beſiedelung 
und Urbarmachung erwartet. 

Dieſe von einander ſo verſchiedenen Gebiete der 


beiden rivaliſierenden Großmächte erſtrecken ſich vom 
Indiſchen Ozean bis zum Polarmeer, von Europas 
Grenzen bis zum Stillen Ozean und laſſen nur im 
Oſten und Weſten Teile des aſiatiſchen Kontinents übrig, 
die noch nicht von jenen beiden Rieſenreichen — den 
ausgedehnteſten, die die Weltgeſchichte geſehen hat — 
in Beſchlag genommen ſind. 

Im Weſten iſt das nur ein verhältnismäßig kleiner 
Teil. Es ſind bekanntlich die aſiatiſchen Gebiete der 
Türkei und Perſien. Sie machen der Ausdehnung nach 
kaum mehr als ein Zwölftel, der Bevölkerung nach 
kaum mehr als ein Zweiunddreißigſtel Aſiens aus. 
Auch ſie haben die internationale Aufmerkſamkeit in 
letzter Zeit in ſtarkem Maße auf ſich gelenkt; auch ſie 
find für uns Deutſche von großer wirtſchaftlicher Be- 
deutung geworden. Man braucht nur einerſeits an 
Bender⸗Abbas zu denken, den wichtigen Hafen am 
Perſiſchen Meerbuſen, von dem es jüngſt mehrfach hieß, 
das meerferne Rußland habe ihn beſetzt, das — durch 
ſeine Lage in Europa dauernd verhindert, auf dem 
Atlantiſchen Ozean eine Rolle zu ſpielen — hier ebenſo 
ſehnſüchtig zum Indiſchen Ozean trachtet, wie es im 
Norden bei Wladiwoſtok, bei Port Arthur und Talien— 
wan an der Küſte des Stillen Ozeans zur großen 
Welthandelsſtraße des Meeres drängte. Man braucht 
nur andererſeits die Bagdadbahn zu nennen, für deren 
Bau wir Deutſche jüngſt die hoffentlich recht folgenreiche 
Konzeſſion im Anſchluß an die anatoliſche Eiſenbahn, 
die deutſches Geld und deutſches Geſchick größtenteils 
bereits erbaut haben, erhielten, eine Eiſenbahn, die dazu 
beitragen wird, dieſe verwahrloſten und verdorrten 
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Länder ihrer früheren hochgeprieſenen Blüte wieder zu 
nähern, und vielleicht einſt zu einer internationalen 
Verkehrsſtraße ſich entwickelt, die — wenigſtens in 
einigen Zweigen — den Wettbewerb mit der Suezkanal— 
route aufnimmt. 

In ganz anderer Weiſe aber, als dieſes weſt— 
liche — ich möchte ſagen — Reſervatgebiet Aſiens, 
das dem internationalen Wettſtreit der Völker noch 
unterſchiedslos offen ſteht, hat in den letzten Jahren, 
insbeſondere ſeit dem chineſiſch-japaneſiſchen Kriege, der 
Teil Aſiens, der im Oſten des gewaltigen Kontinents 
noch vom engliſchen und ruſſiſchen Machtbereich frei 
gelaſſen iſt, die internationale Aufmerkſamkeit in politiſcher 
und wirtſchaftlicher Beziehung auf ſich gezogen. Seit 
den Zeiten der Kreuzzüge iſt vielleicht keine Gegend 
außerhalb unſeres kleinen Weltteils für die Geſamt— 
politik Europas von ſolcher Bedeutung geweſen, wie in 
jüngſter Zeit der ferne Oſten, der auch unter den Ge— 
bieten der Erde, auf die der Europäer noch nicht in 
der einen oder anderen Weiſe dauernd die Hand ge— 
legt hat, am meiſten einer ſolchen Rolle würdig iſt, 
trägt er doch auf einem Areal von etwa einem Dritt- 
teil der Größe des aſiatiſchen Erdteils beträchtlich mehr 
als die Hälfte ſeiner Geſamtbevölkerung, beträchtlich 
mehr als die Einwohnerſchaft von ganz Europa. 

Während die weiten Gebiete, die heute dem Zepter 
des Zaren unterſtehen, faſt nur von flüchtigen Nomaden— 
ſtämmen ſpärlich bevölkert wurden, im heutigen Kaiſer— 
reich Indien eine Unzahl kleiner Völkerſchaften beſtändig 
ſich untereinander bekriegte, nirgends im ganzen übrigen 
Aſien ein Völkerſtamm entſtand, der die Kraft beſaß, 
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aus ſich heraus zu größeren Staatenbildungen von 
Dauer zu führen, iſt hier im fernen Oſten des aſiatiſchen 
Kontinentalkoloſſes im Laufe der Jahrtauſende ein Volks— 
ſtamm erwachſen, der — in ſcharfem Gegenſatz zu der 
Mannigfaltigkeit der im weſentlichen gleichberechtigt 
nebeneinander ſtehenden Völkerſtämme Europas — 
nicht nur über alle Völkerſchaften des aſiatiſchen Welt— 
teils weit hinausragt, ſondern überhaupt auf der ganzen 
Erde nichts findet, das an zahlenmäßiger Größe und 
Einheitlichkeit ihm gleicht; und dieſer Volksſtamm hat 
neben einer hochentwickelten eigenartigen Kultur, die 
den ganzen Oſten in ihren Bannkreis zog, früh auch 
einen Staat ins Leben gerufen, deſſen Macht und 
Organiſation ſo überlegen waren, daß er eine Gleich— 
berechtigung anderer Staaten, wie ſie aus der Vielheit 
ungefähr gleichwertiger Völkerſchaften in Europa erwuchs, 
niemals anerkannte, vielmehr alle Nachbarſtämme in 
weitem Umkreis jahrhundertelang auf die Stufe von 
Vaſallen herabdrückte. Das ganze große, ein Dritteil 
Aſiens umfaſſende Gebiet, das durch breite Steppen 
vom heutigen ruſſiſchen, durch hohe Gebirge vom heutigen 
engliſchen Machtbereich getrennt wird, unterſtand einſt 
dem Zepter des chineſiſchen Kaiſers, der von ſich 
ſagte: „wie nur eine Sonne am Himmelszelt, ſo auch 
nur ein Herrſcher unter dem Himmelszelt“, und noch 
weit über die Grenzen dieſes Gebietes hinaus, bis über 
den Amur einerſeits, bis über den Irrawaddi anderer— 
ſeits gehorchte man ſeinem in anbetender Scheu ver— 
nommenen Machtwort. 

Dieſes gewaltige Reich beſteht heute nicht mehr. Große 
Teile ſind von ihm abgebröckelt. In blutigen Kriegen 


hat England im Jahre 1852 Niederburma mit der Irra— 
waddimündung, im Jahre 1885 auch Oberburma ſeinem 
indiſchen Kaiſerreich einverleibt und durch dieſen Erwerb 
eines Gebietes von der doppelten Größe Preußens auf 
einer Strecke von mehreren hundert Kilometern ſich zum 
Nachbarn Chinas gemacht. Noch ausgedehnter iſt das 
Gebiet, das Rußland auf Koſten des Reiches der Mitte 
ſeit dem Jahre 1858 ſich angeeignet hat; das ganze 
an Größe Deutſchland mehrfach übertreffende Land 
zwiſchen der großen chineſiſchen Mauer und dem 
Amur hat die große Landmacht zum Teil ſchon in 
Beſitz genommen, zum Teil iſt ſie im Begriff, es zu thun. 
Auch Rußlands heutiger Verbündeter, Frankreich, iſt 
nicht leer ausgegangen; er hat bekanntlich inmitten des 
abgegrenzten Gebiets ſich feſtgeſetzt, indem er Cochin— 
china, Kambodſcha und Tonkin, unter ſchweren Opfern, 
erwarb und damit auf einer Linie von mehr als 2000 km 
zum dritten europäiſchen Nachbarn des einſt ſo gut wie 
nachbarloſen chineſiſchen Reiches ſich machte. Ferner 
hat auch jenes kleine aſiatiſche Volk, das keck in die 
exkluſive Geſellſchaft der Kulturnationen ſich einzudrän— 
gen ſucht, hat Japan einen Teil an ſich geriſſen, indem 
es die fruchtbare, doch von einem höchſt unbotmäßigen 
Volke bewohnte große Inſel Formoſa als Kriegsbeute 
aus ſeinem ſiegreichen Eroberungsfeldzuge davontrug. 
Endlich ſind dadurch Gebiete China verloren gegangen, 
daß ſie ſelbſtändig wurden; ſo das zwiſchen England 
und Frankreich eingekeilte kleine Siam im Süden und 
das unglückliche, abſonderliche Halbinſelkönigreich Korea 
im Norden, das verurteilt zu ſein ſcheint, dauernd einen 
politiſchen Spielball zwiſchen Rußland und China auf 


der einen, England und Japan auf der anderen Seite 
zu bilden. 

Alle diefe Gebiete haben etwas gemeinſam. Es find 
Außengebiete des Chineſiſchen Reiches, die entweder ſehr 
ſpärlich, oder, wo das nicht der Fall ift, von nicht— 
chineſiſchen Völkerſtämmen im weſentlichen bevölkert 
werden, die teils unter der heißen Sonne des Südens, 
teils unter dem Druck beſonders ſchwieriger politiſcher 
Verhältniſſe nicht dieſelbe Leiſtungsfähigkeit wie die 
Chineſen entwickelt haben. Trotz aller Abbröckelungen 
iſt der Kern des einſt ſo gewaltigen Reiches, das ſoge— 
nannte Land der achtzehn Provinzen, im weſentlichen 
bis heute territorial intakt geblieben. Aber nicht im 
entfernteſten bedeutet es noch heute, was es einſt Jahr— 
hunderte hindurch war. 

Das liegt einmal an bereits geſtreiften äußeren 
Momenten. Chinas Stärke war zum großen Teil be— 
gründet in ſeiner Nachbarloſigkeit, ſeiner geographiſchen 
und politiſchen Iſolierung. Dieſe iſt dahin, ſeitdem 
Rußland, England und Frankreich rings es umklammern. 
Von Sibirien und der Mandſchurei, vom ruſſiſchen 
Zentralaſien, von Burma und von Tonkin werden 
Eiſenbahnen nach den Landgrenzen des Reiches der 
Mitte gebaut. Stand China bisher noch ausſchließlich 
in der Aera der Erſchließung von der See aus, in der 
notwendigerweiſe die Macht, die die See beherrſcht, Eng- 
land, ein Uebergewicht haben mußte, ſo iſt hauptſächlich 
in Verbindung mit dieſen Eiſenbahnbauten jetzt eine 
zweite Aera der Erſchließung Chinas angebrochen, die 
Aera der Erſchließung Chinas auch von der Landſeite, 
in der mit derſelben Notwendigkeit der größten Qand- 


macht, Rußland, ein befonderes Gewicht zufällt. Damit 
iſt, wie Englands überwiegender Einfluß, auch Chinas 
Machtſtellung ſchwer erſchüttert. Des Schutzes ſeiner 
Iſoliertheit beraubt, iſt China hinfort nicht mehr nur 
von einer Seite und zwar von der See aus, ſondern 
von allen Seiten angreifbar. 

Aber nicht nur iſt von außen die Stellung Chinas 
ſo verändert worden, daß der alte Name „Reich der 
Mitte“ inhaltslos geworden iſt, noch bedeutſamere Ver: 
änderungen ſind im Innern vor ſich gegangen: der 
Kern iſt faul geworden in der alten Schale. Die hohe 
Kultur von eigenartiger Geſchloſſenheit, die das chineſiſche 
Volk einſt in fernen Zeiten, nur aus ſeiner Volkskraft 
ſchöpfend, geſchaffen hat und im Gegenſatz zu der ſich 
gegenſeitig befruchtenden Vielſeitigkeit des in ſtetiger 
Entwickelung begriffenen europäiſchen Kulturlebens, 
Jahrtauſende hindurch, unberührt von jedem fremden 
Einfluß, faſt unverändert, in ununterbrochener Konti— 
nuität ſich erhalten hat, dieſe noch jetzt vielfach be— 
wundernswerte Kultur iſt heute erſtarrt und verdorrt, 
ein Petrefakt der Vergangenheit, das dem aufmerk— 
ſamen Beobachter immer mehr Züge enthüllt, die einſt 
das Mittelalter bei uns kennzeichneten und erſt in 
jahrhundertelangem Ringen langſam, ſehr langſam ab— 
geſtreift wurden. Und wie die früher auch von Euro— 
päern angeſtaunte chineſiſche Kultur heute dem Anſehen 
Chinas nicht mehr, wie einſt, nützt, ſondern ſchadet, 
wie ſie in ihrer jahrhundertealten Erſtarrung die 
Biegſamkeit verloren hat, die zur Löſung neuer Auf— 
gaben, wie die ſchnelllebige Gegenwart und noch mehr 
die Zukunft in Fülle ſie ſtellt, notwendig gehört, ſo 
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hat auch der chineſiſche Staat, deffen Beweglichkeit in 
alten, einſt zweckmäßigen, jetzt vielfach ſinnlos gewor— 
denen und nur noch Mißbräuchen dienenden Organi- 
ſationsformen ſyſtematiſch erſtickt wird, ſeine frühere 
kriegeriſche Kraft gänzlich eingebüßt. Schmählich vor 
aller Welt ift durch den Krieg mit Japan die an Éin- 
diſche Hilfloſigkeit grenzende militäriſche Unfähigkeit des 
heutigen China enthüllt worden. Das militäriſche An⸗ 
ſehen iſt dahin und damit iſt Chinas Wille und Wort, 
dem Nachdruck zu verleihen die Kraft nicht mehr aus- 
reicht, bedeutungslos geworden, bedeutungsloſer als es 
je zuvor geweſen iſt. 

Nur Eines hat aus dem gänzlichen Zuſammenbruch 
der einſt glanzvollen Macht ſich gerettet: das alte 
traditionelle Selbſtbewußtſein, das den Chineſen in 
jedem Fremden einen tiefer ſtehenden Barbaren erblicken 
läßt, lebt munter und blühend, wie in Zeiten, wo es 
nicht unberechtigt war, in breiten Kreiſen des chineſiſchen 
Volkes und insbeſondere Mandarinentums fort, ſich 
jeder Gleichberechtigung der Fremden mit der Wucht 
eines Nationalinſtinktes widerſetzend. Faſt die ganze 
Geſchichte der europäiſchen Beziehungen zu China iſt 
nichts anderes als ein beſtändiger Kampf gegen dieſes 
in anmaßende Selbſtüberhebung und kurzſichtige Ver— 
blendung ausartende chineſiſche Selbſtbewußtſein. Erft 
mit Waffengewalt gelang es England im Jahre 1840, 
die Fremden, die freilich keineswegs jeden Anlaß zu Klagen 
vermieden hatten, aus dem Zuſtand unwürdiger Recht— 
loſigkeit zu befreien und für ſie die Befugnis zu er— 
ringen, wenigſtens an fünf Plätzen des chineſiſchen 
Reiches ſich aufhalten und in engen Grenzen ihren Ge— 
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ſchäften nachgehen zu dürfen. Langſam wurde dieſes 
dürftige Recht durch neue Kriege und ſchleppende, nie 
endende Verhandlungen ausgedehnt und ausgebaut. 
Wie eng beſchränkt iſt es noch heute, wie weit entfernt 
von voller Gleichberechtigung und wie verſtummen 
trotzdem nie die meiſt nur allzu berechtigten Klagen 
über willkürliche Beeinträchtigungen der Vertragsrechte 
durch die Chineſen! 

Bisher konnte man ſich allenfalls begnügen mit dem 
Errungenen und ſelbſt ſeine widerrechtlichen Beein— 
trächtigungen ohne allzu großen Schaden hingehen laſſen. 
Die Intereſſen der Fremden erſchöpften ſich bis ganz 
vor kurzem im Ein- und Ausfuhrhandel; ſie drangen 
bei der eigenartigen Organiſation des Geſchäftsverkehrs 
zwiſchen Chineſen und Fremden kaum hinaus über die 
engen Grenzen der wenigen Vertragshäfen, die im 
Grunde mit ihrer Konſulargerichtsbarkeit und Selbſt— 
verwaltung nur als Enklaven europäiſcher Kultur am 
äußerſten Rande des chineſiſchen Rieſenreiches ſich dar— 
ſtellen; ſie gaben noch keine Veranlaſſung, ſehr große 
Kapitalien auf dem chineſiſchen Boden ſelbſt anzulegen. 
Das iſt im Begriffe, anders zu werden. Wir ſtehen 
heute an der Schwelle einer Zeit, wo die Intereſſen 
der Fremden auch in China mannigfaltiger ſich zu ge— 
ſtalten beginnen, zu den reinen Handelsintereſſen auch 
Induſtrie-, Eiſenbahn-, Bergbauintereſſen ſich geſellen 
und zugleich damit die Kapitalanlagen der Fremden in 
China aufs außerordentlichſte wachſen. So erweitert 
ſich ungeheuer der Wirkungskreis der Fremden in China 
und im ſelben Maße ſteigt das Bedürfnis nach voller 
Gleichberechtigung und nach energiſchem dauernden Schutz 
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gegen jede Gefährdung durch aufgereizte Volkshaufen 
und alle Eingriffe habgieriger und anmaßender Man⸗ 
darinen. 

Im Rahmen dieſes jahrzehntealten, hartnäckigen 
Kampfes für Gleichberechtigung der Fremden mit den 
Chineſen gewinnt ein Ereignis erſt ſeine volle Bedeutung, 
das in Deutſchland bisher kaum in richtiger Weiſe ge— 
würdigt ſein dürfte. Es iſt der Beſuch des jüngſt 
heimgekehrten Prinzen Heinrich in Peking. Während 
bisher alle hochgeſtellten Herrſchaften, die Chinas Haupt⸗ 
ſtadt beſuchten — insbeſondere auch der Zar, als er 
als Großfürſt den fernen Oſten bereiſte —, von einer 
Audienz beim chineſiſchen Kaiſer wohl oder übel ab— 
ſehen mußten, weil ein dem hohen Stande der Beſucher 
entſprechender Empfang nicht erreicht werden konnte, 
war der Bruder unſeres Kaiſers der erſte Europäer, 
den die heute wieder regierende Kaiſerin-Regentin, eine 
der merkwürdigſten Frauengeſtalten der Weltgeſchichte, 
empfangen hat, das erſte Mitglied einer europäiſchen 
Herrſcherfamilie, das einem Kaiſer von China von An⸗ 
geſicht zu Angeſicht als gleichberechtigt gegenübergetreten 
iſt. Zum erſtenmal hat damals — am 15. Mai 1898 — 
der „einſame Mann“ auf dem chineſiſchen Throne vor 
ſeinem Volke und in aller Form zugegeben, daß er die 
alte arrogante und doch ſo naive Illuſion, Herrſcher 
der Welt zu ſein und nicht ſeinesgleichen zu haben, 


fallen laſſe. Was das in der Kulturgeſchichte Chinas 


bedeutet, kann nur der voll würdigen, der weiß, eine 
wie große Rolle in den Beziehungen zwiſchen China 
und den fremden Mächten die Audienzfrage geſpielt 
hat, der die uns unverſtändliche Wichtigkeit kennt, die 
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in dem Lande, wo alles in der formelhaften Verehrung 
des Althergebrachten erſtarrt iſt, wo bis vor kurzem das 
Zeremonienamt auch die Thätigkeit des auswärtigen 
Amtes verſah, kleinlichen Etikettenfragen zugemeſſen 
wird. Wer das aber klar vor Augen hat, wird die 
Behauptung kaum für übertrieben erklären, daß an dem 
dünkelhaften chineſiſchen Selbſtbewußtſein, jenem ſtärkſten, 
hartnäckigſten Bollwerk, das jedem Fortſchritt, jeder 
Geſundung in China entgegenſteht, noch niemals ſo 
gerüttelt worden iſt, wie in jenem Beſuch unſeres 
deutſchen Marineprinzen am chineſiſchen Hof. 

Aus dieſem notwendigen Kampfe gegen das geſchicht— 
lich begreifliche, hochgeſteigerte Selbſtgefühl der Chineſen 
erwächſt unvermeidlich ein Circulus vitiosus bedenklicher 
Art. Je mehr nämlich das alte Selbſtbewußtſein der 
Chineſen, jenes fortſchrittfeindliche, abſtumpfende und 
doch ſo befriedigende Gefühl, in der beſten aller denk— 
baren Welten zu leben, erſchüttert wird, je mehr das 
Vertrauen des Volkes zur Regierung und das Vertrauen 
der Regierung zu ſich ſelbſt ſchwindet, um ſo mehr 
wächſt bei der thatſächlichen Schwäche des Chineſiſchen 
Reiches die Gefahr, daß der Geiſt der Unzufriedenheit, 
der im Keim aus der Uebervölkerung entſprießt, von 
geheimen Geſellſchaften vielfältig genährt wird und aus 
örtlichen und zeitlichen Notſtänden beſondere Kraft 
ſchöpft, um ſich greift, das altersſchwache Gefüge des 
chineſiſchen Staates noch weiter lockert und zu Revo— 
lutionen führt, wie ſie einſt das Land ſo grauſig zer— 
fleiſcht haben. Wer die Schrecken der Taipingrevolution 
und des Muhammedaneraufſtandes in China kennen ge— 
lernt, die furchtbare Zahl ſich einmal vergegenwärtigt 
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hat, daß in dem Taipingaufruhr zwanzig Millionen 
Menſchen in wenigen Jahren frühzeitig dahingerafft 
wurden, wer noch heute, nach vielen Jahrzehnten, die 
großen Trümmerhaufen, noch halbentvölkerten Städte, 
noch jetzt der Kultur nicht zurückgewonnenen Aecker in 
der Südprovinz Kwangſi am Weſtfluß oder in den 
fruchtbaren Provinzen an der Yangtſe-Mündung ge- 
ſehen hat, der weiß, daß eine Revolution in China 
noch ganz andere Schrecken in ſich ſchließt, als anderswo 
auf der Erde. Und nicht nur die Chineſen leiden unter 
den fürchterlichen Greueln eines ſolchen unmenſchlichen 
Bürgerkrieges, auch die Fremden, ſelbſt wenn ihr Leben 
und Gut vielleicht unverſehrt bleiben, werden aufs 
empfindlichſte geſchädigt. Die ſchonungsloſe Vernichtung 
von Menſchenleben, barbariſche Verwüſtung der Felder 
und zweckloſe Zerſtörung alles Eigentums — noch dazu 
in den fruchtbarſten und höchſtentwickelten Teilen des 
Landes, die auf Aufruhrhorden begreiflicherweiſe eine 
beſondere Anziehungskraft ausüben — führt auf Jahr: 
zehnte eine ſolche Verringerung des Nationalwohlſtandes, 
eine ſolche Verminderung der Konſum- und Kaufkraft 
des Volkes herbei, daß, wie die Ausfuhr Chinas, auch 
ſeine von ihr im weſentlichen abhängige Einfuhr aufs 
ſchwerſte geſchädigt wird, damit die Zolleinnahmen be— 
deutend verringert werden und gleichzeitig die Gefahr 
entſteht, daß der chineſiſche Staat die auf dieſen Zoll— 


einnahmen beruhenden hohen Zinszahlungen für ſeine 


im Auslande aufgenommenen bedeutenden Anleihen 
nicht zu leiſten vermag und einem Staatsbankrotte 
anheimfällt. 

Dieſe Gefahren kündigen ſich in jüngſter Zeit in 
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einer Reihe lokaler Unruhen bereits an. Im vorigen 
Jahr waren ihr Hauptſchauplatz die meerferne Provinz 
Szetſchwan im Weſten am Oberlauf des Yangtje, deren 
dichte Einwohnerſchaft zum Teil von einer Hungersnot 
heimgeſucht worden war, ſowie die Weſtflußprovinz 
Kwangſi im Süden, in deren unruhiger Bevölkerung 
auch der Taipingaufſtand, der ſchließlich über neun der 
achtzehn chineſiſchen Provinzen ſich erſtreckte, ſeinen An— 
fang genommen hat. Heute iſt der Hauptſchauplatz die 
Provinz Schantung im Norden, die in weiten Teilen 
von den Ueberſchwemmungen des Hwangho furchtbar 
heimgeſucht wurde und die neuerdings von der politiſche 
Ziele verfolgenden „Sekte vom großen Meſſer“ zum 
bevorzugten Feld für ihre Wühlereien und Räubereien 
erkoren zu ſein ſcheint. Solcher lokaler Unruhen dürfte 
die chineſiſche Regierung, wenn ſie nur zur ernſtlichen 
Erfüllung ihrer Pflichten aufgerüttelt wird, noch Herr 
werden können. Sobald fie aber größeren Umfang an- 
nehmen, iſt ſie dieſen Gefahren ſchwerer innerer Wirren 
nicht gewachſen. Schon mit dem Taipingaufruhr wurde 
ſie nicht allein fertig. Noch weniger als früher kann ſie 
heute ohne fremde Hilfe ausrichten; noch mehr als bis— 
her werden die fremden Mächte ſelbſt ihre eifrig ge— 
pflegten und inzwiſchen ſtark angewachſenen Intereſſen 
vor verhängnisvoller Schädigung beſchirmen müſſen, 
und nicht werden fie, wenn es wirklich ernſt wird, dar- 
auf warten dürfen, ob es doch wider Erwarten China 
im Laufe der Zeit gelingen werde, mit ſeinen Wider— 
ſachern allein fertig zu werden. 

In zweifacher Hinſicht erwachſen alſo aus der Eigen— 
art der gegenwärtigen chineſiſchen Verhältniſſe ungewöhn⸗ 


liche Anforderungen einer jeden Macht, die nicht von 
vornherein verzichten will auf einen Platz im Rate der 
Kulturvölker bei Erledigung internationaler Fragen, 
nicht verzichten will auf die Stellung einer Weltmacht 
und das heißt immer mehr auf die Stellung einer 
Großmacht überhaupt. Einmal gilt es, die eigenen 
Angehörigen in ihren weiter über das Land ſich breiten- 
den Unternehmungen gegen chineſiſche Willkür und 
chineſiſchen Uebermut, insbeſondere gegen anmaßende 
Eingriffe von Mandarinen kraftvoll zu ſchützen; ſodann 
gilt es, die chineſiſche Regierung zu energiſchen Maß— 
regeln gegen aufrühreriſche Bewegungen aufzurütteln 
und in dieſen Maßregeln wirkungsvoll zu unterſtützen. 
Beides — die Unterſtützung der chineſiſchen Regierung, 
wie der Schutz vor ihr — iſt nicht möglich durch bloße 
diplomatiſche Maßnahmen. Vielleicht nirgends mehr als 
hier im fernen Oſten gilt das Wort des Preußenkönigs 
Friedrich Wilhelm I., das unfer Kaifer jüngſt am Neu- 
jahrstage in ſo eindrucksvoller Weiſe ſeinem Volke ins 
Gedächtnis rief; vielleicht nirgends mehr als hier gilt 
es, das Wort mit der Force des Schwertes zu ſou— 
tenieren. 

Solange die chineſiſchen Verhältniſſe noch, wenig 
bekannt und kaum beachtet, im alten Beharrungszuſtand 
früherer Jahrhunderte träge ſich hinſchleppten, ſo lange 
konnten wir notdürftig uns damit begnügen, an den 
weitgeſtreckten Küſten Oſtaſiens nur auf einem oder zwei 
kümmerlichen Schiffchen die deutſche Kriegsflagge flattern 
zu laſſen; zu Gaſt trieben dieſe altmodiſchen Fahrzeuge, 
faſt unthätig, in den fremden Häfen ſich umher, und 
wenn ſie ein Unfall betraf und Reparaturen nötig 
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wurden, dann fanden ſie Zuflucht und Schutz und Hilfe 
im ſtattlichen Hafen von Hongkong mit ſeinen treff— 
lichen Dockanlagen, oder fuhren auch nach Nagaſaki, wo 
die Japaner ein Dock eingerichtet haben. Das iſt anders 
geworden, ſeitdem nach dem chineſiſch-japaniſchen Kriege 
auch das Land des ehrwürdigſten Stillſtandes hinein— 
geriſſen wurde in das ſchnellere Tempo moderner Ent- 
wickelung. Alle Völker, die an China überhaupt Intereſſe 
nehmen, haben in den letzten Jahren ihre Kriegsflotten 
im fernen Oſten außerordentlich verſtärkt. Abgeſehen 
von Japan, deſſen verwendungsbereite Kriegsmarine 
heute ſchon auf einen Geſamttonnengehalt von rund 
140 000 Tonnen ſich beläuft, haben England und Ruf- 
land ihre Seeſtreitkräfte in Oſtaſien auf je 80 000 bis 
90000 Tonnen, je faſt ein Drittel der ganzen deutſchen 
Kriegsflotte, die Vereinigten Staaten auf faſt 60 000 
Tonnen und Frankreich auf mehr als 40000 Tonnen 
vermehrt. 

Auch Deutſchland konnte nicht ganz zurückbleiben. 
Es hat ſeine Seeſtreitkräfte in den oſtaſiatiſchen Ge— 
wäſſern bekanntlich auf ſechs Kreuzer und zwei Kanonen— 
boote mit einem Geſamttonnengehalt von 36 000 Tonnen 
gehoben. Damit iſt ſicherlich eine beträchtliche Beſſerung 
erzielt worden. Aber obwohl wir, um dies zu erreichen, 
auf Koſten der Aufklärungsſchiffe unſerer heimiſchen 
Schlachtflotte zwei große Schiffe mehr ins Ausland 
ſenden mußten, als planmäßig im Flottengeſetze vor— 
geſehen waren, ſo ſtehen wir noch immer — im Gegen— 
ſatz zu unſeren wirtſchaftlichen Intereſſen, die, wie wir 
ſogleich ſehen werden, in China und ganz Oſtaſien nur 
hinter den engliſchen zurückbleiben — hinter allen ge— 
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nannten Staaten zurück, zum Teil weit zurück. Mb- 
geſehen von Japan, das im Begriffe iſt, mit ſeiner 
Kriegsflotte Deutſchland überhaupt zu überflügeln, machen 
unſere heutigen Seeſtreitkräfte in Oſtaſien nur 40 % 
der engliſchen, 43% der ruſſiſchen, 62% der nord: 
amerikaniſchen und 86% der franzöſiſchen aus. „Zu 
einer wirkungsvollen Vertretung unſerer Intereſſen hätten 
mehr Schiffe hinausgeſandt werden müſſen, wenn ſolche 
nur verfügbar geweſen wären,“ heißt es mit Recht in 
der Begründung zur neuen Flottenvorlage. 

Die größere, wenn auch noch unzureichende Ent— 
faltung unſerer Seeſtreitkräfte im fernen Oſten hatte 
eine notwendige ſtrategiſche Folge. Eine Kriegsflotte 
bedarf nämlich in fremden Gewäſſern eines geſicherten 
Stützpunktes, um ſelbſt im Augenblicke der Gefahr nicht 
ſchutzlos und obdachlos zu fein. England Hat feit 
60 Jahren in Hongkong einen ſolchen Stützpunkt, auch 
Frankreich und Rußland ſind ſeit längerer Zeit in der 
Lage, in ihren Beſitzungen an der Oſtküſte Aſiens ihren 
Flotten einen feſten Halt zu gewähren. Von den euro- 
päiſchen Mächten, die an China größeres Intereſſe 
nahmen, ſah nur Deutſchland ausſchließlich auf die 
Gaſtfreundſchaft anderer, insbeſondere die Gaſtfreund— 
ſchaft Englands in Hongkong ſich angewieſen, hatte nur 
Deutſchland eines ſolchen Stützpunktes im fernen Oſten 
gänzlich zu entbehren. Ihn haben wir uns geſchaffen 
durch die Beſetzung Kiautſchous. 

Wir haben durch dieſen eigenmächtigen Akt, der auch 
erſt im Rahmen des erwähnten alten Kampfes für 
Schutz und Gleichberechtigung der Fremden in China 
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in Oſtaſien die größere Selbſtändigkeit uns zu ver— 
ſchaffen geſucht, die für uns dort nicht nur ein ſtrate— 
giſches Erfordernis war, ſondern auch ein politiſches, 
da eine jede Freundſchaft am leichteſten in die Brüche 
geht, wenn der eine Teil zur Annahme nicht unberech— 
tigt iſt, der andere könne ohne ihn nicht auskommen. 
Wir haben durch dieſen Akt der Selbſthilfe einen Hafen 
erlangt, auf den der Oberſtleutnant a. D. Reinhold 
Wagner bereits vor 20 Jahren in einem Gutachten für 
die chineſiſche Regierung empfehlend hingewieſen hat, 
indem er — im Gegenſatz zu den chineſiſcherſeits in 
erſter Linie in Vorſchlag gebrachten Häfen von Port 
Arthur und Talienwan — unter näherer Begründung 
wörtlich erklärte: „Zum Hauptkriegshafen iſt allein die 
Bucht von Kiautſchou und zwar in jeder Beziehung ge: 
eignet.“ Dieſe Anſicht einer anerkannten Autorität auf 
ſtrategiſchem Gebiete, die einſt nicht nur die chineſiſche, 
ſondern bekanntlich auch die ruſſiſche Regierung annahm, 
darf auch noch heute, nachdem die inzwiſchen gewonnenen 
Erfahrungen die hier wie überall vorhandenen Schatten— 
ſeiten, vor allem den mangelhaften Schutz des Hafens 
gegen winterliche Nordweſtwinde, ſchärfer erkennen ließen, 
im weſentlichen als richtig gelten. Allerdings läßt die 
Umwandlung in einen hervorragenden Kriegshafen nicht 
ohne beträchtliche Mittel ſich bewerkſtelligen. Schrickt 
man vor ihnen nicht zurück — und das hat man ſelbſt 
in Hongkong nicht thun dürfen — fo läßt ſich die Bucht 
von Kiautſchou aber ſogar nach engliſchem Urteil, z. B. 
nach dem Urteil des engliſchen Admirals Lord Beres— 
ford, in einen ſehr ſtarken Marineſtützpunkt — „a very 
strong naval base“ — verwandeln. Auf jeden Fall 
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kann fie in ſtrategiſcher Hinſicht vorteilhaft den Ver: 
gleich aushalten ſowohl mit dem ruſſiſchen Port Arthur 
als auch mit dem engliſchen Weihaiwei; denn Port 
Arthur verliert, abgeſehen von der Beſchränktheit ſeines 
Hafenbeckens, dadurch an Wert, daß ſeine Lage im 
Golf von Petſchili den Zugang zum offenen Meer und 
ganz beſonders in der Straße von Korea den Weg 
nach Wladiwoſtok erſchwert, und von Weihaiwei hat 
der frühere langjährige Gouverneur von Hongkong, 
Des Voeux, nachdrücklichſt und wiederholt unter ein— 
leuchtender Begründung behauptet, daß ſeine Beſetzung 
nur einen Akt des „saving the face“, wie der Chineſe 
ſagt, d. h. ein verlegenes Scheinmanöver zur Wahrung 
des Preſtige darſtelle, daß in Wirklichkeit ſein ſtrategiſcher 
Wert faſt ſo gering wie ſein wirtſchaftlicher ſei und 
daß es ſich deshalb nur empfehle, den Hafen ſo zu 
laſſen, wie er ſei, und Mannſchaften und Mittel nicht 
auf ihn zu verwenden. 

Die Beſetzung von dieſen drei Hafenplätzen — 
Kiautſchou, Port Arthur und Weihaiwei — hat in den 
Augen Europas mehr als alles andere die hilfloſe 
Schwäche des ungefügen chineſiſchen Rieſenreiches her— 
vortreten laſſen. Hongkong ward doch noch durch einen 
Krieg erworben; jetzt gelang es mitten in Friedens— 
zeiten, das zwar widerſtrebende, doch widerſtandsunfähige 
China dazu zu bewegen, auf einen nach dem anderen 
von den wenigen guten Häfen, die es überhaupt und 
insbeſondere in ſeiner die Reichshauptſtadt bergenden 
Nordhälfte noch aufzuweiſen hatte, zu verzichten. 

Auf dieſe ſchnell einander folgenden eindrucksvollen 
Ereigniſſe geht es wohl in erſter Linie zurück, daß die 
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Anſicht, eine Teilung Chinas ſtehe bevor, ſchlagwort— 
artig in weiten Kreiſen zeitweiſe ſich entwickeln konnte; 
an ſie knüpft auch der mit dieſer Anſicht mehr oder 
minder ſich berührende, vielerörterte Widerſtreit zwiſchen 
der ſogenannten Politik der offenen Thür und der der 
Intereſſenſphären an. 

Sollte es nun wirklich in China, ähnlich wie im 
unkultivierten und verhältnismäßig ſchwach bevölkerten 
Afrika, zu einer allgemeinen Aufteilung kommen, ſo iſt 
es ſelbſtverſtändlich, daß Deutſchland, wenn es nicht 
reſigniert den kleinen und ſchwachen Mächten ſich ein— 
rangieren will, die nach einem kürzlichen Ausſpruch des 
engliſchen Premierminiſters beſtimmt ſind, ſtets ſchwächer 
und ſchwächer, ſtets kleiner und kleiner zu werden, nicht 
darauf verzichten darf, ſondern vielmehr wirkſam dar— 
auf vorbereitet ſein muß, einen ſeiner europäiſchen 
Machtſtellung entſprechenden Anteil an der Beute für 
ſich in Anſpruch zu nehmen. 

Wer aber China und das Chineſentum einigermaßen 
kennt, der weiß, daß von einer Aufteilung des Reiches 
der Mitte nicht die Rede ſein kann. Dazu iſt das 
chineſiſche Volk — ſo indifferent, ſo gleichgültig für 
alle nationalen Fragen der einzelne Chineſe uns auch 
ſtets erſcheinen wird — eine durch jahrhundertealte 
Bande verſchiedenſter Art viel zu feſt verbundene ein— 
heitliche Volksmaſſe, deren Bewußtſein der Zuſammen— 
gehörigkeit in gewöhnlichen Zeiten allerdings nur in 
einer allgemeinen Abneigung gegen alles Fremde dumpf 
ſich äußert, aber jäh emporflackern wird in kritiſchen 
Zeiten, in denen die Hand des verhaßten Fremden aus— 
einanderzureißen ſucht, was faſt ſeit Menſchengedenken 
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zuſammengehört hat, anzutaſten wagt, was ſeit Jahr— 
hunderten, wenn auch in noch ſo verfallenem Zuſtand, 
beſtanden hat und den ehrwürdigen Inbegriff deſſen 
ausmacht, was der bezopfte Sohn des Reiches der Mitte 
von Jugend auf als chineſiſch zu betrachten gewohnt 
iſt. Keine Macht der Erde wird es wagen, auch nur 
wenige Dutzend der nach Hunderten zählenden Millionen 
von Chineſen ihrer Herrſchaft zu unterſtellen. Sie 
würde — darüber ſind faſt alle Kenner Chinas ſich 
einig — ratloſer, als die ſchwächliche jetzige Regierung 
den ungeheuer ſchwierigen Aufgaben gegenüberſtehen, 
die die Beherrſchung einer ſo großen Volksmenge an 
ſich ſchon bietet und die ins Unermeßliche anſchwellen, 
wenn Raſſenverſchiedenheit die Möglichkeit einer Ver— 
ſtändigung außerordentlich erſchwert und ein gegen— 
ſeitiges auf Vertrauen erwachſendes Verſtändnis dauernd 
gänzlich ausſchließt. Sie würde auf den ſteten Wider- 
ſtand des ganzen Volkes, das ebenſo meiſterhaft zur 
Intrigue und zur Geheimbündelei, wie zum paſſiven 
Widerſtand befähigt ift, gefaßt fein müſſen. Der: 
ſchwörungen, die jetzt ſchon gegen die Fremdherrſchaft 
der chineſierten Mandſchus beſtändig ſich richten, würden 
einen fruchtbaren Boden hier finden, wie die Welt— 
geſchichte ihn vielleicht noch nie geſehen hat. Im größten 
Maßſtabe würde fih wiederholen, was Japan in For: 
moſa, Nordamerika auf den Philippinen erlebt. 

Die Anſicht von der bevorſtehenden Teilung Chinas 
verliert denn auch mehr und mehr die leichtgläubige 
Schar ihrer Anhänger, und auch die ſogenannte Politik 
der Intereſſenſphären darf, ſoweit ſie mit ihr ſich deckt, 
nicht nur als ausſichtslos, ſondern auch als allgemein 
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aufgegeben betrachtet werden. „Ein Landbeſitz — ſo 
hat z. B. der erſte Lord des Schatzes, Balfour, am 
10. Januar 1898 in Mancheſter mit Bezug auf China 
ſehr richtig geſagt — ſoweit er nicht nötig iſt, um einen 
Stützpunkt für kriegeriſche Unternehmungen zu gewähren, 
iſt eher ein Nachteil als ein Vorteil, denn er bringt 
Verantwortlichkeiten, bringt Pflichten, bringt vielleicht 
einen Aufwand an Geldmitteln mit ſich und, was für 
uns wichtiger iſt, einen Aufwand an Leuten.“ Dieſe 
nicht annähernd vorauszuſehenden Verantwortlichkeiten 
und Verpflichtungen, denen ein entſprechender Gewinn 
ſich nicht gegenüberſtellen läßt, werden niemals das 
eigentliche Reich der 18 Provinzen mit ſeinen faſt 
400 Millionen Einwohnern ganz oder in beträchtlichen 
Teilen unter die dauernde Herrſchaft eines europäiſchen 
Staates gelangen laſſen, wie es bei dem in ſich zer— 
ſplitterten Indiſchen Reiche und den ſpärlich bevölkerten, 
noch kaum zu eigenen ſtaatlichen Organiſationen heran— 
gereiften aſiatiſchen Beſitzungen Rußlands der Fall ge— 
weſen iſt. Das hat ja auch jüngſt durch die Verein— 
barungen, die auf Veranlaſſung der Vereinigten Staaten 
zwiſchen allen beteiligten Staaten über die in China 
zu befolgende Politik getroffen worden ſind, gewiſſer— 
maßen ſeine internationale Sanktion erhalten. 

Gerade aber weil das chineſiſche Reich in ſeiner 
rechtlichen Selbſtändigkeit beſtehen und infolge ſeiner 
Schwäche dauernd einen bevorzugten Spielball inter— 
nationaler Rivalitäten bilden wird, gerade darum 
empfindet jedes Volk, das Intereſſen im fernen Oſten 
hat, dort ein ſo dringendes Bedürfnis nach kräftigem 
Schutz. In Kolonialländern tritt dieſes Bedürfnis nie 


fo zu Tage; dort jorgt die Kolonialverwaltung am 
Lande in erſter Linie für internationalen Schutz; an 
den Küſten ſeines reichſten Koloniallandes Indien ent— 
faltet ſelbſt England nur einen verſchwindenden, kaum 
nennenswerten Teil ſeiner gewaltigen, uns fünffach über— 
legenen Seeſtreitkräſte, und Deutſchland ift hier, wie 
faſt alle anderen Großmächte, regelmäßig überhaupt 
nicht vertreten. Anders dort, wo in fremden Erdteilen 
der Kolonialboden aufhört und keine Regierung zu Lande 
die Garantie eines internationalen Schutzes bietet, wie 
ſie unter Kulturvölkern üblich iſt. Dort iſt es in erſter 
Linie Aufgabe der Marine, die eigenen Angehörigen 
und ihre Unternehmungen gegen Uebergriffe der ein— 
heimiſchen Bewohner wie der ausländiſchen Konkurrenten 
zu ſchützen. Das gilt von keinem Teil der Erde mehr 
als von Oſtaſien. Allein die vier außer Deutſchland 
hauptſächlich intereſſierten Staaten — England, Ruf- 
land, die Vereinigten Staaten und Frankreich — haben 
dort gegenwärtig 77 Kriegsſchiffe vereinigt, die im Ge— 
ſamttonnengehalt der ganzen deutſchen Kriegsflotte gleidh- 
kommen! 

Wenn aber auch von einer Aufteilung Chinas nicht 
die Rede ſein kann, ſo deckt ſich doch die ſogenannte 
Politik der Intereſſenſphären keineswegs — wie aller- 
dings vielfach angenommen iſt — mit dieſem Gedanken. 
Richtig verſtanden, ſtellt ſie ſogar nicht einmal einen 
eigentlichen Gegenſatz zur ſogenannten Politik der offenen 
Thür dar. Beide können vielmehr ſehr wohl mitein— 
ander vereinigt werden und beide ſind thatſächlich bereits 
miteinander vereinigt worden. 

Denn was iſt eigentlich unter dem Schlagwort einer 


Politik der offenen Thür zu verſtehen? Was wird dar: 
unter verſtanden? Es wird darunter eine Politik ver: 
ſtanden, deren Beſtreben darauf gerichtet iſt, das große 
chineſiſche Wirtſchaftsgebiet allen Völkern unter den— 
ſelben und zwar unter möglichſt günſtigen Bedingungen 
offen zu halten in der Wareneinfuhr und Warenaus— 
fuhr. Dieſes Beſtreben nach Erhaltung eines offenen 
Marktes wird erleichtert, wenn es gelingt, ein einheit— 
liches Chineſiſches Reich aufrecht zu erhalten. In dieſer 
Erkenntnis iſt das engliſche Unterhaus bereits am 
1. März 1898 auf Grundlage der von ihm befür— 
worteten Politik der offenen Thür einmütig zu dem 
Schluſſe gekommen, daß „es für den engliſchen Handel 
und Einfluß von entſcheidender Bedeutung iſt, die Un— 
abhängigkeit des Chineſiſchen Reiches zu erhalten“. Es 
hat ſich alſo aus der Politik der offenen Thür die kon— 
ſervative Tendenz herausgebildet, die beſtehende Regie— 
rung in China zu ſtützen und für ihre Kräftigung mög— 
lichſt zu ſorgen. Dieſe Tendenz erſtreckt ſich in erſter 
Linie auch darauf, die Einrichtung des unter Sir Robert 
Hart ſo erfolgreich entwickelten chineſiſchen Seezollweſens 
zu bewahren, dann dieſe bewährte Einrichtung auch auf 
andere Häfen auszudehnen, ſowie im Innern — be— 
ſonders hinſichtlich der Likinzollerhebung — langſam 
auszubauen, endlich nach dieſem Vorbild auch die Re— 
organiſation anderer chineſiſcher Verwaltungszweige unter 
Mitwirkung ausländiſcher Kräfte zu erſtreben. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß England bei dieſem Beſtreben 
bemüht ſein wird, die zur Erhaltung der jetzigen chine— 
ſiſchen Regierung wünſchenswerten Reorganiſationsver— 
ſuche möglichſt unter ſeinem maßgebenden Einfluß vor: 
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zunehmen. Sein zwar nie ausgeſprochenes, doch augen- 
ſcheinlich erſtrebtes fernes Ziel iſt, auf die wichtigeren 
chineſiſchen Verwaltungszweige — vielleicht nicht ohne 
Hilfe Japans — langſam einen ähnlichen Einfluß zu 
gewinnen, wie es bei dem Seezollweſen ihn ſchon beſitzt 
und dadurch auf die Dauer zu ſichern ſuchte, daß es 
von China ſich verſprechen ließ, den Poſten des General— 
inſpektors der chineſiſchen Seezölle auch nach dem Ab— 
gang ſeines jetzigen langjährigen verdienſtvollen Inhabers 
nicht mit einem Ausländer anderer als engliſcher Natio— 
nalität beſetzen zu wollen. Dieſem augenſcheinlichen 
geheimen Ziele der engliſchen Politik der offenen Thür 
in China, die alſo doch nicht ganz ſo uneigennützig ſein 
dürfte, wie von engliſcher Seite oft verſichert worden 
iſt, entgegenzuwirken, iſt ein internationales Intereſſe, 
ſo ſehr auch alle in China Handel treibenden Völker 
von einer jeden Reorganiſation verſchiedener chineſiſcher 
Verwaltungsbehörden Vorteile haben würden. Ins⸗ 
beſondere wir Deutſche haben alle Veranlaſſung, bei 
derartigen Reorganiſationsverſuchen uns nicht zurück— 
drängen zu laſſen. Wir haben auf verſchiedenen Ge— 
bieten der chineſiſchen Verwaltung bereits in der Ver— 
gangenheit beachtenswerte Erfolge zu verzeichnen. Deutſche 
haben z. B. erfolgreich begonnen, die chineſiſche Armee 
nach modernen Grundſätzen auszubilden; Deutſche ſind 
bei der Anlage chineſiſcher Feſtungswerke hervorragend 
thätig geweſen; ein Deutſcher iſt heute wieder, wie vor 
Jahren, der Hauptvertraute des von neuem zu Macht 
gelangten Vizekönigs Lihungtſchang, ein anderer war bis 
vor kurzem der hauptſächliche fremde Berater ſeines 
rührigſten Rivalen, des Vizekönigs Tſchangtſchitung in 
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Wutſchang; ein Deutſcher ift — wie kürzlich die Bei- 
tungen meldeten — dem neugeſchaffenen chineſiſchen 
Eiſenbahn⸗ und Minenamte als Mitglied zugeteilt wor: 
den. Hoffentlich gelingt es Deutſchland, nicht nur zu 
verhindern, daß ſeine Söhne aus den Stellungen, die 
ſie durch eigene Kraft ſich errungen haben, heraus— 
gedrängt werden, ſondern auch in dieſer Beziehung Er— 
rungenes nicht nur zu behaupten, ſondern weiter aus— 
zubauen und ſtärker nutzbar zu machen. Nur dann 
wird die Durchführung der Politik der offenen Thür 
uns die Garantie einer wirklichen und dauernden Parität 
in China bieten. 

Während ſo die Politik der offenen Thür im Ein⸗ 
und Ausfuhrhandel wurzelt, iſt umgekehrt die ſogenannte 
Politik der Intereſſenſphären — abgeſehen von den 
chauviniſtiſchen Beſtrebungen einiger engliſcher Jour— 
naliſten und unverantwortlicher Politiker, die das ganze 
Yangtjebeden und damit den weitaus größten und 
wichtigſten Teil ganz Chinas gern für England mit 
Beſchlag belegen wollen — nie ernſtlich mit dem Ein— 
und Ausfuhrhandel in Beziehung geſetzt worden. Sie 
iſt vielmehr ſtets im weſentlichen bezogen auf Eiſen— 
bahnen und Bergbau. Es iſt einleuchtend, daß auf 
dieſem Gebiete mit dem Schlagwort der offenen Thür 
nicht auszukommen iſt. Wohl kann noch in beſtimmten 
Grenzen einige Sorge dafür geübt werden, daß bei der 
Bewerbung um Konzeſſionen eine gewiſſe internationale 
Parität gewahrt bleibt; aus der Natur der Verhältniſſe 
ergibt ſich aber, daß hier früh der internationale Wett⸗ 
bewerb zu einem gewiſſen Abſchluß kommt, daß ſich 
notwendigerweiſe mit der Erteilung der Konzeſſionen, 
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die ſich meiſt auf Eiſenbahnbau und Bergbau zugleich 
beziehen, gewiſſe Intereſſenſphären ausſondern, die nach 
der Nationalität der Konzeſſionäre bezeichnet werden 
können. 

Am weiteſten iſt dieſe Entwickelung in der Provinz 
Schantung vorgeſchritten. Wir Deutſche haben in 
dieſer weit ins Meer vorſpringenden Provinz, die auf 
einer Fläche von etwa der halben Größe Preußens faſt 
30 Millionen Menſchen nähren ſoll, nicht nur im Ver— 
trage vom 6. März 1898 von China die Konzeſſionen 
für die Haupteiſenbahnlinien und den Bergbaubetrieb 
in ihrer Nähe erhalten, ſondern uns iſt auch eine be— 
ſondere dauernde Vorzugsſtellung dort ausdrücklich zu— 
erkannt worden, inſofern als die engliſche Regierung 
der deutſchen vor der Beſetzung von Weihaiwei aus 
freien Stücken zugeſichert hat, „daß ſie nicht willens 
ſei, deutſche Rechte oder Intereſſen in der Provinz 
Schantung zu ſchädigen oder in Frage zu ſtellen oder 
der deutſchen Regierung in jener Provinz Schwierig: 
keiten zu bereiten, und daß ſie insbeſondere nicht beab— 
ſichtige, von Weihaiwei oder dem dazu gehörigen Gebiet 
aus Eiſenbahnverbindungen nach dem Innern der Pro— 
vinz anzulegen“. Und während die anderen Nationen — 
mit Ausnahme der Belgier, die, insbeſondere dank 
der umſichtigen Vorarbeiten eines hervorragenden 
deutſchen Baumeiſters, mit der Bauausführung der 
ihnen konzeſſionierten wichtigen Hankou-Peking-Bahn 
begonnen haben — noch im weſentlichen der platoniſchen 
Freude ſich hingeben, nach der Karte und auf dem 
Papier die Länge der Eiſenbahnlinien zuſammenzu— 
rechnen, für die ſie mehr oder minder günſtige Verträge 


fih errungen haben, hat man auf deutſcher Seite in 
Schantung den wichtigen Schritt vom Planen zur That, 
von bloßer Berechtigung zur Ausführung bereits ge— 
macht. 

Die Schantung⸗Eiſenbahngeſellſchaft, die am 15. Juni 
1899 mit einem Grundkapital von 54 Millionen Mark, 
von dem ein Viertel bei der Gründung eingezahlt 
wurde, ins Leben gerufen worden iſt, hat alsbald mit 
der Ausführung der ihr konzeſſionierten Bahnlinie von 
Tſingtau nach Tſinan, der Hauptſtadt Schantungs, be: 
gonnen. Die zur Feſtſtellung der Bahnlinie erforder— 
lichen Vorarbeiten ſind ſo beſchleunigt worden, daß 
bereits im September vorigen Jahres der Bau ſelbſt 
an zwei Punkten in Angriff genommen werden konnte. 
Der Bau unterſteht einem geſchickten, in China erfahrenen 
deutſchen Fachmann, dem Regierungsbaumeiſter Hilde— 
brand; das Obermaterial für die ganze Bahnlinie, 
ſämtliche Brücken und der geſamte erforderliche Fahr— 
park wird von deutſchen Werken geliefert; deutſche 
Dampfſchiffgeſellſchaften befördern die umfangreichen 
Lieferungen zum Beſtimmungsort. Maſſen im Gewicht 
von etwa 100 000 Tonnen und im Werte von mehr 
als 20 Millionen Mark ſind bereits für die Schantung— 
eiſenbahn bedungen. Drei Dampfer mit den Materialien 
für eine Bahnſtrecke von 75 km ſind bereits expediert 
worden; ein vierter, der unter anderem auch die erſten 
Lokomotiven mitnimmt, wird noch im April 1900 folgen. 
Trotz der ausgebrochenen Unruhen hofft man, zu Beginn 
des nächſten Jahres den Betrieb bereits auf einer Strecke 
von 100 km eröffnen zu können, und nach allem darf 
man annehmen, daß es gelingen wird, nach den Beſtim— 
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mungen der Konzeſſionsurkunde die 180 km lange Eiſen— 
bahn bis Weihſien in drei Jahren, die ganze 450 km 
lange Linie bis Tſinan in fünf Jahren fertig zu ſtellen. 
Weiter wird man erwarten dürfen, daß im Anſchluß an 
dieſe Bauten auch die Konzeſſion bald zur Ausführung 
gelangt, die Deutſchland im Bunde mit England für 
den Bau der etwa 1000 km langen großen Nord-Süd⸗ 
bahn von Tientſin, dem Hafen Pekings, nach Tſchinkiang 
am Schnittpunkte des großen Kanals und des Pangtſe— 
ſtromes erlangt hat. Wie es ſo in Ausſicht ſteht, daß 
Schantung in abſehbarer Zeit nach Norden und Süden 
eine leiſtungsfähige Verkehrsverbindung erhält, ſo iſt zu 
hoffen, daß auch die Zeit kommen wird, wo nach Weſten 
hin ein für den Großverkehr in Maſſengütern brauch— 
barer Verkehrsweg die Kiautſchoubucht mit der an Kohlen 
und Erzen überreichen, einer hochbedeutſamen Entwicke— 
lung ſicheren Gebirgsprovinz Schanſi erfolgreich ver— 
bindet. 

Ferner wird im Anſchluß an die bereits begonnenen 
Eiſenbahnbauten auch ein Bergbau modernen Stils in 
der Provinz Schantung bald ſich entwickeln. Bekannt— 
lich iſt dem Deutſchen Reich von China das Recht er— 
teilt worden, auf beiden Seiten der in Schantung zu 
erbauenden Eiſenbahnlinien in einer Breite von 30 Li 
oder etwa 15 km den Bergbau und zwar ſowohl für 
Kohlen, als auch für andere Mineralien zu betreiben. 
Die in dieſem Gebiet vorgenommenen geologiſchen 
Unterſuchungen ſind noch nicht abgeſchloſſen; allein das 
ſteht bereits heute feſt, daß an verſchiedenen Stellen, 
auf die meiſt Freiherr von Richthofen ſchon vor 30 Jahren 
hingewieſen hat, abbauwürdige Kohlenlager ſich vor— 
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finden. Am wichtigſten ſcheinen ſie in Poſchan und 
Umgegend zu ſein, wohin gleichzeitig mit der Hauptbahn 
nach Tſinan eine Zweigbahn gebaut werden ſoll; der 
dort nach neueren Ermittelungen in Mengen von etwa 
2½ Milliarden Tonnen vorkommenden Kohle werden 
von amtlicher und ſachverſtändiger deutſcher Seite auf 
Grund neuerer Unterſuchungen „vortreffliche Heizeigen— 
ſchaften“ nachgerühmt. Zur Ausnutzung der von 
Deutſchland erworbenen Konzeſſion und Hebung ins— 
beſondere der erwähnten Kohlenſchätze hat ſich jüngſt 
die erſte Schantung-Bergbaugeſellſchaft mit einem Kapital 
von zunächſt 12 Millionen Mark gebildet. Man darf 
erwarten, daß es ihr gelingen wird, ungefähr gleichzeitig 
mit der Eröffnung der Eiſenbahn billige chineſiſche 
Kohlen zum Kiautſchouhafen zu bringen, die erſten in 
moderner Art abgebauten chineſiſchen Kohlen, wenn 
man von der eigentlich nur Chineſen zu gute kommenden, 
nicht ſehr ausgedehnten Kohlenförderung aus den nörd— 
lich von Tientſin liegenden Kaipingkohlengruben abſieht. 

So darf Shantung vom Standpunkt der Eiſenbahn— 
und Bergwerksunternehmungen aus nicht nur rechtlich, 
ſondern auch bereits thatſächlich als deutſche Intereſſen— 
ſphäre bezeichnet werden. In keinem anderen Teile 
des eigentlichen China liegen die Verhältniſſe ſo einfach 
und klar, wie hier. Nur außerhalb des Reiches der 
18 Provinzen, im größten Teile der Mandſchurei, hat 
Rußland ſich eine ähnliche Stellung erworben, wie 
Deutſchland in Schantung ſie hat. 

Wenn aber Deutſchland in Schantung ſich eine 
Stellung geſichert hat, wie es keiner anderen Macht in 
einem anderen Teil des Reiches gelungen iſt, ſo iſt da— 
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mit natürlich nicht geſagt, daß es ſich irgendwie auf 
dieſes noch nicht ein Zehntel der Chineſenbevölkerung 
umfaſſende Gebiet beſchränken will. Zwar haben andere 
Mächte für andere Teile des Landes Verträge mit China 
abgeſchloſſen, die man vereinzelt in einem Deutſchland 
beſchränkenden Sinne gedeutet hat. Das vermag aber 
nur nervöſe Aengſtlichkeit aus ihnen herauszuleſen. 
Die Verträge, die England über das Becken des Yangtſe— 
ſtromes und Frankreich über die drei Südprovinzen 
Chinas abgeſchloſſen hat, beſtimmen nämlich nur, daß 
dieſe wichtigen Gebiete nicht ganz oder teilweiſe von 
China an eine fremde Macht abgetreten werden dürfen. 
Es liegt auf der Hand, daß ein ſolches Abkommen nur 
einen demonſtrativen Wert hat. Denn wenn China 
es irgend vermeiden kann, wird es ſelbſtverſtändlich 
nicht dieſer wichtigſten Provinzen ſeines Landes ganz 
oder teilweiſe ſich entäußern; wenn es aber ſelbſt eine 
ſolche bedenkliche Beeinträchtigung nicht abwenden kann, 
dann wird es auch nicht davor geſchützt durch das 
papierne Entäußerungsverbot, ſondern nur durch das 
energiſche, allenfalls bewaffnete Einſchreiten des fremden 
Vertragsſtaates. Eher Pflichten als Rechte haben die 
fremden Mächte durch dieſe merkwürdigen, etwas nach 
Verlegenheit ausſehenden Nichtentäußerungsverträge mit 
China erworben. Jedenfalls kann man nicht ſagen, 
daß Deutſchland durch ſie geſchädigt worden iſt. Die 
Grenzen der Provinz Schantung ziehen dem deutſchen 
Unternehmungsgeiſt — wie auch der erwähnte Erwerb 
der Konzeſſion für die Tientſin-Tſchinkianglinie that- 
ſächlich gewiſſermaßen beſtätigt — keine Grenzen irgend 
welcher Art, wenn auch naturgemäß viele Unternehmun— 


gen, die eine Erſchließung des chineſiſchen Innern be— 
zwecken, Schantung und insbeſondere Tſingtau zum 
Ausgangspunkt und Stützpunkt wählen, zumal da ſie 
dort des wirkſamen Schutzes ſtets am ſicherſten ſind. 
Heute kann natürlich das noch vor etwas mehr als zwei 
Jahren unbekannte, ärmliche Fiſcherdorf Tſingtau nicht 
bereits in eine nennenswerte Handelsſtadt umgezaubert 
ſein. Man kann nicht ernten, wenn man kaum mit 
der Ausſaat begonnen hat. Immerhin zeigen ſich ſchon 
heute Anſätze der Entwickelung. Vom 1. Oktober 1898 
bis zum 15. September 1899 liefen in unſerem deutſchen 
Hafen 167 Dampfer ein, und zwar im unvollſtändigen 
letzten Quartal doppelt ſo viel, wie im erſten; dazu 
kommt ein lebhafter einheimiſcher Schiffsverkehr, der 
im dritten Quartal des vorigen Jahres auf 821 nach 
China gehender und von China kommender Dſchunken 
ſich belief. Noch gar nichts läßt ſich aus der Zoll— 
ſtatiſtik folgern. Denn erſt am 1. Juli 1899 trat das 
chineſiſche Zollamt, das die Waren zu verzollen hat, 
die zwiſchen unſerem deutſchen Pachtgebiet, das am 
2. September 1898 als Freihafen dem Handel aller 
Nationen geöffnet worden iſt, und dem zollumgürteten 
chineſiſchen Hinterlande befördert werden, in Thätigkeit, 
und die zollfreie Zeit vorher iſt gehörig ausgenutzt 
worden; in den letzten Monaten vor der Eröffnung 
des Zollamts ſind allein über 10000 Ballen Baum— 
wollgarn und 15000 Stück Shirting, Drill zc. ein: 
gegangen. Schon darum, weil der Hinterlandsmarkt 
gewiſſermaßen geſättigt war, iſt es nicht verwunderlich, 
daß im erſten Quartal die Geſamtzolleinnahme 9946 Taels 
oder rund 30 000 Mark nicht überſtieg. Hoffnungen 


für einen baldigen Aufſchwung darf man aus der 
Thatſache ſchöpfen, daß ein Teil der altangeſehenen 
deutſchen Chinafirmen in Tſingtau ſich niedergelaſſen 
hat und daß auch chineſiſche Geſchäftsleute, ohne die ein 
Aufſchwung des Einfuhrgeſchäfts für das Hinterland 
ausgeſchloſſen iſt, ſich dorthin ziehen. 

Erſt wenn die begonnenen Hafenbauten vollendet 
ſind, Tſingtau mit dem Hinterlande in Eiſenbahn⸗ 
verbindung ſteht und im Hinterlande eine moderne 
Entwickelung insbeſondere im Bergbau ſich regt, erſt 
dann wird unſere Beſitzung im fernen Often als Handels- 
platz einen Aufſchwung nehmen, der den Erwartungen 
entſpricht, die heute bereits in weiten Kreiſen gehegt 
werden. Bis dahin wird man ſich noch gedulden müſſen. 
Denn wie Rom nicht an einem Tage erbaut wurde, 
wachſen auch blühende Kolonien nicht von heute auf 
morgen empor. Was für ſchwere, traurige Zeiten hat 
Hongkong nicht durchmachen müſſen! Wie war es ver: 
rufen als bevorzugter Tummelplatz für Diebe und 
Räuber zu Lande, ſowie für Seeräuber an ſeinen Küſten! 
Wie wurde es furchtbar von Krankheiten heimgeſucht, 
wurden doch in einem Jahre 440 Menſchenleben — 
24% der Truppen, 10 % der Zivilbevölkerung — da- 
hingerafft und kam doch jeder fremde Bewohner im 
Durchſchnitt fünfmal im Jahre ins Lazarett. Und wie 
langſam wuchs anfangs nur der Handel! Viele Jahre 
hindurch war in den Singhallen Londons ein Lied 
populär, deſſen Refrain lautete: Du magſt für mich 
nach Hongkong gehen (You may go to Hongkong for 
me). Noch 10 Jahre nach feiner Begründung wurde 
Hongkong die ſchmutzigſte und ekelhafteſte — the most 
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filthy and disgusting — Kolonie des britiſchen Reiches 
genannt. Noch im Jahre 1845 reichten die engliſchen 
Kaufleute Chinas bei der Regierung eine Denkſchrift 
ein, in der fie verſicherten, die Gründung einer der- 
artigen Kolonie ſei nie ein Bedürfnis geweſen und 
Hongkong ſei überhaupt kein Handelsplatz, ſondern nur 
die Reſidenz der Regierung und ihrer Beamten, ſowie 
weniger engliſchen Kaufleute und einer armſeligen 
Chineſenbevölkerung. Im Jahre 1847 gab der bis⸗ 
herige Schatzmeiſter der Kolonie, Martin, einem Ab⸗ 
ſchnitte in ſeinem viel beachteten Buch über China die 
Ueberſchrift: „Hongkong, ſeine Lage, ſeine Ausfichten, 
ſein Charakter und ſeine äußerſte Wertloſigkeit für Eng⸗ 
land in jeglicher Beziehung“ (Hongkong, its position, 
prospects, character and utter worthlessness in every 
point of view to England). Auch der Gouverneur 
von Hongkong berichtete im Jahre 1850, mit Ausnahme 
des Opiumhandels könnte der Handel ebenſo gut in 
Kanton oder Schanghai betrieben werden. Selbſt 
Earl Grey, der frühere engliſche Kolonialminiſter, ſagte 
noch in den fünfziger Jahren: „Wenn man bedenke, 
daß Hongkong ſo viel koſte, ſo müſſe man wünſchen, 
daß es gar nie genommen wäre.“ 

Und heute gehört Hongkong zu den blühendſten 
Kolonien des engliſchen Weltreichs. Den Ruf, zu den 
ungeſundeſten Plätzen der Erde zu zählen, hat es längſt 
verloren; es rühmt ſich vielmehr, der geſündeſte in den 
Tropen zu ſein. Heute iſt es nicht nur einer der ſchönſten, 
ſondern auch einer der belebteſten Häfen der Welt. 
Die Handelsthätigkeit Hongkongs ſoll heute nach amt⸗ 
licher Schätzung einen Wert von 50 Millionen Pfund 
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Sterling oder einer Milliarde Mark jährlich überfteigen. 
Sir Thomas Sutherland hat ſich kaum einer Ueber— 
treibung ſchuldig gemacht, wenn er kürzlich in der 
Generalverſammlung der Peninsular and Oriental 
Steam Navigation Company von Hongkong ſagte, 
daß es — nämlich unter Einrechnung der Dſchunken— 
ſchiffahrt — wahrſcheinlich der größte Schiffahrtsplatz 
der Welt jei, ſelbſt London und Liverpool nicht aus: 
genommen (probably the largest shipping port in 
the world, not even excepting London or Liverpool). 

Wer dieſen Gegenſatz zwiſchen einſtigen Urteilen 
und jetzigen Thatſachen ſich vor Augen hält, wird auch 
durch die Schattenſeiten, die im letzten Jahre in 
Kiautſchou hervorgetreten ſind, ſich nicht beirren laſſen, 
ſondern auf Grund deſſen, was dort in der kurzen 
Friſt von zwei Jahren geſchehen iſt und hier natürlich 
nicht im einzelnen dargelegt werden kann, einſtimmen 
in den Satz der ſo vorſichtig abgefaßten, jüngſt er— 
ſchienenen amtlichen Denkſchrift, daß „eine ſtetige, zum 
Teil über Erwarten raſch fortſchreitende Entwickelung 
der jungen Kolonie ſich vollzogen hat“, und der Hoff— 
nung vertrauensvoll ſich hingeben, daß dieſe fortſchrei— 
tende Entwickelung auch in der Zukunft andauert, wenn 
mit den dazu erforderlichen Mitteln nicht allzu ſehr ge— 
knauſert wird. 

Doch die Hauptbedeutung unſerer oſtaſiatiſchen Er— 
werbung liegt, wie geſagt, nicht darin, in der hafen— 
armen Nordhälfte des chineſiſchen Reiches, die in ihrer 
Entwickelung bisher hinter der Südhälfte zurückgeblieben 
ift, jetzt aber kräftig einzuſetzen ſcheint, das Verſäumte 
nachzuholen, im Laufe der Zeit einen Freihafen und 
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Tranſitplatz von ähnlicher Bedeutung ins Leben zu rufen, 
wie in noch günſtigerer Lage Hongkong langſam gewor— 
den iſt; ſie liegt vielmehr darin, für das ganze große 
Land einen Platz an der Sonne uns zu ſichern. Denn 
wie heute unſere deutſchen Intereſſen in den andern 
Teilen Chinas unvergleichlich viel bedeutender ſind, als 
in jenem Gebiet, das als unmittelbares Hinterland 
Kiautſchous betrachtet werden kann, ſo werden ſie es 
auch in aller Zukunft bleiben, wenn nicht durch will: 
kürliche Gewalt zu unſeren Ungunſten die Entwickelung 
unterbrochen wird. Dieſes weitere Arbeitsfeld gilt es, 
bei der Löſung der Aufgaben, die aus unſerem eigenen 
Landbeſitz in Oſtaſien erwachſen, nie aus dem Auge zu 
verlieren. Wichtiger als die wirtſchaftliche Entwickelung 
Kiautſchous iſt es, mit Hilfe dieſes militäriſchen Stütz— 
punktes das ganze chineſiſche Land, das ganze chineſiſche 
Volk deutſcher Unternehmungsluſt offen zu halten und 
weiter nutzbar zu machen. 

Während der chineſiſche Staat, der einſt unter einem 
Zepter das ganze große Gebiet, das im Oſten Aſiens 
von den engliſchen und ruſſiſchen Rieſenreichen noch 
nicht in Beſchlag genommen iſt, vereinigte, heute — wie 
wir ſahen — in zunehmendem Verfall ſich befindet und 
viele Einbußen in den letzten Jahrzehnten hat erdulden 
müſſen, ſind Land und Volk, die Grundlagen, auf denen 
diefe ſtaatliche Macht einſt erwachſen ift, noch heute 
dieſelben; ja, obwohl ein gewiſſer Raubbau die Er— 
giebigkeit des Bodens ſtellenweiſe geſchmälert hat und 
obwohl das ſeit der Berührung mit der europäiſchen 
Kultur unter engliſchem Einfluß wenn nicht eingebür— 
gerte, ſo doch ſehr geförderte Laſter des Opiumrauchens 
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fortdauernd viele Opfer fordert, fo können Land und 
Volk in China im allgemeinen doch noch als unerſchöpft 
gelten, nur wartend der Zeit, die ihre Kräfte voll ent— 
wickelt; das chineſiſche Volk iſt in den letzten Jahrzehnten 
in eine Expanſionsbewegung bedeutſamſter Art einge— 
treten; der chineſiſche Grund und Boden ſteht erſt an 
der Schwelle einer Zeit, wo die Anwendung moderner 
Landwirtſchafsmethoden ihn zu feiner vollen Ergiebigkeit 
entwickelt und wo die vielleicht alle anderen Teile der 
Erde übertreffenden, noch ſo gut wie unangetaſteten 
Mineralſchätze, die er birgt, gehoben und verwertet 
werden. 

China iſt im großen und ganzen von der Natur ſo 
geſegnet, daß es ſchon auf dem fruchtbaren Boden ſeiner 
18 Provinzen eine ungewöhnlich dichte Bevölkerung zu 
ernähren vermag. Zum weitaus größten Teile in der 
gemäßigten Zone gelegen — das der chineſiſchen Nord— 
grenze nahe Peking liegt etwas ſüdlicher als Madrid, 
Neapel, Konſtantinopel und New York und der am 
weiteſten nach Süden vorgeſchobene Teil Chinas, die 
Inſel Hainan, befindet ſich auf gleicher Breite mit den 
Kap Verdeſchen Inſeln, etwas ſüdlicher, als Kuba und 
Hawai — erfreut ſich das Reich der Mitte nicht nur 
des Segens eines regelmäßigen Wechſels der Jahres— 
zeiten, ſondern genießt auch den unſchätzbaren Vorzug, 
im Bereiche der Monſune zu ſein, die im Gegenſatz zu 
den waſſerarmen Sommern der entſprechenden Teile 
der weſtlichen Halbkugel dem Boden Regen zuführen, 
wenn er feiner am meiſten bedarf. Da zu dem uns 
gewöhnlich fruchtbaren, eine ſeltene Fülle wertvoller 
Pflanzen hervorbringenden Boden, deſſen ſich China 


infolgedeſſen in weiter Ausdehnung erfreut, die erwähnte 
Fülle bisher faſt unberührter Mineralſchätze ſich geſellt, 
da das Land ferner von einem waſſerreichen, weit ins 
Innere ſich verzweigenden Rieſenſtrom, wie ihn in 
gleicher Großartigkeit die gemäßigte Zone ſonſt nicht, 
ſelbſt nicht im Miſſiſſippi aufweiſt, durchzogen wird, ſo 
konnte der erſte große Erforſcher dieſes bedeutſamen 
Teiles der Erdoberfläche, Freiherr v. Richthofen, ſein 
Urteil über China nicht mit Unrecht in die Worte zu— 
ſammenfaſſen: „Europa hat durch reiche Gliederung 
der Küſten und der Bodengeſtalt einen Vorrang ... 
aber in allen anderen Beziehungen gebührt China die 
Palme unter den kontinentalen Ländern der gemäßigten 
Zone.“ 

Und auf dieſem vielfältig geſegneten Boden, der 
nur etwa den dreißigſten Teil der Erdoberfläche bildet, 
wohnt ein Volk, das etwa ein Viertel der geſamten 
Bevölkerung der Erde ausmacht. Trotz Revolutionen 
verheerendſter Art und nie ſchwindender furchtbarer 
Seuchenepidemien, trotz einer Ernährung, die bei jedem 
Europäer ſich als unzureichend erweiſen würde, trotz 
des ausgedehnten, jahrhundertealten Zuſammendrängens 
in Großſtädten, deren Volkszahl erſt kürzlich in Europa 
und Amerika erreicht wird, deren Mangel an ſanitären 
Vorkehrungen niemals überboten werden kann, trotz 
alledem haben die Chineſen ihre geſunde Volkskraft 
ſich erhalten und eine Volksdichtigkeit erreicht, wie ſie 
auf einem ähnlich großen Gebiete nicht zum zweitenmal 
auf der Erde fih findet. Dieſe vielfach bis zur Ueber: 
völkerung gehende Volksdichtigkeit, die zum großen Teil 
ihre Erklärung findet in der das Volk beherrſchenden 
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religiöjen Vorſtellung der Ahnenverehrung, die der Er: 
zeugung eines männlichen Nachkommen die größte Be- 
deutung beimißt und dadurch einen nie abnehmenden 
Anſporn zur Volksvermehrung bietet, ſie hat den Kampf 
ums Daſein in China beſonders ſcharfe Formen an— 
nehmen laſſen, das Volk zum Erwerbe, zur Arbeit er— 
zogen, Arbeitstrieb und Erwerbsſinn einerſeits, Genüg— 
ſamkeit und Sparſinn andererſeits zu einer Höhe ent— 
wickelt, wie ſie vereint ſonſt nirgends außerhalb des 
Kreiſes der Kulturvölker erreicht iſt; daran können auch 
die ärgerlichen Erfahrungen nicht irre machen, die kaum 
einem Europäer in China mit ſeinen chineſiſchen Ange— 
ſtellten erſpart bleiben. Nirgends geht ein Volk ſo 
völlig im Erwerbsleben auf; nirgends hat auch die 
Sorge für den eigenen Unterhalt und den der Ange— 
hörigen Sinnen und Denken und Empfinden der Maſſen 
ſo ſehr in den engen Kreis der Familie gebannt, ſo 
wenig zu einem weiteren Gefühl der Zuſammengehörig— 
keit, zum Nationalſinn, zum Patriotismus ſich erweitern 
laſſen. 

Welche Perſpektiven eröffnen ſich, wenn das chine— 
ſiſche Volk einſt aus dem engen Kreiſe dieſes kleinlichen, 
alle Kräfte abſorbierenden Kampfes ums Daſein ſich 
erhebt, wenn es einerſeits mit den Mitteln moderner 
Technik und wirkſamerer Organiſation ihm gelingt, 
ſeine Arbeitskraft erfolgreicher, als bisher, auszunutzen, 
und es andererſeits vom Familienſinn, in dem bisher 
ſein Gemeinſchaftsgefühl aufging, zu einem lebhaften 
Nationalbewußtſein ſich emporrafft. 

In neuerer Zeit, in der wir das Nationalgefühl in 
ſo vielen Völkern plötzlich haben erwachen ſehen, iſt 
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der Gedanke keineswegs von der Hand zu weiſen, daß 
auch einſt der Tag anbrechen wird, wo dieſe merk— 
würdige, ſo Großes vermögende Macht die gewaltige, 
bisher ſo phlegmatiſche Maſſe jenes eigenartigen be— 
zopften Volkes ergreift, deſſen einzelne Repräſentanten 
ihr gleichſam noch ſchlummerndes Nationalbewußtſein 
bisher nur darin bethätigten, daß ſie mit ſeltener Hart⸗ 
näckigkeit an den Sitten und Eigenarten ihres Landes, 
vor allem an der Tracht ihres Volkes feſthielten. Was 
das aber bedeutet, wenn ein kräftiges Nationalgefühl 
einſt das Chineſentum zu gemeinſamem Fühlen, Denken 
und Handeln vereint, das wird erſt klar, wenn man 
ſich vergegenwärtigt, wie bedeutſam das chineſiſche Volk 
in derſelben Zeit, wo ſein Staat nur mühſam vor 
völligem Zuſammenbruch bewahrt werden konnte, über 
weite Teile der Erde ſich ausgebreitet hat. Teils unter 
dem Druck einer durch Uebervölkerung verſchärften Not- 
lage, teils unter dem Antrieb eines Ueberſchuſſes an 
Unternehmungsluſt, der im eigenen Vaterlande keine 
befriedigende Thätigkeit fand, iſt es weit hinausgeflutet 
über die Grenzen des heutigen chineſiſchen Reiches. Kein 
anderes Volk der Erde, darf man wohl ſagen, zeigt in 
gleichem Maße, wie das chineſiſche, die Fähigkeit, jeg⸗ 
lichem Klima mit gleicher Leichtigkeit ſich anpaſſen zu 
können und überall, in größter Hitze oder ſchärfſter 
Kälte, bei richtigem Anſporn die gleiche Arbeitsfähig- 
keit, ja Arbeitsfreudigkeit zu zeigen. Wie die Chineſen 
im Norden, weit über die große Mauer hinaus, hoch 
hinauf an der rauhen ſibiriſchen Küſte einerſeits, bis 
an die kalten Abhänge des Altai andererſeits fih aus- 
gebreitet haben, ſo haben ſie die Länder im tropiſchen 
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Süden, von Tonkin bis zu der Halbinſel von Malakka 
und den oſtindiſchen Inſeln ſo ſehr überſchwemmt, daß 
ſie nicht nur den Handel zu einem ſehr großen Teil 
in ihren Händen haben, ſondern vielfach an Reichtum, 
an Macht, vereinzelt ſogar an Volkszahl neben den 
eigentlichen Angehörigen des einheimiſchen Volkes zum 
mindeſten ebenbürtig daſtehen. Und rings an den Küſten 
des Stillen Ozeans, in Kanada, in den Vereinigten 
Staaten, in Südamerika, insbeſondere in Peru, in 
Auſtralien und auch in Südafrika haben ſich die Chineſen 
in oft nicht unbeträchtlichen Mengen angeſiedelt; faſt 
überall haben ſie zu einer erregten, zum Teil nicht 
erfolgloſen Bewegung der weißen Arbeiter gegen ihre 
Einwanderung geführt, eine Thatſache, die an ſich ſchon 
einen Beweis für die wirtſchaftliche Bedeutung dieſer 
Einwanderung bildet. 

Eine Ausſicht auf Umgeſtaltungen von unabſehbarer 
Tragweite eröffnet ſich bei dem Gedanken, daß einmal 
dieſe ganze weitverbreitete, nach Hunderten von Millionen 
zählende Menge, nicht nur in China ſelbſt, ſondern auch 
in den Einwanderungsgebieten nicht mehr im Erwerbs— 
leben ausſchließlich aufgeht, nicht mehr an ihren wirt— 
ſchaftlichen Erfolgen volles Genüge findet, ſondern von 
einem ausgeprägten Nationalbewußtſein gepackt, zu 
engerem Zuſammenſchluß gedrängt, zum Spielen auch 
einer aktiven politiſchen Rolle aufgerüttelt wird. Dieſer 
Gedankengang enthüllt am fernen Horizont eine Gefahr, 
die vor wenigen Jahren ein ſehr hoch geſtellter Zeichner 
ſeinem Volke und den Nachbarvölkern durch bildlichen 
Ausdruck ins Bewußtſein zu rufen ſuchte. Daß dieſe 
„gelbe“ Gefahr beſteht, wird niemand zu leugnen wagen, 


der die in unſerer Zeit infolge des Erwachens des 
Nationalgefühls eingetretenen Veränderungen mit offenem 
Blick verfolgt hat, der beobachtet hat, welche nationale 
Energie z. B. das kleine, China ſo nahe gelegene Inſel— 
völkchen der Japaner in wenigen Jahren entfaltet hat; 
wann ſie aber eintritt, kann heute allerdings niemand 
behaupten. Eine vorſorgende Politik muß aber auch 
ferne Möglichkeiten ins Auge faſſen und ſich für ihren 
Eintritt rüſten; gilt es doch in dieſem Falle, dauernd 
zu verhindern, daß je wieder, wie in den traurigſten 
Tagen des Mittelalters, ein mongoliſcher Völkerſturm 
in der einen oder anderen Art losbricht und Europas 
Kultur gefährdet. 

Wenn man aber von einer gelben Gefahr ſpricht, 
pflegt man heute meiſtens an etwas anderes zu denken. 
Man denkt nicht an eine nationale Mobilmachung des 
chineſiſchen Volkes, ſondern an eine gewerbliche, an eine 
p Mobilmachung der großen induftriellen Reſervearmee 
| im fernen Often. Man denkt nicht an die ferne Mög: 
| lichkeit, daß vielleicht einft die Völker Europas ihre 
heiligſten Güter zu wahren haben werden; man denkt 
| an die nähere Möglichkeit, daß die wirtſchaftliche Kon- 
| kurrenz, die einzelne Chineſen bisher, insbeſondere in 
Ni Nordamerika und Auftralien, der Arbeit der kaukaſiſchen 
N Raſſe auf verſchiedenen Gebieten jo erfolgreich gemacht 
| haben, von der großen Maſſe des chineſiſchen Volkes 
i im eigenen Qande mit ähnlichem Erfolge aufgenommen 
I wird. Wird die andere Gefahr, die nationale, heute 
i meiſt unterſchätzt, für zu fern und gering gehalten, um 
| ernſtlich in Betracht gezogen zu werden, fo herrſchen 
i hinſichtlich dieſer Gefahr der oſtaſiatiſchen Konkurrenz 
N 
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vielfach noch ſehr übertriebene Anfichten. Die in an- 
geſtrengter ſtetiger Arbeit langſam erklommene Höhe 
unſerer gewerblichen Thätigkeit läßt ſich denn doch nicht 
in einem kühnen Satze von heute auf morgen erreichen, 
zumal von einem Volke, deſſen Bildungsweſen, ſoweit 
von ihm die Rede ſein kann, durchaus ungenügende 
Grundlagen für eine ſolche Entwickelung geſchaffen hat. 
Dem widerſpricht auch nicht das Beiſpiel Japans. Wer 
Gelegenheit gehabt hat, moderne Fabriken des fernen 
Inſelreichs genau kennen zu lernen, der wird zur Ueber— 
zeugung gelangt ſein, daß das vielgerühmte Beiſpiel 
nicht ſtichhält, der wird erkannt haben — was hier 
natürlich nicht des Näheren auseinandergeſetzt werden 
kann — wie hohes Lehrgeld Japan für ſeine plötzlichen 
induſtriellen Errungenſchaften gezahlt hat und fort— 
dauernd noch zahlen muß, wie es mit ſeiner jungen 
Induſtrie gar ſchwere Kriſen durchzumachen hatte, und 
heute bereits an einem Höhepunkt der Entwickelung an— 
gelangt zu ſein ſcheint, ohne daß das Errungene den 
Erwartungen allgemein entſpricht, wie die plötzliche 
großinduſtrielle Entwickelung darin hauptſächlich Grenzen 
findet, daß ſie die Löhne — vor allem durch die Los— 
löſung des Arbeiters und der Arbeiterin aus der Fa— 
milienwirtſchaft — ſtark und beſtändig in die Höhe 
treibt, gleichzeitig Kraft und Geſundheit des bisher aus— 
ſchließlich im Freien lebenden Arbeitsperſonals durch 
das anhaltende Zuſammenarbeiten im geſchloſſenen 
Fabrikraum aufs bedenklichſte untergräbt und dadurch 
das Verhältnis von Leiſtung und Lohn immer ungünſtiger 
geſtaltet. Nur einzelne meiſt an einheimiſche haus— 
induſtrielle Gewerbe ſich anlehnende Induſtriezweige ſind 


es, die ſich Schnell erfolgreich einbürgern laffen, Induſtrie— 
zweige, in denen eine verhältnismäßig einfache, zu einem 
gewiſſen Abſchluß und Stillſtand gelangte Technik mit 
nicht ſehr empfindlichen Maſchinen und nicht ſehr kom— 
plizierter Arbeitsteilung vorherrſcht; das iſt z. B. bei 
der Seiden- und Baumwollſpinnerei der Fall, obwohl 
in Schanghai — was zu denken gibt — auch die Baum— 
wollſpinnereien im Jahre 1898 nur 60 —- 70 9% ihrer 
Spindeln in Thätigkeit hatten und von den 25 Seiden- 
filaturen gar am Ende desſelben Jahres nicht weniger 
als 14 die Arbeit ganz eingeſtellt hatten. Wo dagegen, 
wie in weitaus den meiſten Zweigen moderner Groß— 
induſtrie, ein feinſinniges Ineinandergreifen vieler Teile 
erforderlich iſt, wo die Maſchinen leicht reparaturbedürftig 
werden, wo das Mitkommen im internationalen Wett— 
lauf nicht nur das einmalige Erlernen beſtimmter Hand— 
griffe, ſondern die verſtändnisvolle Fortbildung und be— 
ſtändige Vervollkommnung des techniſchen Apparates 
und Könnens erfordert, da ſchmilzt die Gefahr einer 
wirkungsvollen Maſſenkonkurrenz auf die verhältnis— 
mäßig wenigen Fälle zuſammen, wo es Ausländern 
gelingt, unter ihrem maßgebenden Einfluß mit der 
billigen Arbeitskraft der Einheimiſchen einzelne Unter— 
nehmungen ins Leben zu rufen. 

Die Gefahr, daß die Konkurrenz der oſtaſiatiſchen 
Arbeit auf dem Weltmarkt ähnlich ſcharfe Formen an— 
nimmt, wie die Konkurrenz der Chineſenarbeit in Amerika, 
in Auſtralien und anderswo auf einzelnen Gebieten 
gethan hat, iſt demnach nicht ſehr groß. Schon darum 
braucht man einer deutſchen Beteiligung an der in- 
duſtriellen Erſchließung und Entwickelung Chinas nicht 
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mit Bedenken gegenüberzuftehen. Auch würde ein Zurück— 
halten deutſcherſeits am ſchließlichen Reſultate nichts 
ändern, ſondern nur bedeuten, daß wir auf die Vor— 
teile, die auf dem Wege zu dieſem Reſultat liegen, ver— 
zichten und großherzig unſeren Konkurrenten den Bor: 
tritt laſſen, um ſie zu erraffen. Endlich lehrt die 
Erfahrung, daß die Entwickelung der induſtriellen Kräfte 
eines Landes regelmäßig der Einfuhr desſelben keinen 
Abbruch thut, ſondern im Gegenteil ſie fördert. Nach 
dem induſtriell höchſtentwickelten Lande der Welt, nach 
England, haben wir eine faſt doppelt jo große Mus- 
fuhr, wie nach irgend einem anderen Lande; und wäh— 
rend Japan ſeinen induſtriellen Aufſchwung genommen 
hat, hat in den letzten anderthalb Jahrzehnten ſeine 
Geſamteinfuhr ſich etwa verfünffacht, ſeine Einfuhr aus 
Deutſchland ſich beinahe aufs Zwanzigfache gehoben. 

Man darf daher nicht nur es freudig begrüßen, 
daß die Deutſchen an der kurzen bisherigen induſtriellen 
Entwickelung moderner Art in China einen kräftigen 
Anteil haben, ſondern man darf auch von dieſer fort— 
ſchreitenden Entwickelung ähnliche günſtige Folgen für 
den Abſatz der Erzeugniſſe unſeres heimiſchen Gewerbe— 
fleißes erwarten, wie ſie im Verein mit anderen Momenten 
in Japan ſie gezeitigt hat. 

Die Deutſchen haben an der induſtriellen Entwicke— 
lung, die ſeit dem Frieden von Schimonoſecki langſam 
und unter mancherlei Schwierigkeiten in China eingeſetzt 
hat, einen ihrer Handelsbedeutung entſprechenden Teil 
ſich zu ſichern gewußt, obwohl das deutſche Kapital 
daheim ſich bis jetzt meiſt äußerſt zurückhaltend gezeigt 
und die Durchführung mehr als eines ausſichtsreichen 


Planes dadurch vereitelt hat. Wie auf anderen Ge- 
bieten haben ſie ſich auch hier durch den Wagemut des 
Pioniers verſchiedentlich ausgezeichnet. Ihnen ſind haupt— 
ſächlich die Anfänge, die z. B. mit der Albumin-, der 
Glas-, der Seifefabrikation, ſowie mit der Federn- 
bearbeitung gemacht worden ſind, zu danken. Außer⸗ 
dem ſind ſie aber auch zuſammen mit Engländern in 
zahlreichen größeren gewerblichen Unternehmungen be— 
teiligt. So in Schanghai bereits im Jahre 1897 an vier 
Baumwollſpinnereien, ſechs Seidenfilaturen, drei Dock— 
anlagen, einer Schleppergeſellſchaft, einer Leichtergeſell— 
ſchaft, einer Werftanlage, einer Mehlmühle, einer Gas- 
anſtalt und einer Landgeſellſchaft. Bereits damals vor 
zwei Jahren konnte auf Grund ſorgfältiger Schätzungen 
angenommen werden, daß in derartigen gemeinſamen 
Unternehmungen in Schanghai ein deutſches Kapital 
von etwa 10 Millionen Mark ſtecke, das inzwiſchen un— 
zweifelhaft noch gewachſen iſt. Aehnlich — freilich wenig 
durchſichtig — ſind die Verhältniſſe in Hongkong. Ab— 
geſehen von verſchiedenen Geſellſchaften, in deren Vor— 
ſtand nur ein deutſches Mitglied vorhanden iſt, wie 
insbeſondere in der größten der drei Zuckerraffinerien 
in Hongkong, waren die Deutſchen im Jahre 1897 in 
ſieben der kapitalkräftigſten Unternehmungen in der eng— 
liſchen Kolonie, die zuſammen ein Anlagekapital von 
23 Millionen Silberdollar aufwieſen, mit mindeſtens 
zwei Mitgliedern, zum Teil mit der Hälfte und mehr 
Mitgliedern im Vorſtande vertreten. Und in dem viel- 
leicht erfolgreichſten gewerblichen Unternehmen im fernen 
Oſten, der Hongkong and Whampoa Dock Company, 
in der unter anderen faſt jedes engliſche Kriegsſchiff, 


1 


das in oſtaſiatiſchen Gewäſſern reparaturbedürftig wird, 
gedockt zu werden pflegt, waren im Jahre 1897, als 
ich die engliſche Kolonie beſuchte, nicht nur unter ſieben 
Direktoren drei Deutſche, ſondern führte ein Deutſcher 
ſogar den Vorſitz. 

Wichtiger iſt es, daß man von dieſer beginnenden 
induſtriellen Entwickelung Chinas, an der wir Deutſche 
in einer Weiſe bereits beteiligt ſind, daß man mit den 
beſten Hoffnungen in die Zukunft blicken kann, nicht 
nur, wie geſagt, keine Schädigung, ſondern ſogar eine 
Förderung unſerer deutſchen Einfuhr in China erwarten 
darf. Darüber kann ein Zweifel kaum beſtehen, daß 
in wirklich erheblichem Maße die Einfuhr in China ſich 
nur vergrößern läßt durch eine Hebung der Konſum— 
kraft des chineſiſchen Volkes. Unter dem Drucke der 
Uebervölkerung hat ſich in den breiten Maſſen des 
chineſiſchen Volkes eine ſolche Genügſamkeit und An⸗ 
ſpruchsloſigkeit, ein ſolches kärgliches Maß individueller 
Kulturbedürfniſſe bisher entwickelt, daß unter den gegen- 
wärtigen Verhältniſſen die Grenze der Aufnahmefähig⸗ 
keit für fremde Waren bald erreicht iſt. Nichts vermag 
die Kaufkraft des Volkes mehr zu heben, als eine in— 
duſtrielle Entwickelung des Landes in Verbindung mit 
Eiſenbahnbau und Bergbau. Dann wird auch die Ein— 
fuhr Chinas, die in den letzten Jahren im weſentlichen 
auf der gleichen Höhe blieb, wachſen. Heute iſt ſie von 
dem kleinen, nur etwa ein Zehntel der Einwohnerſchaft 
Chinas aufweiſenden Japan ſchon bald erreicht. Wenn 
China ſich zu einer ähnlichen Aufnahmefähigkeit ent⸗ 
wickelt, wie das von Natur aus weniger reiche Japan, 
deſſen Bevölkerung nicht ſo arbeitſam und dennoch 
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dichter iſt, in wenigen Jahren es gethan hat, ſo bedeutet 
das, daß ſeine heutige Einfuhr ſich nahezu verzehnfacht, 
nicht weit zurückbleibt hinter der heutigen Einfuhr Eng- 
lands, die heutige Geſamtausfuhr Deutſchlands faſt um 
die Hälfte überſteigt, die heutige Geſamteinfuhr von 
Frankreich, Rußland und Oeſterreich-Ungarn allein Dei- 
nahe aufwiegt. 

Daß wir, die wir bei unſerer ſtarken Bevölkerungs— 
vermehrung in immer wachſendem Maße darauf an— 
gewieſen ſind, Nahrungsmittel und Rohſtoffe einzuführen 
und mit den Erzeugniſſen unſerer Induſtrie zu bezahlen, 
nichts unterlaſſen dürfen, an dieſem noch der Entwicke— 
lung harrenden, gewaltigen Abſatzgebiet einen vollen 
Anteil uns zu ſichern, braucht nicht weiter ausgeführt 
zu werden. Je mehr die Kulturſtaaten durch Zölle ſich 
gegeneinander verſchließen, um ſo wichtiger werden für 
uns die noch entwickelungsfähigen Abſatzmärkte in frem— 
den Erdteilen, die keinem unſerer Konkurrenten auf dem 
Weltmarkt gehören. Und zum Glück haben wir alle 
Ausſicht, an dieſem chineſiſchen Abſatzmarkt einen reich— 
lichen Anteil zu gewinnen. Deutſcher Unternehmungs— 
luſt, deutſcher Arbeit und Ausdauer iſt es gelungen, 
bereits jetzt dem Deutſchtum im fernen Oſten und ins— 
beſondere in China eine Stellung zu erobern, die im 
Auslande, vor allem in England noch immer beſſer 
bekannt iſt und richtiger gewürdigt wird, als in unſerem 
Vaterlande, deſſen Einwohnerſchaft es erſt zu einem 
verſchwindend kleinen Teile gelernt hat, ihren Blick über 
die engen Grenzen der eigenen Heimat hinausſchweifen 
zu laſſen, über weite Meere und ferne Erdteile. 
Allerdings kommt die vorzügliche Stellung, die das 


Deutſchtum in China bereits errungen hat, in der 
Statiſtik nicht voll zum Ausdruck. 

Das gilt zunächſt von unſerer deutſchen Zollſtatiſtik. 
Ihr ſchwer abzuſtellender Mangel, der bekanntlich darin 
beſteht, daß die deutſche Warenausfuhr und Waren— 
einfuhr, ſoweit fie über belgiſche und holländiſche, ſowie 
auch heute noch über engliſche Häfen einerſeits, über 
Genua, vereinzelt auch Marſeille andererſeits erfolgt, 
ſich nicht genügend faſſen läßt, macht ſich in Bezug auf 
China beſonders fühlbar, weil die Reichspoſtdampfer— 
linie und die neue Frachtdampferlinie nach Oſtaſien zum 
Teil Antwerpen und Rotterdam, zum Teil Genua be— 
rühren. Sie iſt daher ein beſſerer Maßſtab für die 
Steigerung als für den Umfang unſerer China-Intereſſen. 
Nach ihr hat unſere Ausfuhr nach China ſeit den Jahren 
1881—1885 dem Gewichte nach auf den ſechseinhalb— 
fachen, dem Werte nach auf den viereinhalbfachen Be: 
trag ſich gehoben und in den zehn Jahren ſeit 1889 
hat ſie ſich in beiden Beziehungen verdoppelt. Noch 
größer iſt die Zunahme der deutſchen Einfuhr aus China. 
Sie hat in dem größeren erſten Zeitraum dem Gewichte 
nach um das zwanzigfache, dem Werte nach faſt um 
das fünfundſiebzigfache zugenommen und auch im letzten 
Jahrzehnt zeigt fie in der erſten Beziehung eine Ber: 
doppelung und in der zweiten eine Verfünffachung. 
Der Geſamthandel des deutſchen Zollgebiets mit China 
hat ſich in der ganzen Zeit dem Gewichte wie dem 
Werte nach auf den ſiebeneinhalbfachen Betrag gehoben, 
in den letzten zehn Jahren dem Gewichte nach um 134%, 
dem Werte nach um 176%. 

Dasſelbe wie von der deutſchen De gilt 
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zweitens auch von der chineſiſchen. Ihr Wert leidet 
für uns nicht nur dadurch erheblich, daß ihr engliſcher 
Leiter es noch immer nicht der Mühe für wert gehalten 
hat, den geographiſchen Begriff „europäiſcher Kontinent“ 
zu ſpezialiſieren, ſondern in noch weit höherem Maße 
dadurch, daß ungefähr 45 % des ſtatiſtiſch ermittelten 
chineſiſchen Handels, faſt 50% der ſtatiſtiſch ermittelten 
chineſiſchen Einfuhr auf Hongkong entfallen und dieſer 
Freihafen ſeinerſeits natürlich mangels eines Zolls eine 
zuverläſſige Warenſtatiſtik nicht beſitzt, ein Umſtand, den 
man auf engliſcher Seite dadurch auszunutzen pflegt, 
daß man den ganzen Handel Chinas mit dem Umſchlags— 
platz Hongkong, wie mit den anderen engliſchen Kolo— 
nien, ſchlankweg zum engliſchen Handel zählt und ſo 
dazu kommt, — ſelbſt Lord Curzon, der jetzige Vize— 
könig von Indien, hat es vor nicht langer Zeit im 
engliſchen Parlament gethan — dieſen engliſchen Handel 
auf 80 % des geſamten Fremdhandels Chinas zu be- 
werten, eine Zahl, die, wie wir ſogleich ſehen werden, 
ebenſo falſch iſt, wie ſie begreiflicherweiſe in England 
beliebt iſt. 

Ebenſo iſt die Schiffahrtsſtatiſtik bisher ein unzu⸗ 
reichender Maßſtab für die deutſchen Intereſſen in China 
und in Oſtaſien überhaupt. Einmal wird ihr gleichſam 
ſymptomatiſcher Wert allgemein dadurch beeinträchtigt, 
daß Schiffe unter deutſcher Flagge auch nichtdeutſche 
Waren, und Schiffe unter fremder Flagge deutſche Waren 
befördern; es kommt hier aber noch beſonders hinzu, 
daß das Schiffahrtsweſen und insbeſondere die Küſten⸗ 
ſchiffahrt, die mit ihren häufig wiederholten kurzen 
Fahrten in erſter Linie die Zahlen einer Schiffahrts⸗ 
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ſtatiſtik anſchwellt, gerade das Gebiet in Oſtaſien iſt, 
auf dem die Deutſchen nicht ihrer ſonſtigen Bedeutung 
gemäß vertreten waren. Einſt iſt das anders geweſen. 
Einſt — in den ſechziger Jahren des 19. Jahrhunderts — 
hatte der berufene Vertreter der deutſchen Handels— 
intereſſen im fernen Oſten berichten können: „Die 
Küſtenſchiffahrt Chinas iſt jetzt faſt ausſchließlich in den 
Händen der kontinentalen Schiffe liegend zu betrachten, 
von denen die deutſchen die bei weitem größte Zahl 
bilden.“ 

Das hatte ſich geändert. Der Umſtand, daß unſere 
Handelsſchiffe im deutſch-franzöſiſchen Kriege in den 
fernen oſtaſiatiſchen Gewäſſern ſchutzlos den franzöſiſchen 
Kreuzern preisgegeben waren, die ungefähr gleichzeitige 
Förderung, die die Dampfſchiffahrt durch die Eröffnung 
des Suezkanals erhielt, und die Einrichtung feſter 
Dampferlinien an der chineſiſchen Küſte durch Eng: 
länder, Amerikaner und Chineſen drängten die deutſche 
Küſtenſchiffahrt in China, die anfangs aus Seglern, 
ſpäter aus einzelnen Dampfern, die in ſogenannter 
wilder Fahrt fuhren, überwiegend beſtand, immer mehr 
ins Hintertreffen. Im Jahre 1898 kamen wir Deutſche 
mit unſeren Schiffen in China erſt an vierter Stelle; 
von der Mitte der achtziger Jahre bis zum Jahre 1898 
iſt der deutſche Anteil an der Schiffahrt ganz Chinas 
von faſt 10% auf knapp 3 ½ % zurückgegangen. 

Um ſo erfreulicher iſt es, daß die jüngſte Zeit auf 
dieſem Gebiete einen Umſchwung bedeutſamſter Art ge— 
bracht hat. Erſtens wurde bekanntlich unſere Verbin- 
dung mit Oſtaſien ſo außerordentlich verbeſſert, daß ſie 
heute in vielen Beziehungen der eines jeden anderen 


Landes mindeſtens ebenbürtig ift, indem außer der feit 
dem 1. Oktober 1899 erfolgten Verdoppelung der Fahrten 
unſerer Reichspoſtdampfer, an Stelle der alten Kingſin— 
Linie, eine Frachtdampferlinie nach Oſtaſien von den 
beiden großen deutſchen Dampfergeſellſchaften, die un— 
beſtritten die beiden größten der Welt ſind, eingerichtet 
wurde. Zweitens iſt auch von der Hamburg-Amerika⸗ 
Linie in Verbindung mit einer anderen deutſchen und 
einer engliſchen Geſellſchaft eine regelmäßige Dampfer— 
linie zwiſchen New York und Oſtaſien begründet wor- 
den. Endlich ſind auch in der oſtaſiatiſchen Küſten— 
ſchiffahrt die bedeutendſten Fortſchritte gemacht worden. 
Zunächſt hat diejenige Reedereifirma, die bisher noch 
am erfolgreichſten an der fernen Oſtküſte Aſiens ſich 
behauptete, die Firma M. Jebſen in Kiel, die hauptſäch— 
lich von Hongkong aus eine regelmäßige Linie nach ſüd— 
licheren Häfen, vor allem Haiphong, unterhielt, eine 
regelmäßige Dampferfahrt zwiſchen Schanghai, Kiau— 
tſchou, Tſchifu und Tientſin im Anſchluß an unſere 
Reichspoſtdampfer mit Unterſtützung der deutſchen Reichs— 
poſtverwaltung eingerichtet. Bedeutſamer iſt, daß auch 
auf dem Yangtſeſtrom, wo das deutſche Anſehen durch 
den Beſuch des Prinzen Heinrich eine ſehr wirkſame 
Stärkung erfahren hat, endlich auch die deutſche Handels— 
flagge, die faſt gänzlich von ihm verſchwunden war, 
regelmäßig ſich entfalten wird und zwar auf einer Ent— 
fernung von mehr als 2000 km. Es ſtehen zwei Bremer 
Firmen im Begriff, mit zunächſt je drei Dampfern die 
Konkurrenz mit den großen engliſch-chineſiſchen Gefell- 
ſchaften aufzunehmen, die bisher, wie auf manchen an- 
deren Routen an der chineſiſchen Küſte, auch auf dieſem 
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Rieſenſtrom die fremde Schiffahrt geradezu monopoli— 
ſierten. Endlich drang um Weihnachten die frohe Bot— 
ſchaft in die Oeffentlichkeit, daß der Norddeutſche Lloyd, 
der auch an dieſem Pangtſeunternehmen beteiligt iſt, 
die Dampfer zweier engliſcher Geſellſchaften, der Holt— 
ſchen East India Ocean Steamship Co. und der Scottish 
Oriental Steamship Co. angekauft habe und dieſe aus 
24 Schiffen beſtehende Flotte noch ſo zu vermehren und 
zu verbeſſern gedenke, daß ſein oſtaſiatiſcher Küſtenſchiff— 
fahrtsbetrieb innerhalb Jahresfriſt annähernd 40 Dampfer 
umfaſſen werde. 

Damit wird eine alte Scharte in glänzender Weiſe 
ausgewetzt und nicht nur der frühere Stand wieder 
erreicht, ſondern übertroffen. Damit iſt das große 
Ergebnis erzielt worden, daß an der ganzen Küfte Oft- 
aſiens hinauf bis Tientſin die deutſche Flagge in regel— 
mäßigen Linien vertreten ſein wird. In Zukunft wird 
daher auch die Schiffahrtsſtatiſtik die Bedeutung der 
deutſchen Intereſſen in Oſtaſien richtiger widerſpiegeln, 
als das bis jetzt der Fall war. 

Und wie die Zoll- und Schiffahrtsſtatiſtik bisher kein 
richtiges Bild von der Stellung des deutſchen Handels 
in China gab, ſo auch nicht die verbreitete Statiſtik 
über die in China anweſenden Fremden, die alljährlich 
von der chineſiſchen Seezollbehörde aufgeſtellt wird. 
Nach ihr kamen im Jahre 1898 die Deutſchen mit 
1043 Köpfen erſt an fünfter Stelle, hinter Engländern, 
Amerikanern, Japanern und Portugieſen, und wurden 
von den Engländern gar fünffach überflügelt. Das 
erklärt ſich zum Teil daraus, daß die Engländer und 
Amerikaner, wie auch die Franzoſen, ſehr viel mehr 
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Miſſionare nach China entſandt haben als wir Deutſche, 
und daß die erſten auch eine große Menge Landsleute 
— etwa 600 — im cghineſiſchen Zolldienſt aufweiſen; 
das findet aber auch zum Teil darin ſeine für uns ſo 
erfreuliche Erklärung, daß die deutſche Bevölkerung in 
China und Oſtaſien überhaupt durch eine weitgehende 
ſoziale Gleichartigkeit und hohe geſellſchaftliche Stellung 
gekennzeichnet wird und in weit geringerem Maße als 
die anderen Nationalitäten, als Engländer, Amerikaner 
und Franzoſen, ganz zu ſchweigen von Portugieſen und 
Japanern, aus den niederen, ja niederſten Schichten 
ſich rekrutiert. 

Dieſe ſoziale Vorzugsſtellung, möchte ich ſagen, kommt 
auch in der Statiſtik der Firmen einigermaßen zum 
Ausdruck. Hier ſteht Deutſchland — wenn von den 
Japanern, bei denen beſondere Verhältniſſe vorliegen, 
abgeſehen wird — an zweiter Stelle, alle anderen weit, 
um mehr als die Hälfte hinter ſich zurücklaſſend, den 
Amerikanern, Franzoſen, Ruſſen, Oeſterreichern und 
Belgiern zuſammen gleich kommend. Allerdings haben 
wir auch nach dieſer Statiſtik im Jahre 1898 den 398 
engliſchen Firmen nur 107 deutſche gegenüberzuſtellen. 
Aber auch dieſes Bild wird günſtiger bei näherer Be— 
trachtung. Einmal ſpricht ſchon die Bewegung der 
Zahlen für uns. Im Gegenſatz zu der Bevölkerungs— 
vermehrung, nach der ſich in den 25 Jahren von 1872 
bis 1897 die Engländer wie die Amerikaner ungefähr 
doppelt ſo ſtark wie die Deutſchen in China vermehrt 
haben, hat die Anzahl deutſcher Firmen im gleichen 
Zeitraum doppelt ſo ſtark zugenommen wie die der eng— 
liſchen, während die amerikaniſchen gar einen Rückgang 
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zu verzeichnen haben; entfiel im Jahre 1872 eine Firma 
auf 8 Engländer und 12 Deutſche, ſo nach 25 Jahren 
umgekehrt auf 8 Deutſche und 12 Engländer, und die 
Ziffern waren gleichzeitig für die Amerikaner von 13 
auf 36, für die Franzoſen von 15 auf 32 angewachſen. 
Schon das zeigt die hohe und wachſende wirtſchaftliche 
Bedeutung der Deutſchen in China. 

Sie tritt aber noch deutlicher hervor in anderer 
Beziehung. Vielleicht iſt darauf, daß die Deutſchen im 
fernen Oſten im weſentlichen Hanſeaten ſind, die auch 
daheim vorwiegend im Großhandel beſchäftigt ſind, die 
Thatſache zurückzuführen, daß die Deutſchen in China 
in weit höherem Maße als die Angehörigen anderer 
Nationen im Großhandel thätig ſind, ja, man kann 
faſt jagen, im Ein- und Ausfuhrgeſchäft geradezu auf- 
gehen. Nur wenn dieſe Großhandelsfirmen verſchie— 
dener Nationalität einander gegenübergeſtellt werden, 
ergibt ſich auf gleicher und gerechter Grundlage ein 
Vergleich über die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit, wie 
fie uns hier hauptſächlich intereſſiert. Ein ſolcher Ber- 
gleich läßt ſich auch zwiſchen Deutſchen und Engländern 
anſtellen. Der engliſche Generalkonſul Brenan hat näm— 
lich im Jahre 1897 die im Ein- und Ausfuhrgeſchäft 
thätigen engliſchen Firmen — „British firms, large 
and small“ — in allen chineſiſchen Vertragshäfen auf 
134 beziffert oder faſt nur ein Drittel der von der 
chineſiſchen Seezollbehörde angegebenen Zahl aller eng— 
liſchen Geſchäfte, und für dasſelbe Jahr läßt an der 
Hand des Adreßbuches für Oſtaſien ſich feſtſtellen, daß 
unter den von derſelben Behörde auf 99 bezifferten 
deutſchen Firmen nicht weniger als 87 im Großhandel 
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thätig waren. Das ergibt ein Verhältnis engliſcher 
Firmen zu deutſchen von 3: 2. 

Natürlich verſchiebt ſich dieſes Verhältnis beträchtlich 
in den einzelnen chineſiſchen Hafenplätzen. Der Sitz 
des engliſchen Uebergewichts iſt Schanghai, wo genau 
doppelt ſo viele engliſche wie deutſche Großhandels— 
firmen thätig ſind, was ſich in erſter Linie daraus 
erklärt, daß Schanghai den Haupteinfuhrhafen für 
Baumwollwaren bildet, die noch immer, trotz zunehmen: 
der amerikaniſcher Konkurrenz, vorwiegend engliſchen 
Urſprungs find und nicht weniger als 40 % der geſamten 
Einfuhr Chinas ausmachen. Sieht man von dieſem 
allerdings weitaus umfangreichſten aller Einfuhrartikel, 
an dem deutſche Firmen keineswegs unbeteiligt ſind, ab, 
ſo dürfte die Einfuhr faſt zu gleichen Teilen in deutſchen 
und engliſchen Händen liegen, und ähnlich dürfte es 
mit der Ausfuhr ſtehen, wenn von Thee, in dem die 
Ruſſen, und von Seide, in der die Franzoſen hervor— 
ragend thätig ſind, abgeſehen wird. 

In Hongkong, das in den angeführten Ziffern nicht 
einbegriffen iſt, iſt das Verhältnis für uns Deutſche 
ſchon ſehr viel günſtiger. In dieſer engliſchen Kolonie 
ſtanden — abgeſehen von den Firmen der Parſis und 
indiſchen Juden — im Jahre 1897 nur 28 engliſchen 
Handelshäuſern 21 im Großhandel thätige deutſche 
Firmen gegenüber, zu denen noch 5 deutſche Wechſel⸗, 
Schiffs⸗ und Effektenmakler, ſowie 8 deutſche Laden: 
geſchäfte hinzukamen. Sir William Robinſon, der bis 
vor kurzem Gouverneur von Hongkong war, hat bei 
ſeiner Rückkehr nach England vor noch nicht zwei Jahren 
geäußert, daß der von ihm ſechs Jahre lang verwaltete 


Handelsplatz immer mehr „in deutſche Hände falle”, jo 
daß „das Mutterland entſchuldigt erſcheine, wenn es 
ſich frage, ob es der Mühe wert ſei, große Summen 
für eine Kaufmannſchaft zu verwenden, die ihren Kon— 
kurrenten gegenüber anſcheinend hilflos ſei;“ zur Illu— 
ſtrierung dieſer etwas weitgehenden Behauptung wies 
er darauf hin, daß die Deutſchen bereits „faſt alle beſten 
Wohnungen“ in Hongkong inne hätten; und die ver- 
breitetſte und einflußreichſte Zeitung der engliſchen Kolonie 
mußte in dieſer Beziehung dem ſonſt von ihr ſo oft und 
ſcharf bekämpften Sir William recht geben. 

Und in den anderen Hafenplätzen, die an der chine— 
ſiſchen Küſte den Fremden zugänglich ſind, in den ſo— 
genannten Außenhäfen (outports), d. h. allen chineſiſchen 
Vertragshäfen mit Ausnahme Schanghais, kamen im 
Jahre 1897 die Deutſchen mit 47 Firmen den Eng- 
ländern mit 54 Firmen ſehr nah, ein Verhältnis, das 
ſich inzwiſchen unzweifelhaft noch günſtiger für uns ge- 
ſtaltet haben wird. Außerhalb des Yangtjethals ſtanden 
ſogar ſchon vor zwei Jahren 36 deutſche Firmen 35 
engliſchen gegenüber; und in einzelnen wichtigen Ver: 
tragshäfen hatten die Deutſchen ſchon damals ein aus— 
geſprochenes Uebergewicht. So waren in Tientſin neben 
9 engliſchen 16 deutſche, in Kanton neben 6 engliſchen 
8 deutſche Firmen anſäſſig. In dem genannten wichtigen 
Hafen des Nordens, wo wir ſeit dem Jahre 1896 eine 
eigene deutſche Niederlaſſung haben, ſollten die deutſchen 
Firmen am Handel ſtärker beteiligt ſein, als die aller 
anderen fremden Nationen zuſammengenommen; von 
Kanton, dem größten chineſiſchen Hafenplatz im Süden, 
dürfte ungefähr dasſelbe gelten, und — wenn man von 
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Thee, der hier faſt ausſchließlich von ruſſiſchen Firmen 
gehandelt wird, abſieht — wohl auch von Hankou, dem 
zukunftsreichen Ausgangspunkt der bereits in Angriff 
genommenen großen belgiſchen Ueberlandbahn nach 
Peking, dem „Chicago des fernen Oſtens“, wie man es 
genannt hat, in dem wir bekanntlich auch eine deutſche 
Niederlaſſung ſeit dem Jahre 1896 haben. 

So nimmt der deutſche Kaufmann ſchon heute eine 
bedeutungsvolle Stelle im fernen Oſten ein, nur noch 
übertroffen vom Engländer, verſchiedentlich auch dieſen 
überflügelnd. Man darf der Hoffnung ſich hingeben, 
daß es ihm gelingen wird, das durch raſtloſe, angeſpannte 
Arbeit Errungene nicht nur zu behaupten, ſondern allen 
Konkurrenten gegenüber zum wachſenden Nutzen unſerer 
einheimiſchen Induſtrie zu befeſtigen und auszubauen. 

In dieſer zuverſichtlichen Erwartung beſtärkt ins- 
beſondere auch die folgende Erwägung. Der Mangel 
an großen Stapelartikeln, der in der Vergangenheit 
für den deutſchen Kaufmann gegenüber ſeinem eng— 
liſchen Konkurrenten vielfach ein Nachteil geweſen iſt, 
dürfte in Zukunft in doppelter Hinſicht eher als Vorteil 
für ihn ſich erweiſen. Erſtens berechtigt die bisherige 
bunte Mannigfaltigkeit des Geſchäfts des deutſchen China— 
kaufmanns zu der Erwartung, daß die Deutſchen auch 
vielſeitigen Anteil an einem Aufſchwung des chineſiſchen 
Wirtſchaftslebens zu gewinnen wiſſen werden, während 
die Konzentrierung auf wenige große Artikel, wie jedes 
Setzen auf wenige Karten, mancherlei Riſiko mit ſich 
bringt. Das gilt um ſo mehr, als die billigen eng— 
liſchen Stapelartikel, vor allem die Baumwollwaren, es 
ſind, in denen in erſter Linie die oſtaſiatiſche Konkurrenz, 


a 


wie es bereits in Oftindien und in Japan geſchehen iſt, 
ſich fühlbar machen wird, und als man annehmen darf, 
daß die Kaufkraft, die durch dieſe billigere Verſorgung 
mit inländiſchen Kleidungsſtoffen im chineſiſchen Volke 
zur Befriedigung höherer Bedürfniſſe gleichſam aus— 
gelöſt wird, auch dem rührigen deutſchen Handel und 
der aufblühenden deutſchen Induſtrie in beträchtlichem 
Maße zu gute kommen wird. 

Zweitens geſellt ſich ein wichtiger rein pſychologiſcher 
Umſtand hinzu. Das Geſchäft in den großen Maſſen— 
artikeln der engliſchen Baumwollinduſtrie, deren Aus— 
fuhr faſt ein Fünftel der Geſamtausfuhr Englands 
bekanntlich bildet, bewegt ſich ſeit Jahrzehnten — mit 
ganz unbedeutenden Wandlungen — in glatten, aus: 
gefahrenen Geleiſen; es geht den alten Lauf auch ohne 
beſonders ſorgfältige Pflege; es hat der jetzigen Gene— 
ration verhältnismäßig wenig Gelegenheit geboten, In— 
telligenz und Energie zu bethätigen, ſowie neue Erfah— 
rungen zu ſammeln; zugleich hat es durch ſeinen außer— 
ordentlichen Umfang dahin gewirkt, daß alle Artikel, 
für die ein großer Abſatzmarkt noch nicht beſtand, der 
Bearbeitung nicht wert erſchienen; ja, der engliſche 
Generalkonſul Brenan hat fogar behauptet, fein Lands- 
mann in China ſei beſorgt, feine gejellichaftliche Stel: 
lung zu ſchädigen, wenn er ſich auf gewiſſe Arten durch— 
aus ehrenwerten Geſchäftsbetriebes einlaſſe, die unter 
den deutſchen Kaufleuten ohne jegliche geſellſchaftliche 
Erniedrigung geübt würden. Der Deutſche hingegen, 
der erſt ſpäter auf dem Plane erſchien und für den es 
von Haus aus derartige große Maſſenartikel nicht gab 
und nicht gibt, nahm ſich, um ſich eine Stellung zu 


ſchaffen, auch des Kleinſten mit Liebe an; er intereſſierte 
fih für die Einfuhr von Nähnadeln, von Drahtſtiften, 
von Knöpfen, von jenem bunten Allerlei, das noch heute 
— aber nicht mehr ſpöttiſch, wie früher — German 
articles, German Nicknack oder Muck and truck trade 
genannt wird; er war bereit, den Chineſen mit allem 
zu verſorgen, „vom gewöhnlichen Streichholz bis zur 
Menagerie”, wie der erwähnte Gouverneur Hongkongs 
ſich ausgedrückt hat. Der Erfolg davon blieb nicht aus. 
„Die Deutſchen bringen,“ heißt es im amtlichen Bericht 
über die Enquete, die im Anſchluß an die bekannte 
Umfrage Chamberlains über die fremde Konkurrenz in 
den engliſchen Kolonien in Hongkong veranſtaltet wurde, 
„die Deutſchen bringen alles voran, für das eine Nach— 
frage vorhanden iſt. Es ſcheinen unanſehnliche Dinge 
zu ſein, aber es wird doch ein beträchtliches Geſchäft 
in ihnen gemacht. . . . Es mag anfänglich noch ſo un— 
bedeutend ſein, der deutſche Kaufmann fördert und treibt 
es, bis es ſchließlich ein recht anſehnlicher Handelsartikel 
geworden iſt. Er nimmt Artikel auf, die engliſche Kauf— 
leute zur Seite werfen als zu geringfügig, um ſich mit 
ihnen abzugeben.“ Dasjelbe wird ganz beſonders noch 
im Hinblick auf die chineſiſche Ausfuhr betont; in dieſer 
Beziehung ſagt der erwähnte engliſche Bericht: „Faſt 
die ganze Zunahme der Ausfuhr vom Oſten, ſoweit neue 
Artikel in Betracht kommen, iſt im Grunde den Deutſchen 
zuzuſchreiben. Sie ſind die erſten, die den Wert eines 
neuen Artikels erkennen, die erſten, die Verſuche mit 
ihm anſtellen, die erſten, die ihn nach Hauſe ſchicken, 
die erſten, die ausfindig machen, was für einen Markt⸗ 
wert er hat.“ Und das vielleicht Erfreulichſte an dieſem 
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für unſere deutſche Kaufmannſchaft ſo günſtigen Bericht 
iſt, daß auch von ſo ſachkundiger engliſcher Stelle aus 
die Thätigkeit der deutſchen Konkurrenten ausdrücklich 
als ein ehrlicher Wettbewerb — a fair business com- 
petition — in den meiſten Fällen anerkannt wird und 
ihre ſichtlichen Erfolge zurückgeführt werden auf „ihre 
ſehr große Intelligenz, große Sorgfalt und Umſicht und 
allgemeine Bildung“ (their very great intelligence, 
great painstaking and care and general information). 

In Verbindung mit dieſem gewichtigen engliſchen 
Urteil wird es einleuchtend, welche Bedeutung es gerade 
für uns hat, daß diejenigen Waren, die im Gegenſatz 
zu den Stapelartikeln in der chineſiſchen Einfuhrſtatiſtik 
unter der Ueberſchrift „Sundries“ oder Verſchiedenes 
zuſammengefaßt werden, im letzten Jahrzehnt den weit— 
aus größten Teil der geſamten Zunahme der chineſiſchen 
Einfuhr in Anſpruch nahmen, von 42 Millionen Taels 
im Jahre 1890 auf faſt 90 Millionen Taels oder rund 
270 Millionen Mark im Jahre 1898 ſich gehoben, in 
acht Jahren alſo mehr als ſich verdoppelt haben. 

Nun ift es ja richtig, daß dieje „Sundries“ neben 
deutſchen auch gar vielerlei Waren anderer Herkunft 
umfaſſen und daß die Stellung, die der Deutſche in 
der fremden Kaufmannſchaft Chinas einnimmt, wenig 
beweiſt für die Rolle, die die Erzeugniſſe deutſchen Ge— 
werbefleißes auf dem chineſiſchen Markte ſpielen. Die 
Thätigkeit des Kaufmanns iſt eben international; er 
vermittelt die Ware, die verlangt wird, und das iſt in 
unſerer Zeit entwickelter Weltwirtſchaft auf die Dauer 
die preiswerteſte, die unter gleichen ſonſtigen Umſtänden 
billigſte; woher die Ware, die er liefert, ſtammt, iſt 
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für den Kaufmann, wenn nicht gleichgültig, doch neben- 
ſächlich. Es iſt daher nicht nur natürlich, ſondern es 
iſt ſogar ein erfreulicher Beweis beſonderer Tüchtigkeit, 
daß der deutſche Kaufmannſtand im fernen Oſten auch 
mit anderen Ländern, als dem deutſchen Vaterlande, 
in ſo enger Geſchäftsverbindung ſteht, wie er es thut. 
Wäre das nicht der Fall, ſo hätte er niemals die Be— 
deutung gewinnen können, die er heute hat. 

Von den 73 Geſellſchaften, die im Jahre 1897 von 
den deutſchen Firmen in Hongkong vertreten wurden, 
waren 27 nicht deutſch; von den 40 deutſchen Handels— 
häuſern in Schanghai betrieben etwa 10 einen bedeu— 
tenden Handel mit England, den Vereinigten Staaten 
und Belgien; ſelbſt Armſtrong, Krupps großer Rivale, 
iſt dort nicht von einer engliſchen, ſondern von einer 
deutſchen Firma vertreten. Deutſche Handelshäuſer 
haben, wie bereits angedeutet wurde, die Ausfuhr in 
einigen chineſiſchen Artikeln, gleichgültig wohin ſie be— 
ſtimmt ſind, faſt monopoliſiert; die bedeutende Ausfuhr 
chineſiſcher Strohmatten und Feuerwerkskörper nach den 
Vereinigten Staaten liegt faſt ganz in ihren Händen. 
Und auch ein großer Teil fremder Erzeugniſſe wird 
durch fie nach China eingeführt, jo insbeſondere Textil— 
waren, Eiſenwaren und Maſchinen aus England, Textil: 
waren und Petroleum aus Amerika, Eiſenwaren aus 
Belgien u. ſ. w. 

So beſteht allerdings noch ein erheblicher Unterſchied 
zwiſchen der Stellung des deutſchen Kaufmanns in China 
und der Stellung deutſcher Induſtrieprodukte auf dem 
chineſiſchen Markt. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß bisher nicht immer 


alles gethan ift, dieſen Unterſchied zu verringern. Die 
deutſche Induſtrie und auch die deutſche Kapitalkraft 
haben oft verſagt, den Weg nicht beſchritten, den ihnen 
die Unternehmungsluſt des deutſchen Kaufmanns ebnete. 
Anfänglich war das nicht verwunderlich. Es mangelte 
der deutſchen Induſtrie in der Regel an der Leiſtungs— 
fähigkeit, um ſiegreich im internationalen Wettkampf 
in China vordringen zu können; und als ſie mit der 
Zeit mehr und mehr durch zielbewußte Arbeit dieſen 
Mangel auszugleichen wußte, da fehlte es an einem 
zweiten Erfordernis, das außerhalb der Heimatgrenzen 
einen Erfolg nur verbürgt, an dem in ſeiner Wichtig— 
keit ſehr oft unterſchätzten Verſtändnis für die Bedürf— 
niſſe des ausländiſchen Marktes. Statt den Erforder⸗ 
niſſen des fremden Marktes, mochten ſie auch noch ſo 
wunderlich, nebenſächlich, willkürlich, ja unrichtig er— 
ſcheinen, in der Ware ſelbſt, ihrer Aufmachung und 
Verpackung mit peinlicher Sorgfalt ſich anzupaſſen, 
ſuchte fie, teils aus Bequemlichkeit, teils aus Gedanken— 
loſigkeit, teils ſogar in guter Abſicht, dem fremden 
Markte aufzuzwingen, was ihr am beſten paßte und ihr 
am beſten ſchien. In dieſer und in anderen Beziehun— 
gen krankte die deutſche Induſtrie noch lange an den 
Anſchauungen des nur nach der engen Heimat urteilen— 
den Binnenländers. Und jetzt, wo ſie beginnt, von 
dieſen Kinderkrankheiten, die manchen auch deutſchen 
Kaufmann den Verkehr mit ihr lieber meiden ließen, 
ſich zu erholen und neben größerer Kraft ein feineres 
Verſtändnis für den Weltmarkt, auf den ſie immer 
mehr mit ihren Erzeugniſſen ſich angewieſen ſieht, zu 
zeigen, jetzt verſagt ſie China gegenüber vielfach aus 
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einem dritten Grunde: ſie iſt infolge des wirtſchaftlichen 
Aufſchwungs der letzten Jahre mit anderen näher liegen— 
den Aufgaben zu ſehr in Anſpruch genommen. So 
erfreulich das im allgemeinen auch klingt, ſo iſt es 
doch vom Standpunkt des Chinahandels aus ſehr zu 
bedauern; es iſt lebhaft zu wünſchen, daß vielmehr ge— 
rade jetzt das Intereſſe für den chineſiſchen Markt ſich 
auch dann bei uns eifrig bethätigt, wenn der zu machende 
Gewinn den Vergleich nicht aushält mit Gewinnen, 
die von anderen Seiten erwachſen; denn es handelt ſich 
gerade jetzt vielfach nicht nur darum, ein einmaliges 
Geſchäft zu machen, ſondern ſeinen Anteil ſich zu ſichern 
an der vorausſichtlichen Entwickelung des chineſiſchen 
Abſatzmarktes, vor allem Eiſenmarktes, eine Aufgabe, 
die insbeſondere die Fabrikanten Nordamerikas klarer 
erkannt zu haben ſcheinen, als viele unſerer deutſchen 
Fabrikherren. 

Wenn aber die deutſche Induſtrie genügendes Können, 
genügendes Verſtändnis und genügendes Intereſſe für 
den chineſiſchen Markt in Zukunft in noch höherem 
Grade als bisher beweiſt, dann hat ſie alle Ausſichten, 
den ihr zukommenden Anteil an der Verſorgung des 
chineſiſchen Marktes reichlich ſich zu erringen. Denn 
gerade der erhebliche Unterſchied, der zwiſchen der Stellung 
des deutſchen Kaufmanns in China und der Stellung 
der deutſchen Induſtrieprodukte auf dem chineſiſchen 
Markt beſteht, iſt im Hinblick auf die Zukunft für ſie 
ein Vorteil. Gerade weil das Geſchäft des deutſchen 
Chinakaufmanns noch nicht mit deutſchen Waren gleich— 
ſam geſättigt iſt, wie es mit engliſchen Waren beim 
Geſchäft des engliſchen Kaufmanns ſeit lange der Fall 
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iſt, gerade darum genießt unſere deutſche Induſtrie in 
der Zukunft Vorzugschancen vor der engliſchen. Der 
engliſche Kaufmann und engliſche Induſtrielle bethätigten 
faſt gleichzeitig ihr Intereſſe für den oſtaſiatiſchen Markt; 
bei uns Deutſchen hingegen war es jahrzehntelang 
der Kaufmann ſo gut wie allein, der ſich hinauswagte 
in die weite Welt und in ferner Fremde erfolgreich 
eine Stellung ſich ſchuf; viel, viel ſpäter begann der 
deutſche Induſtrielle, der erſt den einheimiſchen Markt 
ſich erobern mußte, den Blick auch über die Grenzen 
der Heimat zu erheben. Schwingt ſich die deutſche 
Induſtrie in ihrer Leiſtungsfähigkeit, ihrem Verſtändnis 
und Intereſſe für den fremden Markt, wie es ihr ſo 
vielfach bereits gelungen iſt, zu der Höhe des fremden 
Konkurrenten auf, dann wird ihr auch der frühreifere 
Bruder, der deutſche Kaufmann im fernen Oſten, ſeine 
wirkſame Hilfe nicht verſagen. Vielleicht wird der 
einzelne deutſche Chinakaufmann manchmal den Wunſch 
haben, beſtehende, ſorgſam aufgebaute Geſchäftsverbin⸗ 
dungen, auch wenn ſie nicht deutſch ſind, durch Ein— 
führung neuer deutſcher Marken nicht zu ſtören, im 
ganzen wird unſere deutſche Kaufmannſchaft in China, 
wie ſie es vielfach unter oft mißlichen Verhältniſſen ſchon 
in der Vergangenheit gethan hat, in weit höherem 
Maße auch in der Zukunft für unſere deutſche Induſtrie 
die vorwärtsſtrebende Energie des Pioniers bewähren, 
durch die fie ſich auszeichnet vor der engliſchen Kauf: 
mannſchaft, die mehr den alten Beſitz zu verteidigen 
als Neues zu erobern hat und die mehr die der Ver⸗ 
gangenheit zugewandte Gemütsſtimmung des beatus 
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und das unbequeme Trachten nach arbeitſamer Erwei— 
terung desſelben weniger kennt. 

Alles das begründet auf dem chineſiſchen Markt für 
unſere deutſche Induſtrie eine Vorzugsſtellung, wie ſie 
die keines anderen Volkes auch nur annähernd genießt. 
Was kann unſere Induſtrie alles erringen, wenn es 
ihr gelingt, dieſe Vorzugsſtellung — womit ſie kaum 
begonnen hat — auszunutzen. Beträgt doch die Ein— 
fuhr deutſcher Waren nach China heute noch nicht ein 
Fünftel der dortigen Einfuhr engliſcher Waren und 
ſtehen wir doch noch in einer Zeit, wo erſt zaghafte Ver— 
ſuche einer energiſchen Erſchließung Chinas anfangen, 
einer Erſchließung, deren Tragweite — wie wir ſahen 
— außerordentlich iſt, ſelbſt wenn nur der in Japan 
ſo ſchnell erreichte Grad an Aufnahmefähigkeit in dem 
großen, nahezu 400 Millionen Menſchen umfaſſenden 
Reiche erzielt wird. 

Wie in der angedeuteten kaufmänniſchen Tüchtigkeit 
und Rührigkeit eine Garantie liegt, daß der deutſche 
Kaufmann im fernen Oſten, auch bei der wahrſcheinlich 
noch ſich verſchärfenden Konkurrenz, ſeine bereits er— 
rungene Stellung wird behaupten und ausbauen können, 
ſo darf man eine beſondere Garantie dafür, daß dieſe 
Stellung bei der Eroberung dieſes großen Abſatzgebietes 
der Zukunft unſerer heimiſchen, immer leiſtungsfähiger 
und weltmänniſcher werdenden Induſtrie in ſteigendem 
Maße zu gute kommen wird, darin wohl erblicken, daß 
der deutſche Kaufmann in Oſtaſien und insbeſondere 
in China faſt ausnahmslos Deutſcher geblieben iſt, trotz 
des internationalen Charakters ſeines Geſchäfts, trotz 
der vielfachen Verflechtung mit engliſchen Intereſſen, 
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trotz der häufigen Annahme von engliſchen Sitten und 
engliſcher Sprache, ein Deutſcher im Grunde ſeines 
Weſens, mit lebhaftem Nationalbewußtſein, mit deutſchem 
Fühlen und Denken, wie es jüngſt auch Prinz Heinrich 
bei ſeiner Rückkehr nachdrucksvoll hervorgehoben hat. 
Dieſes Feſthalten des Deutſchen an ſeiner Nationalität, 
das hier einen ſo erfreulichen Gegenſatz zu vielen anderen 
Ländern der Erde bildet, hängt ſicherlich zum Teil mit 
der Jugendlichkeit der europäiſchen Anſiedelungen in 
China, dem beſtändigen neuen Zuzug aus der Heimat, 
dem Zahlenverhältnis zwiſchen Deutſchen und Engländern 
und insbeſondere auch dem Umſtand zuſammen, daß in 
China die rechtliche Möglichkeit der Umwandelung in 
einen Oſtaſiaten nicht beſteht; entſcheidend war aber 
unzweifelhaft, daß es ſich bisher für den Deutſchen, der 
nach China zog, nie um den dauernden Abſchied von 
der Heimat handelte, daß vielmehr ſtets die ans Water: 
land kettende Hoffnung beſtand, nach einer mehr oder 
minder langen Reihe von Jahren wieder dauernd nach 
Hauſe zurückzukehren. Es ſieht jedoch ſo aus, als 
ſchwänden langſam die Gründe, die zu dieſer Hoffnung 
berechtigen, als ſollte auch in China, wie in den anderen 
Teilen der gemäßigten Zone, eine dauernd dort ſeß— 
hafte fremde Kolonie langſam in größerem Umfang 
ſich entwickeln. Damit wird auf die Dauer auch hier 
das Feſthalten an der eigenen Nationalität für die 
meiſten zur bloßen Zweckmäßigkeitsfrage; und für ihre 
Entſcheidung pflegt es erfahrungsmäßig von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung zu ſein, ob das deutſche Bürger⸗ 
recht die gleiche Gewißheit dauernden wirkſamen Schutzes 
bietet, wie das fremde, etwa das engliſche in Hongkong. 
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Bezeichnend in vieler Hinſicht iſt noch heute ein jetzt 
oft citierter Brief, den der kaufmänniſche Konſul eines 
deutſchen Küſtenſtaates in einer Hafenſtadt an der Weſt⸗ 
küſte Amerikas im Jahre 1845 ſeinem Bremer Freund 
ſchrieb; in ihm hieß es: „Es fehlt uns dort — in 
Deutſchland — wie hier im Auslande die Protektion 
der Regierung, die mit den Waffen, wie England und 
Frankreich es thun, uns Kaufleute unterſtützen ſollte. 
Wir Deutſche im Auslande müſſen uns in ſtreitigen 
Fällen durch England, Frankreich oder die Vereinigten 
Staaten beſchützen laſſen, weil unſere Fürſten uns nicht 
helfen. Man gibt uns zwar Miniſter (Geſandte) in 
Oberheimlichen Kammerherren ꝛc., aber die armen Leute 
ſtehen wie die vergoldeten Eierſchalen auf ihren Poſten, 
da fie keine Stützen haben und ihre gerechten Forde- 
rungen nicht mit Gewalt bekräftigen können. Daß 
wir Deutſche unter ſolchen Umſtänden uns noch immer 
ohne Händel durchſchlagen, iſt bewundernswert, aber 
die desfallſigen Schwierigkeiten und die täglich ſich 
mehrende Ueberzeugung, daß wir von unſerem Vater⸗ 
lande keinen Schutz erwarten dürfen, macht uns auch 
immer gleichgültiger gegen dasſelbe, und man ſagt mit 
Recht, daß es im Auslande keine ſchlechteren Patrioten 
als die Deutſchen gäbe, ja, daß wir oft lebhafteren 
Anteil an England und an Frankreich nähmen als an 
Deutſchland.“ 

Möchten dieſe traurigen Zuſtände nicht ferner Zeiten 
niemals wiederkehren und, ſoweit ſie noch beſtehen, 
völlig überwunden werden! Vieles iſt ja anders ge— 
worden, ſeitdem die Kraft des deutſchen Volkes geeint 
iſt. Aber unſere gefürchtete Landmacht vermag uns 
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auf die Dauer nur unjere angejehene Stellung und 
den Frieden auf dem europäiſchen Kontinent zu ſichern. 
Außerhalb des Feſtlandes unſeres kleinen Erdteils, auf 
dem großen Schauplatz der Welt, auf dem unſere 
Intereſſen ſchon tauſendfach feſtgewurzelt ſind und in 
immer ſtärkerem Maße infolge unſerer ſchnellen Be- 
völkerungsvermehrung notwendig Wurzel ſchlagen, ver— 
mag uns nur eine ſtarke Flotte auf die Dauer eine gleich 
geachtete und geſicherte Stellung zu wahren. Möchten 
wir den Zeitpunkt nicht verſäumen, rechtzeitig auch zur 
See unſere vorhandene Kraft zu einer Macht zu ent- 
wickeln, daß wir nicht nur Staaten wie China gegen- 
über unſeren Willen ſtets mit ähnlichem Nachdruck zu 
äußern vermögen, wie andere Völker, denen wir uns 
ſonſt gleich zu ſein dünken, ſondern daß auch die Furcht 
vor unſerer heimiſchen Schlachtflotte einen jeden unſerer 
Konkurrenten, auch den mächtigſten, zurückhält von will⸗ 
kürlichen Eingriffen in die deutſche Handelsentwickelung, 
von jeglicher Verletzung unſerer deutſchen Flagge! 
Dann wird es gelingen, eine Aufgabe zu erfüllen, die 
leider zu lange ſchon vernachläſſigt wurde. Dann wird 
es gelingen, den reichen Ueberſchuß unſerer Volkskraft 
endlich wirklich in nationalem Intereſſe nutzbar zu 
machen, den reichen, alle anderen Nationen weit über— 
treffenden Ueberſchuß unſerer Volkskraft, der uns vor 
allem anderen eine natürliche Anwartſchaft darauf gibt, 
in der Reihe der führenden Völker der Erde zu bleiben 
auch in einer Zukunft, der das Aufkommen großer 
Reiche, wie die Weltgeſchichte fie noch nicht kennt, augen- 
ſcheinlich das Gepräge geben wird. Dann wird auch 
der Deutſche im Ausland nicht ſo leicht ſeinem Vater— 


lande untreu werden, nicht mehr faſt ganz als Völker⸗ 
dünger dienen zur Stärkung unſerer Rivalen! Dann 
werden wir endlich auch außerhalb unſeres Vaterlandes 
die Früchte ſelbſt ernten, die deutſche Kraft und deutſcher 
Fleiß und deutſche Bildung in ſo reichem Maße dort 
reifen! 


